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Vorwort zur ersten Auflage. 



Der mir von massgebender Seite geäusserte Wunsch, das römische 
Staatsrecht in übersichtliche und fOr Juristen, die nicht zugleich Philo* 
logen sind, ausreichende Gestalt gebracht zu sehen, hat mich ver- 
arilasst diesen kurzen Abriss desselben zu entwerfen. Dass für lebendige 
Anschauung und princ!j)ielle;s ^ erständnis des röniisehen Privatrechts 
und Pri?atprozesses es nicht genügt zu wissen, dass der Prätor die 
rechtsprechende Behörde ist und der Geschworne ittdex heisst, ist 
ebenso einleuchtend wie die Eutbehrhclikeit für den Rechtskundigen 
der meisten Spezialitäten des öfifentlicheu Bechts des Römerstaats und 
fleJnes ebenso nothwendigen wie beschwerlichen philologiach- anti- 
quatischen Apparats. Hier ist der Versuch gemacht worden die 
wesentliehen Momente des (Jiientlichen Bechts der Römer systematisch 
zu ordnen unter Weglasauig der knapper Zusammenfassung nicht 
Ahigen Belege. Wenn es unsuUssig ist mit unbewiesenen Behaup- 
tungen öffentlich aufzutreten, SO wird es, wo mit Anschluss des 
kurzen letzten Abschnitts die Belege in einem ausführlicheren Werk 
vorgelegt sind, einer so anspruchslosen Arbeit, wie die vorliegende 
ist, gestattet sein dafür auf dieses zu verweisen. 

Untergegangen ist das öffentliche Recht der Römer so wenig wie 
ihr Privatrecht. Die fachmässige bei aller Schädigung dennoch ge- 
schlossene Ueberlicferung, welche uns von diesem geblieben ist, fehlt 
allerdings für jenes; aber die historisdie und selbst die pseudo-histo- 
rische XTeberlieferung tritt dafbr deckend und in mancher Hinsicht 
Uberlegen ein. Insbesondere yon der ältesten Epoche, für welche die 
priTatrechtliche Kunde in der Hauptsache versagt, ist uns hier in Insti- 
tutionen und Traditionen ein Abbild ohne Farben, aber nicht ohne 
feste Umrisse aufbewahrt Vor der Plattheit derjenigen historischen 
Forschung, welche das was sich nie und nirgend begeben hat> bei 
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Seite lassen zu dürfen meint, sehfltjBt den Juristen seine genetisdieB 
Verständniss fordernde Wissenschaft. 

Das römische Gemeinwesen vom König Romulus bis auf den 
Kaiser Diocletian und in raschem Ueberbliek auch die diocletianische 

Restauration, die nach römischer Zahlung anderthalb Jahrtausende 
umfassende und wahr8chein!if]i von ilir ehf r vpikürzte als verlängerte 
ununterbrochene staatliche Entwickeluiig einer politisch hochbegabten 
und melir als irgend eine andere auf sich selbst gestellten I^atiou 
ist der Gegenstand dieser Darstellung. 

Wenn die reciite Ordnung alles Verständnisses Sehl (Issel ist, so 
stellen sich dieser hier ungewöhnliche Schwierigkeiten entgegen. Noch 
in höherem Grade als in dem Privatrecht sind wir hier auf uns selbst 
angewiesen; eine auch nur annfthemd systematische UeberliefiBrung 
aus dem Alterthum besitasen wir fttr das Staatsreciit nieht Aber auch 
in der Sache selbst liegen die Hindemisse* Die einzelnen Institute 
-sind historisch entstanden, also irrationell; man muss ein jedes sowohl 
in seiner Selbständigkeit zusammenfassen wie audi nach seinen oft 
sehr mannichfaltigen politischen Functionen auseinanderlegen. Vor 
allem das Zusammenwirken der Magistratur mit den Comitien und 
dem Senat, der Angelpiinct der röinisrhon Ordnunc pr«rhwprt die für 
die Darlegung unerlässliche Treu mm .,' und Wiederholungen lassen 
sich nur beschränken, nicht vermeitien. 

In diesem Abriss habe ich, schärfer als in der an den Ap])arat 
gefesselten iuisführliclien Darlegung, versucht den systematischen 
Zusanmieiihaug klar zu stellen, im ersten Buch die Bürgerschaft und 
das Reich, im zweiten die Magistratur allgemein, im dritten die ein- 
zelnen Aemter, im vierten die einzelnen Amtsfunctionen, im Iftnften 
die Comitien und den Senat entwickelt. Vielleicht ist es ein Vorzug 
der für diesen Abriss gebotenen Kürze, dass die staatliehe Ordnung 
dadurch in ihrer Gliederung deutlicher hervortritt. 

Berlin, im Mai 1893. Mommsen. 

Die zweite Auflage giebt einen unveränderten Abdruck der ersten, 
nur dass ein Register zugefügt worden ist 

Leipzig, im Mai rJu7. Binding. 
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I. Das Gotcbiiclit und das Hrsprlngliclie Bilrgamclii 



Wenn das römische Staatsrecht , das wie alles Recht den Staat o«ichiecht 
voraussetzt, von Hypothpf!f»n nhoy voistaatliche Zustande abzusehen ooiMiad*. 
bat. so wird es dennocli gestattet sein darauf hinzuweisen, dass das 
sogenannte Mutterrecht, das heisst die Tgnorinmg der Zeugung für die 
RecUtsstelluiig der Person uud die Basirung der gesellschaftliclien 
Ordnung lediglich auf die Gebort, als n&chste Yontnfe des römischen 
Staatswesens nicht gedacht werden kann, vielmehr die Ehe, und iwar 
wahrscheinlich die monogamische, da anf einstmalige Polygamie keine 
Spur hinführt, mit ihren rechtlichen Gonsequenaen die Keinuselle des 
römischen Staats gewesen sein wird. Auf der Ehe ruht das auf 
sich selbst gestellte Geschlecht, allem Anschein nach die Vorstufe 
der, römischen Staatsbildung; der römische Staat der ältesten er- 
kennbaren Zeit kann nur als die Zusammenfassung neben einander 
stehender Geschlechter, aber auch umgekehrt das römische Geschlecht 
nur als im Staate begrifieu gedacht werden. 

Das Oescblecht umfasst alle iniiniilichen und weiblichen Personen, B^griir 

d H -H Ol^ 

welche von einem gemeinschaftlichen Stammvater in männlicher Linie »«»«cbu. 
durch rechte Ehe abstammen oder als von ihm abstammend gelten, 
wobei, wo die Zwischenglieder nicht genfigend nachgewiesen werden 
kdnnen, eine namentlich in dem gleichen Geschlechtsnamen zum Aus- 
druck gelangende Bechtsvermuthung zum Erweis der Zugehörigkeit 
genOgt. Die Zugehörigkeit ist noth wendig exdnsiT; wie nur einen 
Vater kann man nur ein Geschlecht liaben. Obwohl die Gesehleehts- 
zugehöril^it auf der Thatsache der Zeugung beruht, wovon auch 
die Benennung entlehnt ist, ist sie dennoch ein Kechtsbe griff, da die 
Zeugung in rechter Klie mit den daran herkömmlich auknüpfendeu 
ßechtsvermuthungen dabei zu ürunde liegt. 

Wie dajj Geschlecht selbst, so ist auch die Stellung der Person rrm-uund 
innerhalb desselben nicht im Staate erst entwickelt, sondern mit dem oe«ckuctiu 

1* 
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Gescblecht tthernommen worden. Sie wird bedingt durch das Ein- 
greifeu des Eigenthiunsrechts, welchen ursprünglichen, in der griechi- 
schen Entwicklung frtth überwundenen Charakter die römische Haus- 
berrliehkeit Us in spate Zeit bewahrt bat. Das Weib ist der Geadilecbts- 
gemeinscbaft fähig und priTatrechtlich dem Manne wesentlich gleich^ 
gestellt; aber obwohl sie selber Eigentum haben kann, ist sie eben- 
falte Gegenstand des Eigenthnms. Es wird dieser Begriff in so unver- 
httUter Nacktheit auf sie angewendet, dass noch nach Zw6lftafelreeht 
die Ehefrau wie jede andere bewegliche Sache durch jährigen Besita 
dem Manne erworben wird. Ja die Unterthänigkeit des Weibes kann 
nach älterer Ordnung nur gewechselt, nicht gelöst werden: sie tritt 
aus dem Eigenthum des Vaters in das des Gatten und, wenn beide 
fehlen, in das der nächsten mäTinlichen Verwandten, deren Gewalt 
tiber die Frau, wie die Behandlung des Fraueugutes und des Straf- 
rechts über Frauen zeigt, ursprünglich eben auch eine hausherrliche 
gewesen ist. Wenn ihr griechischer „Herr"' {xigiog) in geschichtlicher 
Zeit nichts ist als ihr Vormund, so hat das Herrenrecht über die 
Frau in der rdmischen Entwicklung, wie die allmäblicbe Beseitigung 
des weiblichen Eigennamens und ihre Benennung naeh der blossen 
GescblechtSKugebdrigkeit und der Nummer in der Kinderreihe dies 
zeigt, wenigstens in der rQcksiehtslosen Folgerichtigkeit der Theorie 
in der lebendigen Zeit der römischen Entwicklung sich eher YOrsehärft 
als geraind rt , bis in dem späteren Reich die Gegenwirkung des 
hellenischen Wesens auch auf diesem Gebiet sich gelti nd machte. — 
Nicht geringer, ja privatrechtlich noch stärker ist die Gewalt des 
Ascendenten über seine Descendenz: auch diese Hausherrliclikeit ist 
einfach Fitrenthum und gestattet dem Ascendenten sogar die Ver- 
äusserung des Sohnes und des Enkels. Sie ist nach Ältester Ordnung 
ebenfalls insofern unlösbar, als ihr bei Lebzeiten des Vaters selbst 
mit dessen Willen kein Ziel gesetzt werden kann. Wohl aber löst sie 
sich durch den Tod des Vaters für mündige Kinder schlechthin, und 
die far unmtlndige Kinder in solchem Fall eintretmde Yormundsehaft 
ist Toa Haus aus eine blosse Hut und durch Endtermin begrenzt. Die 
mtlndigen Geschtechtsangehörigen m&nnlichen Geschlechts stehen un« 
abhängig und gleichberechtigt neben einander. 
J»wii^ Indem das römische Volk das Geschlecht in sich aufnahm, wurden 
i^SSL Sfttse, die Unfähigkeit der Frau zu eigener Gewalt und das 
Eigentbnmsrecht des Vaters an ihr und an dem Sohne wohl mit über- 
nommen, aber zugleich blieb der letztere für die Rechtsstellung inner- 
halb der Gemeinde ausser Anwendung. Es entwickelt sich der zwiefache 
Begriif der vollen und der bloss politischen Rechtsfähigkeit: neben 
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dem SkUven und dem AiulAnder, welche privatreditlieh dem Eigen- 
thnrn tmterliegen oder in diBselbe eratreten kOonen und denen die 
private wie die staatliche Reehtiftliigkeit mangelt, stehen die Penonen 

in der QewAlt, welche ebenfalls privatrechtlich dem Eigenthum unter- 
liegen, aber publicietisch rechtsfähig sind und darum im GegensatE 
zu den Sklaven des Hauses die Benennung libfi'i führen. Die Bürpjer- 
schaft wird also ejebildet aus sftinmtlicben Genossen der staatlich ver- 
eiuigteu lieschlechter ; die Zugehörigkeit zu derselben ist nichts als 
die Zugehörigkeit zu einem von dem römischen Gemeinwesen um- 
fassten Geschlecht, jeder gentüis als solcher quiris, welches die Älteste 
Bezeichnung des Bürgers ist, im Gegensatz sowohl zu dem dem 
Ttkmisehen Staat als Sache angehörigen Mensehen, dem Sklaven wie 
aueh zu dem ausserhalb des römischen Staats stehenden Fremden. 
Auch die Ezclusivit&t abertrftgt sich von dem Geschlecht nothwendig 
auf das Volk; die Gewinnung des rOmiscben Bflrgerreehts ist unver- 
einbar mit dem Besitz eines anderen von Rom anerkannten, und um- 
gekehrt hört das römische Bürgerrecht von Rechts wegen auf, wenn 
der Borger in nach romischer Anschauung rechtsgültiger Weise in eine 
andere Bürgerschaft eintritt. 

Als HeschlechtsgenoRsenschaft und Btirgei-schaft aufhörten sirh zu scheidimt*. 
decken und der letztere Kreis, wie dies im vierten Kapitel ge/t i^t^^jSSin/ 
werden wird, einen weiteren Umfang erhielt, schwand die Bezeichmmg ^BoJji- 
quiris vor der späteren civit und kommt für die [(iesciileclitsgeiiosseu, 
welche seitdem unter den Bürgern als Erbadel eine bevorzugte Stellung 
einnehmen, im Ansehluss daran, dass im strengen Sinn des Wortes 
sie allein rechter Ehe und rechter Vaterschaft fthig sind, die disttnc* 
tive Bezeichnung auf der V&ter, palires, welche in den ZwOlftafisln 
gebraucht wird, oder auch der Vaterkinder, palineiit welche späterhin 
dafür eintritt. 

Die Handlungsfähigkeit fehlt dem dem Staat einverleibten Ge- iun«iiido 
schlecht und ist, wenn sie in der vorstaatlichen Epoche ihm zukam, «^Mait^ 
durch die KinverkiliuiiLr ihm verloren und auf den Staat übergegangen.*^*" 
Den Magi^^ttateu und den Comitien des Staates gegenüber ist das 
Geschleclit iiauptlos und die Genossen desselben unfähig zur Be«;chlu8S- 
fassung; es giebt für dasselbe wohl Gemeinschaftlichkeit der Gottes- 
verehruDg, aber keine sacrale Vorstandschaft, wohl Sondergebräuche, 
aber keine Sondergeeetse. Die Wahrung der Geschlechtsrechte sowie 
die Fsstsetzung der nothwendig erscheinenden Abweichungen von der 
allgemeinen Geschlecbtsordnung liegen nicht dem dnzelnen Geschlecht 
ob, sondern, wie dies weiterhin entwickelt werden wird, der Gesammt- 
heit aller Geschlechter, das heisst dem Staate durch seine Priester 
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und Beamte und schliesslich durch seine Comitien. So wenipsteng 
tritt uns in historischer Zeit das Geschleclit rntLrofion. Wenn dieser 
Unterwerfung desselben unter die Gesamtiieit Känii)fe und Krisen 
voraufgegangen sind, die Hauptlosigkeit des Geschlechts vielleiciit erst 
in harter Arbeit erstritten worden ist, so ist doch selbst die Erinnerung 
au eine andere Ordnung verschallen; der grosse politische Grund- 
gedanke, dass die etaatliche Einigung die Selbständigkeit des einzelnen 
Theils &ii88chlie86t, ist Bieber in Rom sehen in diesem ersten und 
vielleicht schwenten Abschnitt der politischen Entwicklung begriffen 
Q^äbtAi ^ durchgefahrt worden. Frivatreehtlicb dagegen hat das Oesehlecht 
^xSSl^ als einheitliches Rechtssubject sich länger und in gewissen Consequenzen 
bis in die Kaiserzeit hinein behauptet. Ftlr den privaten Territorial- 
besitz ist ursprünglich wahrscheinlich nicht der einzelne Bürger der 
Träger gewesen, sondern das Geschlecht; und wenn, wie dies nicht wohl 
anders gewesen sein kann, auch fler Heerdienst einstmals allein den 
Patririern obgelegen hat, so ist er hieuach darum nicht weniger auch 
daiuitls schon mit dem privaten Bodeneigenthum verknüpft gewesen. 
Wenngleich dieser Geschlechtsgrundbesitz schon in vorhistorischer Zeit 
dem individuellen Bodeneigeuthum gewichen ist, so sind das Geschlechts- 
erbrecht so wie die Geschleehtsvormundschaft sowohl in den zwölf 
Tafeln anerkannt wie auch noch lange nachher praktisch angewandt 
worden. Allerdings ist dabei wohl nicht das Geschlecht als solches als 
Rechtsträger gedacht, sondern es werden die sämmtlichen Geschlechts* 
genossen ebenso wie die rechtsgleichen Agnaten zur concurrirenden 
oder electiven Ausübung dieser Rechte berufen. Auf eine auch 
nur pri\nt rechtliche Vertretung des Geschlechts als solchen fahrt 
keine Si)ur. 

fSlwtddel^ Das (Geschlecht kann durch den Staat und dessen (iesetz nicht 
„y^i^, geschaffen werden; wohl aber kann, soweit die nationale ^Gleichartig- 
keit reicht, das einen» stammverwandten Staat angchörige Geachlecht 
aus diesem gelöst und mit dem römischen vereinigt werben, und 
ebenso können mehrere stammverwandte Gemeinden sich zu einer 
einzigen verschmelzen. Auf dem einen und dem anderen Wege hat 
sich das patridsche Rom allem Anschein nach lange Zeit hindurch 
durch den Zutritt weiterer Geschlechter erweitert. Von solcher Ein- 
reihung der Geschlechter, vor allem von dem Aufgehen dreier Ge- 
meinden in Rom und von der Einzelaufnahme der Claudier unter die 
römisch'^) Geschlechter haben sich in den Anfangen der historischen 
Ueberlieferung Nachrichten erhalten, die ihrer (irundlage nach '-glaub- 
würdig erscheinen. Indess fiel diese Receptiou neuer Geschlechter weg, 
als die Patriciergemeinde, wie weiterhin gezeigt werden soll, das Recht 
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der Gesetigebiiog verlor und flberfaaiipt zu fnnktioniren auflidrto: die 
patrieiseb-plelwgische BftrgerBcliaft koonte wohl dem Eliuelneii das 
Bürgerrecht verleihen, aber für die Aalbahine des Geschlechts in deo 
Patricierverband fehlte es seitdem an einem Organ und in historischer 
Zeit hat sie nicht stattgeftmden. — Wie das Geschlecht vom Staat 
nicht geschaffen ist, kann es auch von ihm nicht aufgehoben werden : 
es bleibt, bis es ausstirbt. Ausscheidung dagegen durch l 'ebertritt eiues 
römischen in einen anderen Staats verband ist rechtlich statthaft und 
wird in ältester Zeil itei Gehietsahtretiuif? auch vorgekonimen sein, 
wenngleich die patriotische Anualenredaction davon nichts weiss. — Eine ^^Jj^j^j^Jj^T 
geschlossene Zahl der Geschlechter kann es hiernach zu keiner Zeit ge- 
geben haben. Die römische Crsprungslegendc, auch hierin schematisch, 
setit als Keim der Gemeinde hundert keinem anderen Staat ange- 
hörige MAnner und hundert von diesen durch Baub gewonnene Weiber 
an und verdeutlicht, indem sie diese hundert Paare als die Älteste 
Geschlechtergemeinde fasst, den dem Geschlecht su Grunde liegenden 
Begriff der agnatischen Descendenz. Diese Rechtsfibtion darf daran 
nicht irremachen, dass das Geschlecht aadi nach römischer Auflassung 
in seinem Bestehen und in seinem Vergehen vom Staat unabhängig und 
also der legalen Normirung entzogen ist. Noch weniger kann bei den 
i^esrhlochtern die Kopfsahl der Augehörigen jemals auch nur auD&hemd 
gleich gewesen sein 

l)as Geschlechtsrechl kann nur erworben werden durch EinLniL v.,rieiiiu»ig 
in ein bestehendes Geschlecht : iu lividuelle selbstiludige Erwerbung a»t« ta der 
desselben würde auf die Schafimig eines neuen Geschlechts hinaus- 
laufen, welche nach dem eben Bemerkten rechtlich unstatthaft ist. 
Darüber hat sich indess die beginnende Monarchie hinweggesetzt und 
die individuelle Verleihung des Patriciats in der Weise zugelassen, 
dass der neue Patricier gleich dem Senator des Romulns als Gescblechts- 
haupt angesehen wird. Nachdem der Patrieiat in der republikanischen 
Entwicklung zum Erbadel geworden war, geseilte die Monarehle ihm 
den erbliehen Briefadel bei, ohne dass indess das Institut wesentliche 
Bedeutung erlangt hätte. Durch Constantin wurden diese erblichen 
Adelsrechte aufgehoben und es wird der Patriciertitel seitdem mit 
gesteigertem Rang, aber als höchster Personenadel von der Regierung 
verliehen. 

Der Eintritt in das Geschlecht erfolgt regelmässig, gleich dem ^^"^ 
Eintritt in die vaterliche Gewalt, durch Zeugung von einem römischen 
GeschlechtsgeDOssen in rechter Ehe, wobei für den letzteren BegriflF «feburt. 
die zur Zeit bestehende Rechtsordnung zu Grunde gelegt wird; es 
kommt also der Rechtsstand der Mutter nur insoweit in Frage, dass 
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sie XU dem Vater in Ehegeneinsehaft (cm m kii t m) gestanden liabeii 
muBS. — Abgesehen von der Zengung kann der Eintritt in das 

Geschlecht erfolgen: 
4«nk a» i, wahrscheinlich durch die älteBte Ehe. Da die formale Ehe Ton 

Bha, 

Keclits wegen die väterliche sowie bei der vaterlosen Frau die vor- 
mundschaftliche Gewalt bricht und die eheherrliclie begründet, so kann, 
falls der Gatte einem anderen Geschlecht oder gar einem anderpn Staat 
angehftrt, das bisherige Geschlechts- uud eventuell das llinm i recht 
der Ehefrau nicht füglich fortbestanden haben. Die nicht toniiale Ehe 
dagegen giebt die eheherrliche Gewalt nur dann, wenn sie durch Kauf 
oder Ersitzung besonders begründet wird und hat daher wahrscheiu- 
Hell Ten jeher das Gesehkehtsreeht der Frau nidii berohrt ; ja bei 
dem frohen Znraektreten der eanfarreoHo ist ans unserer üeberliefe- 
ntng der Geschleehtswecbsel dureh Ehe überhaupt verschwunden und 
lediglieh eine freilich nicht wohl abzuweisende Vermuthung. — Wenn 
hiedurch die Annahme nahegelegt wird, dass in Utester Zeit, als die 
Geschlechtsgemeinschaft noch in voller Kraft stand, die Ehegemein- 
schaft regelmässig auf das Geschlecht beschrankt und Uebertritt der 
Frau in ein anderes Geschlecht exceptionell war, so findet dies eine 
Bestätigung in der Behandlung des Frauenpnt'j Für die Fho mit 
einem Nicht-Gesfhleehtsi?enossen bedarf die iiMii>t(Kliti'r mn. wie für 
jede Ehe, der Zustiuiniung des Vaters, da sie eigenes Gut nicht haben 
kann; bei der vermögeosfähigen Frau dagegen wird nicht bloss die 
Einwilligung der Vormünder, das heisst der nächsten Gesehlechts- 
genobseu gefordert, sondern auch ein legislativer Act, welcher ihr das 
Ausheirathen aus dem Geschlecht freigiebt. 
ümum ^' Annahme an Eindesstatt steht selbstTerstAndlich der 
^'"^^ Zeugung in der Bechtswirkung gleich und kann also auch den 
Geschlechtsweehsel herbeiführen, ist aber nur statthaft einerseits mit 
Einwilligung des neuen Vaters und des neuen Kindes vor versammelter 
Bürgersehaft, andererseits mit Einwilligung der Bürgerschaft selbst. 
Dieser sunSehst, solange die Geschlechtsgenossen allein Bürgerrecht 
liatten, nur zwischen Patriciern statthafte Act. die arlrofjnfw, ist später- 
hin auch auf die Plebejer erstreckt worden, walirscheinlich weil die 
Curien , jiIs sie dio sfaatliHio Gesetzgebung verloren, zunächst als 
pRtricierversammlung tUr diesen Legalact competeut blieben und diese 
Kompetenz auch dann behielten, als späterhin das Stimmrecht in den- 
selben auf die Plebejer erstreckt ward. Immer aber blieben von 
der Adrogation ausgeschlossen die Weiber, die UnmUudigeu uud die 
Kichtrömer, da diese in den römischen Comitien eine Erklärung 
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nieht abgeben konnten, desgleielien die HausMlme, weil diese selbst 
mit ZuBtlnunong des Vatera Ober sich nicht veifttgen konnten. 

3* Die Annahme an Kindesstatt kann auch nach dem Tode des ilarch t«»t*- 
neuen Vaters in der Weise erfolgen, dass in dem Comitialact an die USiSänT 
Stelle der Krklftmng des nenen Vaters dessen letstwillige Ver- 
ffigung tritt. 

4. Das in der Gewalt stehende Hauskind kiuin wie der iSklave iwh Adop. 
den Herrn wechseln und durch einen in der P'orni der Mancipation L»b«adMi. 
vollzogenen Privatact unbeschadet seiner bürgerlichen Freiheit zu 
seinem Erwerher in dasselbe Verhältniss privutrechtlicher Unfreiheit 
treten, in dem es sich seinem Vater gegenüber befunden bat Hicbci 
wurde naish den qAterliin geltenden Ordnungen dem Erwerber ge- 
stattet zu erklären, dass er das Hauakind nicht als Sklaven (m eama 
mancipii) ^ sondern als Haussohn fibemehme und diese Uebemahme 
(adopiio) in ihren Wirkungen der Adrogation dann gleichgeatellt, wenn 
durch dreimaligen Verkauf des Sohnes gemäss einer Bestinmiuttg der 
Zwölftafeln der ROckfall des aus der Gewalt gegebenen Sohnes an 
den Vater definitiv beseitifrt. ausserdem durch einen Scheinprozcss der 
neue Vater als solrlier iicrichtlich anerkannt war. Ks kann auf diesem 
Wege nicht bloss der Haussohn jedes römischen J^ürgers, selbst des 
Freigelassenen zum Patriciat, sondern selbst das Kind des Latinf rs 
sum römischen Bürgerrecht gelangen und jede staatliche Mitwirkung 
scheint dabei ausgeschlossen; doch mögeu eutbprecheude Prohibitiv- 
▼orschriften uns unbekannt geblieben sein. Unter allen Umstftnden 
ist diese Adoption sicher nicht unprtlni^iches Recht, sondern eine der 
xahlreiehen juristischen Erfindungen, die das alte Geschleehtarecht 
sprengen halfen. 

Das Ausscheiden aus dem Geschlecht, abgesehen vom Todesfall, AoMoii^idM 
ist entweder als Geschlechtswechsel bereits erOrtert oder stellt sich dar OMohiMbt. 
als Verlust des ursprünglichen Bürgerrechts, mit dem das Geschlechts- 
recht zusammenfällt. Dieser Verlust tritt ein sowohl bei der Gewinnung 
des Plehejats wie bei dem Tiach röniisclier Auffassung rechisbestHudiiren 
Uebertritt in ein anderes Gemeinwesen mit oder ohne Verlust der i-'rei- 
heit. ludess werden beide Fälle passender bei dem spateren Bürger- 
recht (S. 25) erörtert, für das wir allein positive Zeugnisse besitzen. 

Ausserhalb des patricischen Kreises giebt es eine rOmische Ge- jij^' ^^ 
schlechtsgemeinschaft im strengen Sinn des Wortes nicht Dennoch nM. 
bestehen auch innerhalb der plebcjjischen Bargerachaft gleichartig ge- 
ordnete und keineswegs bloss durch thatsftchliche Verwandtschaft zu- 
sammengehaltene Verbilnde, die zwar auch ffmtes heissen, in ge- 
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nauerem Sprachgebrauch aber diesen Nameti nicht führen. Die von 
einem patricischen Geschlecht abstammenden, in einer der spfttAr zu 
erörternden Formen ihres Adels entkleideten plebejischen Ilanser haben 
die Gemeinschaft unter sich und selbst mit ihren patricischen Bhits- 
genossen nicht fallen lassen nnd auch die zahlreichen Adelsfaniilien 
der dem römischen Staat emverleibteu latinischen Städte werden die- 
selbe bewahrt haben. Wenn der Patricier nothwendig Gcschlechts- 
geuobse ist, so mag den Plebejern freigestanden haben, etwa nach 
Anzeige und Ausweis bei dem Pontificalcollegium, geschlechtliche Ver- 
bände mit privatreditlicher Geltung zu eouBtituiren. Von den den 
eigentlichen Gesebleehtsgenossen vorbehaltenen politieehen tBeehten 
and die plebejlBchen Gentilen «ugesehloasen. Dagegen iet es nicht 
unwahrscheinlich, dass das gentUidsche Bodeneigenthum, so lange es 
bestand, sich nicht auf die Patricier beschränkt hat; sicher kommt 
das gentilicische Erbrecht und die gentUidsche Vormundschaft nicht 
diesen ausschliesslich zu. 
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Wenn von den allem Anschein nach nur für mcrale Zwecke t«'^" ^er 
dienenden Örtlichen Eintheilungen der Stadt in mctUes und der Flur in 
pagi sowie von den 27 Stadtbezirken der ArgeerkapeUen im Staats- 
recht abgesehen werden kann, so gebort dagegen die politische Glie- 
derung zum Wesen des StaatsbegriiTs; die Handlungsfähigkeit der 
Gesammtheit wird dadurch bedingt, dabs sie in fest normirte Abtbei- 
luDgen sieb auflöst und die verschiedeneu Abtheilungen p^loicbnrtig und 
wo möglich gleichzeitig tbätig werden. Die älteste und ursprünglich 
einzige, allen latinischen Völkerschaften gemeinsame Bezeichnung des 
integrirenden und zu politischem Handeln fähigen Theilverbandes der 
Sammtgemeiude ist curia, verwandt mit der ältesten Bezeichnung des 
Bürgers quiris. Auch dieser Verband ruht auf dem Geschlecht, in- 
sofern einer jeden Curie eine gewisse Anuhl Gesehlechter ein für 
allemal zugeteilt ist, also wie der populus die allgemeine, so die 
enria die engere Gesehleehtsgenossenschaft darstellt Wenn insofern 
die Curie als Personalverband auftritt, so ist sie doch, da die 
Benennungen der römischen, soweit wir sie kennen, örtliche sind, 
wenigstens anfänglich auch örtlich geschlossen gewesen; es geht dies 
vermuthlich darauf zurück, dass für das private Bodeneigenthum der 
älteste Träger das Geschlecht gewesen zu sein scheint (S. Ii) und 
daher der Personalverband einer Anzahl Geschlechter uothwenilig 
zugleich Bodenverband ist. Indess nach der Individualisirung des 
Bodeneigenthums ist diese Grundlage weggefallen und umfasst die ein- 
zelne Curie wohl noch alle Aemllier oder alle Coroelier, wird aber nicht 
mehr auf den Boden beaogen. In personaler Beziehung gehen, dem 
Verhaltttiss des Ganzen und des Theils entsprechend, Gemeinde und 
Curie parallel und gehört jeder Bürger von Rechts wegen eineri 
aber auch nur einer Curie an ; bei Erweiterung der Bargerschaft durch 
Zutritt neuer Geschlechter werden für diese entweder weitere Curien 
eingerichtet oder sie in die bestehenden eingeordnet. So lange Ge- 
schlecbtsrecht und Bürgerrecht zusammenfallen, umfassten die Curien 
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activ sAmiDtliche Patricier, passiv sämmtliche Hörige derselben; nach- 
dem die letzteren zum Bürgerrecht gelangt sind, ist die active Zu- 
gehörigkeit zu den Curien auch auf sin aiisiiedehnt worden. Woim 
also die Curie auf dem Geschlechtsbegrift ruht, so verschwindet iimer- 
halb derselben das Geschlecht und das Haus ebenso wie innerhalb 
des Populus; sie besteht aus einer Anzahl unter sich gleichstehender 
Gesell lech tsgenossen . 
mm laho. Die Grundzahl der Volkstheilung ist, dem ältesten latinischen Deci- 
cuito. malsystem eoteprechend, die Zehufthl : jede Gemdiide besteht aus zehn 
Curieii. IndesB haben in fmbester Zeit drei latiDisehe Gemeinden, die 
Titienses, Ramnes und Lnceres, sieh in der Weise zu einem 8amait> 
Staat verschmolxen, dass eine jede ihre zehn Curien behielt und da- 
raus eine Sammtgemeinde von dreissig Curien hervorging. Darauf 
Dia beruht der spätere Gegensatz von tn'hus, ursprünglich das Gemeinde- 
41» dwiMiK gebiet . nnd populus^ zunächst das Gemeindeheer; beide Begriffe, an 
sich wesentlich zusammcnfnllend . werdf^n in historischer Zeit dahin 
unterschieden, dass iribus jenen Miüeil»egriH: zwischen dem Ganzen 
und dem Theil. das Drittel der Bürgerschaft und des Bodens, popahts 
die dreieinige Gemeinde ausdrückt. Was hienu augedeutet liegt, dass 
diese Einigung keine vollkommene war und die einzelneu Drittel wenig- 
stens anfänglich eine gewisse Selbständigkeit bewahrten, findet darin 
seine Bestätigung, dass in der Dreissigcuriengemeinde, soweit dies 
unbeschadet des monarchischen Regiments oi<>glich ist, namentlieh in 
der Bildung der Priestersebaften und in der militärischen Organisation, 
die Procedur des Zusammenlegens gleichfalls hervortritt. Da die drei 
Tribus in fester Folge auftreten, so mag darin eine gewisse Rangfolge 
zum Ausdruck kommen, auch in mancherlei Einzelheiten, insbesondere 
bei den sacralen Einrichtungen, Bevorzugung oder Zurücksetzung statt- 
gefunden haben; die wesentliche Rechtsgleichheit aber aller Abthei- . 
lungen unter sich unterliegt keinem Zweifel. Nachher ist der gleiche 
Weg der unvollkommenen Einigung nicht wieder beschritten worden. 
Weitere Theilganze sind späterhin nicht gebildet, sondern alle iu die 
römische Bürgerschaft aufgehenden Gemeinden oder Gemeindetheile 
in ihre Gesehleehtsgenossenschaften aulgelöst und diese in die be- 
ßtmiu Stehenden dreissig Verbände eingereiht worden. Allerdings scheint 
«MMTM. nach deren Einrichtung, aber ebenfalls in sehr femer Zeit, ein sweites 
Gemeinwesen, Tielleicht die Stadt auf dem Quirinal, mit der pala^ 
tinisch -capitolinischen in der Weise verschmolzen worden zu sein, 
dass ihre Geschlechter unter sämmtliche dreissig Curien vertheilt und 
in jeder derselben diese relativ neuen als qmfrs minorem von den 
älteren unterschieden wurden, was sich dann weiter auf die noch 
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spater einzeln eingeordneten Geschlechter erstreckt haben wird und 
für die Reihenfolge der Abstimmung im beuat massgebend geblieben 
ist. Aber eine eigentliche Kechtsverschiedenheit zwischen den älteren 
und den jüugeiea Ge^hlechtern hat sicher nie bestanden. Die assimi- 
lirende Maelit der GeBammtheit, das Princip, dass die Gemeinde nieht 
irieder «ub Gemeinden, sondern nur ans Personen bestehen kann, hat 
bis anm Untergang des Freistaats, dessen totste Krisen in der Miinicipal- 
ordnnng die entgegenstehende Tendenz zum Ausdruck brachten (S. 73), 
die staatliche Entwicklung Roms ausschliesslich beherrscht. 

In Fortsetzung eben dieser principiellen Gestaltung wird zwar 
die GHederung der Gemeinde gestattet oder vielmehr gefordert, al)er 
für das einzelne Glied die Hauptlosigkeit und die Handlungsunföhig- 
fceit ebenso streng durchgeführt wie für das Geschlecht. 

Die Curie hat wohl eine sacrale Organisation, wi»' ja auch dvin urgani- 

üaüon der 

Geschlecht die sacrale Gemeinschaft zukommt, uutl i^; r priesti rüche cnxie. 
Vorstände; aber von einem Sondercult der einzelnen Curie erlaliren 
wir wenigstens nichts, und es scheint diese Einrichtung hinauszulaufen 
auf gemeinschaftliche, nach Gurion gegliederte Gottesverehrung der 
Gesammtheit. In politischer Hinsicht ist die Hauptlosigkeit der Curie 
unbedingt durehgeffihrt; es giebt fQr die einzelne auch nicht die 
Analogie einer Magistratur. 

Nicht ganz dasselbe gilt für die drei Theilganzen, die ja in der ^^^f*»"^ 
That dem AssimilationspriDcip widerstreben. Die sicher zur Fest- TribM. 
haltung der alten Sacm der vornehmsten Tribus eingerichtete Ge- 
nossenschaft der titischen Brüder ist in ihrer Sonderstellung bemerkons- 
werth. Ebenso giebt es wie schon bemerkt ward, nach den ältesten 
Ordnungen deshalb drei 1 outifices, weil jede Tribus den ihrigen fordert. 
Auch in politischer Hinsiclit begegnet uns gleichartig der tribunm 
müiium als der Führer des Fussvolkes , der tribunus cdenm als der 
Fflhrer der Beiter eines jeden d«r drei Drittel; denn dies sind sie 
ohne Zweifel ursprünglich gewesen. Indess in geschiehtlicher Zeit ist 
wenigstens die politische Sonderstellung der einzelnen Tribus bis auf die 
Erinnerung hin ausgetilgt. Die Dreizahl ist bei diesen Institutionen 
geblieben; aber der einzelne Pontifex gehört nicht notwendig einem 
bestimmten Drittel an und vertritt nicht dieses, sondern die Gemeinde; 
die Tribüne brauchen ebensowenig nach den drei Tribus bestellt zu 
werden und jeder von ihnen führt nicht das Contingeitt "iuer einzelnen 
Tribus, sondern das Fiis^volk oder die Reiter der ^anjmtgemeinde. 
Somit ist die Hauptlosigkeit , wenn auch der Tribus schwerlich ur- 
sprünglich eigen, doch im Laufe der Entwicklung auch für sie durch- 
geführt worden. 
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Miiiun»rii- Aeliuliche Erscheinungen zeigen sich hei derjenigen Gliederung der 
^wciTmei- Gesammtheit, welche uns einigermassen als Wehronlnung erkennbar ist, 
"nLs" wahrscheinlich aber von Haus aus auch als Steuer- uud Stimmorduung 
gedient hat. Für die Epoche des Patricierstaates kann die Curie an- 
gesehen werden als Aushehuogsbezirk; jede stellt eine geviaae Zahl 
von Fu888oldaten und Reitern, von denen jene im EriegBlaU eingerafen 
werden, dieae stftndigen Dienst haben and dem entsprechende £molu- 
mente beliehen. Dem Sehema naeh stellt die einzelne Gnrie sehn 
decuriae oder eine centuria zum Fuss- und eine deeitna zum Rossdienst, 
Ii' einzelne Trilnis zehn Centurieu Fusssoldaten und eine Centurie 
Keit«r. Nach der Verdoppelung des Geineinwesens durch das Hinzu- 
treten der sogenannten kleineren Geschlechter ist die ständige Rfiterei 
in der Weise verdoppelt worden, dass jede Tribus zwei Genturien, 
priores und posteriores^ stellte. Ol) bei politischer Anwendung der 
angei?ebenen Grundzahlen die Einreihung der »animtlichen Burger in 
die Genturien, die dabei nicht gefehlt haben kann, durch Festbaltung 
der Zahl der Abtbeilimgen und Ueberscbreltong der sehematisdien 
Zahl oder umgekehrt durch Festbaltung der schematischen Zahl und 
Bildung weiterer Centurien bewirkt ward, vermögen wir nicht su sagen. 
Wenn bei dieser Organisation die Theilganzen streng auseinander- ' 
gehalten werden» so mag daran bei der politischen Anwendung der 
Curienordnung um so mehr auch später festgehalten sein, als dieselbe 
früh überhaupt so put wie ganz beseitigt \?ard. Bemerkenswerth aber 
ist es. dass in der militärischrTi Anwendung dieser Ordnuns^en, wolche 
in der ständigen Reitcroi sich lange behauptet hat, die die Scheidung 
nach den Tribus festhaltende und iu der Stimmorduung beibehaltene 
Centurie im effectiven Kriegsdienst durch die umgekehrt aus einer 
Zusammensetzung von je drei Decurieu der drei Tribus gebildete 
Turma ersetzt ward. Also auch in dieser Richtung ist die Assimi- 
lirung der ursprünglich auseinander gehaltenen Theilganzen sp&terhin 
durchgedrungen. 

Manmind« Dio HaudlungslUiigkeit endlich kommt weder der Curie als solcher 

'ahigk"^' noch der Tribus als solcher zu; allem Anschein nach hat weder jener 
ttS«L°'^''"noch dieser die Befugnis zugestanden einen Beschluss für sich zu 
fassen, wie denn dies schon aus der.Hauptlosigkeit nothwendig folgt. 
Nur insofern die Curie der rechtlich anerkannte Gemeindetheil ist und 
insofern die Curien a]]p neben einander von dem Magistrat der Gesammt- 
gemeiuiie berufen und befragt werden, wird der von der Mehrheit der 
Abtheilungen gefasste Beschluss aufgefasst als Beschluss nicht einer 
gewissen Zahl von Gurien, sondern als Beschluss der Gemeinde. 
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Es hat vielleicht eine Zeit gegeben, in der den römischen He grijf jw 
Geschlechtsgenosscn oder Gemeintiebürgem nur einerf?eits römische 
Unfreie, andererseits nichtrOiuische Ausländer gegenüberstanden. Aber 
soweit unsere Kunde xurllckreicbt, steht zwischen der ersten und der 
zweiten Kategorie eine zwischen Freilieit und Unfreilieit sehwankende 
Mittelklasse, fQr die es streng genommen an einer allgemein gQltigen 
Beziehung fehlt, die „Hörigen*, dimUes, oder die «Menge*, die 
jglMmi, Glientel und Plebität fallen ebenso begrifflich zusammen wie 
faetisch auseinander; Clientel ist die mehr effective, Plebität die mehr 
nominelle Hörigkeit, diese aus jener entwickelt, jene der Gegensatz 
zum Bürgerrecht des ursprünglichen Gesclilechtcrstaat'^ , diese als 
Gegensatz zu dem Altbürger- oder Adelsrccht die Trilgenn \\v^ röiiii- 
scheii Bürgerrechts der historischen Zeit. Weun das letztere im lolgen- 
den Abschnitt entwickelt wird, so soll in »liesem die Entwicklung 
dieser Verhältnisse in das Auge geiassl und zunächst die Hörigkeit 
dargelegt werden. Auszugehen ist dabei davon, dass die Hörigen 
ebenso den Ausländern gegenüberstehen wie die Vollbarger; die 
Exclusivität der GemeindezugehOrigkeit gilt f&r beide Kategorien in 
gleidier Unbedingtheit and soweit die römischen Hdiigen als fireie 
Leute betrachtet werden können, sind sie nicht minder ROmer wie 
die Patricier. 

Die Recht£gründe der Hörigkeit sind die folgenden: B«ehu- 

1. Das ausser der rechtsgültigen römischen Ehe von einer Römerin ^Sl^tt^ 
gehorPTie Kind steht ausserhalb der (ieschlechtsgenossenschaft, gehört 

aber keiner anderen Gemeinde au und hat auch keinen Herrn; es 
ist wahrscheinlich von jeher als halbfrci angesehen worden. 

2. Bei der Auflösung einer bis dahin selbständigen Gemeinde 
können die bisherigen Bürger derselben entweder durch Aufinahme 
unter die römischen Geschlechter römisches Bflrgerrecht gewinnen oder 
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nach Kriegsrecht zu Sklaven gemacht werden. Von der Dedition an 
bis zum Eintreten der einen oder der anderen endgültigen Entscheidung 
gelten, so lauge das Verhältnis nur als transitorit:cbes auftritt, diese 
Individuen als keinem auswärtigen Staat angehörige Ausländer. Es 
wird darauf in dem neunten Absdmitt (S. 68) zurQekzukommen sein. 
Aber in älterer Zeit f^nd diese Dedirten bOchst mbisdieinlicb bftufig, 
vielleicht regelmfissig in ein dauerndes SehutEverh&ltnis eingetreten ; 
sie stehen innerhalb des rttmiseben Gemeinwesens, aber ansserhalb 
des Geschlechtsverbandes und ohne persönlichen Herrn. Sieher bat 
die zur Schutzstellung führende Dedition für die römische Plebs einen 
an Zahl wie an Ansehen bedeutenden Bestandtheil geliefert. 

3. Der Ausländer, insbesondere der Latiner, welcher gemäss dem 
zwischen seinem inid dem römischen Staat bestehenden Vertrag unter 
Aufgabe seines Heininthrecbts nach Rom Übersiedelt, geniesst dort 
eine auf diesem Vertrag beruhende geschützte Freiheit. 

4. Der durch Testament, das heisst durch Volksbeschluss frei- 
gegebene römische Sklave erlangt im Augenblick des Todes Schutz 
gegen tlcsseu Rechtsiiaclifülger, so dass diese ihn nicht als Eigentlium 
in Anspruch nehmen können, nicht aber Geschlecbtsangebörigkeit und 
BQrgerrecht 

5. Der Privatact der Freilassung kann ursprOnglieh rechtliehe 
Wirkungen nicht gehabt und den Herrn und dessen Rechtsnachfolger 
in der Geltendmachung ihres Eigenthumsrechts nicht gehindert haben. 

Indess ist in historischer Zeit diese Freilassung der eben erörterten 
comitialen dann gleichgeachtet worden, wenn sie entweder in dem 
späterhin dem comitialen gleichgesetzten Mancipationstestament an- 
geordnet war oder der bisherige EigenthOmer die Freiheit des Sklaven, 
sei es in einem vor dem Prätor angestellten Hctiven Prozess, sei es 
bei der Schätzuu^^ vor dem Censor anerkannt liatte. Die grosse Masse 
der Plebejer wenigstens in historisch klarer Zeit i-^t aus derartigen 
Freiheitsschenkungen der Herren hervorgegangen. 

6. Die Freigebung des Sohues durch den Vater ist au sich recht- 
lich unmöglich, da derselbe die politische Freiheit bereits bat, die 
▼ftterliche Gewalt aber nach der ursprünglichen Auffassung nicht auf- 
gehoben werden kann. Wenn indess, fthnlich wie bei der Adoption 
(S. 9), der Rfickfall des verftusserten Sohns an den Vater durch drei- 
malige Verkauf ausgeschlossen ist, so kann der letzte Erwerber des 
Haussobns denselben freilassen, und hat der Haussohn bisher patrici- 
sches oder latinisches Recht gehabt, so tritt er damit wie jeder andere 
Freigelassene in die römische Plebs Uber. Dieser complicirte und 
sieher gleich der Adoption zur Sprengung der gesetzlich unwandelbaren 



Digitized by Google 



f 



Die Clientel. 



17 



Tftterlicheii Gewalt Ton den JnristeB emunene, aber bereits in den 
zwölf Tafeln anerlcannte Act, die Eraaneipation, tlrat dem factischen 
Ansehen des Emancipirten keinen Eintrag und bat dem Plebejat einen 
guten Theil seiner angesehensten Kiemente zugeführt. 

7. Der Uebertritt aus dem Patriciat zu der Plebs durch einfache 
Willenserklärung ist wahrscheinlich nach strengem Rocht unzulässig, 
da das Bftrgerrecht nicht durch Privatwillktir aufgehoben werden kann. 
Indess scheint ein solcher Act auch ohne Adoption oder Kmaiicipation 
öfter aus politischen Grtludeu wenigstens tolerirt wordeu zu sein. 

8. Alle hier anüseflihrten Rechtsursaeheo der Hörigkeit eratreeken 
sieh, da, wie gleich zu zeigen sein wird, die EhefiUiigkeit za den frOhesten 
den Hörigen erworbenen Rechten gehdrt, auf die Descendenz, und auch 
innerhalb dieses Kreises folgt das Kind regelmAssig dem Stande des 
Vaters. Auch die der ehelichen Zeugung rechtlich gleichstehenden Acte 
der Adrogation (S. und der Adoption (S. 9) kftnnen bei dem Ple- 
bejer in gleicher Weise zur Anwendung kommen, so wie die Voraus- 
setzungen dafür vorhanden sind, also die Adroiration. nachdem der 
Plebejer Stiimnrecht in den Curiatcoiuitien erworben hatte, die Adoption, 
nachdem dieser Privatact überliaupt als reciitsgültig angesehen ward. 

Das Wesen des hvbriden institus der Hörigkeit besteht in der -.£2/ 
Verbindung der persönlichen Freiheit einer- und der Abhängigkeit von 
einem voUfreien Borger andererseits. Es lehnt sich dasselbe insofern an 
die Abhängigkeit, in welcher in dem Kreise der Yollfireien der Hau»* 
sobn zu dem Hausvater sich befindet; und selbst die technische Beoeieh- 
nnng der politisdi freien und persönlich abhängigen Hauskinder, Itfter«, 
mit ihrem Boppelgegensats einerseits gegen den Sklaven, andererseits 
gegen den selbständigen Bürger, wird, wie insbesondere die uralte 
Formel der testamentarischen Freilassung lehrt, ebenfalls auf jene 
Hiilbfreien übertragen. Wie die pafricischen 7/7;rr/ unter dem paf^r, so 
stehen die von dem (ieschlechtskreis ausppsrhlossenen Uber? unter dem 
paironm. Ohne Frage ist die ünterordimn^' eines jeden der letzteren 
unter einen oder mehrere Patrone rechtlich nothweiulig. und der eben 
entwickelten Erblichkeit der Clientel entspricht die Erblichkeit des 
Patronats. Insofern erstreckt sich die Geschlechtsordnung mit auf 
die Hörigen und bezeichnet auch der Client wenigstens da, wo die 
Beziehung zu dem Patron schärfer hervortritt, durch Annahme seines 
Gescblechtsnamens sieh als zugehörig zu dem Geschlecht. Indess ver- 
mögen wir bei diesem Institut, das nur mit seinen schvrindenden 
Resten in die geschichtliche Zeit hlnabreicfat, nicht einmal mit Sicher- 
heit nachzuweisen, wem bei allen oben aufgef&hrten Kategorien das 
Patronatsrecht zugestanden hat. Auf das ausser der Ehe geborene 
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Kind wird die fOr die Mutter bestehende Gewalt oder Tutel ange- 
wandt worden sein. Bei der Dedition fahren die Spnren auf einen 
Pationat demjenigen rSmieehen MagiBtrats, der sie abgesehlossen hatte. 
Von dem Übersiedelnden Latiner ist ansdrQcklieh besengt, dass er sieh 
in Rom an einen Fiatron anzuschlieBaen hatte (appUeaüo), Bei den 
verschiedenen Formen der Freilassung fUlt der Fatronat selbstver- 
ständlich dem Freilasser und dessen Erben zu. Es liegt im Wesen 
der Institution, dass die in derselben enthaltene Unterordnung sich 
thatsächlich abstuft, wot ri ii;uiieutlich die Erblichkeit des Verhältnisses 
dazu beiträgt dasselbe mehr und mehr zu lockern, und dass sie nach 
der einen Seite hin der Unfreiheit sich nähert, nach der anderen in 
die \ uliireihcit Ubergebt, wie dies schon in den Benennungen der 
dieHieit und der plebeii sich spiegelt. 

Den Reefatssustand der Hörigen innerhalb des Gesehlechtsstaates 
kennen wir, wie diesen selbst, nur ann&henid und vermuthungsweise 
ermitteln. Indes« haben sich so sahireiche und bedeutende Ueber^ 
reste der alten Hörigkeit bis in die historische Zeit hinein erhalten, 
dass es mOglich erseheint dieselbe wenigstens in ihren Umrissen zu 
definiren. 

^'rSr**" Privatrechtlich «^teht der hörige Römer dem Vollbürger insofern 
^^Ijjjj^^' gleich, als alle Institutionen des Personal- und des Vermögensrechts, 
Ehe, Hauslierrlichkeit. Vnrmundschatr, Eigenthum, Forderung. Erbrecht 
im Allgemeinen in der gleichen Form auch auf ihn Anwendung Huden. 
Wenn die sacrale Form des Ehebtkndnisses wahrscheinlich wenigstens 
in älterer Zeit den Flebejeiu verschlossen war, so wurde, wie schon 
bemerkt ward, schon in frtthester Zeit die formlose Consensoalehe 
hinsichtlich der Begründung der Vaterschaft der Confarreation recht- 
lich gleichgestellt und die eheherrllche Gewalt zwar nicht an die 
formloee Ehe geknttpft, aber die Erlangung derselben iu den für den 
Eigenthumserwerb geltenden Formen auch dem Hörigen ermöglicht. 
Allerdings galt dies zunftchst nur für die Ehen zwischen den Hörigen 
selbst oder zwischen einem hörigen Mann und einer Bürgerin ; zwischen 
einem Bürger und einer Hörigen ist die ElK^gemeinsehaft noch im 
Zwölftafelrecht ausgeschlossen und erst nachher, augeblich im Jahre 
309 (445 V. Ch.), durch Voiksschluss zugelassen worden. Vermögens- 
rechtliche Ungleichheit hat schwerlich bestanden, sondern es ist im 
iiaudei und Waudcl der Hörige dem Bürger gleichgestellt worden. 
Grundbesitz hat allerdings ursprünglich wohl nur das Geschlecht haben 
können und Nutzungsrecht an demselben kann sunftchst den Hörigen 
nicht sugekommen sein; doch durften die Grundherren den ihnen zu- 
Icommenden Antheil am Geschlechtsacker frah ihren Hörigen in der 
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Form des Bittbesitzes geöffnet und wenigstens factisch erbliche Sonder- 
nutzuDg auch bei diesen Bich festgestellt haben. Ah (hnn das indi- 
viduelle Bodeneigenthum eintrat, ist es vielleicht gleich von Anfang 
an auch bei dem Hörigen zugelassen, auf jeden Fall in früher Zeit 
auf diesen erstreckt worden. — Von den nutzbaren Rechten des 
Bürgers, insbesondere von dei Nut/uug der gemeinen Weide durch 
Hut und Trift und bei etwa beliebter Auftheilung au Gemeindeboden 
von dem Antheil an dieser Landscbenkung ist der Hörige ohne Zweifel 
im Allgemeinen ansgeBcliIoBBen gewesen; indess sind dem Anschein 
nach darflber regelmissig Verfftgnngen fflr den einzelnen Fall ergangen 
und auf diesem Wege vielleicht schon früh auch Nichtbtliger daran 
betheiligt worden. — Erbreehtlieh steht der Hörige, so viel wir sehen, 
dem Borger gleich, nur dass, wenn es an näher berechtigten Erb- 
nehmern fehlt, der Schutzberr und demnächst seine Verwandten und 
Geschlechtsgenossen berufen werden. So lange das Testament nur 
durch Volksschluss errichtet werden konnte und die IMebejer von den 
Curiatcouiitien ausgeschlossen waren, war dasselbe allerdings den 
Plebejern verschlossen; aber diese Schranken Helen früh und von da 
an steheu dieselben auch in dieser Hinsicht den VoUbUrgem gleich. 

Wenn also privatreehtlieh der Hörige von dem Barger im Gänsen 
genommen sich nicht unterschied, so hat hei der Geltendmachnng wie 
bei der Vertheidigung seiner Rechte swar anch er Anspruch auf den . 
Schuts der Gerichte der Gemeinde, ist aber dabei auf die Mitwirkung 
seines Schntzherm angewiesen. Wie diese beiden Begeln gegen ein- 
ander abgewogen wurden, vermögen wir nicht zu sagen. Es kann die 
Mitwirkung des Patrons als mangelnde Selbständigkeit der Rechts- 
verfolgung eine wesentliche ZurücksetzunL^ dc^- Hörigen gewesen sein; 
vielleicht aber war dieselbe mehr noch Herrenptlicbt als Herrenrecht 
und hatte der Hörige die Befuguiss solchen Schutz zu erbitten, nicht 
aber der Magistrat, wenn dieser nicht erbeten oder nicht gewährt 
ward, das Recht dem Clieuteu die RechtshUlfe zu versageu. 

Das Bechtsverhftltniss des Patrons zu dem Hörigen ist hiermit im 
Wesentlichen schon beieiefanet. Der Fatronat nnd die Glientd worden ^^«^ 
im Allgemeinen mehr vom sittlichen als vom rechtlichen Standpunkt 
an^efasst; der Schutsherr wie der Schutsbefohlene haben einander 
die Treue (ßdcs) zu halten. Auch die Abhängigkeit dieses von jenem 
ist mehr faetischer Art. Die ökonomische, welche aus dem Bittbesitz 
der Kleinbauern nothwendig hervorging, ist vielleicht das Wesentlichste 
dabei gewesen : dabei muss wohl in irgend einer Form, sei es in der 
der Frolmden <n]i>v der Abgabe eines Theils des Bodenertrags, der 
H«>rige dem Herrn dienst- oder ziusptlichtig gewesen sein. Die sacrale 

2* 
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Zugehörigkeit der Clienten zu dem Geschlecht des Patrons findet ihren 
Ausdruck in der Theilnnhme derselben an den öffentlichen Festen in 
der Curie ihrer Schutzherreu. Von der prozessualischen Anlehnung 
der Hörigen an den Herrn im Vermögensrecht ist bereits die Rede 
gewesen. Eigentliche Gerichtsbarkeit über den straffälligen Hörigen 
wird dem Patron nicht beigelegt werden dürfen; was derart dem 
Freigelassenen gegenüber erwähnt wird, geht wenigslois mit darauf 
zarQek, dass der Frailaasung unter Lebenden die Beehtsgültigkeit 
beetritten weiden konnte. Bezeiehnend fftr das Weeen dieses 
Sehutsfechta ist die gesetzliche Unteraagung der Rechtsrerfolgung 
zwischen dem Patron und dem Clienten und die Auffassung der Ver- 
letzung des Treueverhältnisses lediglich als Verbrechens. Den schul- 
digen Clienten durfte in diesem Fall der Patron vielleicht selber be- 
strafen; den schuldigen Patron war '^er Magistrat befugt vor das 
• Volksgericht zu ziehen. Für den v.i liti^en und häutigen Fnll. dass 
über den Gegensatz der T^nfreiln it und der freien Ilöri-k» it selbst 
gestritten ward (musa liberaiis), war vielfach, insbescindfie liurcli das 
in früher Zeit tiulür eingesetzte Sondergericht (decentviri litibus iudi- 
candis) demjenigen, der die freie Hörigkeit in Anspruch nahm, der 
Rechtsschutz gesteigert 
pomi<>cbe^ Dtss alle politischen Rechte sowie alle diesen entsprechenden 
BSriSSn.*' Bürgerpflichten auf den Nichtbürger keine Anwendung gefunden haben, 
versteht sieh principiell lon selbst. Aber thatsftdilieh ist dieses Frintip 
vielleicht niemals in vollem Umfang zur Anwendung gekommen und 
sicher seine stufsnweise Einschränkung und schliesslich thatsftchliche 
Beseitigung der wesentliche Inhalt der ältesten Volksentwicklung. Am 
frühesten sind die Hörigen wohl für das Steuerwesen mit herangezogen 
worden, wio denn die staatliche Leistungspflicht eines jeden dem Staate 
angehorigen und von ihm geschützten Freien eigentlich selbstverständ- 
lich ist. Die wohl in früheste Zeit hinaufreichende Bezeichnung des 
ausserhalb des bürgerlichen Wehrbandes stehemien Römers als aerarius 
spricht fttr eine in dem Qesehlechterstaat dem Nichtbürger wohl für 
die gesammte Habe auferlegte Steuer; indess ist unsere Kunde von 
dem römischen Steuerwesen so dürftig, dass wir N&heies darlkber an- 
zugeben nicht veimftgen. Sicherer ist es, dass, seit es ein personales 
Bodeneigenthum gab und dieses auch von dem Hörigen erworben 
werden konnte, die hauptsächlich auf der Bodenschätzung ruhende 
Vermögensabgabe (tributus) jeden Eigenthttmer eines römischen Grund- 
stücks traf, mochte er Vollbürger, Höriger oder latinischer Ausländer 
sein. — Später gesellte sich d;'7n die Wehrpflicht und das Stimm- 
recht, welche beide in Korn von jeher zusammenfielen. Lange Zeit 
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scheinen diese am Bürgerrecht gehaftet und also die Patricier allein 
getroffen zu haben; als sie dagegen an den Grundbesitz ireknüpft 
vriirdpn. trat jeder Ansässige, so weit er nicht Ausländer war, in die 
"VS'ehr- wie in die Steuerabt heil ungen ein. Vielleieht hat sich dies 
in Abstufungen vollzogen : es mag sein, dass die Hörigen zunächst als 
HQl£smannschaft neben der Legion Verwendung gefunden haben; ge- 
endigt aber hat die Entwicklung mit der Gleichstellung der Altbürger 
und der Hörigen im Wehr- und Steuerweaen wenigstene im Ftusrolk, 
während bei der Reiterei beide Maasen nicht voUsandig Tersehmolsen. 
Damit sind die bisherigen Hörigen zu GemeindebQrgem geworden, 
allerdings keineswegs gleichen Hechtes; ein bevonngtes Stimmreeht 
hat die AltbQrgeiSchalt noch lange und nicht minder die alleinige 
oder doch bevorzugte Besetzung der Aemter wie der Priesterthümer 
behauptet. Aber der principielle Wandel ist damit eingetreten: die 
Altbürfferschaft wird allmählich zum bevorrechteten Adel; diejenijjen 
Schicht« n der l)isherigen Hörigen, bei denen die personale Abhängig- 
keit zurücktritt, stcllrn sich als phbes, plebeii neben jene pairicii; 
der quiris, die Souderbczeichuung des patricischon Bürgers, ver- 
schwindet; populm, vielleicht einstmals die Patriciergemeinde, be- 
zeichnet jetzt die Gesammtheit der Patricier und Plebejer ; als Hberi 
gelten nicht mehr die Hörigen allein, sondeni die Bftiger insgemein;, 
es bildet sieh fttr diese die damit zusammenfallende, Alt- und Neu- 
bOrger gleichmftssig umfassende Bezeichnung dm. Diesen Begriff 
entwickelt nfther der nftchstfolgende Abschnitt 

Die Clientel ist nicht eigentlich abgeschafft worden, viel mehr ^^JlSSL 
formell in Kraft geblieben. Noch in der marianischen Zeit wird der 
Satz aufgestellt, dass der Plebejer aus der Clientel austritt durch Be- 
kleidung eines römischi ii Amts wegen des mit diesem verbundenen 
Quasi-Patriciats. Auch geht die Zurücksetzung der Freiffolassenen. die 
keinen Vater, sondern nur einen Patron haben, gegenüber den t-rei- 
geborenen, den ivffenm, wenn sie gleich zum guten Theil auf späteren 
Festsetzungen beruht, in ihrem Ursprung und ihrem Wesen zurück 
auf die Clientel. Formale Scheidung der nicht mehr und der noch 
abhängigen Clienten ist selbstTerstAndlich ausgeschlossen; doch ver- 
dient es Erwfthnung, dass die Kinder ersten Grades der Freigelassenen 
in älterer Zeit als abhängig, dagegen seit der Mitte des 6. Jahr- 
hunderts d. St. als vollfrei angesehen worden sind. Die Nachkommen 
der Freigelassenen in den entfernteren Graden werden in historischer 
Zeit von den Patriciem, bei denen die Herkunft aus der Unfreiheit 
überhaupt auageschlossen ist, rechtlich nicht unterschieden. 
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Durch den Wegfall der hybiiden Kategorie der Hörigen kehrte 

die römische Ordnung zu der ursprünglichen einfachen Festsetzung 
znrt^ck. dass es, von den den Sachen zugezählten Sklaven abgesehen, 
nur zwei Kategorien von Personen giebt, Bürger und Niclithürger. 
Hier soll dfi*' Bürgerrecht erörtert und zunach^^t auseinandergesetzt 
werden, aus wt h tien Gründen dasselbe gewonneu und verloren wird. 
Die ui ue Bürgerschaft ist eine Erweiterung der alten Geschlechter- 

hUtnid« com gemeinde, so dass diese in jener mit begriffen ist, aber eine andere 
ruMut: Gesammtbeit zu ihr Mnzatritt Beide Kreise sehliesaen insofern 
einander mit recbtilicher Nothwendigkeit ans, dass kein Einzelner 
beiden angeboren kann, also wenn ausnahmsweise der Patrieier zum 
Plebejat oder der Plebejer som Patrieiat gelangt« beide damit ihre 
bisherige Bürgerstellnng aufgeben. Es sehliesst daher, was über den 
Erwerb wie Ober den Verlust des Bflrgerrechts zu bemerken ist, sich 
wesentlich an die gleichartigen Ausfflhrungen über Patrieiat und 
Hörigkeit an : indess fallen sie doch nur theilweise damit zusammen. 
Insbesondere führt die Dedition. die in älterer Zeit walirsrheinlich 
nicht nothwendig, aber häutig die geschützte Hörigkeit zur Folge 
gehabt hat, späterhin keineswegs rli«' Frwi i l uug des aus dieser ent- 
wickelten Plebejats herbei und wird von du ^er, wie schon erwähnt 
ward, bei den die Nichtbürger betretfenden ünliiungen die Rede sein. 

Erw«H>M^ Die Recbtsgründe des hmtritts in die Bürgerschaft sind die 
' folgenden : 

o«iiwk uA 1. Eheliche Geburt nach den für den Patridat (S. 7) wie im 
A4opiiMu '^^jiui^iiQQ gg^li Hörigkeit (S. 17) geltenden Nonnen; 

2. Ausserefaeliehe Geburt nach den Normen der Hörigkeit 
(S. 14); 

Annahme eines Haussohns latinischen Kechts an Kindesstatt 
nach den fOr Patrieiat und Plebejat geltenden formen (S. 9. 17). 
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Adrogation (S s) cetzt das Bürgel rt f^ht des adrogirten boboes voraus 

und kann dasselbe also nicht verleihen; 

4. T>bersiedelung des T<atiners luieh Rom unter Aufgabe seines 
Heiinat]ire( his, was iodess m der spateren Kejfuldik vielfach beschränkt 
und im Jahre 659 (95 v. Ch.) durch das licinisch-inucische Gesetz 
abgeschafft ward. Wir kommen bei den Latinern auf dieses Privi- 
legium zurOck. 

5. Freilassung sowohl aus der Sklaverei wie aus der Stell iiug des gwii iw mt - 
Freien an Sklavenstatt nach den für die Hörigkeit geltenden Normen, 

Mi es dnreli Testament oder in deo. fbr die Freilassung nnter Leben- 
den Yorgesehriebenen Rechtsformen (8. 6), 

Es tritt bei diesen Festsetzungen die Tendenz hervor den stamm- 
framden Nichtbfirgern den Eintritt in den Blirgerverband nicht zu 
gestatten; den Sklaven gegenüber fehlt es an einer gleichen Schranke. 
Wenn femer die Erwerbung des BOrgerrechts, abgesehen von der 

ordentlichen durch die Geburt, nach der Natnr der Sache nicht ohne 
Zustimmung der Bürgerschaft erfolgen kann und dies auch in dem 
alten Bürgerverband durrhgefttlirt wird, so finden wir die Erwerbung 
der CivitÄt ohne Befragung der Bürgerschaft zugelassen sowohl bei 
der Adoption wie vor Allem bei der Freilassung, so weit sie nicht im 
ComitialteBtanient erfolgt. Die für die Hörigkeit nicht allzu befremd- 
lichen ^'ortnen sind damit auf das Bürgerrecht übertragen, was nur 
aus der ursprünglichen Geringschätzung desselben in den patricischen 
Kreisen sieh erklftren lässt 

Ü. Die Verleihung des Bürgerrechts in der älteren Form der 
Anforme eines Geschlechts in den Fätriderrerband (S. 6) kommt 
in der patriciseh-plebejischen Gemeinde nicht mehr vor; es tritt dafttr* 
ein die in dem Geschleehterstaat schwerlich statthafte individuelle 
Verleihung des Plebejats. Für dieselbe wird durchaus die Einwilligung 
der römischen Bürgerschaft gefordert, überdies bei EinzeWerleihung 
wahrscheinlich die Zustimmung der betreffenden Person so wie die 
seiner bisherigen Heiniathgemeindc. falls diese mit Rom in Vertrag 
steht und dieser nicht dergleichen Verleihungen ein für allemal ge- 
stattet; es ist auch vorgekommen, dass umgekehrt die römische Ge- 
meinde sich einer anderen durch Vertrag verptlichtete, ihren Ange- 
hörigen das Bürgerrecht nicht zu verleihen. Bei Verleihung des 
Bürgerrechts an ganze Gemeinden ist um so mehr deren Einwilligung 
rechtlich erforderlich, wofern nicht, wie dies bei der Dedition der 
Fall ist, der dafür at^esehlossene Vertrag es in die Macht der römi- 
schen Gemeinde stellt die Rechtsstellung der Angehörigen der auf- 
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gelösten Gemeiode nach Ennessen zn ordnen. — Der Form niek kann 
nnterseliiedeo werden: 

a) generelle Verleihnng des Bflrgerreehts geknapft an gewisse 
Bedingungen, welche indess kaum anders Torgekommen ist als zu 

Gunsten der Latiner, namentlich nachdem das alte Uehersiedelungs- 
recht beschränkt und schliesslich beseiti^^ worden war. Es wird 
darüber bei dem latinischen Ttecht (S. »H) gehandelt werden. 

b) spec'ielle Verleihung an einzelne Personen oiler auch an ein- 
zelne Gruppen oder Bürgerschaften, welche auch bei collectiver Form 
rechtlich indivifluell ist, iusoferu sie di*' Pi isonen nur nicht mit Nam^ 
aufzählt, sondern durch ein Rech tsnitik mal bezeichnet. 

c) mittelbare Verleihung durch Vüllmachtertheilung au eiueu 
einzelnen Beamten ist in republikanischer Zeit nur in beschränktem 
Umfange vorgekommen, insofern den CoIoniegrOndem und dfter anch 
den Feldherren gestattet wurde, innerhalb gewisser Grenzen Nichts 
bürger in den BQrgerverband au&unehmen. In der Kaiserzeit ist auf 
Grund allgemeiner und unbeschrfinkter Ermächtigung das BQrgerrecht 
ausschliesslich durch den Kaiser verliehen worden. 

buHMtan Als ausserliches Kennzeichen des Bürgerrechts dient die Angabe 
dM BEfti^des weiterhin zu erörternden Bürgerhezirks. welcher deshalb bei Man- 
nern dem Namen angehfingt wird. wiHirrMid tWr Ronennung son.st die 
nationale, den latiiiischen Stämmen üheriiauiit meinsame Form trägt. 
Dem entsprechend dient für die Const^itining des Bürgerrechts in 
erster Reihe das bei der Schätzung nach jenen Bezirken aulgestellte 
Bürgerverzeichniss, wie dies namentlich aus der durch Eintragung in 
dasselbe bewirkten Manumissionsform hervorgeht. Nach Abkommen 
des Reichscensus werden dafür die municipalen Schätzungen um so 
mehr eingetreten sein, als damals das Reicbsbargerreeht regelmässig 
mit der Zugebttrigkeit zu einer römischen BArgergemeinde zusammen- 
fiel. Indess darf dies nicht so verstanden werden, als hätte die Ver^ 
Zeichnung oder Nichtverzeichnung in diesen Bürgerlisten positiv oder 
negativ definitiven Werth gehaht ; vielmehr stand es in jedem Fall, 
wo das Bürgerrecht in Frage kam. ])ei dem beikommenden Magistrat, 
dasselbe für den vorliegenden Fall gellen zu lassen oder alizuweisen. 
Es siud einzelne Einrichtungeu gegen die Anma.>suüg des römischen 
Bürgerrechts get rollen worden: der verbündeten Geuieiude, deren 
Bürger s^ich als Römer gerirt, wird eine Civilklage gegen denselben 
gestattet, und in umfassender Weise ist in nachsuUanischer Zeit jedem 
freigestellt in dem verschärften Geschwomenverfahren (quaestio per- 
petmO den fillschlich des römischen Bürgerrechts sich anmessenden 
Peregrinen zu belangen. Doch macht der Mangel einer Stelle, welche 
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den Besitz des Bürgerrechts oder dessen Gcgentlipil ein für allemal 
constatirte. in republikanischer Zeit sich fühlbar, wenn er auch durch 
diese Anurdnungeu oinigerniassen gedeckt worden ist; späterhin stand 
es in der Macht des Kaisers zweifelhafte Fälle endgültig zu ent- 
scheiden. 

Verlom wird das Bürgerrecht, abgeseh^ Tom Todflsfail, ent- ^ cIti^ 
weder durah den Eintritt deB bisherigen Bttigers in die SklsYenstellnng, 
eder durch reehtsgfiltigen Uebertritt in dneu anderen mit Born im 
Vertrag stehenden Staat auf Grund des Gesetzes der Inoompatibilit&t 
mehrerer BQrgerrechte. Die einzelnen Fälle sind wesentlich exempU- 
fieatorisch und genügt es hier die wichtigeren zu erwähnen. 

1. Wenn der in der Gewalt stehende oder i\u Sklavenstatt ge- n*^";,^ 
haltene römische Bürger von seinem Gewaltliaber an einen Ausländer 
anderer Nation durch einen nach römischer Auffassung göltigen Act 

vei lussort wird, macht dieser die T^nfreiheit definitiv und geht also 
das Bürgerrecht verlorou. Gleichartige Selbstveräu^rung kennt das 
römische Recht nicht. 

2. Bei der Kriegsgefangenschaft gilt, .wenn der Gefangene ent- Kr^g»- 
weder im Friedensvertrag dem Feind .Uberlassen wird oder als Ge- 'SSSS^ 
fuigener stirbt, die Gefaugenschaft als rechte Begründung der Un- 
freiheit, also vom Eintritt derselben an das Bftrgerrecht als verloien. 
Wenn umgekehrt der Gefangene, sei es auf andere Weise, sei es im 
Friedensvertrag aus der Gefangenschaft befreit wird, so tritt er bei 
seiner Rückkehr (postliminium) von Rechtswegen in seine frühere 
Stellung zurück und gilt die temporäre Unfreiheit als nicht vorhanden. 

3. Wenn der sell)stHndige römische Bürger flurch Richtertipruch iSäSÄ. 
wegeu eines Verbrechens oder einer Schuld einem anderen Römer 

oder einem Latiner an Skl.ivenstatt (in caum manviiiii) zugesprochen 
wirti oder der hausunterLhauige römische Bürger durcli seinen Herru 
einem Römer oder Latiner an Sklavenstatt zu Eigenthum gegeben 
wird, so wird nach der Alteren Auffassung dieser Unfreie dem Kriegs- 
gefangenen gleich geachtet, das heisst das BQrgerreeht so wie bei dem 
Patricier das Gesehlechtsrecht suspendirt Jedoch ist diese. Suspension, 
so lange sie nicht den Uebertritt in die ausländische Unfreiheit herbei- 
fahrt, keiner Begrenzung unterworfen und die Lösung jederzeit auch 
für die Nachkommen zulässig, so dass bei Wiedergewinn der Freiheit 
diese gilt als niemals verloren. Nach der späteren milderen Auf- 
fassung übt die Versetzung an Sklavenstatt auf das Bürgerrecht über- 
haupt keine Wirkung. 

4. Die Gewinnung des Bürgerrechts in einer auswärtigen von au»- 
Rom anerkannten Gemeinde hebt das römische auf, wenu auch die ßarrrrooht. 
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römische Bürgerschaft einvcrstaiuleu ist, was insbesondere bei Cirtin- 
dung neuer Buudesstädte latinischen Rechts zur Anwendung kommt. 
Einseitige Verleihung fremden Bürgerrechts au einen Kuuier zei^tört 
dessen Bürgerrecht iiiclit. 
ÄJuMtx. 5. Nach den Bundesverträgen, wie sie mit den latiniscbeD St&dtea 
lind den ttbrigen BimdeBBtaateii besten Reehts gescliloasen sind, be- 
steht zwischen diesen Gemeinden Freizügigkeit, das heisst, w steht 
jedem in einer derselben Heimatbberechtigten frei, durch die Ueber- 
siedelnng in eine andere Heimath, ja schon durch die blosse Erklärung, 
übersiedeln zu wollen, sein bisheriges Heimathrecht, einerlei ob Pap 
triciat oder Plebejat, zu lösen und als Borger oder Schutzverwandter 
in die neue Gemeinde einzutreten. Uebersiedelung in eine nicht in 
derartigem Vertrag mit Rom stehende Stadt hebt das römische BUrger- 
rof'ht Tticiit auf, wenn nicht durch besonderen Beschiuss die Bürger- 
schalt diesen Austritt ausnahmsweise gelten Iftsst. Es ist rechtlifh 
gleichgültig, aus welcher Ursache dieser Austritt (exiimin) erfolgt ; in 
spaterer Zeit aber ist bei der gesteigerten WerthschiUzung des römi- 
schen Bürgerrechts derselbe nicht leicht anders vorgekommen, als um 
einer durch das Bürgerrecht des Angeklagten bedingten gerichtlichen 
Verurtheilung sieh zu entziehen. Da dieser Austritt, wenn er zu- 
gleich Uebertritt in eine latiniaehe Gemeinde war, die Rückgewinnung 
des rümischen Bürgerrechts an sieh nicht ausscbloss, überdies aber 
bei der von Rom der Regel nach auch dem Anslflnder gewährten freien 
Wahl des Wohnortes der also Ausgetretene an sich in der Lage war 
wenigstens sein Domicil in Rom zu behalten, so wurde dem, welcher 
ausgetreten war, um einer criminellen Verurtheilung sich zu entziehen, 
Wasser und Feuer versagt und damit der also Ausgetretene und zum 
Ausländer Gewordene der Sache nach aus Rom verbannt. 

^. Dass durch Beschiuss der Comitien das BürL'errerht sowohl 
eiuzelueu Personen wie auch ganzen Districlen ent/ugen wenien kann, 
folgt aus dem Wesen der staatlichen Allmacht uud aus den Acten der 
Gebietsabtretung so wie der Dedition, uud es ist auch einzeln davon 
Anwendung gemacht worden. Aber das Volksgericht hat niemals in 
dieser Weise gesproehen und dem Bürger wohl das Leben, ab«: nicht 
Freiheit und Bfiigerreeht aberkannt. Erst der spatere Criminalproaees, 
vielleicht schon der sullanische, sicher der der Kaiserzeiti hat den 
Verlust des Bürgerrechts unter Fortdauer der persönlichen Freiheit 
unter die Strafmittel aufgenommen. Auch im Privatprocess kann dem 
Bürger wohl die privatrechtliche Freiheit, aber nicht die bürgerliche 
Stellung definitiv aberkannt werden ; nur beider auf den quaiiäcirten 
Diebstahl gesetzten Addiction ist darüber gestritten worden, ob der 
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davon Betroffene nicht der Sclaverei verfallen sei, und vielleicht ist 

die ünvprlierbarkeit des Bürf^errechts erst in doin hohen S^chwung 
der späteren republikanischen Entwicklung völlig durchgedrungen. 

Blosser Verzicht auf das Bürgerrecht ist rechtlich unwirksam, da 
weder der Bürger sein Verhältniss zu der Geiiitiüde emseitig lösen 
kann, noch für die Bestätigung eines solchen lediglich negativen Acts 
durch die Gemeinde eine Rechtsform vorhauden ist. 
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5. Die Gliederung der patricisch - plebejischen Gemeinde. 

OMtUcebi"- IHe Gliederung, durch welche die Bürgerschaft für die Zwecke 
■MS^nr^n. der Verwaltung, iusbesnnf|f^?-p den Kriegsdienst und die Besteuerung 
sowie fftr die Aiitlieiluahme au dem ileginient fähig gemacht wird, 
war bei der ])atricisch-plebejischen insofern von vornhereiu gegeben, 
als die Curienürdnung des (leschlechterstaats in der frtther (S. i2) 
bezeichueteu Weise auch die Plebejer umfasste und insofeni aul den 
erweiterten Kreis der Bttrgereehait flbergiug. Indes« ist daren nur 
fttr gewisse untergeordnete Regienmgsacte, insbesondere fttr die 
Adrogation und das Testament Gebrauch gemacht worden; die ge- 
sammte Verwaltung und der wesentliche Theil der Selbstregierung, 
Gesetzgebung und Beamtenwahlen sind in der neuen Bürgerschaft 
auf ein anderes Fundament gestellt und es ist die Borgerschaft dem 
entsprechend neu gegliedert worden. 
AaatMi^- Dies Fundament ist die Ansässigkeit, das private Bodeneigenthum. 
dwIS^- Neben der alle Bürger umfassenden Wehr- und Sieuerittiicht ist der 
Dienst mit eigener Waffe und die Bodensteuer an die Ansäss^igkeit 
geknüpft und weiter die versammelte Wehrmannsscliaft als die sich 
selbst bestiuiuieude Gemeinde behandelt wordcu. Damit ist die Curie 
oder, was dasselbe ist, das Geschlecht politisch beseitigt: wenn einst- 
mals nur der Patricier als solcher zu dienen und zu steuern berufen 
war und sein Fiats im Webr^ und im Steuerwesen ihm durch das 
Geschlecht angewiesen ward, so kommt jetzt in der Hauptsache — 
bei der Beiterei blieben den GescUecbtsgenossen gewisse Vorrechte — 
es nicht weiter an auf den Unterschied der Adlichen und der Bürger^ 
liehen und giebt den Platz für einen jeden der Bezirk, in welchem 
er ansnssig ist. 

Bo«BB- Die Benennung für den Ansiissigkeitsbezirk ist dieselbe, mit der 
die drei zu einem Ganzen verschmolzenen iiitesten Geschlechterstaaten 
(S. 12) bezeichnet werden; aber diese neuen Tribus, die sogenannten 
servianiscben, siud von den romulischen im Wesen wie in der Zahl 
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vollständig verschieden. Die alte Tribus ist ein Coiu})iex einer Anzahl 
Geschlechter, also wesentlich personal, und örtlich geschlossen nur in 
so weit uud so lange, als diese Geschlechter in unveräusserlichem 
EigentUum neben einander sitzen blieben; die neue wesentlich local, 
der Gomplex der auf einem bestimmteD Tbeil des Staatsgebiets an- 
sässigen Bttrger und also in personaler Beziehnng wandelbar. Wenn jene 
eigentlich Staatsganse und nur dureh die syndklstisebe Entviekelung 
so Theilen geworden sind, so dnd diese ohne Zweifel von Hang ans als 
Bürgerquartiere gefasst worden. Dem entsprechend sind, w&hrenddie 
älteren Tribus in ihren Benennungen als Völkerschaften auftreten, die 
Ansässigkeitsbezirke örtlich benannt und es haben jene drei Stftmme der 
Titier. Ramner und Lucerer nichts gemein mit den vier Quartieren 
Suburana, Palatina, Escjuilina und Collina, wie sie in ibror ältesten 
Gestalt auftreten. Dass sie, wie diese Namen zeigen, zunächst Stadt- 
bezirke gewesen sind, ist vernuithlich darauf zurttckzuführen. dass die 
Entwickelung der Ausässigkeitsbezirke allem Auscheiu uach von Haus 
aus mit derjenigen des Privateigenthtuns am Boden Hand in Hand ge- 
gangen ist und dieses an Haus und Garten sieh bei Weitem frtther 
festgestellt bat als an der Aekerflur. In dieser Gestalt mag die Quartier- 
theilimg bis in die Zeit des Gesefaleehterstaats nirOckreieben nnd zu- 
nächst ohne politischen Werth gewesen sein; Yermuthungen Ober das 
Verhftltniss zwischen den im Sonderbesitz stehenden Stadthflusem und 
dem Antheil ihrer Inhaber an den GeschlechtsÄckem (S. 6) aufzustellen 
ist niüssig, da keine Spur uns dafür aurli nur die Richtung weist. Von 
erkennbarer Bedeutung werden die Quartit i o erst, als der Boden aus 
dem Gesclilet litsverband gelost wird und jedes Stadthaus sowie jedes 
Ackerstück bei freier Bodenthei hing von jedem Bürger der patricisch- 
plebejischen Gemeinde zu vollem römischen Eigenthum erworben werden 
kann. Die gentUicische Wehrpflicht hing an dem gentiliciscben Boden- 
besita; das Privatbodeneigentbum forderte die private. Die gesehieht- 
liehe üeberlieferung reicht auf die Entstehung desselben niebt surftck: 
aber die Einrichtung der swanzig Tribus, gebildet aus den ursprOng- 
liehen vier Stadtquartiereo so wie aus sechsehn von den alten Ge- 
sehleehtsftckem benannten Landbezirken weisen deutlich auf diesen ninzotnitaB 
Vorgang hin, wobei, da die Zahl der Geschlechter eine viel grössere ''.^jj^*' 
war, jeder Bezirk eine Mehrzahl solcher Aecker umfasst und man die 
Benennung nach den Aemilieru, Corneliern, Fabiern und so weiter von 
den nnselinlichsten derselben entnommen haben wird. Diesem Aus- 
gaDg>i*viiikt entsprechend hat die Bezirkseintheilung sich in der Weise 
entwickelt, dass von dem römischen Gebiet jedes adsignirte, das heisst 
durch den Staat dem i'rivateigenthum überwiesene Bodenstück einer 
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Tribiis zugeschrieben wurde, während der Gemeindebodeu ausserhalb 
derselben steht. Zu dieseni Behuf sind tlieils zu den ältesten zwanzig 
späterhin neue Bezirke Innzugefügt worden, zuerst wahrscheinlich 
im Jahre 288 (471 v. Ch.) die Crustumina, zuletzt im Jahir .)13 
(241 V. Ch.) die Velina und die Quinua, mit deren Einrichtuug die 
_ {^>' nicht OberschritteDe Gesammtzahl von 35 Bezirken erreicht war; theils 
iMflhiMMa. wird das neu hiDzutretende Areal in einen schon bestehenden Bezirk 
eingeschrieben. Oertliche Geschlossenheit kommt den vier Ältesten 
st&dtisehen Tribus zu und mag auch bei der ersten Einrichtung der 
spftter gebildeten zu Grunde liegen; sie ist aber nicht festgehalten 
und namentlich seit der Schliessung der Tribuszahl im Jahre 518 
(241 V. Ch.) g&nzlich bei Seite gesetzt worden. 
Deber- Weuu also die Tribus des patricisch-plebejischen Staats dem Boden 

tragung der * r ^ 

4toÄron' ^'U^^oramt und in Beziehung auf diesen unwandelbar ist. so übertrügt 
" sie sich weiter auf die Person, insofern diese als Eigentümer des 
betreffenden Bodenstücks dem Staate leistungsptlichtig ist. Darum 
erleidet diese Uebeitraguug bald Erweiterung, bald Bt srinimkung: 
der Haussohn des ansässigen Bürgers führt die Tribus gküh dem 
Vater, da auch er wehrptiichtig ist; umgekelirt fülirt die gruud- 
besitzende Frau und der ansässige Latiner die Tribus nicht, da die 
Wehrpflicht sie nicht triflt. Ebenso kann, wer in mehreren Bezirken 
ansässig ist, wie nur in einem derselben seiner Dienstpflicht genfigen, 
so auch nur eine Tribus fähren. Daran knüpft sieh weiter die 
Beilegung und Entziehung oder Wandelung der Tribus bei der 
Sehatzung; die Thatsache der Ansässigkeit kann die Behörde nicht 
ändern, wohl aber deren reclitliche Gonseqnenzen, insbesondere die 
Dienstpflicht im einzelnen Fall niodificiren. — Es hat sich danach in 
der froheren Republik die Bürgerschaft geschieden in die beiden Ka- 
tegorien der zum Dienst mit eigenen Waffen Berufenen und also zur 
Führung der personalen Tribus herechtigten l>ii!ger und derjenigen, 
die nicht iribules sind und, weil sie hauptsächlich bei der Besteuerung 
in Betracht kommen, acrarii genannt werden. 
reb«r- In dieser Form hat der Gegensatz sich niclit behauptet. Wenn 

^rllfbll? «tr im Einzelnen Yon jeher durch den Magistrat die Fahrung der per- 
sonalen Tribus dem Ansässigen verweigert, vielleicht auch dem nicht 
Ansässigen ausnahmsweise zugestanden worden war, so wurden im 
Jahre 442 (312 v. Ch.) durch den Gensor Appins Claudius allgemein 
die nicht ansässigen Bürger, wie es scheint sämmtlich und mit will- 
kürlicher Auswahl der Tribus, in dieselben eingeschrieben, die Dienst* 
pflicht mit eigenen Waffen damit lediglich von dem Vermögen und 
nicht länger vom Grundbesitz abhängig gemacht und der Gegensatz 
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der trihitJes und der acrarit beseitigt. Zwar wurden bald darauf 
durch die Ceiisoren des Jahres 450 (304 v. Ch.) die nichtansässigen 
Bürger auf die vier städtischen Tribus beschränkt; iiidess blieb doch 
die Tribus jedem römischen Volll)ürtier und gab es ;ilsa (abgesehen 
\on einer später zu erörterndeu Kategorie der Ilalbbürger) aerarii 
uicht mehr, wie denn auch die Wehrpflicht fernerhin nicht den An- 
siflsigen alkin traf* PolitiBch dagegen haben die ansitesigen Borger, 
da die grosse Majorit&t der Stimmbesirke ihnen Torbehalten war, 
aneh späterhin die Oberhand behalten. 

Von der Verknflpfang der Tcibns mit der spftteien Bfirger- 
gemelode, wie sie namentlich in Folge des BundesgeDOSsenkrieges 
sich cntwickdt«, und der Umwandelung der Tribus aus dem Kenn- 
zeichen der wandelbaren Ansässigkeit in dasjenige des festen das 
Reichsbttrgerrecht bedinj^enden IJeinrnthrecbts ist in .dem letzten Ab- 
schnitt dieses Buches (S. 74) gehandelt. 

Die örtliche Tribus entspricht im Wesentlichen der älteren Curie, „ttjg'jy. 
nur dass sie. jünger und minder organisch gebildet, durchaus der ge- 
meinschaftiiclieu Gotterverehruug ermangelt. Das strenge Gesetz der 
politischen Centralisation, dass dem Staalsthtil die Selbstbestimmuug 
nicht zugestanden werden kann, hat auch hier gewaltet. Wohl ist 
die Tribus ursprQnglieh als Kaehbarverband angelegt worden, und 
sie hat, selbst nachdem das «Ertliche NahYerh&ltniss zurAckgetreten 
war, insbesondere wegen der darauf beruhenden Stimmgemeinschaft 
und der Verwendung des einzelnen Bezirkes als selbständiger Wahl- 
körperschaft diesen Charakter einigermassen bewahrt. Aber wohl 
erst die Organisirung der öffentlichen Spenden und Almosen nach 
den Bezirken in der verfallenden Republik und mehr noch in der 
Kaiserzeit hat denselben einen corporativen Charakter gegeben, der 
ihrem eigentlichen Wesen zuwider läuft. Vorsteher der einzelnen 
Tribus hat es gegeben und sie sind besonders bei dem Steuerweseu 
thätig gewesen; politische Bedeutung scheinen sie nicht gehabt zu 
haben. 

Der Bezirk ist bestimmt theils der Verwaltung, insbesondere im v^;^^!;;!^^^ 
Steuer- und im Kriegswesen, die nOthige Handhabe zu bieten, theils 
den Gesammtwillen der Bürgerschaft durch die Gliederung in den 
Gomitien zum rechten Ausdruck zu bringen. £s kann die Gliederung 
der patricisch-plebeji seilen Bürgerschaft nach den Tribus und den 
mehr oder minder auf den Tribus beruhenden Centurien, so wie der 
alles beherrschende Gegensatz der trihnl*< und der acrarii nicht 
anders dargelegt werden, als durch Eingehen aul die Steuer- und 
vor Allem auf die lleerordnung der ältesten Epoche, insofern die 
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Tribus der Ausiiebuugsbezirk ist und zugieicb für den Sold der 
Fusssoldaten und die damit zusammenhängende Umlage verwendet 
wird, die Centurie in der ständigen Reiterei den effectiven Truppeu- 
körper, in dem nicht ständigen Fussvolk die far einen jeden Truppen- 
körper reehtlidi verfügbare Mannsehaft umCuBt, beide alter im Grössen 
und Ganzen die Gesammtlieit der dienstpflichtigen Borger darstellen. 
Darauf beruht die Vervendung der einen wie der andern Form für 
die beecfaliessende BOrgerverBammlung, die Comitien, deren Wesen im 
itonften Buch erörtert werden wird. 
!■ Mjji*'- Die Verwendung des Bezirks für die Oekonomie der Gemeinde 
ist insofern cxcejjtioneller Art. als ordentlicher Weise diese Oekonomie, 
ebenso wie der H;nishalt des Privaten, auf rleni eigenen Vermögen 
ruht, das heisst mit den Nutzungen des Geniemdehesitzes, dem Hutgeld, 
dem Fruclitzehnten, den Hafenzollen und iUinlicben Abgaiien. daneben 
mit dem Kriegsgewinu die nach ältester Ordnung wenig umfassenden 
ökonomischen Lasten der Gemeinde bestritten werden. Wie der Ge- 
meindeboden aosseiluilb cter Beiirke steht, bat auch die Besirkserdnung 
mit dieser Verwaltung des Gemeindevermögens nichts su schaffen. 
Stftndige ökonomische Belastung des Bürgers zu Gunsten der Gemeinde 
begegnet nur als Ersatz fQr die mangelnde Wehrpflicht. In diesem 
Sinn wird den im Besitz selbständigen Vermögens befindliehen Frauen 
und Waisen die Soldzahlung für den Rossdienst auferlegt. Wahr- 
scheinlich ist auch, so lange der Waffendienst ausschliesslich von 
dem Ansässigen gefordert ward, also bis zur Mitte des 5. Jahrh. der 
Stadt, dem nicht ansitssigen Bürger eine ständige Abgabe auferlegt 

atrurü. gewescu uud er davon aerunus benannt worden, wogegen von einer 
gleichartigen ökonomischen Belastung des nach Gastrecht in Rom 
lebenden Ausländers wenigstens keine Kunde uns überkommen ist. 
Wohl aber begegnet in Altester Zeit eine wenigstens tbats&chlieh als 
Sold, st&ndig zu bezeichnende ökonomische Districtslast in der Soldzahlung. 

»bituig. Löhnung fftr den Fussdienst ist ursprQnglieh, so weit sie nicht ^on 
dem Feldherm aus dem Kriegsgewinn geleistet ward, durch Umlage 
innerhalb des Bezirks aufgebracht worden, vermutblieh in der Weise, 
dass bei jedem Feldzug den nicht ausrOckenden Wehrpflichtigen zu 
Gunsten der ausrückenden eine compensirende Geldlast auferlegt ward, 
und es heisst der Vorsteher desselben, der tribunus davon, dass er 
diesen Sold dem einzelnen l^ürger auszahlt, afirarim. Nachdem, der 
Angabe nach im J. o48 (4U(> v. Gh.). die Soldzahlung den Districten ab 
und auf die Staatskasse übernommen war, blieb diese Einrichtung in 
der Weise besteheu, dass seitdem die Staatskasse den Bezirks Vorstehern 
die entsprechenden Beträge Uberwies. 
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Wenn also ureprüoglich die Gemeinde als solche reg»'lni3ssi^?e Btifw. 
ökoDoraische Leistungen von den Bürgern allgemein nicht erhul). so 
hat sie aiLSseroiilentlicher Weise dergleiclieu erfordern können, sowoiil 
Dienstleistungen {operae). insbesondere Hand und Spanndienste ftlr die 
öffentlichen Bauten, wie auch Geldeinschuas (tribMtus)^ und jene wie 
diese haben ohne Flrage in den finberen Jahrhunderten Roms die 
bargerliehen VerbAltniaae weeentlich bedingt. Dennoeh sind wir, da 
die FVohnden frab abkamen und auch die ansBeronlentlichen £in- 
flchflsBe in die StaatsIuBse Bpftterhin entbehrlich wurden, aber daa da- 
l>ei beobachtete Verfahren theils gar nicht, theils ungenügend unter- 
richtet, und können namentlich die Verwendung der BesirluBordnung 
für diese Zwecke nicht genauer verfolgen. 

Hinsichtlich der Frohnden gilt dies unbedinsjt. \on welchem Froh«4w. 
Gewicht sie gewesen sein müssen, iRsst der Riesenbau ler städtischen 
Mauern ahnen, deren von den „Ptiichten" (momia, munfm) enüeimte 
Benennung ihren Ursprung anzeigt; dass sie in erster Reihe von dem 
Ansässigen, aucii dem grundbesitzeuden Ausländer (mutticeps) gefordert 
worden sind, let wahrscheinlich; aber Uber die Lotung und die Thei- 
lung der Arbeiten fehlt es an Jeder Ueberiieferung. Die historische 
Zeit kennt ffir die Ausführung öffentlicher Arbeiten ledii^ch die 
Form der Verdingung. 

Die ausserordentliche Gemeindeumlage, der tributus, ist nicht vniati. 
eigentlich eine Steuer, sondern ein Vorschuss. welchen die Gemeinde 
im Fall zeitiger Zahlungsunfähigkeit von den Borgern einzieht und, 
falls sie nach ihrem Ermessen dazu im Stande ist, ihnen denselben 
späterhin zurückzahlt. Die l')efugnis dazu wini von jeher })estanden 
haben ; aber die Uebernahme des Soldes der Fusstruppen auf die 
Gemeindekasse , welcher soeben gedacht ward , hat selbstverständlich 
die&e Belastung erheblich gesteigert. Die Benennung sowohl wie die 
Verknüpfung dieser Umlage mit der nach den Districten abgenommenen 
SehatEung lässt keinenZweifel daran,daBBdieDi8trictefllr dieseHebungen 
die Grundlage bildeten. Die Betheilignng der Tribusvorsteher bei der 
Sefaatsung ist besengt und auch die Hebung der Umlage sicher dnrch 
sie bewirkt worden. Dan, so lange die Tribus nur die Ansässigen 
urofaBSteo, diese allein von dem Tributus getroffen wurden, fordert die 
Consequenz, und kann auch nicht befremden, da es sich nicht um Steuer- 
hebung, sondern um Zwangsanleihe handelt und anderweitige Belastung 
der nicht ansässigen Bürger füglich daneben bestanden haben kann. 
Nachdem \\m die Mitte des .5. .Tahrh. der Stadt die Webrptiicht den 
Bürgern überhaupt auferlegt wordi n war und es aerant im älteren 
Sinn niciit mehr gab, trifft die Umlage jeden Bürger nach dem Masse 
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seines in der ihm ziiBtändigen Tribus zu diesem Behuf abgeschätzten 
Vermögens. Von relativ höherer Belastung der grösseren Vermögeu 
wird nichts gemeldet, wohl aber bestand eine Steuergreiize, insofern. 

AOtUM. wer über löüU As im Vcrmögeü hat , als „stetiger" (adsiJuus) oder 
„zahlungsfähiger" {locuples) Mann der Umlage unterliegt, wer darunter 
€»f*4<>. geschätzt ist, nur „ffir die Person' {cajnU eensus) und als «Vater 

yakimfi. seiner Kinder" (proüiarnai) in den Listen geführt, dagegen in steuer- 
licher Beziehung als TennOgenslos angesehen wird. Wenn wfthrend 
der Jahrhunderte des Aufsteigens der rftmischen Macht die Umlage 
häufig Torgekommen war und nicht selten die Bürgerschaft unter 
dieser Last zu erliegen drohte, so hat die rOmische Gemeinde ihre 
Weltmachtstellung vor Allem dazu benutzt, unter Befreiung ihrer Bürger 
von allen ökonomisclien Lasten allein mit ihrem eigenen Vermögen zu 
wirthschaften. Nach dem .T, 587 (167 v. Ch.) bis auf Kaiser Diocietiaii 
iFt (He bürgerliche Umlage nur ein einziges Mal während der Wirren 
uach Caesars Ermordung im J. 711 (43 v. Ch.) scur Hebung gekommen. 
Jjjg- Aehnlich wie die Steuerpflicht ist auch die Dienstpflicht geordnet 
und die Versammlung der wehrfähigen Bürger kann darum nach den 
Tribus zasammenberufeu werden. Aber wenn diese als Aushebung»' 

^ or^^g"' ^^''^^ anzusehen sind und sie insofern an die Stelle der Gurien treten, 
so liegt bei der militAriseh geordneten Borgerschaft, dem exerdhts viel- 
mehr, im Geschlechterstaat ebenso wie in dem patricisch-pleb^iBeheii, 
als militärische Einheit zu Grunde die eeiUwria fftr die Reiter wie für den 
Fussdienst. Wenn letztere im Felddienst dort durch dieTurma, hierdurch 
den Manipulus verdrängt wird, so kann diese Gliederung, da sie auf 
die Comitien nicht angewendet worden ist, als jüngere und rein mili- 
tärische staatprechtlicb fiii'^ser Betracht bleiben. Der \irsf)rünglichen 
Theilunir der Bürgerschaft in ansässige (iribidef^) und nicht ansässige 
{(terarii) entspricht die Aufstellung von 188 Ceuturien zum Waffendienst 
Pflichtiger Bürger, während fünf weitere Centurien theils die zum Heer 
gehörigen Gewerke umfassen, die Zimmerleute (fabri iignarii)^ die 
Schmiede ifabri ferrarii)^ die Trompeter Qilicines oder tubicines) und 
die HomUAser {eamieines)^ theils in eine Centurie zusammengefasst 
die gesammte Masse der unbewaffneten (iwZa<t) Ersatzmannsehaften, 
welche, als neben den Wehrpflichtigen verzeichnet («Mfeen»), nur aus- 
nahmsweise und nicht auf eigene Kosten bewehrt gemacht und zum 
Waffendienst herangezogen werden konnten. Insofern umfasst das 
Bürgerheer alle erwachseneu männlichen Gemeindeglieder. Zu der 
Tribus stand die Centurie in keinem festen Verhältnis, vielmehr 
wurde regelmässig die einzelne Centurie aus Tribulen verschiedener 
Bezirke zusammengesetzt, um militäriseh wie politisch dieselben mög- 
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liehst mit einander zu verschmelzen. Aus der Gesammtheit der Wehr- 
pflichtigen wurde zunächst die stilndige in Centiirien geordnete 
Reiterei ausgeschieden, von denen sffhs die beibehaltenen der patriei- 
schen Gemeinde (S. 14) waren, die übrigen zwölf mit Rncksicht ünf 
Vermögen und Tauglichkeit persönlich fQr diesen vornehmsten Dienst, 
ausgewählt wurden. Die übrigen Wehrpflichtigen wurden nach dem 
Lehensalter m em erstes, die felddienbtptlKiitigen Mannschaften vom 
beginnenden 18. bis zum beendigten 4G. Lebensjahre umfassendes 
Aufgebot, die tuiMorei, und ein zweites der Alteren Leute, der umorta^ 
gesebieden, und jedem Aufgebot 85 Ceoturien zagetheilt, jede dieser 
Hllftea aber Dach dem Masse des Grundbesitzes geschieden in die 
Yelldienstpflichtigen oder die cioMta, welche 40, und die mit ab- 
geminderter Rflstung dienenden (daher mfra dassmt), welche in vier 
Abstufungen 10, 10, 10 und 1' Genturien stellten. Die Vertheil ung 
der ffir einen derartigen Genturiencomplex nach Alter und Vermögen 
qualificirtcn Bflr^jer unter die einzelnen Centuricn scheint vom Fr~ 
mesjipn der Magistratur abgehangen zu haben. Da die Zahl der Al)- 
theilungen ein für allenml feststand, so war, abgesehen von den stän- 
digen und also militäriBch geschlossenen iieitercenturien von je 100 
Mann, die der Centurie zugetheilte Persouenzahl nothwendig ungleich, 
ja nach der ganzen Anlage dieser Ordnung diese Ungleichheit insofern 
beabsichtigt, als die minder zahlreichen Mannschaften des zweiten 
Aufgebots ebenso viele Genturien erhielten als die zahlreieheren des 
ersten und vor Allem die Ansässigen wie in der Wehri»flicht so im 
Stimmrecht so eotsdiieden vorangestellt^ dass die Wehrpflicht und das 
Stimmrecht der nicht Ansftssigen geradezu illusorisch erscheinen, wo- 
gegen eine Bevorzugung der grösseren Besitzer gegenüber den Inhabern 
kleinerer Bauerstellen aus unserer Ueberlieferung wenigstens nicht mit 
Sicherheit erschlossen werden kann. Innerhalb der Centuriencomplexe 
aber müssen die einzelnen Genturien an Kopfzahl ungefähr gleich 
gewesen sein und Ordnungen dahin bestanden hahpn, dass beispiels- 
weise die für die 40 Gentuneu des ersten Autgebots erster Klasse 
qualificirten Maunschaften nicht allzu willkürlich in dieselben ein- 
getheilt wurden. — Die früher erörterte Einreihung der aerarii unter . 
die irihules änderte diese Ordnung nur insofern, als au die Stelle der 
Ansässigkeit in ihren verschiedenen Abstufungen entspreehend ab- 
gestufte Gensussfttze traten und die ffinf Nebencenturien nicht mehr 
die nicht ansässigen, sondern die ärmeren unter dem niedrigsten zum 
Wehrdienst qualificirenden Steuersatz von 11000, später 4000 As 
geschätzten Bttrger umfassten. 

Biese Ordnung, die in militärischer Beziehung frfih beseitigt iww»u 
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centarieu-^ worden ist . hat in politischer bis auf den hanuil/alischeu Krieg be- 
Aoknfipfung Stauden und ist dann später von Sulla, freilich nur auf kurze Zeit, 
di«8STrtVw.ivlBder ins Leben gerufen wordeo. Sie ist wahmheiiilieh im Jahre 
534 (220 V. Ch.) umgestaltet worden, hauptsftchlieb , wie es scheint, 
um das aetive Wahlrecht der BQiger von der WUlkttr der Censoreo 
und der wahlleitenden Magistrate unabhängiger zu stellen. Es ist 
stshon hervorgehoben worden, dass die altere Heerordnung, indem sie 
nur far die grossen Centuriencomplexe die Qoalifieation nach Alter 
und Vermögen feststellte, die Yertheilung der Bürger in die einselnen 
Centurien wahrscheinlich der Magistratur überliess. Wenn auch 
rechtliche und gewobnheitsmässige Normen wesentliche Ungleichheit 
der den rechtlich gleichstehenden Centurien ziitjetheilten Porsonoiizahl 
verhindert haben werden, so lag es doch in der Tendenz der republi- 
kanischen Entwickelung dem magistratischen Belieben auch auf diesem 
Gebiet Schranken zu setzen. Dies wurde um so nothwendiger, nachdem 
auch die nicht ansässigen Bürger in die Tribus eingereiht waren, da die 
in der Tribasordnung so scharf zum Ausdruck gebrachte Zurücksetzung 
derselben in den Centurien lediglich, vom GutdOnken der Magistratur 
abhmg. Es geschab dies wahrscheinlich dadurch, dass die bestehenden 
170 StimmkOrper des Fussvolks mit den 35 Districten, deren Zahl eben 
darum seitdem nicht weiter vermehrt worden ist, in gesetzlich feste Ver- 
bindung gebracht wurden. Die Tribulen einer jeden Tribus wurden 
nach dem Lebensalter in zwei Verbände der Jüngeren und der Aelteren 
fjeschieden, und jeder dieser siebzig Verbände nach den bestehenden 
fünf Vermöp'pn?stnfen in fünf Centurien zerlept . unter diese 'l'iO 
Centurien aber jeue 170 Stimmen in der Weise vertheilt, dass l« ü 
70 Centurien der ersten Klasse je eine Stimme beigelegt _ aus den 
280 übrigen durch eine im Einzelnen nicht nachweisbare Zusanimen- 
leguug 100 Stimmkörper gebildet wurden. Die siebzig Verbände 
traten gewissermassen an die Stelle der 35 Bezirke und die den Cen» 
tarien eines jeden derselbea vorgesetzten Gentarionen an die der 
Tribusvorsteher. Auf diese Weise wurde erreicht, dass das Ueber* 
gewicht der den 31 ländlichen Tribus angehörigen Anslssigen Ober 
die in die vier stSdtisehen Tribus eingeschriebenen nicht grundbesitsea- 
den fitkrger, wie es wenige Deeennien vorher für die Tribusversamm- 
lung festgestellt worden war, fortan auch in der Centurien Ordnung 
nicht auf dem willkürlichen Belieben der Beamten, sondern auf fester 
Ordnung ruhte. Hinsichtlich der Reitcrcenturien blieb die bisherige 
Ordnung in Kraft; nur ping denselben wahrscheinlich gleichzeitig das 
wichtige Vorstimmreciit verloren und stimmten sie fortan mit oder 
nach den Voll wehrpflichtigen des Fussvolks. 
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PriTilegiite Bürgerklaasen hat* so yiel wir Mhen, das patricisclie 
Born nicht gekannt. In dem patridsefa-plebejifldMD «rMheiDon als 

solche, allerdings in sehr verschiedenen Epochen und in sehr mannich- 
faltiger Gestalt, der Patriciat, die Kobilität, der Senatorenstand und ' 

die Ritterschaft. Ihnen allen gemein ist es, dass sie nicht als 
Körperschaften auftreten und wetler Beschlussrecht noch \'orsteher 
haben, also die innerliche Eiuheit des Gemeinwesens ihnen gegenüber 
eljeuso streng aufrecht gehalten wird wie gegenüber dem Theile der 
Bürgerschaft (S. (i) ; die bezeichneten Kategorien sind lediglich durch 
personale oder erbliche Privilegien ausgezeichnet, ihre Zugehörigen 
StaatsbQrger beBBera Rechts. 

1. Der Patriciat. 

Der Patriciat, einstmals das Bürgerrecht schlechthin (S. 5), tritt '^^jjjd^' 
in der späteren Bürgerschaft als Erbadel auf. Begriff und Wesen 
desselben sind dabei im wesentlichen unverändert ixrblioheü, und es 
kann dafür so wie für die mehr privatrechtlir.ht mi (h diningen , ins- 
besondere das strengere Eherecht und das Institut der Clientel a\if die 
früher gegebene Darstellung verwiesen werden. Hier verzeichnen wir 
die in späterer Zeit den Patriciern zuständigen politischen Privilegien 
einseUiesBlich derjenigen Stellungen, für welche im Laufe der Ent- 
wiekelnng der Patridnt disqualifieirt. 

a) Die allimtrieiBeheii Comitien der Gnrien wie der Gentndeu turien- 
haben« seit es eine patridsch-pleh^jische BArgersehaft giebt, die nu.'^"'««''^ 
gemeine legislative Competenz verloren ; nur für die wesentlich privat- 
rechtlichen und hauptsächlich in die Geschlechtsordnung eingreifenden 
Acte ist dieselbe den Curien geblieben. Dass in diesen noch in der 
patriciBch - plcbnjipchpn Oemeinde eine Zeit lang die Patricier aus- 
schliesslich ätimmberechtigt waren, ist wahrscbeinlicli. Indess steht 
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dies im "Widerspruch mit dem Frincip. <lass die bevorrechtete BOrger- 
klasse nicht als Küi^perschaft functiotin i, und in historischer Zeit sind, 
wie schon (S. 12) bemerkt ward, die Curiatcomitien ebenso patricisch- 
plebejische wie die der Centurien und der Tribus. 

Pj^rieUeiM b) In der ursprQnglicheD patriciedi- plebejischen Wehr- und der 
davon abhfingigen Stimmordnung sind die sechs angesehensten Cen- 
tnrien, die «es suffragw der Reiter, als proeüm paMdüm den Fa- 
triciam ▼orbebalten worden, und wahrscheinlich haben dieselbeo auch 
gesondert und vor den Ikbrigen swOlf der Beiter und denen des Fuss- 
YOlks gestimmt. Indess ist dies Vorstimmrecht späterhin auf die zwölf 
patriciscli - plebejischen übergegangen, womit das Vorrecht in eine 
Zurücksetzung umgewandelt ward. Noch sj)äter, wie es scheint im 
J. 534 (220 V. Ch ). scheinen jene sechs Centurien selbst auch den 
Plebejern geöffnet worden zu sein. 

mjgi« c) Die Unfähigkeit des Plel)ejcrs zur Verrichtung sacraler Func- 
tioiieu für die Gemeinde ist ein Fundamentalsatz der ursprünglichen 
patricisch-plebcjiscben Ordnung und bis in die Kaiaenseit hinein gilt 
die Kegel, dass zur Bekleidung eines jeden Gemeindepriesterthums 
der Patrider schlechthin, der Plebejer nur auf Grund einer speciellen 
gesetzlichen Anordnung fiüiig ist, wenn gleich thats&chlich. schon in 
Folge des allm&hliehen Einschwindens des starr sich abschliessenden 
Erbadels, diese Regel mehr und mehr zur Annahme wird. Für die 
drei grossen Flaminate, die im Kang höchsten aller PriesterthOmer, 
und die beiden Collegien der Salier hat man die ganze Kaiserzeit 
hindurch den Patriciat gefordert. Lange Zeit ist auch in Betreff der 
beiden mitliom zugleich entstandenen und politisch wichtigsten Priester- 
schaften der Pontifices und der Auguren und des jüngeren, aber auch 
sehr alten, dem die Hut der Sibyllenorakel anvertraut war, der gesetzliche 
Ausschluss der Plebejer festgehalten worden. Bei dem letztgenannten 
wurde durch das licinisehe Gesetz vom J. 387 (867 v. Chr.) die H&lfte 
der Stellen, bei dem Pontifical- und dem Auguralcollegium durch das 
ogulnische vom J. 454 (300 y. Chr.) sogar die grössere Hftlfte — da* 
mals fünf von neun — den Plebejern gesetzlich vorbehalten, die übrigen 
beiden Ständen gleichmässig geöffnet. Von dem vierten der grossen 
Collegien, dem im J 558 (19(5 v. Chr.) eingesetzten der Epulonen 
scheinen die Patricicr in republikanischer Zeit aupge-« blossen gewesen 
zu sein. Die übrigen Priesterthftmer . das Frauenpriesterthum der 
Vestalinnen, die Genosseuschatten der Fetialen und der Luperker, die 
kleinen Flaniinate erscheinen, so weit unsere TTeberlieferung zurück- 
reicht, den Plebejern zugänglich; ob in Beziehung auf diese, so weit 
ihre Entstehung in die Epoche des Gesc^eehterstaats fällt, patricische 
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Privileeion bestanden haben und beseitigt worden sind, lässt sich um 
so weniger ausmachen, als bei manchen dieser Einrichtunjjon, nament- 
lich bei den VestalinneTi nicht eigentlich Vertretunji des Staats Kegen- 
tiber der Gottheit zu Grunde liegen mag, und daher vielleicht das 
volle Bürgerrecht von Haus aus hier nicht gefordert ward. 

d) Wenn mit der Zulassung des Plebejers zum VV ehrrecht die ^J2!f* 
Befilbigung deeselbeD zur Ffliimng des Ck)iiimaDdos unter dem Magistrat 
logisch und praktisch verbunden war, der Flebcger also seitdem auch 
zum Legionsfahrer (tribmus mHUum) ernannt werden konnte, ao gilt 
dies nicht von dem Magistrat selbst, ohne Frage deshalb, weil dieser 
die Gemeinde auch den Göttern gegenüber zu vertreten hat. In 
vollem Umfang findet dies Anwendung auf den König, der zugleich 
Magistrat und Priester ist, und ist daher auch für das sacrale Schemen 
desselben, den rex sacrontm bis in die Kaiserzeit hinein ohifjohaltpn 
worden. Aber auch für die Älteste Heimblik ist die riilaliiiikeit des 
Plebejers zur Bekleidung einer Magistratur dci Kckstem der dainaiigeo 
Gemeindeordnung, und diese Vorschrift ist mir m hritt- und stückweise, 
ja principiell liberiiauyt nicht gtfalleu; iiisljesoudere das Zwischen- 
kOnigthum ist noch am Ausgang der Bepublik ein patricisches Amt. Am 
frühesten sind Fleb^er zugelassen worden bei ausserordentlieher oder 
stellvertretender Besetaung des Oberamts: unter den in den J. 308 
(451 V. Chr.) nnd 304 (450 v. Chr.) fungirenden ZSehnm&nnem für 
Constituirung des Gemeinwesens finden sieh Plebejer, und die 
kurz nachher, vielleicht eben in Folge des Decemvirats, zugelassene 
Verknüpfung der oberamtlichen Function mit der blossen Offizier^ 
Stellung, der sogenannte Consulartribunat, ist recht eigentlich die 
Zulassung des Plebejers zur Führung des Oberamts ohne Fuhrung des 
Titels. Unter den ordentlichen Aemtem macht den Anfang die Quiistur, 
insofern folgerichtig, als das Unteramt, wie seiner Zeit gezeigt werden 
soll, streng genouimen nicht als Magistratur betrachtet werden kann : im 
Jahre (421 v. Chr.) wurden mit der Vermehrung der Quästorenstellen 
von Ewei auf vier zugleich alle beiden Stünden freigegeben. Der ent- 
scheidende Schritt geschah im Jahre 387 (367 v. Chr.) durch das lici- 
nische Plebiscit: indem dies den Consulartribunat abschaffte, theilte es 
die beiden Gonsulstellen zwischen den Stünden in der Weise, dass 
die eine mit einem Patricier, die andere mit einem Plebejer besetzt 
werden sollte. Allem Anschein nach ward gleichzeitig sowohl die alte 
Dictatur "wie auch die jetzt neu errichtete dritte Oberaintsstelle, die Prä- 
tur beiden Stenden gleichmässig /uLriinglich gemacht, da die Ordnung 
derQualification wahrscheinlich auf dasüberanit tlberhauptgleichinässig 
bezogen wurde. Selbst die einige Zeit vorher gleich der Prätur aus 
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dem Ol>eramt abgezweigte Censur scheint srhon in Folge de?? licinischea 
Gresetzes den Plehcjern in der Weise erölinet worden zu sein, dass 
für beide Stellen jeiier Bürger wählbar war. Die ei>enfalls im J. 387 
(367 V. Chr.) eingerichtete Aedilitilt ist in ähnlichem Sinne zwis^chen den 
beiden Ständen in der Weise gctheilt worden, dass die beiden plebeji- 
schen Aediles aus Sonderbeamten der Plebe in Beamte der Gemeinde 
umgewandelt, die beiden neu eingeriditeten eurulisehen Aedilen den 
Patriciem entnemmen wurden. Die hier angestrebte Reclitegleiehheit 
der Adlichen und der Bfligerliehen achlug bald in reehtliehe Zurttek* 
Setzung der ersteren um : VolksschlflSBe aus den J. 412 (342 Chr.) 
und 415 (339 v. Chr.) setzten fQrConsulat und Censur fest, dass je eine 
dieser Stellen der Plebs vorbehalten, die zweite beiden Ständen offen sein 
aolle: um dieselbe Zeit wurde für die curulisclie Aedilitiit iler Turnus 
eingeftihrt, so dass dieselbe in den varronisch un^n: r adeii Jahi en tiet Stadt 
mit Patricieni. in den varronisch geraden mit riebejern besetzt ward, 
während die plebejische den letzteren ausschliesslich verblieb. Ebenso 
blieb der Volkstribunat auch nachdem er thatsflchlich aus einem Sonder- 
amt der Plebs in ein Amt der Gemeinde umgestaltet war, den Adlichen 
Terschlossen. IndesB diese Festsetzungen selbst legen Zeugniss davon 
ab> dass die politische Vonnaehtstellnng des Gesefalechtsadels den Ver- 
lost seiner Privilegien und selbst die reehtliehe Zurfleksetsnng weit flber- 
dauert hat; nur auf jene gestützt hat sich der Patrieiat in dem Sonder- 
hesitz der einen Consulstelle bis zum ,T. 582 (172 v. Chr.), der einen 
Censorstelle bis zum J. 623 (IBl v. Chr.) behauptet, und trotz des all- 
mählichen Kinschwindens der Zahl haben die alten Geschlechter durch 
die ganze republikanische K])oche. ja noch darüber hinaus in dir 
ersten aus ihnen hervorgegangenen Dynastie der Julier und der 
Claudier einen l)ostiramenden Einfluse behauptet . wahrend der Erb- 
adel der Kaiserzeit zu keiner politischen Bedeutung gelangt ist. 
DiePauici«r e) Der Senat der patricischen Gemeinde ist in die patriciseh- 
plebejische insofern unverändert abergegangen, als auch in dieser die 
formale Best&tiguug der VolkssehlQsse so wie das ZwischenkOnigthnm 
den Pntririem als Keservatrechte verblieben. For das eigentliche 
Regiment der (Semeinde, welches mehr und mehr auf den Qemeinde- 
rath Obelging, sind dagegen in der patricisefa-plebejischen Staatsordnung 
den patriciseheu patres, so viel uns bekannt VOB Anfang an, die plebe- 
jischen conscripti zur Seite getreten, aber so wenig in gleichberech- 
tigter Stellung, dass vielmehr der plebejische Beisitzs^r weder auf den 
Name!! noch auf die Ehrenab/cicheu des Sfnfitors Aiisjtnich hatte, und 
er weiter wie in der Bürgel si l att das btinimreclit ohne das Aemter- 
recht, 80 im Senat das btmimrecht ohne das Recht des BescUuss- 



üiyiiizeü by GoOgle 



6. Die priTUegirt« BttrgerklMveB. 



41 



Vorschlags erhielt. Rechtliche Gleichstellung mit deu patricischen haben 
die plebejischen Senatoreu auch später nicht erhalten. Erst iu Folge 
der Zulassung der Plebejer zum Oberamt im J. 387 (367 v. Chr.) ist 
denen von ihnen, die dazu gelangt waren, die rechtliche Gleichstellung 
im Senat elngeiftumt worden; da ein bevoneeliteteB VoncblagBredit 
fftr den Senator an das bekleidete Oberamt ebne Zweifel schon f rttber 
geknüpft war, konnte der plebcgisebe Gonsnlar bei den Senatsver- 
bandlangen niebt Hager Btonuner Beiaitier bleiben. AUmiblicb ist 
dann durch die mehr und mehr um sich greifende und sehlieBSlicb 
alleinige Besetzung der Senatsstellen durch die Wahl zu einer 
Magistratur die bevorrechtete Stellung des Adel? im Senat beschränkt 
und endlich brsnitigt worden. Es wird darauf im fünften Buch bei 
der Behandlung des Senats zurackzukonuneu sein. 

2. Die Nobilitftt 

Die Kobilität ist ein erweiterter Patriciat und aus diesem ent- i^^i- 
wickelt, indem dieser Kreis die Fatrieier nrnfasst nebst den ans dem «MBtiiT 
Patrieiat ansgetietenen oder den Fatriciem in der Amtsehre gleieh 
geltenden Plebejern. Anagegangen ist der Begriff wobl davon, dass 
der durch Emaneipation oder Austritt aus dem GescMecbt aus- 
scheidende Adliehe zwar seine Adelsreehte Terliert, aber seinen 
Geschlechtsnamen behalt und auch ferner ein «namhafter'' (w^ük) 
Mann bleibt. Ilauptsrichlich aber findet er Anwendung auf diejenigen 
Plebejer, welche nach dem licinischen Grenetz zu den Iiis dahin den 
Patnciern vorbeliaitenen Gemeindeämtern gelangen. Da diese Aemter 
auch ferner noch als „patricische " angesehen werden, so scheiden ihre 
Träger von Rechtswegen aus der mit der Plebität rechtlich verkntipften 
Ciientel aus (S. 21) und stehen im Senat den Patricieru gleich \ daher 
wird ein solcher .neuer Mann" (kmo mom«) awar nicht selbst, wohl 
aber seine Deseendenz der Nobilit&t zugezahlt, so dass also an die 
ITebemahme eines curuliseben Amtes sieh for den Plebeyer dieser 
erbliehe Quasi-Patridat anknfipft. Reehtliehe Priyilegien, wie sie dem 
Patrieiat zustehen, hat die Nobilitftt nicht; die Befugniss von denjenigoa 
Ahnen, welche curulische Aemter bekleidet haben, die Bildnisse im 
Haussaal aufzustellen ist wohl das Kennzeichen der Nobilität, aber 
doch mehr ein magistratisches Khrenrecht als ein Standesprivilepium. 
Aber wie bei der Aeniterbewerbun;^ . nachdem die rechtliche I^fvoi- 
zugung des Adels beseitigt war, die gewohnheitsmassige noch lange 
von mächtigem Eintluss blieb, so ist die letztere dem Quasi-Patricier 
gleichfalls zu Statten gekommen, namentlich auch insofern, alä der Adel 
insgesammt der Plebe gegenüber insbssondere hei den Wahlen zu- 
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saiiiiueuzuhalten pflegte. Die rechtliche GeschlosseDheit des Patriciats 
bitte notbwendiger Weise es demselben unmöglich gemacht das Adels- 
regiment zu behaupten, wenn nicht durch die Qnasi-Beception eines 
jeden unter Sprengung des Adelsrings zur Magistratur gelangenden 
Plebejers in den Erbadel selbst die Fortdauer der Adelsherrsehaft 
ermöglicht worden wftre. Die Rechtsgleichheit der Patricier und der 
Plebejer, wie sie durch die stündiseben K&mpfe herbeigeführt worden 
war, wurde durch dieses Herkommen formell nicht alterirt, factisch 
aber wesentlich beeinträclitigt . j;i im Laufe der Entwickelung in der 
That aufgehoben. Wie oft im politischen Ausgleichuiigsknin]>fe 
wandelten die Sieger die erstritteue Gleichheit um in eine neue Form 
der Privilegirung. 

3. Der Senatorenstand. 

Von der Zusammensetzung des Senats und seinem Anthell am 
Regiment der Gemeinde wird im fQnften Buch gehandelt werden. 
Hier sollen die Vorrechte dargelegt werden« welche dem einzelnen 

Senator, in sp&teiei Zeit auch den Frauen der Smatoren und deren 
Kindern bis zum dritten Grade beigelegt sind, soweit dieselben die 
Rangstellung betreffen oder politischer Art sind; die Sonderstellung 
der Senatoren im Ehe- und im Vermögen^irerht kann hier übergangen 
werden. Dem Senat als solchem stehen c(3rporative Kechte 80 wie 
eigenes Vermügen und eigene Kasse nicht zu. 
Abwichen a) Das älteste äussere Abzeichen des Senators, der Schnürenschuh, 

de« 

Senator«, kommt äulaugs nur dem paLiicischeu Senator zu, wie denn dieser 
urspranglich allein als wirklicher Senator angesehen wird. Weiterhin 
finden wir dies Abzeiehen, jedoch mit der Beschrftnkung, dass der 
Halter (hnmh) von Elfenbein dem patricischen Senator allein ver- 
bleibt, im 6. Jahrh. ausgedehnt auf die zu ourulischen Aemtem ge- 
langten, also auf die quasi -patricischen, noch sp&ter auf sämratlicbe 
Senatoren. — Ob der rothe Streifen am üntergewand, wie ihn der 
Ritter trug, von Haus aus auch dem Senator zukam oder erst von der 
Ritterschaft auf den Senat übertragen ward, ist zweifelhaft. Als in der 
graceUischen Zeit die Senatoren und dif Ivitter sich schärfer von einander 
schieden, kam es auf, dass der Seuator den btreilen breiter {latus damts) 
trug, der Ritter schmaler (angustus dmms) und dieses Distinetiv der beiden 
bevorrechteten Stände ist gebliehen. — Der goldene Fingerreif ist erst 
spftter und zwar zuerst fQr die Senatoren in Uebung gekommen und 
hat sich dann auf die Ritter übertragen, bei denen wir auf denselben 
zurockkommen. — Diese Abzeiehen sind in republikanischer Zeit 
personale; als aber Augustus einen Senatorenstand schuf, erstreckte er 
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dieselben einerseits auf die Descendcnten der Senatoren, ADdererseits 
auf diejenigen jüngeren Männer dos Kitterstuides, welche er in 

Pflichten und INH'htPn i1i('son tileichstellte. 

b) GesoTidt 1 ti- und l)evorzu[;tr Sit/r»l;U/e bei den ötientlichen sch»»- 
Bühnensiiielen sind den Seuatoreu seit dem Jahre 560 (194 v. Chr.) 
eingeräumt und es ist dies dann auf andere Volksfeste übertragen 
worden. 

c) Ein bevorzugtes Stimmrecht hat der Senator nur insofern, als mummuMii. 
er bei der Bildimg der Ritteroenturien ibevorzugt wird, worüber bei 

der Ritterschaft zu handeln ist 

d) Aach bei der Aemterbewerbung ist der Senator als solcher 
nicht bOYoraogt; nach den sp&teren Ordnungen indess, welche als Qnali- 
fication für das höhere Amt die Bekleidung eines niederen mit der 
Gewinnung des Senatssitses verbundenen fordern, coocurriren bei illou 
wichtigeren Bewerbungen lediglich 8en<itoren. — In gleicher Weise 
werden die vom Senat ausgehenden Abordnungen aller Art. die im 
Regiment der Republik eine hervorragende Rolle spielen, wenn nicht 
von i;« chtswegen, so doch tliat sachlich ausschliesslich aus dem Senat 
geüoiijinen. ~ Noch in der Kaiserzeit wird für die Beamteneruennung, 
soweit sie auf den Kaiser übergeht, sowie nicht minder für die Besetzung 
der höchsten Offizierstellcn, insbesondere der Legionscommandos, die 
Zugehörigkeit zum Senat oder sogar zu einer bestimmten Klasse des- 
selben als QoalUication gefordert. — - Fftr die Friesterthttmer seheint 
in republikanischer Zeit die Senatorenqnalitftt rechtlich nicht erforderlich 
gewesen su sein; thatsächlieh aber sind die hdheren derselben schon 
damals so gut wie ansschliesslich an Senatoren und Seoatoiensöhne 
gegeben worden. Angustus wird dies dann rechtlich formulirt haben, 
-- Für die AnfangsSmter und somit für den Eintritt in den Senat 
selbst hat in republikanischer Zeit das allgemeine Bewerbungsrecht 
nicht bloss formell fortbestanden . sondern es ist wahrscheinlich für 
den neuen Mann nicht allzu schwierig gewesen dazu zu gelangen, 
wenn gleich «in^ ! Nobilität angehörigeu Bewerber auch dabei 
factisch bevorzugt waren. Augustus hat dagegen nur einerseits die 
Nachkommen der Senatoren, andererseits die von ihm in den Senatoren- 
Stand aufgenommenen jungen Miiuuer zur Bewerbung am die Gemeiude- 
ftmter zugelassen, für welche sie zugleich zur Pflicht gemacht ward. 
Dadurch wurde der Senatorenstand zu einer theils erblieben, theils 
durch kaiserliche Ernennung erg&nzten Pairie und lieferte diese Pairie 
in der Kaiseneit ausschliesslich die h6here Kategorie der Beamten. 

e) Als Geschwomen im CiTilprosess konnte der Magistrat ursprQng- 

lieh wahrscheinlich von Rechtswegen jeden römischen Bürger berufen. '^£nSn!'^ 
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Aber unter dem entwickelten aristokratischen R^iment macht sieh 
der Ansprach der Senatoren anf aoMdilieeBHelie Berechtigung hiebei 
geltend, namentUcli seit dem Anfang des 7. Jahrb. d. St binsiebtlieh 
der Geschwonenstellen in den ans dem Civilprooess entwickelten 
politisch wichtigen Qnlstionenprocessen. Der im Ocgensats dazn er- 
hobene gleichartige Anspruch der Ritterschaft ritf dann einen das letzte 
Jahrhundert der Republik ausfallenden Interessenstreit der beiden 
privilegirten Stände hervor. Sowohl in der Epoche vor Gaius Gracchus 
wie auch wieder während der suUanischen Reactiou wurden lediglich 
Senntoren zu Geschwomen berufen . wahrend in der gracchanischen 
Epoche die Senatoren von diesen Stellen ausgeschlossen waren und in 
der letzten Zeit der Republik vom J. (»84 (70 v. Chr.) an ein Drittel 
derselben mit Senatoren besetzt ward. In der Kaiserzeit, wo diese 
Th&tigkelt ans einem begehrten Beeht zn einer lästigen Pflicht wurde, 
ist dieselbe den Senatoren abgenommen. 

4. Die Ritterschaft. 

uuaii Die Ritterschaft, welche, hervorgegangen aus der alten Bflrger- 

Sü^^Kuu^- reiterei, seit der mittleren Republik als bevorzugte Biürgerklasse auf> 
pford. j^j^ j)ii(ien die Inhaber der Staatspferde, die eqmi(:< Ttomani cquopublico. 
Wenn die Bürgerreiterei darnnf angelegt zu sein scheint diesen an 
sich sclion und vor allem durch seine StÄniHukeit kostspieligen Dienst 
auch dem Unvermögenden einigermassen zu ermöglichen, da demStaats- 
pferdinliaber besondere Emolumente (9>. 32), jedem anderen Reiter der 
dreifacheSold des Fusssoldaten gewährt wurden, so ist nichtsdestoweniger 
der Bossdienst frflh als eine nnr dem Vermögenden zuzumuthende Last 
behandelt, zugleich aber anch, namentlich insoweit er stAndig war, 
des damit verbundenen Ansehens wegen von der reicheren Bfirger- 
sehaft vorzugsweise begehrt worden, wobei noch hinzukam, dass von 
den achtzehn Centurien der Staatspferdinhaber die sechs vornehmsten 
dem Erbadel vorbehalten und selbstfolglich in den Qbrigen zwölf die 
plebejische Nobilität und die allmählich neben diesem magistratiscben 
Adel sich entwickelnden Kieise der hohen Finanz vorzugsweise vertreten 
waren. Somit stellte sirli für den Rossdienst neben der nrsprün 'Jüchen 
Qualitication nach dem Alter und der körperlii heu Tüchtigkeit die 
weitere nach Geburt und Vermögen ein. Di»' Ausschliessung der Frei- 
gelassenen wurde hier mit voller Strenge liurchgeführt und durch 
Bevorzugung der Söhne solcher Väter, die selbst das Staatspferd 
gehabt hatten, thatsftchlich selbst eine gewisse Erblidiheit desselben 
herbeigeflUiTt, desgleichen nur zugelassen, wer den vierfsehen Gtonsus 
der vollen Wehrpflicht, das heisst ein Vermögen von 400000 Sestenen 
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aufweisen konnte. Aus den sonach für den Reiterdienst qiinliticirt 
erachteten Hiugeru, wel he auch wohl abusiv selber als llitterschalt be- 
zeichnet wunieu, wurdeu iheüs von den Feldherrn die effectiven Bürger- 
reiter ausgelesen, die übrigens ziemlich früh militärisch verschwanden, 
tlieils durch die Censorea jene achtzeimhundert Staatspferdreiter, 
die eigentKehe RittendMll, welche swar von Reektowegea effectiven 
BMterdienBt zu leisten hatte, aber mehr und mehr ohne RflckBicht 
auf die militftrisehe Branehbarkeii gebildet warde. Es blieb bei der 
alten Ordnung, wonach die Censoren die Staatspferde an geeignete 
Personen aosthmiten und die nicht mehr Dienstfähigen dieselben abzu- 
geben hatten, und ^ie hat dazu gefnhrt, dass diese zweite Adelsklasse 
nicht wie der Patriciat auf der Geburt , sondern auf obrigkeitlicher 
VerleihuTifT !»eruht und späterhin sich zum Briefadel entwickelt. Aber 
thatsächlicii ward diese Ordnunfj; kfMueswefrs innegehalten. Mehr noch 
als bei der Zutheilung des Staatspienles, welclie die durchgiingig aristo- 
kratisch ge.^ainten und von jeder Verantwortlichkeit befreiten Censoren 
uach politischen Ilücksichteu handhabten, scheint der Austritt aus 
der Ritterschaft wegen des dieser lustehenden bOBseren Stimmrechts 
bei der KobilitAt hftufig Uber die rechte Altersgreose hinaus Tersehobeo 
worden sn sein; es ist sogar nicht nnwahrscbeinlieh, dass in Folge 
eines formellen Privilegiums die Consulare, Prft torier und Aedillder 
regelmässig in den Rittercenturien verblieben, in der gracddscben 
Zeit die Incompatibilität des Ritterpferdes und des Seoatssitzes gesetz- 
lich festgestellt ward. Sowohl diese Festsetzung wie auch die Be- 
seitigung des patricisohen Reservatrechts auf den dritten Theil dieser 
Centurien haben dann dazu beigetragen dw T{ itterschaft, welche bis 
dahin den Auit^del und die von dem eigentlichen Regiment sich 
fernhaltende Finanzaristokratie in sich vereinigt hatte, in der Weise 
zur i'rägeriü der letzteren zu macheu, wie sie uns im letzteu Jahr- 
hundert der Republik entgegentritt. Die SttUaniaehe Bsaction war 
wesentlich der Sieg der Nobilitftt ttber die Ritterschaft und stellte 
auch die letstere insofern auf eine andere rechtliche Grundlage , als 
die bisher durch die Censoren bewirkte Anfiiahme unter die Staats- 
pferdinhaber mit der thats&chlichen Beseitigung der Gensur wegfiel. 
Was dafQr an die Stelle trat, ist nicht vollständig ermittelt; sicher ist 
und charakteristisch, dass seitdem dem erwachsenen Sohn des Senators 
das PittfTpferd von Rechtswegen zukam, während wahrscheinlich dessen 
Kl Werbung noch an andere Momente, vielleicht an die Bekleidung 
<les Kl iogfttrihunats geknüpft ward. Die Au-scheidung aus der Ilitter- 
sciiaft, abgesehen von dem Uebertritt in <leu Senat, scheint damit 
überhaupt aufgehört zu liabeu. Indens hat es bei dieser Umgestaltung 
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der Kitterschaft im optiniatisolien Sinne keineswegs sein Bewenden 
gebnbt. Nocli in republikanischer Zeit ^hui VerRiiche gemacht worden, 
die Censur wieder iu das Leben zu rufen und in der augustischen 
Reform ist die magistratische Verleihung des Rittei*pferdes nicht blos 
zu Gunsten des Kaisers wieder hergestellt, sondern auch durch Be- 
seitigung der gescfaloflaeaen Zahl wesentlich gesteigert worden. Der 
Gegensatz des erbliehen Amtsadels, der den Senatorenstand bildet, 
und der aus den MSnnem gnter Geburt und namhaften Vermögens 
durch kaiserliche Bernfuitg ansgew&hlten Ritterschaft behemieht vor 
allem die Epoche des Principates. Dagegen ist Augustos Versuch, 
den effectiven Rossdienst in der Weise zu erneuern, dass die Ritter^ 
Schaft zu einem berittenen Offiziercorps ward, nur unvollkommen ver- 
wirklicht worden. Es wurde die Aufnahme in die Ritterschaft wohl 
bis zu einem gewissen Grade mit dem Offizierdienst verknüpft, wie 
denn auch dem erwachsenen Senatorensohn zwar das Ritterpferd von 
Rechtswegen zukam, er aber zugleich verpflichtet ward als Kriegstribun 
zu dienen, und es wurde ferner iu der besseren Kaiserzeit das üitterpferd 
vor erreichtem Dienstalter nicht ertheilt; allein hftufig nnd in immer 
steigendem Umfang ist das Ritterpferd einfach als personaler Adel 
▼erliehen worden und die Lebenslftnglichkeit ist, abgesehen von er- 
wiesener Unwfirdigkeit, damit verbunden geblieben. 

Die politischen Privilegien, welche dieser zweiten Klasse der 
rdmischen Aristokratie, allerdings zu verschiedenen Zeiten und in 
sehr verschiedenem Grade zukamen, sind die folgenden: 

a) Die militiu isc);^ Oliederung, welche der standigen Bürgerreiterei 
selbstverständlicli zugekommen ist. ist der Ritterschaft, auch nachdem 
dieselbe nicht mehr als Truppe betrachtet werden kann, dennoch ge- 
blieben, und zwar wird dabei nicht die alte Centurie zu Grunde ge- 
legt, sondern die im effectiven Kriegsdienst dafür eingetretene Turma 
(S.'14). AugttstuB hat sogar der Ritterschaft in den sechs Ffthrem 
der sechs ersten Türmen quasi -magistratische j&hrlieh wechs^de 
Anführer gegeben. Verwendung findet diese Gliederung lediglich hei 
gewissen Musterungen der Ritterschaft und hei Festlichkeiten. . Eine 
Körperschaft ist die Rittrr i liaft nicht; sie tritt nicht zur Beschluse- 
fassung zusammen und hat keine dafar oompetente Vorsteber noch 
auch eigenes Vermögen und eigene Kasse. 

b) Als Äusseres Abzeichen scheint der PurpurBtreifen am Unter- 
gewand (clavtis) dem Reiter von jeher als Dienstaiizeichen zugekommen 
zu sein und er ist, späterhin neben einem gleichartigen, aber geüteigertem 
Abzeichen des Senators, dem Ritter verblieben. — Der goldene Finger- 
ring ist dagegen verhältnissmässig spüt und zunächst als seuatorisches 
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Abzeichen iu Gebrauch gekommen (S. 42) ; erst seit der gracchischen 
Zeit ftlhreu denselben die heiden privilegirteu Stande ^loirhitüissig. Die 
Verleihtmg des Ritterreclitb an den Freigelassenen unter Fiction der 
Ingen ml at, welche in republikanisrher Zeit überhaupt nicht und in der 
besseren Kaiserzeit als seltene Aufiiiahnie vorkommt, erfolgt in dieser in 
der Form der Verleihung lier (ioldringe; späterhin werden diese dem Frei- 
gelassenen uicht selten gewährt, ohne dass damit die fictive lugenuität 
und der StandeBweduel Yorbimdeii ist — Ob diese Ebreneebte 
lediglich dem Staatspferdinhaber zukamen oder auch, so lange es 
eine Bargerreiterei ^b, dem ohne Staatspferd zu Rosa dienenden 
Borger, ob sie femer, bevor die Lebenslinglicbkeit der Ritterstellung 
durchgeführt wird, auch nach Abgabe des Ritterpferdes fortbestanden, 
l&Mt sich uiebt mit Sicherheit entscheiden. 

c) Abgesonderte Sitzplätze hei den Bühnenspielen, die „vierzehn scgj- 
Reiheir, sind nach dem Muster der Senatoren, den Rittern in der 
gracchischen Epoche, und, nachdem sie dieselben durch Sulla verloren 
hatten, wieder im Jahre 687 (ti? v. Chr.) durch das roscische Gesetz 
verliehen \vorden. In der Kaiserzeit wurde dies auch auf die Renn- 

und die Kampfspiele erstreckt. 

d) Dass bei der Abstimmung nach Gentnrien den Staatsplerd-^^tinw^t- 
Inhabern von den 198 StimmkOrpem 18 reeervirt waren, ist bereits 
ausgeführt worden (S. d&). Es war dies Stimmreeht um so mehr 
bevorzugt , als die Centnrie der Heiter je 100 Personen sfthlte, wfth- 

rend alle übrigen eine unbestimmte durchgängig sicher weit grossere 
Zahl von Stimmberechtigten umfassten, und als denselben, wie es scheint 
bis zum J. 534 (220 v. Chr.). das wichtige Vorstimmrecht zustand. 

e) Der Ofhzierdienst ruht \n republikanischer Zeit, so weit nicht 
die Volkswahlen eingreifen, auf der feldherrlicheu Ernennung, iusoleru 
der Feldherr den ihm unterstellten Soldaten wie im (Uiede belassen, 
80 auch als Führer verwenden kann. Es liegt in der Sache, dass 
die höhereu Führer, uamentlich die Kriegstribuue und die diesen 
gleichstehenden Offiziere, vorzugsweise ans der vomehmmi Reiterei 
genommen wurden und es hat dies auch fortbestanden, nachdem, die 
Blirgerreiterei als effective Truppe aufgehört hatte, indem die zum Ross- 
dienst qualificirten jungen Mfinner der besseren Stände, die sieh dem 
Feldherm zur YerfOgung stellten, auch nachher der Blirgerreiterei 
zugezählt wurden. Ob sie das Staatspferd besassen oder nicht, wird 
dabei schwerlich in Betracht gekommen sein, auch die Offizierstellen 
rechtlich denselben keineswegs nusschliesslicli zugestanden hahen, Dass 
nach der sullanischen Ordnung umgekehrt der Oftizierdienst «las Staats- 
pferd gab, ist vermuthungsweise schon ausgesprocheu worden (S. 45). 
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Augustus hat, wie für ilie höchsten Üffizierstellen die Senatoren- 
qiialität. so für die Kriegstribuiie und die Auxilienftthrer das Staats- 
pferd zur rechtlichen QualiHcation gemacht, deren Innehaltung frei- 
lieh nach der Bewitigung der gewhliMBeiMSD RittemM der freien 
kaiserlicbeii OffinereneDnung keinen Eintrag that 
Kittor&mt^r f) ^fi^ der ritterUche Oifiziecdienst dnreh Angnstos rechtlich 
'fizirt worden ist» so sind auch die ritteriiehen Beamten und die ritter- 
liehen Priesterthttmer eine Einnchtung des Angustns. Diejenigen 
Aemter und mit amtlicher Gompetenz ausgestatteten Commandos, deren 
Besetzung dem Kaiser zukam, theilte er ein für allemal zwischen den 
heiden privilegirten Ständen, so dass weder das senatorische .\mt einem 
Hilter noch das ritterlirlu^ cinfiu SenfUor übertragen werden durfte. 
Au die Ritter kamen uul diese Weise die Verwaltung der damals neu 
eingerichteten Provinzen, ferner sämmtliche Finanz- und Palastiunter und 
siinmitliche in Italieu functionirende Cummaudo^, namentlich die der 
Garde und der Flotten. Sie erscheinen als dem Kaiser näherstehend 
und unmittelharer unterworfen als die senatoriscben kaiserlieher Er- 
nennung; wenn die senatotischen mehr als Reichs-, werden die ritter- 
lichen mehr als Hausbeamten gefasst, und wenn jene im Rang 
höher stehen, flberwiegen bei diesen die Emotumente. Rechtliche 
Qualification , vom Ritterpferd selbst abgesehen, giebt es fUr die 
Kitte rämt«r nicht; thatsächlich indess bestand eine solche in dem 
ritterlichen Offizirrdienst, insofern die Ritterämter nach Art der 
Veteranenbelülinungen vorzugsweise an gewesene Offiziere vergeben 
wurden; doch konnte seit Hadrian auch l>ei der Verwaltung und der 
Rechtspflege ein iiliuliches Anrecht erworlieu werden. Es bildeten sich 
für die Ritterämter ähnliche Absluluugen, wie sie für die senatorischen 
besüuiden, und eine ritterliche Aemterlaufbahn; selbst eine ritterliche 
Nobilitftt entstand, hidem den Kachkommen der höheren Beamten von 
Ritterrang das RitCerpferd ohne weiteres giswAhrt ward und sie inner- 
halb der Ritterschaft eine hervorragende Stellung einnahmen. Analog 
werden die PriesterthOmer in senatorische und ritterliche geschieden. 

Der Gedanke des Gains Gracchus, dem Gemeinwesen eüien doppelten 
herrschenden Stand zu geben, ist durch Augustii<^ in vollem UmCuig 
verwirklicht worden. Die Gleichberechtigung aller Blirger insbesondere 
zur TTebernahme der Aemter und der Priesterthtlnier der Gemeinde 
ist in dem patricisch-plebejischen Gemeinwesen, da der Patriciat danu 
als Erbadel Platz gefunden hatte und der Quasi-Patriciat der plebe- 
jischen Nobilität sofort sich neben ihm entwickelte, niemals etfectiv 
durchgefOhrt, aber beständig fonuell anerkannt wurden; priucipiell 
beseitigt hat die bOrgerliche Olei^heit erst Augustus, indem er der 
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Ritterschaft enic dem Senatorenstand mehr co- als suborcÜLirte StoUung 
in dem Geineinweseo anwies, die Beamten und die Pnesteriliümer 
unter die l eiiltii privilegirteu Stände theilte und unter Beseitigung 
der allgemeineii passiven Wählbarkeit die dem uterque ordo der Kaiser- 
zeit nicht angehörige BQrgerschait, die jetzige jpUhs von Rechtswegen 
Ton deofidben auaschlofiB. 



7. Die ziiiilekgesetitoii BOrgerklaMeB. 



Zurückgesetzte Bürtierklassen treten in der patricisch-plebejischen 
Gemeinde drei auf: die riebejer, die Freigelassenen nnd die ver- 
waudtau Klassen und die vom Stimmrecht ausgeschlo&seueu üaib- 
bttrger (cives sme mffragio). 

1. Die Plebejer. 

Die dem Plebejer als solchem mangelnden politfedieo Redite so 
wie deren allni&hliebe Gewinnung und com Theil ihre Verkehrung in 
plebqiacbe Vorrechte ergeben sich aus der Darlegung der Becbtastellung 
des Fatriciats (S. 37). Hier sind diejenigen Sonderinstitutionen au 
betrachten, welche Yor erlangter Gleichberechtigung die Plebs für sich 
gesehafien hat; insofern nach deren Erlangung dieselben zu Gemeinde^ 
Organen umgewandelt worden sind, werden sie an ihrem Orte wiederum 
zur Sprache kommen. 
Sonder- Die Kämpfe zwischen dem Erbadel niKi den Neubt\r<:ern zeigen 

pitÄ. *'eine doppelte Tendenz: einerseits das Bestit 1 t n nach Rechtsgleichheit 
der beiden Stände, andererseits nach Constituirung der Plebs als eines 
Staates im Staat mit eigener beschliessender Verf^ammlung und 
eigenen Vorständen. Beide Bewegungen schliessen im iCigebniss sich 
aus, und wenn die erstere ein Mögliches erstrebt und schliesslich er- 
langt hat, so verfolgte die letstere ein logisch und praktisch unerreich- 
bares Ziel und ist demnach auch schliesslich resultatlos geblieben; 
es konnte durch sie das bestehende Gemeinwesen vernichtet, nicht 
aber innerhalb desselben und unter dessen Fortbestand ein anderes 
geschaffen werden. In der That hat es für die also geschaffene Gr* 
ganisation, die Plebs als solche, kein Ausland, keine Rechtspflege, keine 
Heerbildung, keine Finanzen gegeben; alle staatlichen Einrichtungen 
bestehen lediglich und zu jeder Zeit ft\r die patricisch-plebejische 
Gemeinde. Die Plebs ist nichts als ein schw&chliches Gompromiss 
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zwiflehen der besteheodenden Adel privilegirenden StaatsoidDung einer- 
nnd dem AusBebeiden der Neubttrger aus dem Gemeinwesen anderer- 
seits; eine Besch wichtigung der revolution&Ten Androbnng diese« 
Austritts dareb die Organisirung jenes Scheinwesens. Die m&chtigen 

Leidenschaften, welche in dieser Bewpguag brausen, dürfen Ober ihre 
Ziellosigkeit nicht täuschen. Die auf diesem Wege geschaffenen Organi- 
sationen bestehen in Quasi-Magistratcn und Quasi-Comitien dor Plebs. 
Jene sind in den beiden tribun? plebis das Abbild der Consuhi, in den »'i«b«ji»cb« 
beiden aedtirs plehis das Abbild der Quftstoren. Befelilsrecht nelinien Magittnu, 
die Tribüne nicht in Anspruch, sondern nur das Recht dem cousu- 
larisrhen Befehl durch ihr dem coUegialischeu des andern Oherbeamten 
nachgebildetes Einschreiten die Rechtskraft zu entziehen. Die Aedileu 
sind, wie die QuAstoren, ohne fest abgegrenzte Competenz wesentlich 
bestimmt die Oberbeamten so unterstfttsen, snnftebst vielleicht die 
Frohnden zu beaufsichtigen und dabei Torkemmender Unbill wo ndthig 
durch Anrufung ihrer Vorgesetsten zu steuern. Wenn der Gehorsam 
gegen die staatlichen Ordnungen auf dem Gesetz ruht, so rubt der den 
plebejischen schuldige nach der strengen römischen Recht sauf fassung 
auf dem Sammteid, durch den die Pleb^r sich und ihre Nachkommen 
verpflichtet haben solchen Gehorsam zu erzwingen, insonderheit die Un- 
verletzlichkeit, welche dem Gemeindemagistrat das Gesetz giebt, dem 
plebejischen dadutcb zu verbürgen, dass jeder Plebejer vei iifüchtrt ist 
die Verletzung lit i duifh seinen oder seiner Vorfahren theuren tli 1 ge- 
heiligten (sacrosanctusj plebejischen Vorsteher zu sühnen. Also Zwang 
und Strafe ruht nach den plebejischen Orduuugen auf der Selbsthülfe, 
und diese ist nur insoweit orgauisirt, als gegen den, der die Rechte 
der Plebs oder ihrer Beamten verletzt, ein Quasi-Criminalprozess vor 
der versammelten Plebs eingeleitet und eventuell die Quasi-Sentenz 
durch die Beamten der Plebs vollstreckt wird. — Die Quasi<Comitien '''«^"r'*« 
der Plebs, welche anfänglich nach den Gurien stattfanden, aber, um den f^^mMn, 
Einflttss der abh&ogigen dienten zu brechen, in Gemftssheit des pobli- 
Hschen Gesetzes vom J. 283 (471 v. Gh.) an nach den Tribus abgehalten 
und damit auf die ansftssigen Btlrger beschrftnkt wurden, nahmen neben 
dießeni Gegenbild des ältesten Criminalprozesses eine Quasi-Legislative 
in Anspruch, welche nominell nur die eigenen Verhältnisse der Plebs 
regeln will, der Snrlir iinrh aber in jedem einzelnen Fall in die Lfrcis- 
lative der Gemeinde Ubergreitt und den Ans; "uch erhebt diese zu binden. 
Formell wurde sie anerkannt zunächst in der bescliränkung. dass der in 
Uebereinstlmmuug mit dem Senat von der Plebs gefa&ste Beschluss dem 
Volksbeschluss gleichgestellt ward, dann durch das hortensische Gesetz 
um das J. 468 (286 v. Ch.) allgemein durch rechtliehe Gleichstellung des 

4* 
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Beschlusses der Plebs mit demjenigen der patricisch-plebejischen Ge- 
meinde. Hiemit hat diese Beweguug mehr ihr Ende erreicht als ihr 
Ziel; indem m <ierüelben Epoche die Plebejer im wesentlichen politische 
Rechtsgleichheit erlangten, war ihre SoQderversammluug nicht mehr 
die einer sorfickgesetzten BOrgerklame, Bondeni es BtimiDtedie Bürger- 
fleliaft seitdem in den Comitien mit EinscblusB, in der Plebejerversamm- 
luDg mit AnsBchlius der Adlicfaen, und sehwerlich hat dies praküwb 
einen fflhibaren Untencliied gemacht In IhnUeher Welse sind die 
Magistrate der Plebs, ohne dass Ihre Befugnisse sich wesentlich änderten, 
durch die rechtliche Gleichstellung der Pleb^er mit den Patriciern von 
selbst der Sache nach zu Gemeindebeaniten geworden: sie schützten 
seitdem nicht mehr den Plebejer gegen den Patricier, sondern den 
Bürger gegen den Magistrat und werden vor allem dazu verwendet 
den dem Senat nicht botmässigen Beamten unUr dessen wenig for- 
mulirte Gewalt zu beugen. Die Plehs der historischen Zeit ist kein 
Staat im Staate mehr uud die aus der Zeit der ständischen Kämpfe 
herrührenden EinriditiingeD, die Modifieationen der StimmordDung und 
der Ausschluss der Adelictien von der plebigischen Magistratur sind 
politische Reminisceozen. 

2. Die Freigelassenen und verwandte Klassen. 
R^u- Obwohl in der patricisch-plebejischen Gemeinde dem aus der 

uii(leicii- 

haiton Sklaverei zur Freiheit gelangten Knecht das Bürcerrecht zusteht (S. 6), 

J»f Frei- 

geUMeaen. unterliegt er dennoch mancherlei Zurücksetzungen und es erstrecken 
sich diese zum Thril auch auf die Kinder desselben ersten Grades 
und auf die unehelich von einer römischen Mutter Geboreneu. Von 
diesen nach Art und Zeit vielfach diffirirenden, uns auch sehr unvoll- 
ständig bekannten Festsetzungen können hier nur einzelne mehr bei- 
spielsweise vorgelegt werden. Von dem Gemeindeamt und dem Ge- 
meindepricsierthum so wie von dem Site im Senat und vom Reiter- 
dienst sind die oben genannten Kategorien in republikanischer Zeit aus- 
geschlossen und in Betreff der Freigelassenen selbst gilt dies noch fflr 
die Kaiserzeit. Hinsichtlich des Wehr- uud des damit verbundenen 
Stimmreclits war die bis zu der Mitte des 5. Jahrhunderts dafür be- 
dingende Ans'issipjkeit dem Freigelassenen nicht verschlossen und viel- 
leicht rechtlich nicht einmal erschwert und es mag sein, da die Zahl 
der dazu gelangenden gewesenen Knechte damals nicht beträchtlich 
gewesen sein kann, dass eine gesetzliche Zurücksetzung derselben in 
dieser Hinsicht anfänglich nicht bestand; weuigsteus isi aus der früheren 
republikanischen Zeit nichts derartiges überliefert. Nachdem seit der 
Mitte des & Jahrh. die Wehrhaftigkeit nur vom Venn<igen abhing, wird 
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sieli dies guftndert haben ; in der That wird snwst unter dem J. 458 

(296 y. Ch.) von einer Zurücksetzung der Freigelassenen bei der Aus- 
hebung berichtet; wahrsclieiolich hat sich damals der ?pfltere Gebrauch 
festgestellt dieselben nicht fQr die Legion, sondern für die Flotte aus- 
zuheben. Von der Ausschliessung auch der gruridhesitzenden Freige- 
lassenen und Sohne von Freigelassenen aus den ländlichen Tribus und 
ihrer VersetzuDg unter die den nicht ansässigen Bürgern überwiesenen 
vier städtischen erfahren wir zuerst aus der Zeit kurz vor dem hanni- 
balischen Kriege; für die Freigelassenensfthne wurde dies im J. 565 
(189 V. Chr.) durch Volksschluss beseitigt, aber für die Freigelassenen 
selbst ist diese Zurücksetzung unter häuhgeu Anfechtungen und mit viel- 
fachen Medifieationen im Eiosefaien wesentlich aufirecht erhalten worden. 
Die Kaiserieit hat die Rechtsungleichheit eher noch gesteigert; ins- 
besondere hinsichtlich der Ftthmng der Tribus, wenn gleich diese jetst 
nichts war als das Kennseiehen des vollen Bürgerrechts, sind die Be- 
stimmungen verschärft worden : die Freigelassenensöhne, die unehelich 
Geborenen, die Schauspielerldnder, selbst die zum Bürgerrecht gelangten 
geborenen Griechen werden wenigstens häufig in die städtischen Tribus 
gewiesen, und die Freigelassenen selbst zwar aus diesen nicht entfernt 
urtfl nlsn bei den nach den Tribus geinachten Getreidevertheilungen und 
sonstigen Spenden mit zugelassen, aber allem Anschein nach ihnen die 
Führung der Tribus im Namen untersagt Auch in demHeerdii nst dieser 
Epoche walten die gleichen Tendenzen: jene in die städtischen Tribus 
gewiesenen Bürger zweiter Klasse sind uufuhig zum Dienst in der Garde 
und in der Legion und dienen nur in der minder geachteten haupt- 
8t&dtiKchen Besatzung; die Freigelassenen als solche sind Oberhaupt aus- 
geschlossen, obwohl siespftterhin unter fictiver Beilegung der Ingenuitat 
einen guten Theil der Flottensoldaten geliefert haben mögen. Selbst 
für die Munidpalordnungen gelten im Granzen dieselben Regeln; indees 
ist hier, wo der Freigelassenenstaad einen guten Theil der vermögen- 
den Bürger in sich zu begreifen pflegt und dem municipalen Amtsadel 
ähnlich gegenübersteht wie in der Hauptstadt dem Senat die Ritterschaft, 
von Augustus in Nachbiltlung des quasi-magistratischen Sexvirats der- 
selben (S. 46) eine ebenfalls quasi-magistratische, i)rnktisch allerdings 
nur für Schaufeste verwendete Institut inn. der Sexvirat der Augustaleu 
ins Leben gerufen wurden. — Die Beseitigung des dem gewesenen 
Knecht anhaftenden Makels durch Privilegien ist in der Republik nie 
und auch in der besseren Kaiserzeit nur vereinzelt in der Form der 
Verleihung der Goldringe, also des Bitterrechts, vorgekommen (S. 47); 
directe Verleihung der fictiven Ingenuität {fuMkm resHtuHa) begegnet 
erst in der Epoche des Verfalls. 
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3. Die Halbbürger, 
i.rr* »,uf Während der mittleren Republik, etwa vom 4. bis zum <3. Jahrli. 
der Stadt, sind eine Reihe mittelalterlicher iiürgerscbaften in der Weise 
der römischen incorporirt worden, dass sie in diese nicht vollständig 
aufgingen und ihre Angehörigen zwar römische Bürger, aber ohne 
Stimmredbt waren (eim me mffragio), weldte hybride ReebtastellnDg 
wir als Halbbargerrecbt beseicbnen. Das politiscbe Moment, welebes 
dabei zu Grunde liegt, ist das ablehnende Verhalten der latinischen 
Nation gegen die etmskische nnd die oskiBche; ee sollten deren Ge- 
meinden auf diese Weise der führenden Gemeinde Latiums dienstbar 
gemacht werden, ohne sieh mit dieser zu vermischen, was sich deut- 
lich darin ausdrückt, dass es dergleichen Gemeinden untersagt ward, 
sich offifiell der lateinischen Sprache zu bedienen. — Daher tritt 
diese Institution ein, als tlie Wafl'cn Horns A\p latinischen Grenzen ül>er- 
Bchritten nnd verschwindet spilterhiu, nachdem die entgegengesetzte 
Tendenz der Latinisirung Italiens die Oberhand gewonnen hatte, indem 
diese Ortschaften alsdann eine nach der anderen das volle Bargerrecht 
empfingen. Für jede in dies Verhilltniss eintretende Ortschaft ißt das- 
selbe durch röQiisches Localstatut geregelt worden und das Rechts- 
▼erhftltniss also wohl gleichartig, aber keineswegs bei allen das gleiche. 
Durchgängig besteht für jede solche Ortsehalt eine Sondenrerwaltung. 
Diese ist entweder rein rOmisch und schlieest die drtliehe Selbstver- 
waltung ans, wie dies für Caere und die gleichstehenden Gemeinden 
geschehen ist, oder es bleiben die örtlichen Behörden, Magistrate, 
Comitien und Senat, und theilen sieh mit den römischen in die Ge- 
schäfte, was insbesondere von Capua gilt. Die eigentlich souver&ne 
Gewalt bleibt selbstverständlich dem römischen (iemeinwesen und 
dessen Gesetze sind schliesslich selbst fflr die Beschränkung oder Br- 
seitigung des Haibbürgerrechts entscheidend. Das Sacralwesen einer 
jeden Gemeinde wird den dafür bestellten Trägern unverändert ge- 
blieben sein, wenn auch die Sacra dem Begriff nach als römische 
gefasst wurden. Die Rechtspflege liegt der Regel nach bei dem 
Titanischen Prator, respective bei dem von diesem bestellten örtlichen 
Vertreter (pracfedus), so dass in dieser Hinsicht die Halbbfirger und 
die Vollbürgergemeiode sich wesentlich gleichstehen; nur Capua Bcheint 
neben dem romischen Gerieht ein eigenes mit beschränkter Competenz 
behalten zu haben. ]>ie bürgerlichen Leistungen werden von den 
Angehörigen der Halbborgergemeinde, die insofern auch imifue^mwii 
4!imum Rmnanorum genannt wird, in vollem Umfang gefordert; sie unter- 
liegen der Dienst- und der Steuerpflicht und also auch der Schätzung. 
Wo, wie in Caere, die Selbstverwaltung fehlt» liegt die Sehatzung den 
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römischen Censoren ob, welche diese ausserhalb der Tribus stehenden 
und des Stimmrechts entbehrenden Bürger in einer besonderen Liste 
(tahuJnp Cacritum) verzeichnen, und auch die Aii^^bebung und die 
Steueremzieliuiig wird durch die römischen Behörden beschaflft worden 
sein; weshalb die Bezeichnung der von der Tribus ausgeschlossenen 
und stenerptiichtigeii iJuiger (S. 32) als mrarü in spaterer Zeit 
diesen Halbbt^rgem beigelegt wird. Für Capua muss das Gegentheil 
angeordnet worden sein, da die GAmpaner neben den VoUbürgem in 
eigenen Legionen dienen* Die ans dem Staatsbürgerreeht rieh lier* 
leitenden Befugnisse, sowolil die eigentiich politischen wie das aetive 
und pas8i?e Wahlrecht und die FrOTocation, wie aneh die privatrecht- 
lieheo, wie dir Fnliigkcit zu römischem Eigenthum und römischer 
Ehe, sind in dem HalbbOrgerrecbt nicht enthalten, wohl aber muss 
pioer jeden Ortschaft ein eitrenes secundflr römisches (lenieiade- iiTid 
Privatreclit und somit ihren Bürgern die Fähigkeit zu rechter Khe 
und rechtem Kigenthum zugestanden haben. In dieser Weise wird 
diese Organisation, so weit sie nicht durch örtliche Festsetzuogen 
abgeändert ward, im Allgemeinen geordnet gewesen sein. 



8. Die latinisclie Nation und der italische Bund. 



'^*B«m ""^ ^^^^ '^^^ latinischen Namens (notnen 

Latinum), eine der stAdttachen Wehrgen ossenschaflen (fiopiüi)^ in welche 
die durch Sprach- und Sittengemeinschaft zusammengeschlossene, 
möglicher Weise in ferner Vorzeit ungeschieden lebende Nation der 
Latiner wie jede andere italisch-hellenische zerfiel. Die Intensität 
und die Ewigkeit, welche staatsrechtlich dieser naiioimien Zu- 
sammengehörigkeit zukonuiit, geht weit hinaus über die euphemistische 
Perpetuität des Staatsvertrags und ruht aul der Uuauflöslichkeit 
des Verhältnisses der Nation za ihren Gliedern. Allerdings wird in 
der trotzigen Vrspruugslegende diese Stellmig; Boma ignorirt. Da- 
nach steht das rOmische Gemeinwesen lediglieh auf sich seihst, 
geschaffen von einem GOttersohn ohne irdiadien Vater aus heimath- 
losen Mftnnen und geraubten Frauen, zunAehst mit keinem anderen 
. Gemeinwesen vertragen und mit allen benachbarten in Fehde, über 
die latinische Nation, die allerdings auch hier als geschlossene Einheit 
auftritt, zur Ilef-^enionie gelangend im Wege des Kriegsgewinnes. Aber 
wir werden nicht irren, wenn wir in dipsor die Rom eiiisehliessende 
latinische Nationalität ignorirenden und abwehrenden Darstellung das 
Abbild derjenigen Verhältnisse erkennen, wie sie nach Auflösung des 
latiniscben Bundes im Anfang des 5. Jahrb. der Stadt den rumischen 
Siegern sich ergaben und uns dadurch nicht irren lassen in der ursprtlng- 
lichen Auffassung Roms als einer Stadt des hitittiachen Bandes. 

Die urspmnglichen Ordnungen des latinisehen Namens sind Yer- 
' schollen; wir ?ennögen nicht zu sagen, wie die drei politischen Momente 
der Selbständigkeit der einzelnen Gemeinde, der Gompetenz des Bundes 
und der Sonderrechte der Vormacht in demselben gegen einander ab- 
gewogen waren. Dass es eine führende Gemeinde in dem Bunde gab 
und dies von Haus aus nicht Rom war, sondern Alba, darf der Ueher- 
lieferung entnommen werden, schwerlich indess ist diese Vorstand- 
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Schaft mehr gewesen als ein Ehren vnrznjr, die Atisnchtung des Bundes- 
festes Jahr für Jahr auf dem albanischen Berge. Der Bund als solcher 
scheint die gleiche Organisation und die gleiche Corniietenz gehabt zu 
haben wie die einzelne Gemeiud<j, also eine ständige Magistratur uud 
eine den Comitien analoge Versammlung, Kriegserklärung und Friedens- 
flehlnss sowohl der EioMlgemeiDde wie dem Bunde xugeatandeii zu 
halwD. Die Handhabung des FriedensBtandee unter den verbikndeten 
Gemeinden, welche nicht Töllig gefehlt haben kann, wenn sie aneh 
die RriegfühniDg unter denselben nur erschwerte und nicht unbedingt 
ansecbloss, und die Aufnahme neuer Gemeinden in den Bund kann nur 
durch dessen Organe bewirkt worden sein. — Die Festvorstandschaft 
des Bundes scheint in sehr früh»*r Zeit dadurch an die römische Ge- 
meinde gelangt m sein, dass die Nachharstadt Alba von ihr verstört 
und ihr Gebiet mit dem heiligen Berg römisch ward. Die Aiillosung 
des latinischen Bundes selbst ist im J. 410 (338 v. Chr.) eingetreten, 
allem Anschein nach in der Weise, dass die Bundesmagistrate und 
die Bundescomitien wegfielen, deren Befugnisse aber auf die Magistrate 
und die Comitien der rOmiechen Gemeinde übergingen, so dass der 
Utinische Stftdtebund nicht eigentlich unterging, sondern nnr die Or- 
gane wechselte, wie denn auch das Bundesfeet auf dem albanischen 
Berge fortwährend abgehalten ward unter Betheitigung der simmt- 
lichen verbündeten Gemeinden. In dieser umgewandelten Gestalt, 
welche die Machtmittel der Nation mit der Geschlossenheit des Einzel- 
staats rechtlich und thatsilchlich verknüpfte und deren Ergebniss, die 
Herrschaft über Italien und weiter über den Kreis der antiken Welt, 
mit gleichem Rocht römisch und lateinisch genannt werden kann, er- 
scheint der latiuische Bund im klaren Licht der Geschichte. 

Als Gemeinde latinischen Rechts gilt jeder selbständige zum 
BQndniss mit Rom zugelassene und dabei als gleicher Nationalität au- Btckt«. 
erkannte Staat; die ohne Zwdfel ursprünglich dem Bunde zu Gmnde 
liegende ConfÖderation aller latinisdien Gemeinden .'unter einander 
ist aufgegeben. Somit gehören zu diesem Latium theils die von den 
alten Grenzen des latinischen Namens umschlossenen Gemeinden (prisci 
XAitfi^, theils die ausserhalb dieser Grenzen früher nach Bundesbesch luss, 
spater nach dem Willen Roms als selbständige Gemeinden latinischer 
Nationalität gegründeten Städte (coloniac Latinae), theils die ursprüng- 
lich stammfremden, aber von Rom als latinisirt anerkannten Bundes- 
städte, wobei in späterer Zeit die effective Nationalisirun? nicht selten 
anticipirt ward. Die auf der nationalen Gleichheit ruhende Unabänder- 
lichkeit dieses Rechtsverhältnisses ist insofern in Kraft geblieben, als 
das latinische Buudesverhältniss nicht in eine andere uuc^ schwächere 
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Form der VerbOndung itmgewandeH werden kann; wohl «ber kann 
dasselbe untergehen durch Vernichtung der politischen Selbstftndigkeit 
der Gemeinde, wie denn auf diesem Wege bekanntlich im Laufe des 
BnndesgenoBsenkrieges die derartigen italischoi Gemeinden sftmmUich 

in das römische Bürgerrecht übergetreten sind. Wenn gleich die 
Bürgerrechte der einzelnen latinischen Gemeinden wohl als latinisches 
Recht zusaiunif^Tifrofasst werden, so giebt es doch rechtlich ein solches 
nicht; die Latinität, abgelöst von dein einzelnen Stadtreeht, erscheint 
erst unter den juristischen Missbildungen der Kaiserzeit. 

Die besondere Kechtsstellung der latinischen Gemeinden setzt 
sich zusammen einerseits aus der SchmiUerung und Entziehung ge- 
wisser an sich in der Gemeindesouveränität enthaltener Rechte, anderer- 
seits aus der Erstreckung gewisser an sieh dem rlimisehen Bürger allein 
zustehender Befugnisse an die Borger der latinischen Stadt 

Die Bescbrftnkung der souTerftnen Bechte, welcher die latinisehe 
Stadt unterliegt, ist ohne Zweifel der ehemaligen Bundescompetenz 
entnommen, wenn auch wahrscheinlich bei dem Uebergang derselben 
auf Rom wesentlich gesteigert. Sie zeigt sich in zwiefacher Richtung: 
in dem Verlust der sclbsti\ndigen Beziehungen zu anderen Staaten 
und in der Civiiges« tzgebung. 
v«rit!st -ic« Wenn die volle Souveränetüt vor allen Dii^geii in dem Rechte 
ve^^«- der Krii LzfuiiruDg und des staatlicheu Vertragsschlusses zu Tage tritt, 
so kuiiii die latinische Stadt selbständig weder Krieg führen noch, 
abgeseheu vou dem Bündoiss mit Rom, mit einer anderen Gemeinde, 
nicht einmal mit einer latinischen, in Vertrag tretm; dagegen wird 
Krieg und Frieden und Staatsvertrag so, wie das rOmisdie Gemein- 
wesen darflber bestimmt, sethstfolglich auf sie mit bezogen. — Eine 
Consequenz davon ist die Verpflichtung derselben Rom Kriegshfllfe zu 
leisten. An sich ist diese durch das Eintreten des Kri^sfalls oder der 
Kriegsgefahr bedingt; aber ob eine solche besteht, haben die römischen 
Autoritäten zu entscheiden und praktisch ist die Einberufung der Hülfs- 
contingente behandf^lt worden wie die Einberufung der Bürgermiliz: 
so woit unsere Kunde zurückreicht, ist beides Jahr für Jahr erfolgt 
umi der wenn auch nur nominelle Felddienst für die Bürger wie 
für die Latiner nicht stetig, aber standig. Dem Umfang nach seheinen 
rechtliche Scluaukcn nicht bestanden zu haben: der btaat kann wie 
von seinen Bürgern, so auch von seinen Bundesgenossen die Wehr- 
leistung vou Bechtswegen so weit fordern, wie dieselbe überhaupt mög- 
lich ist, und nur das politische Masshalten zieht hier eine Sehranke. 
Das Contingent bleibt die Truppe einer selbstftndigen Gemeinde; der 
römische Feldherr ernennt die der Gesammtheit der Contlngente 
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vorgesetzten Offiziere, über die Auswahl der Mannscliaften und die Er- 
nennung der Gontingentfühier verfügt die (lenk inde uud sie ist es, die 
der Truppe den Sold zahlt. Allerdings ist die praktische Durchführung 
dieser Ordnung nicht möglieh ohne eine gewisse AufsichtfOhrung der 
leitenden Stelle und es ist wahrscheinlich schuu unter derßundesordnuug 
die sanftchst fOr die Wehrpflicht dienende Schätzung in diesem Sinne 
gleichmAflsig geBtaltet worden, da das Sehatzungsvcrfahren der latinisclieii 
Städte der AltereE römiBchen Form vor der TrennuDg der Ceosur vom 
Oberamt im J. 319 (435 v. Chr.) genau entspricht, auch die Periodieitat 
weBentlich analog ist Es kann auch sein, dass die Römer (kber die 
Durchführung und die Ergebnisse dieser Schätzung kraft ihrer hege- 
moQischen Stellung eine Controle ausgeübt haben ; bestimmte Zeugnisse 
dafOr fehlen. 

Die römische rtespt^t.'ehung liat sich im Allgemeinen auf die la- R'^m'-«!'!)« 
tinischen Gemeiüdeu nicht erstreckt ; es fehlt nicht au Belegen dnfi'ir, g«btwg. 
dass römische Volksschlüssc auf die Latioer keine Anwendung gefuudeu 
haben. Dem Verlöbniss ist für Rom die ursprüngliche Klagharkeit ent- 
zogen worden; in Latium ist sie in Kraft geblieben, bis die italischen 
Latiuer zu Hörnern geworden sind, insbesondere kann die latinisehe 
Gemeinde, so lange sie nicht durch Bundesbruch ihre Rechte verwifkt, 
nicht durch römischen Besehluss einseitig aufgelöst werden. Dennoch 
wird vielleicht bereits zur Zeit des latinischen Bundes sicher unter 
der römischen Hegemonie die dem Bunde und später der fahrenden 
Macht zustehende Autonomie die örtliche gebrochen haben. Die all- 
gemeinen Rom und Latium gemeinsamen Institutionen, insbesondere 
die Censnr und die Aedilität, können nicht wohl auf anderem Wege 
ins Leben gerufen worden sein, und manche einzelne Vorkommnisse, 
zum Beispiel die Bestimmungen über das Geldschuldverfahren im 
J. 561 (103 V. Chr.) und die bf^kfinnte über den Bacchuse ult vom J. 568 
(IBO V. Chr.) lassen daran keinen Zweifel, dass die nniiisciie Regierung 
die latinische Autonouiie nur insoweit hat gelten lassen, als es ihr 
mit der Wohlfahrt des Staates vereinbar erschien. Einen exceptionellen 
Charakter haben alle diese Bestimmungen an sich, aber formale 
Sehranken haben dafftr schwerlich bestanden. 

Weiter in der politischen Beschrftnkung der latinischen Gemeinde- 
freiheit ist weder der Bund noch sein römischer Erbe gegangen. 
, Es bleibt der Stadt die Staatsgewali, eigenes Gebiet und damit Be- 
freiung von römischer Einquartierung und römischen Zöllen, eigenes 
Bürgerrecht, eigene Comitien uud damit mit der angegebenen Be- 
schränkung die eigene Gesetzgebung, eigene Magistrate und damit 
die eigene Gerichtsbarkeit, vor allen Dingen volles Steuerrecht und 
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abgesehen von den durch die Besoldung des Contingents der Gemeinde 
erwachsenden Kosten, Freiheit von jeder finanzielleu Belastung zu 
Gunsten Roiiis. Eibt die in der Zeit der flavischen Kaiser ertheilten 
latiniscbeu Städteordnungeu weisen hinsichtlich der Gerichtsbarkeit 
gewisse Modificationen auf, wodurch sie sich den Ordnungen der 
Bürgennunicipien nftbem. 

B.ei>i^K> Diesen BeBchr&nknngen und Belastungen gegenüber stehen die 
'' mi^''dM ' dem Latiner und nur ihm mit dem rOmiBCben Barger gemeinsamen 

Samm! Beebte, welche, ruhend auf der Sprach- und Sittengemeinschaft, dem- 
selben eine Mittelstellung zwischen dem Barger und dem Ausländer 
geben. Selbstverständlich stehen diese Befugnisse wie dem Latiner in 
Roni, 60 dem Römer in jeder latinischen Gemeinde 7\\. 

1. Ilechts^'leichheit im Yerkelir in don lieiii römischen \'erkehr 
eigenartigen Formen (connmrcmm), iiisbesuiidi ir der Eigenthumserwerb 
und die Begründung der Geldschuld durcl» ivupfer und Wage, besteht 
nicht für den im Uebrij^ca zur Verkehrsgemeinschaft zugelassenen 
Ausländer, wohl aber zwischen Römern und Latinern. Dasselbe gilt 
von der gleichen Behandlung im Frozess; der I<atiner ist in dieser 
Hinsicht wohl schon in der patrieischen Epoche dem Plebejer gleich- 
gestellt worden und hat mit diesem zugleich das Recht erlangt ohne 
Zuziehung des Schutzherm oder des Gastfreundes vor dem romischen 
Gericht aufzutreten. Als sp&terhin die Prozesse zwischen Bürgern und 
Peregrinen oder zwischen zwei Peregrinen an einen besonderen Fremden- 
prätor gewiesen wurden, sind die Prozesse zwischen einpm Bürger und 
einem Latiner oder zwischen zwei Latinern wahrsrhi lulich dem für 
die bürgerlichen Prozesse competenten Richter verblieben. 

2. Eine Consequenz dieser Rechtsgemeinschaft ist die wesentliche 
Gleichstellung des Lutiners mit dem Römer im Personalrecht, auf der 
es beruht, dass der Römer, welchen ein Latiner zum Eigentbom er- 
wirbt, nur an Sklavenstatt, nicht Sklave wird, also Bfirgerreeht und 
Freiheit behalt; dass, nachdem die Adoption aufgekommen ist, der 
also in die väterliche Gewalt eines Rdmere eintretende Latiner das 
Bürgerrecht gewinnt; dass zwischen Rftmem und Latinern Erbgemein- 
schaft besteht, der Römer den Latiner und umgekehrt im Testament 
bedenken kann, was von dem Ausländer nicht gilt. Dagegen bat £he* 
gemeinschaft zwischen Römern und Latinern schwerlich allgemein 
bestanden. 

3. Eine weitere Consequenz dieser Rechtsgemeinschaft ist die 
Fähigkeit des Latiners römischen wie des Römers latinischen Boden 
zu vollem Eigenthum zu erwerben. In Folge der hiedurch ihm er- 
wachsenden Verpflichtung insoweit die römischen Frohnden und die 
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römischen Steuern zu leisten, wird er römischer tnuniceps^ und da 
diese Fähigkeit jedem Latiner zukommt, heisst. rirmlog der für die Halb- 
))Qrgergemeinde üblichen Beueimuug mnninpmm civinm Rrmmnorumt 
die latinische muncipium Latinum. — Insofern diese Boden tri nieinschaft 
nach ErstreckunK des latiniacben Rechts auf das cisalpiuisclie Gallien 
ganz Italien bis zu den Alpen umfasste, tritt sie späterhin als italisches 
Bodenrecht auf, welche Bezeichaung dann auch und sogar vorzugsweise 
auf diejenigen Oberseetedien Territorien Anwendung fand, welche aua- 
nabmsweiae in diese BodengemeinBcbaft aufgeoommeii wurden. 

4. Obwohl der Latiner der rOmiBehen Wehrpflicht nicht unter* 
liegt und also, auch wenn er auf rOmiflchem Boden ansässig ist, die 
Tnbus nicht fahrt, wird er dennoch in mancher Hinsicht geiadesu 
als Borger betrachtet. Die KriegfflbruBg gegen eine bundesbrfichige 
Latinerstadt gilt als Bürgerkrieg, und wenn das Aemterrecht dem 
Latiner versagt wird, so fehlt das Stimmrecht wenigstens in der Tribus- 
versammlung ihm nicht: werden bei jeder derartigen Abstimmung 
die dabei anwesenden Latiner in einer dazu ausgeloosten Tribus zur 
Abstimmung zugelassen. 

5. Zur Gewinnung des römischen Bürgerrechts bedarf der Latiner 
der Einwilligung der beiderseitigen Gemeinden nicht; vielmeiu gilt 
für die römischen und die latinischen Bürgerschaften die Regel, da&s 
niemand sweieii derselben zugleich angehCreo, jeder aber nach der ur- 
sprünglichen Ordnung dies Bflrgerrecht nach Ermessen wechseln kann. 
Es hingt dies vielleicht nicht einmal nothwendig ab vom Wechsel des 
Wohnorts, sondern es genflgt die betreffende Erklärung, die der Regel 
nach bei der Schätzung abgegeben wird. Indess ist die latinische 
Freizügigkeit nicht auf die Dauer geblieben. Für die seit dem Ende 
des 5. Jahrb. mit latinischem Recht gegründeten oder bewidmeten 
Städte ist nur den in einer jeden zur Magistratur gelanpendon Per- 
sonen die Gewinnung des römischen Bürgerrecht« fiPwfihrL worden. 
Den ui-sprünglich latinischen Gemeinden und deu älteren Colonien 
ist die volle Freizügigkeit gehliehen, bis im J. 659 (95 v. Chr.) ein 
Volksschluss dies Privilegium aufliob, was die nächste Ursache zum 
iiuiidesgenos^enkrieg und weiterhin zu der Aufnahme aller dieser 
Gern luden in den römischen Bürgerverbaud selbst geworden ist. 

Diesem auf der Stammesgemeinscbaft ruhenden, zu ewiger Rechte- lattnatto- 
gemeinschaft geeinigten latiDischen Verband gegenflber stehen die mUSmi 
ttaliHchen Gemeinden Terschiedeaer Nationalität und weiter das stamm- 
fremile Ausland mit ihrem von Rechtswegen ewigen Kriegsstand. Jenseit 
der Grenzen der latiaischen Kation giebt es Bodeneigenthum nicht, 
weder rOmiuches noch auslAndisches; der Bewohner des Gebiets, der 
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hostui, späterhin peregrinus, ist principiell recht- und friedlos; die 
Unabänderlichkeit des Kriegsstandes der stammfremden Nation gegen- 
über findet ihren Ausdruck darin, dass mit den etruskischon Städten, 
in denen die verschiedene Nationalität den Römern zuerst gecfenüber- 
trat, Staatsv 11 t rüge nicht anders geschlossen worden sind als mit tcsleni 
Endtermin. Die rechtliche Behandlung der Kriegsgefangensrliaft auch 
des Römers (S. 25) lehrt, mit welcher Schilrfe die Römer diese Ver- 
hältnisse nach beiden Seiten hin auffassten und behandelten. Ein 
InterDationalrecM im heutigen Sinne, das Nebeneinandentelieii tof- 
sehiedener Nationen mit gegenseitiger Anerkeniraiig staatlicher Gleieh- 
bereditigang und ToUer Autonomie lAnft den römischen Ordnungen 
streng genommen für alle Zeiten nivider. 

Aber internationales Recht nnd internationaler Verkehr hat es 
dennoch bei den Römern nicht bloss gegeben, sondern sie haben in 
der politischen Entwickelung Roms eine hervorragende Rolle gespielt 
Der principiellen Reclitlosigkeit des Ausländers geht eine weitherzige 
Freiijebung der Bezieliungen zu demselben zur Seite. Es lag dies schon 
in den geographisclien Verhl^ltnisson. Die latinisrben StAdte waren 
gegenüber den eu uskischen, sammtischen, hellenischen gar nicht in der 
Lage, sich auf sich selbst zurückzuziehen; die im Allgemeinen bei allen 
diesen Nationen gleichartige städtische Ordnung führte noth wendig zu 
Zwischenverkehr und Zwischengerichten. Mit dem formalen Kriegs- 
stand fand man sich ab durch den formalen WaifenstillBtand, geschlossen 
auf eine lange Reihe von Jahren und nach Ablauf derselben der 
Regel nach erneuert, berechnet darauf bis weiter den internationalen 
Verkehr zu gestalten und zu regeln. Rechtlichen Ansprach auf feste Ver- 
kehrsgemeinschaft konnte allerdings dem Ausländer nur ein derartiger 
Vertrag gewähren; aber es zeigen sich keine Spuren des Begehrens 
entsprechender Legitimation, und es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
thatsächlich jeder Ausländer, der nicht einer besonders ausgenommenen 
oder einer mit Rom factisch kriegführenden Nation augehörte, zur Ver- 
kehrsgenieinschaft zugelassen ward. So wir ! der hostift aus dem Landes- 
feiude zu dem nach Gastrocht lebenden Ausländer, und unsere ältesten 
Rechtsquellen zeigen einerseits den Gegensatz des rechtsgleichen la- 
tinischen und des ungleichen weiteren Verkehrs, andererseits Berück- 
sichtigung und sogar Priyilegirungdes internationalen Rechtsverfahrens. 
Vom Bodenbesitz, von der erwerbenden Veijfthrung, Ton Testament»- 
und Adoptionsgleichheit, von allen durch Kopfer nnd Wage vollzogenen 
Verkehrsgeschftlten, von dem Geschwomenverfahren der alten strengen 
Form ist und bleibt der Ausländer ausgeschlossen; dennoch ist viel- 
xeicht nie eine Nation fOr GeschAftserleichterung und Rechtsfolge dem- 
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selben so weit entgegengekommeu wie die latinische. Für die Be- 
dürfnisse des Verkehrs, insbesondere für das Darlehn und den Kauf 
w iiideu eigene vereinfachte Normen aufgestellt, und es entwickelt sich, 
80 weit der Verkehr reicht, neben dem aatioaalen rOmiaeh-laftinisdieB 
ein allgemeines ebenfallB positives Intemationnlreebt (m gentum^, 
dessen Satzungen nlebt den Einxelvertrftgea, sondern genereller rOmi- 
sdier Kormlrung entnonunen wurden und das in den Festsetzungen 
des römischen höchsten Gerichts sein legislatorisches Organ fand. Im 
gleichen Sinne trat neben den fOr Bürger und Latiner geltenden Prosess 
ein zweites freieres Rechtsverfahren mit kürzeren Fristen, Bevorzugung 
der darin angesetzten Tagfahrten vor den mit dem Bürger festgesetzten 
Terminen, vielleicht selbst aus beiden Nationen zusammengesetzton 
Geschwornengerichten. Im Anfang dos <i. Jahrb. d. St. wurde siu^ar 
das Bürger- und das Fremdengericht getrennt und jedes einem eigenen 
Prätor unterstellt, womit sowohl die Wichtigkeit und Häufigkeit des 
Inteniationalverfahrens anerkannt, wie auch für dasselbe eine selb- 
stHudige Coditicationsstelle geschaffen ward. Zu Grunde liegt dieser 
merkwürdigen und folgenreichen Bechtsgestaltung augenscheinlich die 
dem früh entwickelten kaufmftnnischen Orosssinn der Römer ent- 
q^ringende Yerhehrsfreiheit und das entsprechende Masshalten in der 
Gontrolirung und Belastung des Verkehrs. Selbstverständlieh hat der 
römische Staat sieh stets das Recht gewahrt, jeden Ausl&nder aus- 
weisen zu können und an seinen Grenten und Häfen Zölle zu er- 
heben; aber so viel wir zu erkennen Termögen, haben die Romer 
und die Latiner überhaupt wenigstens ebenso sehr den Auslündern 
Handel und Wandel in Rom und Latium verstattet wie selber im Aus- 
land betrieben, und ihrer Staatsordnung in der Epoche der Ent- 
wicKelung die Verkehrsfreiheit auch im stammfremden Ausland zu 
Grunde gelegt. 

Die nationale Conföderation, auf welcher die römisch-latinische i'«r»*tt«rke 
Staatsordnung ruht, wird später auf die italische Halbinsel erstreckt ; 
an den engeren Städtebund der Latiner schliesst sich der weitere 
der Italiker. Abgesehen von der principiellen Umwandelnng, durch 
welche an die Stelle der national gleichen die politisch gleidiartige 
Stadt gesetst wird, bleibt das Rechtsverhftltniss im Allgemeinen 
dasselbe. 

Der italischen Conföderation gehören alle Städte des eigentlichen 
Italien und des cisalpinischen Gallien an, welche mit Rom ein dem 
latinischen gleichartiges ewiges Bttndniss abgeschlossen haben.. Auch 
in diesem Kreis geht die römische Gemeinde ein solches nur mit der 
einzelnen Gemeinde ein, und wo bis dahin StädtebUnde bestanden 
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haben, wie zum Beispiel in Etrurien, ist deren politische Auflösung vor- 
bediogend für dcu \ ertrag mit Rom. Erfordert wird dafür eine der 
republikanischen Roms gleich geachtete städtische Verfassnng, mochte 
dit'se übrigens hellenischer, sabellischer oder etruskischer KationalitAt 
sein ; als Ausgangspunkt dafür darf das mit den campanischen Nea- 
poliUDein im J. 428 (826 Chr.) abgeechlosaeDe BandnisB angeaehen 
werden. Ycm Fttrsten regierte Staaten oder nicht städtisch organieirte 
GemeinweMn, wie die der keltiMhen imd ligurlBChen VOlkencbaflen 
Oberitaliend, finden in di* sem Bunde nicht Plats. Die BtaatBrechtliche 
Bomichnung dieser Conföderirten soeii pflegt, dem realen YerhallDiaa 
entsprechend, mit der der latinischen eombinirt zu werden (nomen 
Latinum ac socii)\ nachdem dieser Kreis, stetig sich ansdehnend, die 
Alpen einer- und das Meer andererseits erreicht hatte, kam für sie 
/teilet, und die italischen Latiner zugleich die Benennung Italici in Gebrauch. 
Im Wesen dieser Conföderation liegt die Tendenz sich den Latinern 
zu assimilircn; wie latinische Sprache und Sitte auf der Halbinsel, 
namentlich in den nicht durch die höher stehende griechische Ci?ili- 
sation geschfltsten Ortschaften, mehr nnd mehr sich ausbreiteten, 
haben, wie schon bemerkt ward, einselne latlnisirte oder auch die 
Latinisirnng erstrebende Gemeinden den Bintritt in den engeren Yer- 
band von den Römern erwirkt und die Grenze zwischen Latinem und 
Italikern hat wahrscheinlich sich in dieser Weise stetig verschoben. 
Die Rechtsstellung aber der conföderirten Gemeinden Italiens setzt 
sich wie die latinische zusammen Abminderung der staatlichen 
Selbständigkeit und (ileichstellnnt: i Ii rer Angehörigen iü gewissen Be- 
ziehungen mit den römischen Bürgern. 
w«hi||flwit Die Beschränkung der Souverftnetät ist für diesen Kreis dieselbe 
wie für den latiuisciieu, das der italischen Gemeinde gewährte „gleiche 
Bttndniss" (foeäm aeguum) schliesst sowohl den Verzicht auf eine selb- 
Btftndige Rechtsstellung oach nassen ein, wie andi die Unterwerfang 
unter die römische Gesetsgebnng in den dort beieicbneten Grensen. 
Die bfindische Wehrpflicht ist principieU von der latinischen nicht 
verschieden ; thatKftehlieh zerfallen die italischen Bandesstadte in dieser 
Hinsicht in die zwei Klassen der zum Landdienst Pflichtigen togati 
und der zur Stellung von Kriegsschiffen Pflichtigen griechischen Stftdte, 
aus deren Contingenten die auch in dieser Hinsicht nach griechischem 
Muster gebihiete römische Flotte in republikanischer Zeit sich vor- 
zugsweise zusaiiiui' usetzte. Indess die für die Bildung einer ständigen 
den Vorhältnissen Italiens angemessenen Kriegsflotte getroffenen Ein- 
richiuugen blieben ohne dauernde Frucht, und dieser politische P'ehler, 
der schwerste, den die römische Republik je begangen hat, wirkte 
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zurQck auf liV minder feste Fügung des hellenischen Theils der 
städtischen Conföderatiou. Andererseits verbleibt diesen Staaten in 
den hierdurch nicht getroffenen Beziehungen das volle Selbstregiment, 
einschliesslich der Gerichtshoheit und der Befreiung too römischen 
Steuern. 

Die Vorrechte, die im überseeischen Handel und Verkehr aus vommm« 
der politischen Machtstellunjj Roms dem römischen Bürger erwuchsen, 
insbesondere der Gerich Uaüiud vor den m dtm römischen Macht- 
gebiet residirenden römischen Beamten, so wie die Zollbegünstigungen, 
BctieineB dnrehaas auf sftmmtlidie Italilrar erstreekt worden zu sein, 
und Italien, schon bevor ee reehtlieh in das rOmisehe Bfirgerrecht 
anfging, im Handel und Wandel als einheitliche privilegirte Nation 
dem eigentlichen Ausland gegenOher gestanden an haben. 

Die Privilegien dagegen, welche suoftcbst auf Grund der gleichen 
Nationalität dem Latiner eingeräumt werden, kommendem hellenischen, 
oskisehen oder etruskischen Conföderirten nicht 7u, und im All- 
gemeinen werden dieselhcn n]^ Ausländer behandelt. Dennoch bahnt 
sich auch für die nicht liitiiiischen Italiker eine wesentliche Ver- 
schiebung ihrer Rechtsstellung an. Nach der ursprünglichen lati- 
nischen Ordnung giei)t es wohl eine llechtsgemeinschaft mit dem Aus- 
lÄnder, aber es mangelt ihr nothwendig dan i^undament der ewigen 
Rechtsgenieinschaft. Nachdem diese von der Nationalität abgelöst ist 
und die Zusammenfassung aller Italiker unter die Führung Koms mehr 
und mehr durchschlftgt, können die Bürger der also mit Rom mknOpften 
Gemeinden nicht mehr als Aualiader betrachtet werden; der Nea- 
politaner ist seitdem wohl noch geringeren Beehls als der Prftnestiner, 
aber beide gehören gleichmässig dem dauernden Beiehsrerband an. 
Wenn der Latiner von jeher betrachtet worden ist als dem von Rom 
geftihrten Gemeinwesen ebenso, wenn auch mit geringerem Recht 
angehörig wie der römische Bürger, so treten nun die Bürger der 
gleichfalls ewig verbündeten nichtlatinischen Staaten Italiens gewisser- 
masseo als diitte Klasse hinzu uiul werden Glieder des römischen 
Reiches. Die Bezeichnung peregrini^ die ihnen bleibt, wechselt ihren 
Inhalt und wird wohl auch noch von dem Ausländer, ai)or über- 
wiegend von dem Reichsangehörigen geringeren Rechtes gebraucht. 
Die ehemals ioteroatioaale Rechtsordnung, das ins gentium wird all- 
mählich SU der für alle ReichsaDgehörigen geltenden die örtlichen 
Ordnungen allgemein ergtosenden Norm. 
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Da8 ausseritalische Herrschaftsgebiet Roms setzt sich zusummcu 
aus (leu abliäugigeu liuudesstaateu uud (ieu uateithäuigeu Laod- 
sdiAften. 

Bud^ Die abhängigen BundeflstaateD RomB ausserhalb Italiens, Blassalia, 
■tofttn. Athen, Rhodos und so weiter haben in der Epoche, wo Rom sein 
Machtgebiet auf Italien beschränkte, neben Rom gestanden als gleich 
berechtigte und gleich autonome, wenn auch minder mäclitige Vertrags- 
staaten ; auch die Könige zum Beispiel von Numidien stehen zunächst 
zu der römischen Republik keineswegs in einem dauernden recht- 
lichen Schutzverhältniss, Aber im Laufe der Zeit entwickelt sich die 
Herrsrhaft Roms ülier Italien zw pIim r solchen über dn« Mittelmeer- 
geliiet, und davon war die nothwendige Consequenz die liier l)estehen- 
den Staaten entweder aufzulösen oder doch das bestellende Bundcsver- 
hältniss aus der factischeu in die rechtliche Abhängigkeit Uberzufüiireu. 
Charakteristisch dafür ist der in diesem Sinne den Rhodlem im J. 587 
(167 T. Chr.) aufgenöthigte Vertrag, und er zeigt zugleich, dass diese 
Tendenz nicht erst die Einrichtung st&ndiger römischer Commandos 
ausserhalb Italien abwartete. Allerdings aber hat die Einrichtung 
dieser sogenannten Provinzen die Umgestaltung der bestehenden Bundes- 
verhftltnisse in dem angegebenen Sinne miditig gefördert. So lange es 
auf griechischem Boden eine ständige römische Magistratur nicht gab, 
konnte die Repnl>lik Athen, wie geringfügig auch ihre Macht war, 
die volle Autonomie behalten Abrr seitdem der (L'ewaltige Verbündete 
in der makedonischen Provinz selbst ein Commando eingerichtet hatte, 
blieb sie ihr höchstens nominell; eigene Ausübung des Waffenrechts 
zum Beispiel war damit unvereinbar. So ist es gekommen, dass in 
dieser Epoche die effectiv gleichen Bündnisse überall beseitigt worden 
sind und dafür diejenige Form eintritt, welche unter gleicher Be- 
nennung der Sache nach auf das Gegentbeil hinauskommt 
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Für die abhängigen Bundesstaaten ausserhalb Italien gelten 
wesentlich dieselben Normen , nach welchen die italische Conföde- 
ration geordnet ist; nur hat die Reichsangehörigkeit bei der ausser- 
italischen Conföderation sich später und flacher entwickelt. 

Wenn die italische Conföderation auf der städtischen Oiduung ..^'^^^^ 
sämmtlichor Glieder bei uhte, so hat ausseriialb Italien Rom dergleichen 
yerh&ltDisse auch mit Königreichen vereinbart. Freilich geht dabei 
die Perpetuität iDBofem verloren, als n%eh rümiseher Auffassung der 
mit dem KOnig abgeschloBsene Vertrag personal ist und bei ein- 
tretendem Thronwechsel die Erneuerung fordert, welche demnach 
hier auf eme Belohnung hinausläuft und^ wo sie nicht gewährt wird, 
die Einziehung des abhängigen Gebiets zur Folge hat. 

Der Verlust des Kriegs- und Vertragsrechts ist das wesentliche ^^^""^ 
Moment auch der ausseritalischen Conföderation ; als rechtliche Fest- ^^*y- 
s;pt/uiii: tiitr vie namentlich bei der schon erwähnten Verhandlung mit 
den iihodiern uns entgegen. Vielfach aber mag nmn sich damit 
begnügt haben die Umgestaltung nur thatsilchlich sich vollziehen 
zu lassen. Formelle Gleichmässigkeit ist hier um so mehr aus- 
geschlossen, als die Ordnung der Verhältnisse durchaus durch Special- 
verträge erfolgte; der Sache nach sind Ausnahmen nicht zugelassoi 
worden und giebt es innerhalb des rftmiscben Machtgebiets schon in 
der späteren Republik keine Stadt und keinen Fürsten von wirklicher 
Autonomie. 

Die Wehrgemeinschaft mit Rom ist auch in diesem Bechtsver- w«hrc^ 
hältniss gegeben, und die ausseritalischen Bundesgenossen Roms haben •■•'•"''^ 
demgemäss auch bei den römischen Kriegen sich betheiligt. Aber 
v(m der factischen Ständigkeit der Kriegshülfe, welche der Con- 
föderation der italischen togati ihren Charakter giebt, ist diese Be- 
theiligung weit entfernt. Wie die italischen haben auch die ausser- 
italischen zum Bundniss zugelassenen Griechenstädte, wie Rhodos und 
Athen, Schiffe fQr die römische Flotte gestellt. Aber es ist schon 
bemerkt worden, dass der rasche Verfall des rftndsdiai Seewesras bei 
diesen Leistungen die Ständigkeit nicht hat aufkommen lassen, und 
die damit gegebene militärische Annullirung der zum römischen Staat 
gehärigeu griechischen Städte hat ihre politische beschleunigt Von 
den abhängigen Königreichen ist die Kriegshülfe hauptsächlich in der 
Form der Vertheidigung der Reichsgrenzen gefordert worden; sie haben 
daher mehr bedeutet als die Städte, aber noch weniger als diese an 
der ordentlichen Kriegshtilfe sich bptheiligt. 

Die Autonomie, so weit sie hiernach dem Bundesstaat verbleibt, 
wird wohl principiell auch dem ausseritalischen eingeräumt; aber eine tÜ^'^^* 

5* 
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»■U|i*ia der Wesen tlirhsten Gonsequenzen derselben, die Freiheit von unraittel- 

fMornn. baren Geldleistungen ist der Sache nach bedingt durch die Be- 
theiligung an der KnVjrpbülfe, nnd wo diese zurücktritt, becreiflicher 
und nicht unbilliger Weise duich die TnbutzahlunL' ersetzt worden. Es 
hing hier alles von den Festsetzungen der Einzeherträge ab und wir 
können die Entwii kelung dieser Verhältnisse wenig verfolgen; aber 
wenigstens den zum Buudnib^ zugelassenen und nicht zur ständigen 
WaffenhQlfe herangezogenen nicht städtischen Verbündeten ist wohl 
dnrehavs eine Geldleistmig ani^rlegt worden. — AndererBeits freilieh 
greift in diesen örtlich dem römischen Gemeinwesen femer stehenden 
nnd politisch incongruenten Kreisen die Autonomie thatsAehlich weiter 
als innerhalb der italischen oder gar der latinischen GonfMetation. 
VerfOgungen der Vonnacht, welche in die innere Verwaltung dieser 
Districte eingriffen, begegnen wohl, zum Beispiel hinsichtlich der Juris- 
diction und des Piägerechts, und an Missachtung der erworbenen Rechte 
und UeberizriffPTi der Vormacht bnt es zu keiner Zeit gefehlt; ai)er 
politische Ausgleichung in diesen Kreisen hat das reiniblikanische Rom 
nicht angestrebt. Erst unter dem Principat entwickelt sich die Ten- 
denz nicht gerade die ausseritalischen Bundesstaaten schlechthin, aber 
die den Provinzen euclavirten und factisch iliueu angehörigen Städte 
den Untertbanengoneinden in der Weise zu assimiliren, dass sich 
die Autonomie der Bnndesstftdte mindert und gleichieitig die der 
Unterthanen sich steigert 

Au^.«r Aber nicht auf den Verbündeten mehr oder minder ungleichen 
rnuV Rechts, sondern auf den Unterthanen ruht ausserhalb Italien die 
Herrschaft Roms, und es ist dieser Begriff nun zu entwickeln. 

urttttoB. Das ünterthanenverhitltniss l)eruht auf der Dedition, das heisst 
auf der durch Koni bewirkten Auflösung eines bis dahin bestehenden 
Gemeinwesens und der rechtlich unbe.'^chränkten Untersteilung ihres 
Geb'ets und ihrer Zugehörigen unter die römische SUiatsgewalt. In 
dieser Lage befand sich jede Gemeinde, welche nach oder ohne 
Gegenwehr sich den römischen Gewalten unterworfen hatte. Der De- 
dition gleichartig war die Aber die römische HalbbQrgergemeiude von 
den Römern verhingte fintaiehung des Bargerrechts, wie sie im hanni- 
balischen Krieg gegen die Gemeinde Gapua veifOgt ward. Wo die 
Dedition nicht entweder inr Eneehtschaft oder zur Verleihung des römi- 
schen Borgerrechts führte, was beides wenigstens in der patricisch- 
plebejischen Gemeinde einen speciell darauf gerichteten Act erforderte 
(S. 22), wurden die dediti selbst und ihre Nachkommen, die deditieii, 
betrachtet ^rodcr als Bürger noch als Ausländer noch als Knechte, 
sondern als Freie ohne Bürgerrecht, nicht eigentlich rechtlos, da in 
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dem römischen Machtbereich Personalsehittz und Privatverkehr jedem 
Freien zukam, wohl aber von Rechtswegen aller an dem Bürgerrecht 
haftenden Institutionen , insonderheit des Ehe- und des Erbrechts 
entbehrend, und um so mehr vom Wehrdienst und Oberhaupt von 
jeder staatlichen Betheiljgung aufgeschlossen, überdies insofern rechtlos 
gegenüber der römischen Gemeinde, als diese das ursprüngliclie Recht 
definitiver Verfügung; über die abhäuRigeu Leute dadurch nicht ver- 
loren hatte, dass diivuii zuiiachht kern liebrauch gemacht worden war. 
In Italien ist dies Rechtsverhältuiss, so viel wir wissen, seinem eigent- 
Ueb proTifloriaefaen Weaen eBtoprechend nur transitoriseh angewendet 
worden; nur etwa in den subalpinen Landsehaften mag daaeelbe alB 
dauerndes gehandhabt worden sein. Dagegen beruht das fiberseeisehe 
Regiment der ROmer ttberwiegend auf der factiscben Perpetuirung 
der DeditioB. 

Die Benennung des überseeiselien Untertlianenbezirks provincia i'n^nria. 
entnehmen die Römer dem Siegenrecht « welches ja allerdings in der 
Dedition seinen rechten Ausdruck findet. Für die Untertbanen selbst 
wird diese gehässige Bezeichnung vermieden, sondern, mit Rücksicht 
auf die ihnen eingeiäinnte crleich ni pn'irterTuie Quasi-Autonomie, die 
der wirklich autonomen Uemeimir zukommende der BundesgODoesen 
{socii) euphemistisch auf sie erstreckt. 

Das Regiment Ober die Untertbanen ist, der bezeichneten Rechts- F«idiwrr- 
stelluug entsprechend, die Perpetuirung des feldherrlicheu Oberbefehls. riaxiaireKi- 
Wenn der Stattb^ter für die in dem BezirlL verweilenden Römer 
gleieh dem Ptfttor der Hauptstadt die Geriefatsboheit ausAbt, so ist 
er gegenüber den Untertbanen der Commandant und naeh Ermessen 
zum Eingreifen in jeder Begebung berechtigt 

Bis weiter aber bleibt die staatliche Einrichtung, wie der rOmisebe ^^^^.^ 
Feldherr sie vorfindet, im Allgemeinen mit Zugrundelegung der helleni- 'g^ii* 
sehen Stadteordnung, zumal da die in der Ältesten römischen Provins 
Sicilien von den Römern vorgefundenen, wesentlich auch von den ihnen 
voraufgehen dnn Fremd herrschen!, den Karthagem aufrecht erhaltenen 
griechischen Einrichtungen für die Ordnung des Provinzialregiments 
besUmmeud geworden sind. Wn Städtehünde sic)i vorfinden , werden 
sie, wie bei der wirklichen Autonomie, regelmässig beseitigt. Be- 
schlussrecht der Gemeindt ;iugehörigen, Gempinderath und Gemeinde- 
obrigkeiten werden auireclit erhalten; der Gemeinde bleibt, nicht von 
Rechtswegen begründet, aber bis weiter geduldet, das bisherige Per- 
sonal- und Vermögensrecht und die bisherigen Gerichte. Wo das 
römnebe Regiment die stftdtlscbe Selbstverwaltung nicht vorfand, bei 
den Kelten und Iberern, in Afdca und im Orient, wurden die be- 
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stehenden Institutionen zunächst derselben accommodirt und schliesslich 
zn einer «olclien umgestaltet. Wo die römische Regierung auf könig- 
liches Regiment traf, hat sie durchgängig dasselbe nicht ah solches uhcr- 
nommen, sondern entweder Bundesrecht bewilligt oder das königliche 
durch das städtische Regiment ersetzt, wie dies zum Beispiel im per- 
gamenischen Staate geschah. Die einzige wesentliche Ausnahme macht 
das unter Augu&tus zum Reiche gezogene ägyptische Königreich, in 
welchem der nene Herrscher der römischen Gemeinde in die Rechte 
der königlichen Vorgänger eintrat« ebwohl auch hier im Laufe der Zeit 
die Stadteordnnng wenigstens theilweise Wune! griit Augnstns ist so- 
gar so weit gegangen die StRdte der einzelnen Pro? inzeo corporatir su 
organisiren und bis zu einem gewissen Grade die alten nationalen St&dte- 
bflnde wieder ins Leben zu rufen. Wenn dieser Autonomie mit dem 
festen Rechtsboden auch die rechte Lebenskraft gefehlt bat und das 
neben und Ober diesen quasi-autonomen Municipalbehörden fungirende, 
aus dem Kreise der formellen bundesgenö^sischen Autonomie von Rechts 
wegen ausgeschlossene rHrnische Tribunal die Unselbständigkeit dieses 
provinzialen Selbstregini'Mts theoretiscli und praktisch dauernd erläu- 
terte, 80 hat dennoch die i i\ ilisatorische Mission des römisch-helleni- 
scheu Geistes in dieser Ordautig mächtig und segensreich gewirkt. 
FimtaM« Das Bodeneigenthum haben die Börner zunächst ebenfalls so be- 
«ifiaibw. stehen lassen, wie sie es vorfanden, allerdings wie die Autonomie selbst 
nur als vorläufig geduldet, da das Wesen der Dedition die rechtliche 
Anerkennung ansschliesst. Aber wenn sie in Sidlien die volle Con- 
sequenz des Eroberungsrechts nicht zogen, so ist dies nicht lange naeh- 
her in Eleinasien und fortan allgemein geschehen: dass das Bodeneigen- 
thum der eroberten Gebiete ein fUr allemal dem römischen Volk er- 
worben sei und dem bisherigen EigenthOraer nur ein bis weiter ge- 
schützter und bis weiter auf dir Erben ttbergehender Br<itz nnch Art 
des römisrhoii Prec^irium zukoiiiiiie. ist seitdem ein Fundaint ntalsatz 
des römischen Staatsrechts geblieben. Von den hieraus sich ergebenden 
erschreckenden Rechtsfolgen, dass der Bodenertrag von Rechtswegen 
dem römischen Gemeinwesen zustehe und duss der römische Staat in 
dem gesammteu überseeischen Gebiet den Boden ebenso zur Vertheilung 
bringen könne wie in Italien das Gemeinland, ist allerdings die letztere 
praktisch nur ausnahmsweise gezogen worden. Emerseits das ZnrOck- 
schrecken vor einer derartigen universellen Expropriation, anderer- 
seits und wohl vor Allem die gerechtfertigte Besorgniss das auf Italien 
basirte Gemeinwesen durch ül)erseei8che Massenauswanderung zu ent- 
wurzeln, führten vielmehr zu der Staatsmaxime, dass das überseeische 
Bodeneigenthum des römischen Staats nicht wie das italische der Ad- 
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signatioD an Private unterliege, woran in der republikanischen Zeit 
durchaus festgehalten und wovon auch unter dem Principat nur hin- 
sichtlich der nicht sehr zahlreichen Colooien italischen Rechts abge- 
wichen worden ist. ThaLüächlich also verhalten sich der italische und 
der überseeische Grundbesitz zu einander ungefähr wie Eigeuthum 
und Eibpaeht 

Vor Allem sind es die Leistuageo an den rftmuehen Staat, in ^^^i^;^';^'* 
welchen der GegenBatc der verbQndeten und der unterthinigen Ge- 
meinden zu Tage tritt 

Eine Wehrpflicht giebt es für die Unterthanen nicht. KriegshQlfe 
kann nur ein Staat dem andern leisten und die entataatlichten Dediticier 
sind dazu rechtlich unfähig, wahrend auch aus praktischen Gründen 
die römische Regierung deü I'rovinzialen das Waffenrecht vorenthielt. 
Dass der römische Comuiandant als Noihbeheif auch sie zu militärischen 
Zwecken verwenden konnte, ändert an ihrer Rechtsstellung nichts. Erst 
Augustus hat bei der neuen Ordnung der Militärpflicht die Unterthanen 
theilweise mit herangezogen und damit wenigstens die active Reichs- 
angehörigkait dieeer znrttekgesetatea Elasae anerkannt. 

Dagegen ist die Abgabenpflicht, welehe bei den verbflndeten Ge- 
meinden eijgentlieh aoageechlOBeen ist und hOehatens als Surrogat der 
Kriegsbalfe anftritt, das redite Kennaeiehen der Untertbanigkeit Die 
Leistung, welche von den Provinzialen gefordert wird, ist snnaebat, 
wie die Provinz selbst als perpetnirtes Gommando, gefasst worden als 
perpetuirte Kriegscontribution, wovon sie auch die Benennung Stipen- 
dium führt, da die Zahlung des Soldes an das sie^jreiche Heer für 
die Kriegscontribution den Ausgaiifj;spiinct bildet. Ilhruso liegt es im 
Wesen derselben, dass die den früheren Regierungen entrichteten Ab- 
gaben jetzt der Sieger für sich erhebt, wie dies vielfach in den römi- 
schen Provinzialordnungeu hervortritt. Aber nachdem der Provinzial- 
boden als römisches Staatseigenthum aufgefasst ward, können die 
darauf lastenden Abgaben als die dem EigenthQmer zukommende 
Bodenrente {wetigat) angesehen werden und diese Auffassung hat 
späterhin vorgeherrscht 

Hinsichtlieh der Reiehsangehdrigkeit stehen ausseritalischen B«icii.»n|«. 
Bandesgenossen, nachdem dasBeieh sieh über das Meer hin erweitert ^pf viL*' 
hat, den nicht latinischen Italikern gleich und auch die Unterthanen, 
mochte man sie als deditici?cbpTi Rechts oder «Is autonome Ciemein<!pn 
fassen, konnten, wie dies auch die übliche Bezcu hnung socii ausdrückt, 
nicht mehr als Ausländergelten, sondern nurals Ueichsangehöri^v' m blech- 
testen Rechts. In der That ist die Peregrinit^it der späteren Iii publik 
und der Kaiserzeit durchgängig Reicbsangehörigkeit zweiter Kias^e. 
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BiaiwD 4m Mit der Ausdebuuog der BeidisaDgehörigkeit geht Uaod iu Uaad 
das Einsebwinden, man ktante sagen der Wegfall des internatieBalen 

^ Beehtsverkehn. Bs ist frQher gezeigt worden, daas er in der Entwick- 
lungaepocbe Roma extensiT wie inteosiT von liQelister Bedeutung gewewn 
ist, daas der latinische Bund auf Grund von FreundsdiAftafertrftgen 
mit Caere und Neapel, mit Massalia und Rhodos in Rechtsbesiekungen 
stand, selbst der italische Bund noch auf solcher Orundlage mit den 
Stildten und Königreichen des griechischen Ostens verkehrte. Ver- 
kehrsbeschrilnkungen, wie sie uns die karthagischen Vertri^L'e theil- 
weise zeigen, scheinen Ausnabinon e:ewesen zu sein, dm clii^aDgig die 
internationalen Ordnungen Koms eine weitgelieiuie Verkeiirsgemein- 
schaft vorausgesetzt und gefördert zu haben. Aber die effective Rechts- 
gleichheit der conti ahireuden Staaten, von welcher diese luternatioual- 
irertrftge ausgegangen sein mfissen, hielt dem stetigem Anschwellen 
der rOmiseken Uebermaebt auf die Daner niebt Stand. Das gleicke 
Bttndniss im rechten Sinne des Wortes versekwindet aus dem rOmiseken 
Staatsrecht; die spftteie Epoche kennt das Bflndniss nur noch als 
milde Form der Unterthänigkeit, die sogenannten Fkemden nur als 
Reichsangebörige minderen Rechts. Der BOmerstaat, erwachsen in 
schraukenloserVerkehrsfreiheit, schliesstgegra aussen sich ab, wobei die 
ungeheure Ausdehnung seiner Grenzen und die so zu sagen offizielle 
GleichsotzAing des Römcrstiiales mit dem Pirdkreis (orhifi iei-rnntm) mit- 
gewirkt haben. Wo thatskcblirli Landgrenzen bestehen, wie in Africa, 
in Aegypten, im Orient, wird der Handelsverkehr durch künstliche 
Schranken und Zölle gefesselt. Die ursprüngliche Anschauung, dass 
der Btammfremde Mann ein Landesfeind und als solcher zu behandeln 
ist, hat das Greiseoalter des Staats Germanen und Persern gegen- 
fiber wieder ins Leben gerufen* 
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Die Entwickelang dM Römerreichs ist hiermit dargelegt worden. SMUfciiid 
Wenn in derselben die souveräne Gewalt an der Stadt haftet, so ist itMt« 
der ungeschmfllerte und ausschliessliche Vollbesitz derselben das Vor- 
rerbt der Stadt Koni und diese dadurch die Trilgerin der Centralisirung 
in diet^im politischen Bau, der Bau selbst aber eine städtische 
Coufoderation. Es gilt dies sowohl von dem latinischen wie von dem 
italischen Städtebund, und auch die ausseritalischen Gemeinden sind 
in den Formen entweder der rechtlich aueikanntcn oder mindestens 
der factisch zugelassenen Autonomie der Centralgewalt angegliedert 
Nicht in gleicher Weise, aber mit analogem Geaammtergebniss liegt 
die Znsammeiifaasuig der stftdtiBch geordneten Gemeinwesen unter 
eine centrale Gewalt allen Gestaltangen und Umgeetaltungen des 
RAmerstaates durch den tanseniyfthrigen VerUnf seiner Geschichte su 
Grunde. Die Phasen der lattnischen, der italischen, der überseeischen 
Ooniiöderation sind erörtert worden ; es bleibt noch übrig den daraus 
schliesslich entwickelten Reichsverband, die Ausgestaltung der städ- 
tischen Conföderation zu einem nach Stadtverbänden gegliederten 
Einheitsstaat darzulegen. 

Kein Axiom ist zun^rbst in dt^r staatlichen Entwickeluug Roms ii*.ihui.ii.> 
energisclier festgehalten worden als die absolute jede Autonomie der"T>iariii 
Theile ausschliessende staatliche Centralisirung. Es zeigt sich dies '"BargM-' 
sowohl in der danach geregelten Behandlung der Curien (S. 13) und 
der TribDS (S. 31) und der beTorreehteten Kategorien der Bflrger- 
Schaft (8. 37)» wie auch in dem Verlauf der dieser Einheit wider- 
streitendeii and darum sich selber vernichtenden Plebqerbewegung 
(S. 50). Aber die thatsichliche Voraossetsang der staatsrechtliehen 
war die örtliche Centralisirang , und wo inuerhalb der römischen 
Bürgerschaft andere örtliche Mittelpunkte mit st&dtischer Sonder- 
stellung sieh entwickeln, beginnt das Schwanken des Fundaments, 
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Die unscheinbaren Anfänge Bind fast so alt wie Rom seihst. Als 
Rom seinen Hafen erhielt und eine Anzahl zu bleibender Ansiedelung 
{colonia) (iuilliin gesandter Bürger ein Sonderterritorium empfingen, 
scheint die Siedeluug für ihre gemeinschaftlichen Sacra eine nach dem 
Muster der rOmiseheD geordnete Qnarimagiitratar erhalten sn haben; 
indeas von localer Autonomie kann hier noch nicht die Rede sein. 
Die Anfänge einer solchen begegnen uns im 5. Jahr der Stadt Die 
nach dem Muster Ostias gegründete sweitälteste Bfirgercolonie Antinm 
empfing nach glaubwürdigen Berichten zwanzig Jahre nach ihrer Grlkn- 
dung im J. 437 (317 v. Chr.) ein Sonderstatut und eine eigene der rOmi- 
schen nachgebildete Magistratur. Wenn diese örtlich geschlossenen 
Bürgergemeiuden unter staatlicher Autorisatiou entstanden, so scheinen 
daneben vielfach bloss im Wege der Ansiedelung sich Mi^rktf (fora) und 
SaminelpiiJicte {concdiuhula) gleichfalls mit vorwiegencier Bürger- 
bevölkerung gebildet zu haben, die mehr odtr minder zu gleichsam 
städtischer Gemeinschaft erwuchsen. N un den um dieselbe Zeit be- 
ginnenden HalbbOrgergemeinden behielten, wie gezeigt ward (S. 51), 
die besser gestellten von der Selbstverwaltung, welche sie vor dem 
Eintritt in die rOmisehe BQrgerscbaft gehabt hatten, wenigstens einen 
Rest und dasselbe mag geschehen sein, wenn bisher autonome Ge- 
meinden latinischen oder italischen Rechts in das römische BOrgerreeht 
übertraten. Wenn aber auch die Zahl solcher mit einer gewissen 
Selbständigkeit ausgestatteten Sonderkreise innerhalb der römischen 
Bürgerschaft wohl in hestilndigeni Ziinelimfii war, so ist die vollständige 
Umgestaltung der bisherigen Oniiiiui^, wimIihch iIipsp Aiisnnhmp zur 
Regel und das römische Bürgerrecht als der Inbegnti aller dieser 
Sonderheimathsrechte zum Reichsrecht ward, erst durch den Bundes- 
geuosseukrieg und die daraus resulLireude Auiuahme sämmtlicher 
Italiker in die römische Bürgerschaft herbeigeführt worden. 

Zu Grunde liegt bei dieser Umgestaltung die yerftnderte Beilegung 
der Tribus, also eine AbAnderuag der Stimmordnung, insofern diese 
'^"^* an die Tribus oder die durch die Tribus bedingte Genturie geknttpft 
war. Wenn bis dahin der Regel nach der ansftssige Borger der Tribus 
seines Grundbesitaes, der besitziose einer der vier städtischen Tribus 
zugeschrieben ward, so war schon vor dem Socialkrieg den Gemeinden, 
die geschlossen in die römische Btlrgerschaft eintraten, die Tribus nicht 
bloss in flprn Sinno beigelegt worden, dass ihr Territorium in <^!ne der- 
Nelbeii eingeschrieben ward, sondern es empfingen und belli» Iten die 
Angehörigen dieser Gemeinden für sich und ihre Nachkommeuschaft in 
derselben Tribus das Stimmrecht. Nachdem dann in Folge jener grossen 
Revolution die grosse Mehrzahl der italischen Städte in den romischen 
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Borgerverband geschlossen eingetreten waren und wahrscheinlich auch 
diejenigen älteren Burgergemeindeo , die bis dahin des geschlossenen 
Stimmrechtes entbehrten, dasselbe in gleicher Weise erhalten hatten, 
wurde die einzelne Tribus aus einer örtlich geschlossenen Grundbesitzer- 
Versammlung umgewandelt in einen Complex einzelner mit eigenem 
Heimathrechi ausgestalte tei Städte. Wer von einem durch die Auf- 
nahme VOQ VemifliA zum Bürgerrecht gelangten Römer abstammte, 
stimmte ein fttr allemal in der horatiseheii Tribus, aoeh wenn er nickt 
mehr in Veonna, ja wahrscheinlich selbst wenn er Oberhaupt nicht mehr 
GmndbesitMr war. Die vier städtischen Tribus stehen ausserhalb 
dieses Territorialsystems und es bleiben in denselben wesentlich nur 
die nicht im Vollbesits der Ehrenrechte befindlichen Bürger. Die .^t.a(«- 
Comitien wurden fortan, wenigstens der Anlage nach, beherrscht durch aSLom^ 
die geschlosseTi stimmenden Stadtbürgerschaften. Der römische Bürger "* 
besitzt also it{lein tbeils ein sjiecielles Heimath-. theils das an dieses 
geknüpfte uilgeiiieiue Ötaatsbüigei i echt, welchem von der Stadt Rom 
nur noch der Name blieb. Allerdings ist diese neue Ordnung nicht 
schlechthin allgemein durchgeführt worden: insbesondere die alten 
keinem Municipium entsprossenen patridschen und plebejischen Adels- 
gescUechler scheinen ausserhalb der Munidpalverbftnde verblieben an 
sein und es sind auch sonst noch personale Ausnahmen vorgekommen. 
Aber dass das neue römische Bürgerrecht in der That das Staats- 
bftigerrecht war, tritt namentlich darin zu Tage, dass dasselbe wie 
mit dem Heimathrecht einer Bürger-, so auch mit dem einer Nicht- 
bürgergemeinde verioiOpit werden kann, wobei Imm freilich die Bei* 
legung der Tribus nur personalen Charakter hat. Die Ausschliesslich- 
keit des Stadtbürgerrechts übertragt sich auf das Heimathsrecht ; nie- 
mand kann Bürger von Capua und von Puteoli oder von Capua und 
von Athen sein ; aber das römische Bürgerrecht kann jetzt auch der 
Athener gewiimen, ohne sein athenisches darum zu verlieren. 

Nachdem also, entsprechend der Auflösung der ursprünglich iniwitdM 
susammensiBdelnden Bdigerschaft in sahireiche, die ganze italische '^äST^ 
Halbinsel erfQllende OrÜiche Mittelpunete, die ursprüngliche Ordnung, 
die dem Staatstheil jede Selbstftadigkeit nahm, in ihr OegentheU 
verkehrt worden war und die lOmisehe Stadt- oder vielmehr Reichs- 
gemeinde aus einer Anzahl Stadtgemeinden sich zusammensetzte, ergab 
sich die Aufgabe, die Autonomie der Reidui- und diejenige der ein- 
zelnen Stadtgemeindc zu einander in das angemessene Verhftltniss zu 
bringen, das lipi^st. fla an dvr rechtlicheu und fartisrlien Centralisirung 
der StaatsL^owalt auch bei dieser Umgestaltung unentwe^it festiii halten 
ward, dasjenige Mass der Rechte zu bestimmen, welches von der ehe- 
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nialigen hündischen Autononue der neuen Keidisbürgerstadt verbleiben 
konnte. Also entwickelte sich das neue Municipalrecht, das Stadtxecht 
im Staate. Die derCentriilgewalt der Bundesstadt gegenüber zustehenden 
Rechte blieben nicht bloss ungeschmälert, souderu wurden gesteigert: 
nach aussen hin gieht es nur das einheitliche Beich, keine einzelne Stadt, 
und wena die Reichsgesetzgebung schoii früher in ezoeptionener Wtiee 
das Stadtrecht brach (8. 59), so ist dies jetzt regelmisaig und aelbet- 
▼erstandlich. Das bUndische Vertragsrecht und die btodische Mtlitftr- 
hoheit mussten üftllen; die Bttrgerstadt konnte nicht ndt Rom in 
BQndniss stehen und der in Prftaeste ausgehobene Reichsbf)rger war 
nicht mehr prftnestinischer, sondern römischer Soldat. Auch das 
eigene Recht fiel wenigstens im Allgemeinen; die römische bis dahin 
von den Latinerstädtcn nicht angenommene Hechtsbestimmung, welche 
dem Verlühniss die Klagbarkeit entzog, erstreckte sieb auf sie mit 
ihrem Eintritt in die römische Bürgerschaft. Dass mancherlei ab- 
weichende Festsetzungen als Localstatute weiter bestanden haben, 
ist wahrscheinlich; doch scheint die Nivelliiuug durchaus überwogen 
zu haben. Die Gerichtshoheit, welche der Bundesstadt geblieben war, 
ging der Bürgerstadt ebenlsllB im «eeentliehen verlofen, md hatten 
deren Angehörige der Regel nach Tor den römischen Behörden Recht 
2u nehmen; doch ist theils die crimineile Gompeteni in bedentendem 
Umfang den Stftdten verblieben, theils ist für die minder bedeutenden 
oder besonders dringlichen Privatproaesse. namentlich wohl diejenigen, 
die in den älteren römischen Bürgergemeinden nicht nach Rom gezogen, 
sondern durch den örtlichen Stellvertreter des römischen Prätors ent- 
schieden wurden, wahrscheinlich bei dieser Gelegenheit die municipale 
Jurisdiction ins Leben getreten, nenuoch sind der Bürgerstadt wesent- 
liche Momente der ehemaligen Autonomie geblieben, orJpr auch, wo 
sie ihr bisher gefehlt hatten, verliehen worden. Das Recht der 
juristischen Person, welches nach der ursprünglichen römischen Auf- 
fassung auf den Staat selbst beschränkt ist, die Fähigkeit Vermögen 
SU beeltaen, Erbsehalten aannehmen nnd Knechte freisulanen übt 
auch die Bargerstadt. Sie beh&lt ihre Magistrate, ihren Gemeinde- 
rath, ihre Comitien für Wahlen und Satsnngen, ihre Gemeindehasse 
nnd damit die administratlye nnd Ünansielle Autonomie , wenngleich 
die Befugnisse der Magistratur nnd der Comitien nach dem mher 
Gesagten wesentlich gemindert sind. 

ErstrockunR Dlc also ciu halbes Jahrhundert vor dem Untergang der römischen 
Boi?^?**' Freiheit für den Einheitsstaat gleichberechtigter Bürger gefundene 

MiMaUa Form ist zunächst nur auf Italien nntiewendet worden und mnsste 
BSSt*^" im Wesentlichen darauf beschränkt bleiben, wenn das Fundament 
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aller vollen politischen Einigung, die in Italien jetzt im Wesentlichen 
durchgeführte Sprach- und Sitten'jenieiiischaft festgehalten werden 
sollte. Anwendbar indess war das isvstem auch im iiherseeisclien 
Gebiet und es ist in allmählicher Erweiterung über die Halbinsel 
hinaus ausgedehnt worden. Im Anfang des 3. .hihili. n. Chr. wurden 
dann die Stfldte latinischeu und peregriuischeu liechts im ganzen Reich 
zuBQrgentftdten gemacht und es ging damit die BtAdtifleheCoofMeratiOD 
im weitesten Sinne in dem Rdchsbürgerrecht auf. Anaaerhalb der 
Reiehsborgeradiaft stehen fortan nur die laicht städtisch geordneten 
in der Form der Föderation oder der tolerirtCD Autonomie dem 
Reiche angeschlOBsenen geiUHes^ die Forsten der Sancenen und der 
Oothen, die Satrapen der Armenier, die Stnmme an der africanischen 
Grenze, die in GiUlien und Italien angesiedelten Ausländer. 
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Zweites Buch. 

Die Magistratur. 



I. Der Amtsbegrilf. 

Die HiuuHnngsi&higkeit, die Fähigkeit zu wollen und den Willen 
zu äussern so wie demselben innerhalb der dem Wollenden gesetzten mttStuf. 
Machtgrenzen Geltung zu verschafTeii, haftet naturgeniäss an der phy- 
sischen Person. Der Staatsbegrilf der Römer beruht auf tler idealen 
üpl t i tragun;^ dieser Handlungsfähigkeit auf die im ersten Buch ent- 
wickelte GesammtlK lt. die Bürgerschaft, den poptUus, und auf der 
Unterordnung des Ein /ol willens aller der Gesammtheit angehörigen 
physischen PeiBonen unter «Uesen Gesammtwilleu. Die Aufhebung der 
individuellen Selbständigkeit gegenfiber dem Gesammtwillen ist das 
Kriterium der sUatUeben GemeinBebaft und insbesondere dasjenige 
Moment, das den Staat von der Corporation, nun Bespiel der Cnrie 
und dem Senat nnterseheidet 

Der Gesammtwille ist an sieh, wenn es gestattet ist einen Aus- 
druck des römischen Privatrechts darauf anzuwenden, eine staatsrecht- 
liehe Fiction. Thatsächlich wird dafür Vertretung erfordert, ähnlich 
wie im Privatrecht für den nicht handlungsfähigen Mündel. Wie für 
diesen der Vormund eintritt, 1^0 gilt staatsrechtlich a!« Willpnsliand- 
lung der Gesammtheit diejenige eines in (Um i*< stimniten Ffill ft^r 
sie eintretenden Mannes. Tndess geht die Gemeindevertretung inso- 
fern weiter als die vorniiiii(ls( liaftliche, als der Vormund die physisch 
vorhandene, aber unvollkoniuieue iiaudlungsfähigkeil ergänzt, der 
Gemeindevertreter eine physisch nicht vorhandene ausübt Immer ist 
die staafKehe Willenshandlang die Handlung eines ^meinen Mannes, 
da das Wollen nnd Handeln an sieh untheilbar ist; Qemeindehand- 
Inng durch Majoritätsbesehluss ist nach rOmiseher Auffassung ein 
Widersprueh im Beisats» Der Gmneindevertreter kann gewisse Hand- 
lungen nur vollziehen, wenn die Mehrzahl der AbtheiInngen der Bürger- 
schaft oder die Mehrzahl der Senatoren ihn dazu ermächtigt; aber der 
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BesehlnsB der BflrgerBcIiaft oder des Senats werden Oemeindeacte nur 

dadurch, dass der Gemeindevertreter sie sowohl veranlasst wie Toll- 
zieht und logisch wie praktisch ist die also vollsogene Handlung xn- 
iiftchst Handlung des Vertretei-s der Gemeinde. 
'^'ruVf!r Insofern dif'se Vertretung der rTPineiiuip durch deren Verfassung, 
TtfteetaBg. allgemein, sei es in hpstiiiiinter Begrenzung, einer einzelnen 

Person zugewiesen wird, ist ein solcher Gemeindevertreter Magistrat; 
Handlung der Gemeinde ist eine jede, welche innerhalb der hiedurch 
gezogenen Schranken von dem Vertreter seihst oder in seinem Auf- 
trag vollzogen wird. Begelmftssig wird fttr die Gemeindehandluug 
eine fest geordnete Vertretung gefordert; nur in gewissen FUlen,. 
namentlich bei einer der Gemeinde zngefQgten Schädigung, ermächtigt 
die Viörfassang jeden Borger zur Vertretung der Gemeinde, und in- 
sofern komitft ausnahmsweise auch eine nicht magistratische Gemeinde- 
vertretung vor. 

T«rutttii»!> Die Magistratur, die Verkörperung des StaatsbegrifTs und die 
M^'J^»'"^ Trägerin der Staatsgewalt kann hienach nicht gefasst werden als 
cositian rechtUch beruhend auf dem Gesammtwillen der Biir^rerschaft, da dieser 
ja für sich allein überhaupt nicht wirksam werden kann; vielmehr ist 
nach der römischen Auffassung die römische Magistratur älter als die 
Volksgenieinde, welche sie erst erschafit, und das Mandat, ohne welches 
allerdings eine Vertretung überall nicht gedacht werden kann, geht 
von dem Voruiauu an den lifachfolgei', weiche hei dem Zwischen- 
königthum'niber zu erörternde Ordnung sich bis zum Eintritt des 
Principats auch thatsftchlich ununterbrochen behauptet hat Nach der 
frtkh hinzutretenden Bindung des Vormanus in der Ernennung des 
Nachfolgers durch die ?orberlge Befragung der Comitien wirken die 
Magistratur und die Comitien bei dieser' VoUmachtsertheilung zu- 
sammen, und diese Auffassung der Magistratur und der Comitien als 
gleichmftssig selbständiger Träger des Gemeinde willens beherrscht das 
Staatsrecht der RppuMik : erst in der s|»ateren Epoche derselben werden 
die Comitien nif^hr und mehr, wenngleich nie vollständig als die eigent- 
lich<' Vertretung der Gemeinde betrachtet und wird die niaeistratisclie 
Mitwirkung bei der Willensfindung derselben nicht mehr ais Verein- 
barung, sondern als <je8chäftsleitung aufgefasst. 

Die Uebernahuie des Gemeiudcamts ist an sich ebenso Recht wie 
mSS^* Pflicht des einzelnen Bürgers gleich dem Heerdirast und anderen 
(»ffinilliehen Leistungen. Es wird ursprttnglieh ein rechtlicher Zwang 
zur üebemahme desselben bestanden haben, wie er bei den Priester- 
thümem nachweislich vorkam; dafür spricht, dass die römischen Ord- 
nungen nichts wissen von «ner förmlichen Annahmeerklärung des 
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ereilten Beamten und dass sie der Regel nach Creirung und Antritt 
ohne Zwischenzeit verknüpfen. Indess in der historischen Zeit der 
freien Kepublik wird bei sämmtlirhen riemeindeämterii, auch den keines- 
wegs hegehrten und indirect mehr uder minder erzwungenen, officiell 
die Ptiichtigkeit nicht staiuirt oder doch ignorirt. Darum ibi auch 
von rechtlichen Befreiungsgründen von der Uebernahme eines Ge- 
meindeamtes nirgends die Rede, dagegen Ablelmnng des Amtes vor 
der Uebenudime so wie Niederlegung des übernommenen vor Ablauf 
der Zeit jedem Borger unbeBchrAnkt gestattet. Es wird eine scliarfe 
Grenxltttie gesogen swischen den öffentlichen Pflichtleistungen (munera) 
und den Acmtern oder nach römischem Ausdruck den „Sturen* 
(htmorea) ; für den stolzen Freistaat geziemt es sich nicht, die Führung 
seiner Geschäfte als Pflichtleistimp zu behandeln Erst unter dem 
Trincipot tritt mit dem Sinken des Gemeinsinns diese Auffassung 
wiederum hervor. 

Die Vertretung der Gemeinde durch ein Gemeindeglied fordert in du konig- 
ihrer ältesten und begrifflich reinsten Gestalt den einheitlichen Ge- voiigewsit. 
meindeherm, welchem die für die ewige Gemeinde erforderte ewige 
Dauer durdi eine fest geregelte SaecessionBordnung verliehen wird. 
Dies ist das Eönigthum, das regmm, die älteste rOmisehe Staatsform. 
Ob dabei die reprftseotirte Gemeinde und die repnsentirende Person 
als doppdtes Beehtssnbjeet gefasst worden sind oder als einheitliches, 
muss dahingestellt bleiben; die dem König eigene Amtswohnung legt 
allerdings die Vermuthung nahe, dass sein Vermögen und das der 
Gemeinde rechtlich nicht geschieden waren. Die Vertretung der 
Gemeinde durch ihren König ist vollständig; sie gilt gleichmässig 
gegeuiilter den römischen Göttern und gegenüber dem Ausland wie 
gegenüber deu Bürgern des eigenen Staates, gleichmässig als Ober- 
priesterthum, als Gerichlsbauü, als Heerbefehl, als Verwaltung des 
Gemeindevermögens. Aber weder rechtlich noch thatsächlicb ist sie 
eine unbeechr&nkte Gewalt Der idealen Gemeinde steht, wie das 
Recht der Gesetzgebung es fordert, die Bestimmung über Leben und 
Vermögen des Bürgers schrankenlos zu; der Willensaet ihres Ver- 
treters Ist nor dann Gemeindewille, wenn die duroh die Satsungen der 
Gemeinde geforderten Voraussetzungen erfüllt sind und namentlich 
da, wo dies durch die Verfassung gefordert wird, Gemeinderath und 
Bürgerschaft ihre Einwilligung gegeben haben. Wo der König nicht 
in rechter Verti etung der Gemeinde handelt, ist seine Handlung nicht 
Handlung der Gemeinde. 

An das Küuigthum und die Königszeit reicht unsere lieber- ^^^jj-^ 
lieferung nicht hinan und eine geschichtliche Darstellung derselben 

6* 
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lässt sich nicht geben, wenn gleich die daraus abjreleiteteii Ordnungen 
durchaus auf fWo tirsprünglicbe Vollgewalt zurückführen. Dafür tritt 
nach unserer Redeweise die Republik ein; den Römern, welchen res 
publica, genau entsprechend dem englischen common uealth^ das Ge- 
meinwesen schlechthin bezeiclmet, erscheint die geänderte VerfaSoUdg, 
für die ein positiver öchlagname fehlt, negativ als die Beseitigung 
der Einheitlichkeit und der Lebenslftngliebkeit derGemeindevertratung 
Bowie ihrer Inttherigeo Benenniiog*. Die reebtliehe Gleichartigkeit 
des repablikaniBcben Obenunts mit dem Königthnro findet sehtrfeti 
Ausdruck in dem beibehaltenen nOerregmim. Die AofCumuig der 
neuen Ordnung als des Beginns der Volkssouverftnetät, der wenigstens 
theoretischen Allgewalt der Comitien, ist, wie schon bemerkt ward, erst 
die der sich demokratisirenden Republik'^. Noch minder correct ist 
die Auffassung der Abschaffung des Königthnrns als Begründung der 
Freiheit, der libcfdis: das Mass dor Abhängigkeit des BOro:ers von dem 
Staat hängt weder von der Zahl der Vorsteher noch von der Dauer der 
Vorsteherschaft ab und die Bürgerschaft Numas ist sicher den Nach- 
fahren nicht als Scla venschaft erschienen. Nicht gegen die Königs- 
gewalt als solche richtet sich die die Consularberraehaft b^rOndeade 
Revolution, Bondem gegen den MiSBbraucb derselben, indem sie den 
schuldigen Gemeindeberm absetzt und die in der Einheitlichkeit und 
LebenslAnglichkeit des Amtes erkannten Anliase zu solchem Minbraneh 
abstellt Die Identification der rei^ublikanischen Ordnung mit der 
^Freiheit* des Volkes gehört, ebenso wie die Auffassung des lebens- 
länglichen Herrschers als dominuSf das heisst als des „Eigentümers" 
des Reiches, erst der Opposition der cacsarischen und der Kaiserzeit 
an, dem Gedankenkreise der Caesarmörder und ihrer Laudatoren. 

Es ist die Magistratur der Re])ublik, welche in diesem Buche 
geschildert werden soll. Dass die rechtliche Identification des Amtes 
und des Beamten, welche bei dem Kouigthum vielleicht gegolten hat, 
für den republikanischen Beamten nicht besteht, ist ausser Zweifel, wie 
sie denn schon fftr den Zwisehenkftnig nicht passt und mit der Ploralir 
tat der Magistrate völlig unvereinbar ist. Die Amtwohnung kommt 
in der Republik nur dem verblassten Schattenbild des Königs zu, das 
die sacralen Ordnungen bewahren; in republikanischer Zeit gehören 
die Locale der Amtstbiltigkeit der Gemeinde und wohnt der Beamte 

* Diese tralaticiäche und richtige Auffassuog findet sich bei Livius 2, 1. 

* Di«w Anfflusung vertritt som Beispi«! Cicero de re p. 1, 81, 47. Uebri|^ 
wollten die Vertreter dieser Theorie die Königszeit keineswegs aosscbUessen, da 
sie die spitere Stellung der Comitien nach in diese bineinbringen. Vgi. fiennea 
16, U7. 
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in seinem Privathaus und verbleibt in seiner privatrechtlichen Stellunp:. 
In unserer DMilfgung sollen /uuafhst die Theilimg des Karralen Regi- 
ments zwihchen den Priestern und der Magistratur (AhHclin. 2), sodann 
der Gegensatz des stUdtischen und des Kriegsregiinents ( Abschn. Iii 
entwickelt werden. Weiter sollen behandelt werden die Creiruag der 
Beamten (Abscbn. 4) und die dafür erforderliche Qualification (Abschn. 5) ; 
die CoUegialitat und die CoUision der Beamten (Abaehn. ü) ; die Daner 
der Magistratur und der Antritt undBQcktritt der Beamten (Abschn. 7); 
die magiatratiaehen Ehrenrechte und Emolumente so wie die magi- 
stratische Dienerschaft (Abschn. 8); endlich dieGehftlfen, Stellvertreter 
und Rathmänner der Magistrate (Abschn. 9). Die Darstellung der ein- 
zelnen \fagistraturen in ihrer historischen Besonderheit bleibt dem 
dritten, die der einzelnen Amtkreise dem vierten Ruch vorl)ehalten. 
Indess erscheint es nothwendig diesen sachlichen Auseinandersetzungen 
eine kurze Erläuterung der hier einschlagenden Terminologie voran- 
zustellen. 

Die Kundgebung des Gemeindewillens in dem vorher bezeichneten 
Sinne, das Recht im Namen der Gemeinde zu befehlen, bezeichnet 
das etymologisch nicht hinreichend sicher erkl&rte Wort imperkm. 
Dies wird ausschliesslich gebraucht von der eminenten Gewalt des 
Staats aber den BQrger und nur dem beigelegt, dem diese Tollstftndig 
Bustefat« so dass in diesem Worte der ursprüngliche Amtsbegriff ver- 
körpert erscheint. Für die der ursprünglichen Ordnung fremde Ver^ 
tretung des Gemeindewillens mit beschränkter Competenz wird der 
analoge, aber allgemeinere und auch dem Privatrecht geläufige Aus- 
druck potestm verwendet. 

Vür den Tr:lf;ei iii(>?es absoluten Gemeindewillens giebt es kein© 
andere Bezeichnung ah die nach dem Sonderamt; eine zusammen- 
fassende fehlt, da ivi^^nator im technischen Gebrauch frtth verengert 
und dein Inhaber des Imperium diese Benennung nur dann verstuttet 
worden ist, wenn sein Gremeindebefehl zum Siege in der Feldscblacht 
geffthrt hat 

Magtakr^ das nach dem nacbherigen Sprachgebrauch jeden iinva*«<m. 
Vorsteher, insbesondere den eimseln stehenden bezeichnet und mehr 
in sacralen und privatrechtlichen Beziehungen als für staatliche Ver- 
hältnisse gebraucht wird, muss der Träger des Imperium wohl in 
älterer Zeit genannt worden sein, da das davon abgeleitete und noth- 
wendig auf dieses Stammwort zurOckgehcndc Ab>tractum wo^hiratm 
sämmtliche Inhaber des Imperiuni in sich begreift, selbst liirioniRen. 
welche, wie der Dictator. der Zwischenkönig, der ileiterluhrer, der 
Stadtverweser, nicht der Volkswahl unterliegen. Diese abgeleitete 
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Bezeichnung hat den dem Stammwort verloren gegangenen stoatlicben 
Werth behalten und der scharfe Gegensatz des Staates gegen jede 
andere Gemeinschaft in ihr seinen rechtlichen Auadruck gefunden; 
denn wenn von plebejischen und niunicipalen Magistraten gesprochen 
wird, so drückt sich darin nur aus, dass die Plebs ein Staat im Staate 
sein wollte und dass die Stadt im Römerreich ein ehemals souveräner und 
nicht vollstiludig lu das römische Reich aufgegangener buut ist. Aber 
daM der Entwickelungsprozess des römischen Gemeinwesens den 
Sehwerpimct der souTeribieD Gtmeindegüwalt von dem Oberamt auf 
die BfirgerverBammlimg wenigHteBB eoncnrrirend Tersehobeii hat, tritt 
terminologiflch darin zu Tage, dass die Beseidmung magisMm zwar 
den nicht von den Gomitien gewfthlten oben genannten Oberbeamten 
verbleibt, aber zugleich erstreckt wird auf alle von den Gomitien ge* 
wählten Auftragnehmer der Gemeinde, dagegen keinem weiteren von 
den Beamten allein bestellten Auftragnehmer zukommt, so dass bei- 
spielsweise von den Stellvertretern des Prätors für die Jurisdiction und 
von den Legionsführern bei völlig gleicher Competenz und gleichem 
Titel alleiu die comitialen als Magistrate bezeichnet werden In fthn- 
hvHor, lieber, jedoch minder technischer Weise wml inmor verwendet; es be- 
zeichnet dies das Amt, insofern dessen Uebertragung durch die Gomitien 
eine Antieichnung des Gewählten ist In der weiterhin folgenden 
Darstellung der Magistratur ist der Begriff im AUgemeinen in dem 
spftteren Sinne gefasst worden, obwohl die damit gesogene Grenze eine 
äusserliehe und es praktisch nicht durchführbar ist, die im Laufe der 
Zeit der comitialen Ernennung unterworfenen Stellungen erst von 
diesem Zeitpunct an und die nach dem Emennungsrecht getheilten 
nur, so weit sie magistratisch sind, in die Darstellung aufzunehmen. 
Ktworion Wcudeu wir uns zu den Kategorien der Gemeindebeaniten, so 

dor 

M«ei«tnU'. drückt der GoisenRatz der magisirnfH'} pairicii oder pcqndi Bomam 
und der nKujislraiiis pleheii oder phbis eigentlich nur aus, dass die 
Vorsteher der Plebs, einstmals der Sache nach und formell auch 
später, nicht als wirkliche Magistrate der Gesammtlieit gelten. Für 
den scharfen und wichtigen Gegensatz der ordentlichen und der ausser- 
ordentlichen Magistratur gebricht es an einer entsprechenden Termino- 
logie; wir bezeichnen als ordentliche diejenigen Aemter, deren Com- 
petenz ein fQr allemal geordnet und mit der rechtlich festen Be- 
nennung gegeben ist, als ausserordentliche diejenigen, deren Compe- 
tenz erst für den einzelnen Fall, sei es mit dem Wahlact zugleich, 
sei es, wie dies die Regel ist, durch ein demselben voraufgehendes 
Specialgesetz festgestellt wird und für die es daher auch an einer gene- 
rellen Benennung fehlt. Zu der ersten Kategorie gehören zum Beispiel 
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das Consulat, die Dictatur, die Censur, zu der zweiten beispielsweise 
die Duoviru füi deu einzelnen üocbverrathsprocess und die Zehnmänoer 
für Constituining des GemeiDwesenB. Die ordentlichen Aemter sind 
entweder ständige, so wdt sie verfassnngsniftssig immer in Thätigkeii 
sein sollen und also ans regelmässigen JahreswaUen herrorgelien 
(me^isMuB «Nwtp, oder nieht stftndige, wie die an besondere Versus- 
setsungen geknüpfte Dictatur und die Twfassungsmissig interrallirende 
Censur. Höhere (magistraius maiores) und niedere Aemter (magistratus 
minores) werden regelmässig nur relativ je nach dem Machtverhältniss 
der in Beziehung gesetzten >f apislraturen unterschieden ; indess gelten 
die Inhaber de« Impi'riuiii und die aus den gleichen Wahlen der Cen- 
turien hervorgehenden Ccuboren als im Besitz der nuspirin maiora. 
während den in Tribuscomitien gewählten Beamten nur ntispii Hi nunora 
und überliaupL aiederes Ausehen zukommt. Die von dem Gerichts- 
stuhl entlehnte Benennung moffistratm curules kommt allen an dem 
Imperium tlieilbabenden Beamten, selbst den nur ein besebrftnlttes 
jurisdictionelles beeltsenden Aedilen der vomehmeren Kategorie su; 
die Censoren haben dieses Imperium nieht, mOgen aber spiterfain sueh 
dazu gerechnet worden sein. 

Amt ohne Amtsgewalt kennt die republikanische Ordnung Di<^bt^2<i^^ 
oder doch nur insoweit» als abgeschaffte Aemter im-8aeralwesen forU 
gefOhrt werden, wie im römischen Gemeinwesen der rer sncrorum 
und in den in dasselbe aufgegangenen latinischen Staaten mancherlei 
ähnliche Institutionen. Amtsgewalt ohne Amt kommt dagegen häufig 
vor. Sie wird ausgedrückt durch die Bezeichnung pro magistraiu 
allgemein oder die entsprechende specielle ;>ro eotmile, pro praetore 
und 80 weiter und regelmässig gebraucht von dem i'rivateu mit amt- 
licher oder, was auf dasselbe hinauskommt, von dem niedereo Be- 
amten mit höherer Ftanetion, ohne dass ein terminologiseher Unter- 
schied gmnaebt wird zwischen dem Privaten, der nach Ablauf der 
Amtsimt von Rechtswegen die Function weiter ffthrt und dem gemAss 
dem Mandat als Beamter fungirenden Stellvertreter (Abschn. 9). Aber 
auch exceptionell unter Beiseitesetsung der gesetzlichen Qualifir^ition 
creirte Beamte, zum Beispiel die zur Verwaltung des Oberamts aus- 
bülfsweisc berufenen Kricgstribune, werden als Promap^istrate be- 
handelt. Diese Bej^eirhnung hat also im Staatsreclit nur iip^ativen 
Werth, insofern sie bei amtlicher Function das Fehleu «l^ s Amtes 
oder wcuu die letzte Kategorie mit berücksichtigt wird, das Fehlen 
des ordentlichen Amtes anzeigt. 
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2. Das sacrale Regiment 

HngUratoT WäTO iii ttiiMrer Udberliefemiig ein Abtnld der Altesteo Gemeinde- 
pr^ter. ordDUDg enthalten, so wfirde wahrscheinlich ihr Princip die völlige 
DnrcbdriDguDg der göttlichen und der menschlicheo Dinge sein, eine 
nach beiden Seiten hin gleichartige und gleich mächtige, Priesterthum 
und Magistratur einheitlich zusammenfassende Gemeindevorstaudscbaft . 
Diejenige Ordnung des Gemeinwesens, welche wir im Gegensatz zu 
der verschollenen Künigszeit als die republikanischp bezeichnen, zeigt 
das Gegenthcil : scharfe Scheidung des Geiuemdepriesterthums, der 
saccrJotcs publici popuU Rontnnf, und der Gemeindeniagistratur, der 
niagistraius publici poyuU liomtuvi und analoge Beliaudluiig beider 
Kreise, aber nicht bloss voUst&Diiigcu Ausschluss des Priesterthuois 
Yon dem Regiment in irdischen Angelegenheiten, sondern auch Unter- 
ordnung desselben, so weit die einheitliche Gemeindeordnung dies 
fordert, unter die Magistratur. Diese so weit möglich durchgefQhrte 
Verweltlichung der Haglatratur isA vielleicht das wesentliehste Element 
der republikanischen Neuordnung gewesen und hat wohl auch dem 
römischen Gemeinwesen dasjenige Uebergewicht der Staatsallmacht 
eingepflanzt, durch welches dasselbe im Lauf der Jahrhunderte zur 
Vorherrschaft in der antiken Civilisation gelangt ist. 

oieichMüRe Dic aualogc Regelung der beiden Kreise tritt nanientlicli hervor 
in den den Pricäterii und den Magistraten gleicbmässig zustehenden 
äusseren Abzeichen. Dem Tempelpriester des Jupiter werden die 
uiagistratischeu lusignien, insbesondere der curulische Sessel zuge- 
standen, vielleicht sogar der an das bekleidete Oberamt geknttpfte Site 
im Senat. Dem Vorsteher des PontificalcoUegiums, welcher unter der 
Priesterschaft eine ähnliche Stellung einnimmt wie die Gonsuln in der 
Magistratur, stehen ebenso wie diesen das eigentliche Zeichen der 
Amtsgewalt, die Lictoren (lidores cwriaHi gut sacris puhtids apparen0 
zur Verfügung. Der Purpur am Gewand, ein Erbstück aus der kOnig- 
lichen VoUgewalt, kommt Priestern und Magistraten zu; indess tragen 
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jene di.' Prfltexta nur, während sie sacrale Hntidlungen für die Ge- 
meinde vollziehen, diese immer, wo sie offentlK Ii erscheiuea. Ehren- 
rechtlich stehen beide Reihen sich insoweit gleit Ii, dass Iceine der an- 
deren formell vorgeht; doch tiberwiegt in der repuljlikauischen Epoche 
durchaus der Honor das Sacerdotium und erst in der Kaiserzeit kommt 
die entgegengesetzte Schätzung auf, uameutlich die Behandluug des 
Obeipootificats als der höchsten Ehranstelle im Staat in Benutzung 
desselben ffir die Rangstellung de« neuen Monarchen. 

Auch personell fiel die Priesterschaft und die Magistratur im 
Allgemeinen zusammen; die politische Laufbahn ging ohne Unter- 
schied der Epochen in beiden Bichtungen regelmassig parallel. Die aus 
dem späteren Gegensatz des Staats und der Kirche entwickelte Doppel- 
aristokratie des Mittelalters ist dem gesäumten Alterthum unbekannt, 
dessen Götter überall und noth^endig innerhalb des Staates standen. 
Wenn in dem alten TatricierFtnat eine besondere Qualitication wahr- 
scbeinlicli weder für das Amt iiocli für das Priesterthum b« Ntaiid, so 
sind in dem patncisch-piebejischeu, wie dies bereits entwickelt ward 
(S. 38. 39), beide zunächst gleiehmftssig dem Adel vorbehalten und 
haben die BOrgerhcheu ^Schritt vor Schritt für die einzelnen Stellungeu 
entweder den Mit- oder selbst den Alleinbesitz gewonnen. Wenn die 
Plebqer nicht so frOh und nicht so vollstKndig der sacralen Stellungen 
sich bemächtigten wie des GemeinderegimentSt so liegt dies weniger 
an der Scheu in göttlichen Dingen su neuern, obwohl diese mitgewirkt 
hat, als an ihrem geringeren politischen Werth, woher denn auch 
die in dieser Hinsicht gleichgültigen lediglich decorativen Priesterthttmer 
sum guten Theil dem Adel noch in der Kai?przoit verblieben sind. 

Dem Inhalt nach sciiliesst das Priesterthum der republikanischen 
Zeit der ursprünglichen Ordnung sich on^pv an als die Magistratur 
derselben : es bleibt lebensl&Qglich und einheitlich und in gewissem 
Sinne selbst centralisirt. 

Die bei der Magistratur der Republik streng durchgeführte i-^jj*^^«- 
Annuitftt hat sich auf die Priesterschaft nie erstreckt; die Lebens- 
länglichkeit des Königthums ist hier als Regel festgehalten worden. 

Dasselbe gilt von dem zweiten republikanischen Princip, der sich ^/^^^ 
gleichstehenden und damit im Fall des Ckinflicts sich selber aufheben- ^^»»m. 
den Collegialit&t. Die Collegialit&t schlechthin, das blosse gleiche 
Mandat, ist allerdings eben im Priesterthum zum frOhesten und voll- 
ständigsten Ausdruck gekommen; seit es ein dreieiniges Rom gab, 
standen mehrere Vogelweise mit gleicher Autorität neben einander. 
Aber wo es sich nicht um sacralen Rathschlag handelt, sondern um 
die sacrale Handlung, liegt diese regelmässig dem Einzelpriester ob^ 
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wenn gleich uisn^hmsweise zu gemeinschaftlicher Thätigkeit berufeae 
Gesammtpriesteitliüiiier vorkommen, wie zum Beispiel im Marsdienst 
die Salier, so werden dagegen die Flaminate sämmtlich einfach be- 
setzt, und vor allen Dingen steht dem saeraleii £rben des Königthums, 
dem Voisteher des Pontifiealeollegiums kein gleiehbereehtigter Priester 
zur Seite und giebt es keine sacrale Intereesnon. 
Lrn nu I. Dio Eraennvtig ist ftr das Kftnigtkum, wie schon hemerkt ward 
und wie unten weiterentwickelt ^vrrden soll, auf sich selbst gestellt 
gewesen. Als in der Republik Priesterthum und Magistratur sich 
schieden, ist das Recht der Nrtchfolgerbestellung bei der Magistratur 
vielleicht sofort, mindestens früh durch die Mitwirkung der Bürger- 
schaft gebunden und allmählich thatsächlich bes^itist worden; das 
I'nesterthum dagegen geht auch nach der republikanischen Ordnung 
durcliaus aus sich selbst hervor. Es ist bei der Creirung der Priester 
dem Poutiticalcollegium eine ähnliche, aber stärkere bt< Uung gegeben 
worden wie bei magistratisehen dem patnciscbeo Senat: dasselbe 
hat das Recht der Selbstergänzung und die Wahl seiner Mitglieder 
setzt der Priestersehait ihr Haupt. Alle fibrigeo Gemeindepriester 
erscheinen im Recbtssinu als Qehfilfen dieses priesterliehen Gemeinde- 
Ii auptes, eben wie die Offiziere des BQrgerheeres die Gehttlfen der 
Consuln sind, und im Allgemeinen werden wie die Priester des könig- 
lichen Rom Yom König, so die des republikanischen vom Oberpontifex 
ernannt worden sein. Ausgenommen sind indess wohl von jeher die 
sacralen Milnnercollegien, für welche die Selbstergänzung ebenso wie 
für die Pontitices in Uebuug ist und die daher neben diesen factiscb 
sell^tändig auftreten. Bei anderen Ernennungen finden wir den Ober- 
pontifex Spaterhin beschränkt durch Bindung an eine anderweitig 
aufgestellte Candidatenliste oder durch Anordnung der Loosuug. Aus- 
geschlossen aber ist bei der Prlesterbestellung sowohl die magistra- 
tische Ernennung wie das Eingreifen der BQrgerschaft, wobd die 
Scheu TOr dem Eingreifen der unkundigen Menge in den nur tob 
dem Wissenden recht zu handhabende GOtterdienst zusammengewirkt 
liaben wird mit dem politischen Gedanken der nothwendigen Schei- 
dung des weltlichen und des sacralen Regiments. Wenn die souverUne 
Gewalt der Bürgerschaft bei der Ent Wickelung der Magistratur in 
immer steigendem Masse Ausdruck findet, so sind die Comitien von 
Rechtswegen ausL^rschlossRn von der Einwirkung auf die sacrale 
Ordnung; nui (iei ^ewaiilie Magistrat ist der Träger der coniitialen 
Volksgewalt, nicht der cooptirte oder ernannte Priester. Erst seit 
dem ersten panischen Krieg fasste die Volkssouveränetät allmählich 
^uss auch auf diesem bis dahin ihr yerschlossenen Gebiet: zunächst 
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wei len der Oberpontifex und die Vorsteher der anderen politisch 
wiclitigen Collegien aus deren Mitgliedern, dann auch diese Mitglieder 
selbst unter pontificaler Leitung von der kleineren Hälfte der Tribus 
erwählt, wobei man sich mit dem alten Princip durch die Ausflucht 
abfand, dass der Leiter des Acts nicht Magistrat und die kleinere 
BHH» der Bürgerschaft nicht dto B&rgerschaft sei. 

Die dem Priesterthum der Repablik sutebende Gewalt kann bei ober, 
dem Haupte denselben der magisttaliflcifaea formell ineofen gleicbgestellt 
werden, als die beiden wesentlichen Hemente der magistratiBelien 
Vollgewalt, Auspicium und Imperium, auch bei ihm auftreten und 
seine Amtsthfttigkeit in gewissen Beziehungen derjenigen der Ober- 
magistrate gleich oder analog ist. Der Sache nach aber zählt gegen- 
über dem generellen magistratischen Imperium die Competena des 
Oberpontifex nicht unter den effectiven politischen dewalten. 

Wo die Auspicien erforderlich sind, nimmt sie der Magistrat 
immer sellu r. für sich und fttr die Gemeinde, und mit Zuziehung der 
Priester nur, so weit es ihm zweckmässig erscheint, her Oberpontifex 
nimmt die Auspicien nur ausnahmsweise, zum Beispiel, wenn er fttr 
die Inauguration gewisser Priester unter Assistens der BQrgeischaft 
diese bemft 

Das Imperinm, das Becbt Geborsam sn fordern und nOthigenialls 
sn erzwingen bat der Bfagistrat schlechthin; dem Oberpontifex bat der 

Borger nur in den besonderen Fallen Folge zu leisten, wo seine Stellung 
ihm das Befehlsrecht giebt, insonderheit wenn es sich um Besetzung 
einer Priesterstelle oder um Unbotmflssigkcit eines Priesters handelt. 
In diesem Falle steht ihm auch die magistratische Coercitiou zu, je- 
doch nur die mindere auf Geldbusse und Pfändung beschränkte und 
da gegen diese an die Bürgerschaft appellirt werden kann, kann er 
in die Lage kommen, die dafür corapetenten Comitien zu berufen und 
mit ihnen zu verhaudelQ. Ebenso handhabt er über die Priesterinnen 
der Vesta, da diese als solche ans dem Familienverband ausscbeiden, das 
bei den Flrauen das ordentlicbe Criminalgericbt vertretende h&uslicbe 
Stimfferfabren, und es kann sich dies bei geschlechtlichen Yerbrecfaen 
auf die dabei betbeiligten Mannspersonen erstrecken. Aber materiell 
sacrale Verbrechen gehdrmi nicht vor den Priester, sondern vor die 
Magistratur, schon darum, weil in allen diesen Fällen nicht bloss die 
Gottheit, sondern auch die Gemeinde geschädigt wird. Der Terapel- 
diebstahl wird dem Landesverrath gleich geachtet; der nächtige Dieb- 
stahl der I t ld fruchte verletzt wie die Ceres so nicht minder die Ge- 
memrie : selbst das Verfahren gegen die Missgeburt kann nur auf- 
gefasst werden als Beseitigung eines gemeinschädlichen Wesens. Da.'^ 
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Gutachten der Priesterschaft mag in Fällen dieser Art facti'^rh iiinss- 
g( iM iid gewesen sein; aber das Einschreiten gebnhrt der Mn^;istratur. 
I*,is üccht mit dem Senat zu verlumdeln liat der Oberpuiilifex nicht, 
iniil (las Recht einen Beschhiss der politischen Comitien herbeizuführen 
nur iu dem oben angeführten Ausnahuiefall. Die Curien dagegen, die 
in dem patricisch-plebejischen Gemeinwesen das politische Beschluss- 
mht Terloreii haben, beruft der Oberpontifex und vereinbart mit ihnen 
die ihnen Terbliebene Bestätigung der als Privilegium behandelten 
Privataete, insbesondere der Testamente, bevor dafttr die rein private 
Form aufkam, und der Adrogationen. 
Mag .ir.. Die gesamrate Ordnung der sacralen Angelegenheiten der Ge- 
uieinde steht der Magistratur zu, eventuell unter Mitwirkung des 
of4B««ffni. Senats und der Comitien, wie dies in dem Abschnitt von den sacralen 
Maijistratsgeschäften (Buch 4 Abschn. 1) weiter dargelegt worden wird. 

l'riester sind nicht befugt von sich aus derartige Anm sinuugen zu 
tretlen, nicht einmal für das ständige, aber kalendarisch nicht tixirte 
Fest einen bestimmten Tag anzusetzen. Allerdings haben die ange- 
sehenen CoUegien, obwohl ihre Mitglieder keineswegs als solche dem 
Senat angehören, doch der Sache nach fungirt als ständige Coramissionen 
des Senats, insbesondere die Pontifices fflr alle religiösen Angelegen- 
heiten des Staats, die Augum fOr alle mit der Auspication zusammen- 
hangenden staatsrechtlieh häufig ungemein wtebtigen Fragen; es wer- 
den ihnen nicht bloss die dahin einschlagenden Angelegenheiten zur 
Yorberatbung Qberwiesen, sondern sie haben auch in dergleichen Fällen 
thatsäcblich die Initiative geilbt, da der Vorsitzende des Senats sich 
nicht fOglich weigern konnte, ihnen auf Verlangen über solche An- 
gelegenheiten das Wort zu gehen. Hierauf beruht hauptsächlich der 
j)olitisebe Einfluss dieser Priesierschaften ; staatsrechtlich aber haben 
sie nie mehr in Ansprucli genommen als höchstens das Recht der 
Antragstellung im Cienieinderath. 
Masriitr». So wcuig wic die Anordnung ist die Vollziehung der sacralen 
prl«^t riirh^^^ 6iu prieäterliche.s Keclit; im Gegeutheil steht 

tundiun^n. auch diose, wo keine andere Bestimmung getroffan ist, von Rechtswegen 
bei den zur Gemeindevertretung berufenen Magistraten. Die ständigen 
Sacralbandlungen indess werden regelmässig mitder Einrichtung zugleich 
st&ndigen Priestern Überwiesen. Die meisten römischen Priesterthftmer 
sind in dieser Weise ins Leben getreten, sowohl die vom Oberpontifex er- 
nannten Einzelpriester der Ältesten Tempel wie auch eine Anzahl priester- 
licher Genossenschaften, zum Beispiel die beiden der Salier für den 
^larsdienst. die der Luperker für den des Faunus, die der Arvalen für 
•V'.* ^en der Dea Dia. Auch die ständigen Spiele, welche nichts sind als 
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eine Form der religiösen Feier, sind, so weit sie sti\ndig sind, an- 
fänglich in dieser Weise behandelt und von den Priestersrhaften aus- 
gerichtet worden, so die der Consualien, die Arval- und die Saecular- 
spiele. Dadurch scheiden die stiludigen Sacralhaudluugen aus dem 
Kreise der magistratischeu Verrichtungea aus. Aber bei deu ausser- 
ordentlichen ist umgekehrt die Ausrichtung durch die Magistrate die 
Regel tiii4 dies hat dasu geftkhrt, daas die wiehügeren Spiele, die 
am der anaserordenttieben religUSseD Siegeeleier sich an ataodigen 
Volksfesten entwidcelteD, znoftchBt die rOmtsehen und die plebejischen 
den Magistraten verblieben, während die damit Terbondenen Gnltband- 
lungen zum Tbeil den Priestern Oberwiesea wurden, wie dies zum 
Beispiel bei den ApoUospielen für die Opfer angeordnet ward. Der 
Vorsitz bei diesen Festen war ein begehrtes Ehrenrecht und förderte 
die politische Laufbahn, so dass das Uebergewicht der Magistratur 
über das Priesterthum auch hierin steigend zu Tage tritt. 

Es braucht hiernach kaum noch besonders ausgeführt zu werden, fj^^^j« 
dass die sacrale Finanzirung wohl der Priesterschaft zu Oute kam, 
aber nicht durch sie selber erfolgte. Die staatlichen KuirichLuugen 
sind dabin geordnet, dass den Priestern far die ihnen obliegenden Auf- 
wendungen Deckung gewährt wird. Vermuthlieh aus der KAnigsseit auf 
die Republik übertragen erscheint eine Besteuerung der Civilprocesse su 
Gunsten der Pontifices, die jedem in einem soleben unterliegenden Theü 
auferlegte GOtterbusse (sacra mm km O , anfangs in Vieh-, spAter in 
Geldansfttaen, ohne Zweifel bestimmt für die öffentlichen Opfer, deren 
Darbringung das Collegium zu ttberwachen hatte, die nöthigen Schafe 
und Rinder zu liefern. Daneben mögen in früherer Zeit die fftr die 
einzelnen Heiliglhümer erforderlichen Leistungen Jahr fnr lahr uirht 
durch die Priester, simileru durch die Magistrate auf emzelut; Bürger 
(inaßtstri fanürum} umgelegt worden sein. In der besser bekannten 
Epoche macht die Tendenz die staudigen Lasten sowohl der Gemeinde« 
kasse wie dem einzelnen Bürger möglichst abzunehmen auch in dieser 
Hinsicht sieb geltend und sdieint man den Gemeindeheiligthameni 
oder Tielmehr den mit der Venehnng des Gultus in einem jeden be- 
auftragten Friesteni so wie den sacralen CoUogien durch Ueberweisnng 
Ton 'nutsbaren GrondstUeken dauernde Renten ausgeworfen zu haben, 
wobei aber deren Verpachtung, da sie im Eigenthum des Staates ver- 
blieben, nicht den Priesterschaften, sondern den Gemeindebeamten 
oblag. Finanzielle Selbstständigkeit ist den Priesterschaften aller Art 
niemals eingeräumt worden. Kommt es zu einem Rechtsstreit zwischen 
dem Tempel und einem Privaten oder zwischen dem Tempel und der 
Gemeinde, so wird darüber nicht im wirklichen Frozess durch Ge- 
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schworne, sondern im Administrativ veriahreu durch dm Magistrat 
erkaant. Die Friestenchaltoii haben nklit bloss kein Besteuerungs- 
reebt, sondeni es scheint anch Sportelnahme nieht geduldet worden 
zu sein; ebenso ist das Recht Erbschaften oder Legate m nehmen in 
republikanischer Zeit mit Ausnahme yielleicht der Vesta keiner einsigen 
römischen Tempel gottheit eingeräumt worden. 

Es bleibt noch übrig die Stellung nicht dar Priesterschaft Aber« 
haupt, sondern des Oberpontifex zu der sacralen oder privaten Rechts- 
verletzung darzustellen. 
'*r"u'.!iar' ^^^^ '^'^^ eigentliche St r^frecht, abgesehen von den Priestervergehen 
T«riaiireB. und Verbrccheu, dem Oberpontifex nicht zu gest finden hat, vielmehr 
das sacrale Unrecht, wo es criminelle Bestrafung forderte, gleich jedem 
andern behandelt wird, ist schon bemerkt worden. Anders verhält 
es sich mit den sacralen Unrechtfertigkeiten und Verfehlungen, gegen 
welche der Staat nidit dnschreitet, die aber das Gewissen des 
Handelnden belasten. Fttr diese bilden die Torzugsweise vom Ponti- 
ficalcoUegium bewahrten sacralen Nonnen und Traditionen gewisser- 
massen ein Gesets (jus ponHfienm) — die sogenannten Königsgesetie, 
die freilich vielleicht erst am Ausgang der Repnblik entstanden sind, 
dtkrfen wohl als eine unter den Königsnamen von den Pontifices auf- 
gestellte allgemeine Piacularorrtnung betrachtet werden — und das 
Collociium selbst bildet dafür das entsprechende Gericht, von welchem 
ii! iiirhr oder minder prozessvialisrlic! Form, hauptsächlich wohl im 
"VSegu der Selbstnnklage dei 1 hatbestaud festgestellt und dann er- 
kannt ward, ob das begangene Unrecht einer Stlhnung fällig sei oder 
nicht und im ersteren Fall, was der Schuldige zu verrichten habe, 
um die Strafe der Gatter abzukaufen und sich also zu entsühnen 
(piare)* Dasselbe Verfahren mag auch bei erst beabsichtigten Hand- 
lungen insofern Anwendung gefunden haben, als zum Bmspiel das 
Golleginm auf Anfrage die fttr die Verlegung einer Grabst&tte er- 
forderlichen Sohnehandlungen bezeichnete. Dass ein Spruch dieser 
Art irgend welche formale Folgen gehabt hat, ist nicht zu erweisen. 
Es kann sein, dass namentlich in den Fällen, wo bestehende feste 
Ordnungen dem Spruch des Cnllegiums zu Grunde lagen, die erkfinnte 
Busse im Wetze der popiilnreu Privatklage heigetrieben ward. Auch 
mag den Poiititices das Hecht zugestanden haben den, der ein un- 
sühnbares Tinrecht begangen oder ftlr das sühnbare die Busse nicht 
geleistet halle, im üüentliciieu Cult zurückzusetzen oder von demselben 
auszuscbliessen. In der Hauptsache aber ist dies Piaculanrerfabren 
wohl wesentlich eine Gofrissentgudication gewesen und wird als solche 
fQr die TollgUnbige Epoche gewiss ron Bedeutung gewesen sein; 



Digitizeü by Google 



8. Das Mcnte RcgioMmt 



95 



•eines Eingreifens desselben in die politisehen Verhftltnisse wird 
nirgends gedacht. 

Die Einwirkung des Pontiticalcollef^inms auf das Privatrecht und i ' ntiacai« 
den Privatprozess wird vielleicht überschätzt. Die zunächst auf die -^eisu««. 
Festtagsheiligung gerichtete Kalenderordnung und Kaleuderunorduuiig 
ist ohne Zweifel thatsftchlich aus dem Pontificalcollegium hervor- 
gegaugeu, wenn auch die dabei hauptsächlich zu Grunde liegende 
schwankende Schaltung rechtlich sicher magistratisch fixirt ward; und 
die Proiesstennine richteten sich allerdings nach der jedesmaligen 
Datinmg. Aber die Gestaltung des Privatrechts faftngt Yom Kalender 
so wenig ab wie von der Abführung der Snceumbenzbussen in die Kasse 
der Priestersehaft; und die Annahme^ dass das Collegium nicht bloss 
fQr das Götterrechi» sondern für die Rechtsnormen Überhaupt Depositar 
der Ueberlieferung gewesen und dass Rechtweisung von demselben ein- 
geholt worden ist. entspricht wenig der ablehnenden Haltung, 'welche 
die Magistratur der Republik auf dem weltlichen Gebiet ^P'Zf^n die 
Priesterschaften eingenommen hat und ebenso wenig den für uns er- 
kennbaren Spuren. Aus dem magistratischen Recht zu ediciren ist 
das Privatrecht im wesentlichen hervorgegangen; dem Pontificalcolle- 
gium hat dies Recht nicht gefehlt, aber von Edicten desselben privat- 
reebtlichen Inhalts begegnet nirgends eine Spur. Gutachten hat der 
einzelne Maan, Beamter oder nicht, von dem Collegium schwerlich 
einfordern kOnnen; es scheint vielmehr, dass diese coUegialen Outachten 
nur dem Senat ertheilt wurden und dass die far die Entwickelung des 
rikmischen Privatrechts seit frfihester Zeit wesentlichen Rechtsgutachten 
stets von Einzelnen abgegeben worden sind. Es mag sein, dass dies in 
illtcster Zeit vorzugsweise die Pontifices gethan haben : seit uns dafür 
Namen genannt werden, gehören diese keineswegs alle diesem Colle- 
gium an, zum Beispiel uicht der Verfasser der iripertitn P. Aelius 
Catus Consul 5r>2 (202 v. Chr.). Die gesammtc Uuchtsentwickelung, 
selbst der früh sich einstellende Gegensatz des ius pontificium und 
des ius civile führen fQr das letztere nicht auf priesterlichen, sondern 
auf magistratisdien Ursprung. 
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iXf'i^- Die Bürgerschaft ist eine "Wehrgenossenschaft, geeinigt zu fried- 
lichem Zusaujuienleben unter Ausschluss der Selbst Ii Ulfe durch das der 
Obrigkeit eingeräumte Schiedsgericht, aber nicht minder geeinigt, um 
erforderlif^B Falls unter denelbeii Obrigkeit lur Veitheidigung oder 
zum Angriff nach aussen hin zusammenzntretra. Die staatsreehtliehe 
Bedeutung des Mauerringes (pomeriim), den sie sieh schafft, beruht 
darauf, dass der Friede und die Friedenshandlungen von Rechtsvegen 
auf den Schutz dieser Wälle angewiesen sind und demnach alle Olfent* 
liehen Geschäfte, insoweit sie nicht zur Kriegffibrung gehören, inner- 
halb dieses Mauerrings vollzogen werden müssen. Die darauf be* 
ruhende örtliche Zwiespältigkeit des Regiments, der Gegensatz des 
imperium donii und des imperium nnhiinc. findet ihren lebendigen 
Ausdruck in der magistratischen Ueberschreitung des Mauerrings unter 
religiös-militärischen Formen. 

Der GegenBRtz des städtischen und des Kriegsregiments beruht 

M«kimB( ^^^^^^ tiualitativeu Beschaffenheit der magistratischen Hand- 

lung, sondern lediglich auf dem Orte ihrer Yolkiehung. Jeder 
innerhalb des Hauerrings vollzogene Act unterliegt den Gesetzen des 
ersteren und im Allgemeinen gilt dies auch von dem Vorraum ausser- 
halb der Mauer bis zu tausend Schritten von jedem der Thore oder, 
was dasselbe ist, bis zum ersten Meilenstein der von Bom auslaufen- 
den Strassen. Jenseit dieser Grenze oder, wenn der Magistrat in 
der oben erwähnten feierlichen Weise den Mauerring fiberschritten 
hat, schon jenseit des Ringes selbst beginnt das Kriegsregiment» 
welchem also das Stadtgebiet so wie das gerammte Ausland unter- 
liegen. Die factischen Grenzen einerseits der städtischen Ansiedelung, 
andererseits des Gebiete, welche beide übrigens sich stetig verschieben^ 
kommen für die Amtsführung rechtlich nicht in Betracht. 
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DSM die OfltotHelien Oeflehilte, bo weit tie nifllit dem Krieg ange- ^-^^^f^^l^^i 
hören, in der Stadt sv vollzieheD sindt ist oboe Zueifsl eine nnpratig- 
liehe mit der Entstehung des Manerrings selbst gleichseitige Ordnung, oitaf. 
Sie druckt sich zunicfast darin aus, dasa diejenigen magi»tratischen Acte, 

bei denen der Rath oder die Bürgerschaft mitwirken, zu allen Zeiten 
in der Stadt vollzogen worden sind, der Senat wie die Coinitien im 
Kiiegfigebiet nicht Versammelt werden dQrfen. In Betreff des Senats 
ist hieven nie ahgewicheo und selbst den während der Revolutions- 
epocbe zuweilen ausserhalb der Hauptstadt auftretenden Gecn nsenaten 
nie mehr als factisclie» Gewicht beigelegt worden. Dasselbe gilt von 
den alten uud feierlichen Formen der BOrgorversammlung nach Curien 
oder Centurien. Beschlussfassung der Üüi gerschaft nach den Tribus 
im Feldlager ist einmal versucht, aber durch Volki^schluss im J. 397 
(357 Chr.) untersagt worden und auch spftter isl man daranf nicht 
zurfickgekoramen. 

Die von dem Magistrat allein sn vollsiehenden Friedensge«chftfte 
hahen nicht in gleicher Unbedingtheit an die Stadt gefesselt werden 
können ; indess tritt *die principielle Gleichheit auch dabei namentlich 
darin SU Tage, dass, wo dieselben im Kriegsgebiet stattfinden, sie 
einra weptionellen Charakter an sich tragra. 

Am entschiedensten gilt die Bindung an die Stadt für die Bil- sciuunng 

' und Ana- 

dung des BUrgerheeres und alle damit unter dem Namen des Census hakMc- 

zu^ammengefasBten Acte, vpobei allerdings wesentlich mitgewirkt 

hat, dass dieselben früh ^n eigene nur in der Stadt functioiiireiido 

Beamte gewiesen worden niud. Auch die effective Indienststellung 

der Borger, vor allem die der Reiter, vollzieht sich der Regel uach in 

der Stadt; indess ist davon selbstverstlodlich oft abgewichen worden 

und nimmt der Magistrat, wenn es erforderlich lefaeint, den dienst- 

pHichtigen Borger da, wo er ihn findet. 

Auch das Gerieht gehört von Rechtswegen in die Stadt; his in mtbi- 

die Kaiserzeit hinein hat die Rechtsregel gegolten, dass der vollgOltige 

Civilpiozt "'S (iudicium legitimum) nur in Rom geführt werden kann. 

Einen Civilprozess im Lager bat die Altere Rechtsordnung schwerlich 

gekannt oder doch, soweit er durch die Lagerzucht geboten war, zum 

Beispiel bei dem Diebstahl, ihn nicht als Prozess im Recbtssinn be- 

b:i;i(lelt. Wohl erst nachdeni (l;is überseeische Machtgebiet örtliche 

Ti il)unale für die daselbst verweilenden rftiniKchen Bürger nothw e tu! ig 

gemacht hatte, ist das feldherrliche luiperiuni auch für die Juristlii tiun 

benutzt worden; andererseits wurde in» Wege der durcli exceptiunelle 

Legislation angeordneten Mandirung den btüdtibchen Gerichtsherren 

ein Theil ihrer Amtsgeschftfte von Unterbebörden abgenommen. 



Dlgrtlzed by Google 



98 



Zweites Buch. Die Magistratur. 



Rechtlicli aber ruht jeder Spruch dieser Art nicht auf dem Gesetz« 

sondern auf dem Belieben der Oberbeamten {imperio continctur) und 
steht bis in gp&te Zeit hinab dem etidtiscben in der Bechtskraft 
nicht gleich. 

str»f. Mit dem Crimiualverfahren wird es sich ähnlich verhalten haben. 
Unbotmässigkeit und überhaupt jede Verletzuiif? der militftrischeu 
Disciplin in den durcii den Feldherrn selbst daiür i)eliebteu Grenzen 
unterlag den Kriegsordnungen und die dafür von dem Feldherrn ver- 
fügte Coercitiou gehörte nicht iu die Stadt, wohl aber jedes andere 
EiiMcbreiten gegen den straffftlligen Bürger. Dieser Gegensatz trat 
wenig benror, so lange das st&dtische Regiment in dieser Benebung 
ebenso unbedingt schaltete wie das militärische, wie dies wenigstens 
als Attsgangspnnct angenommen werden muss. Dennoch reicht sowohl 
der logischen Entwickelung der Dinge nach wie nach der Ueber- 
lieferung der Gegensatz des militärischen und des städtischen Straf- 
verfahrens bis in die fernste Zeit zurück: Begnadigung des über- 
wiesenen und verurtheüten Verbrechers konnte der Magistrat nur 
mit Zii-tiniTTnin^'^ dfr Bürgerschaft verfügen und war diese daher nur 
bei dem siadtisclien Verfahren zulässig. 

i^mtitmn Di^se ursprüliglicheii mit der Machtfülle des königlichen Regiments 
vereinbaren Unterschiede des aUdtischen und des Kriegsreguuents 
wurden bei dem U ebergang zur Republik wesentlich dadurch gesteigert, 
dass die damit eintretenden Beschrftnknngen der Magistratur auf beide 
ungleich bezogen wurden und hauptsächlich nur das erstere trafen. 
Es ist nothwendig, dies schon hier zu'speeialisiren, obwohl dies nur 
mit Vorgreifen auf die spater folgenden Darlegungen geschehen kann. 

stAiti.rhe Das so eben erörterte Coercitionsrecht der Magistrate blieb im 
'uJ^ Kriegsregiment unbeschränkt, wurde aber in dem städtischen dadurch 
wesentlich eingeschränkt, dass das alte Recht der Bürgerschaft dem 
verurtheilteu Verbrecher die Strafe zu erlassen von dem Belieben 
des verurtheilenden Magistrats unabhängig gemacht und derselbe ver- 
ptiichtet ward der Anrufung der Comitieu durch den Verurtheilten 
Raum zu geben. Auch hier kommt es nicht auf die Quaiiiilt des 
Verbrechens, sondern auf den Ort der Prozessführung an; der Feld- 
herr kann nach Kriegsregiment nicht bloss gegen den Soldaten, son- 
dern, wenigstens formell, gegen jeden einschreiten, umgekehrt wegen 
militärischen Ungehorsams in der Stadt sich nicht Uber die Provo- 
cation hinwegsetsen. Als Äusseres Kennzeichen der also abgeminderten 
magistratischen Gewalt dienen die abgeminderten Straf Werkzeuge der 
Lictoren: dass diese im städtischen Regiment nur die Ruthen, nach 
Kriegsregiment Rutben und Beile führen und dass sie bei dem Austritt 
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des Magistrats aus der Stadt die Beile aufoehmen, vergegenwärtigt den 
Gegensatz des bedingten ^bürgerlichen und des unbedingten soldatischen 
Gehorsams. Von den weiteren Modalitäten dieses wichtigen Provo- 
'Cationsrechts wird im vierten Buch (Abschu. 2) »jebandelt werden. 

Die neue Annuität der Magistratur wird zwar auf l eide Amtskreise ver«tchie- 
bezogen, aber nicht mit gleicher Unbedingtheit. In dem städtischen to»n4iuiM{ 
hört mit dem Eintritt des Endtermins das Amt von Kechtswegeu auf AaMdut. 
«ad es tritt in dasselbe, wenB es an einem rechten Nachfolger fehlt, 
ebenso von Rechtswegen der Zwiscbenkönig ein. Uebersebreitnng der 
Frist ist so schlechthin ausgeschlossen, dass nicht einmal die (üomitien 
dieselbe Terfbgt haben. Im feldherrliehen Amtskreis hört im gleidien 
Falle zwar auch, wenigstens nach der späteren Auffassung, das Amt 
und der Amtstitel auf, nicht aber die Fahrung der Amtsgeschäfte und 
der Amtsinsignien ; die Promagistratur (S. 87) setzt sich fort bis zum 
F.intrelTen des Nachfolgers im Functionsgebiet und seiner persönlichen 
Uphernahme des Conimandos; das Interregnum greift hier nicht ein. 
Krstreckung des Amts {prorogatio) bis zu einem späteren Termin, aller- 
dings auch unter der abgeminderten Benennung, ist hier ziemlich früh 
und zwar zunächst durch besonderen Volksschluss, späterhin häutig durch 
blosse Anordnung des Senats herbeigeführt worden. Praktisch ist die 
Annnit&t ebenso streng im stftdtisehen Regiment wie lax in dem feld- 
herrlichen gehandhabt worden. Insbesondere wird in diesem nicht selten 
die Prorogation des Amtes mit einem Wechsel der Competenz verbunden, 
dem städtischen Beamten bei Ablauf seiner Amtzeit ein Gommando 
ttbertragen oder auch dem CommandoftUirer das Commando gewechselt, 
was der Sache nach statt auf Amtscontinuimng vielmehr auf Beamten- 
creirung hinausläuft und einer derjenigen Wege ist, auf denen der 
Senat diese verfassungsmässig ihm nicht zukommende Befugnis sich 
angeeignet hat. 

Aehnlich verhillt es sich mit der oberamtlichen Collegialität. I 
Städtischen Amtsgebiet wird sie principiell wie praktisch so weit jagend ^hMdjhwjf 
möglich durchgeführt: hier zieht man die letzte Consequeuz der Col- uut. 
lision gleichbereditigter Magistrate, die AnnulHrung des magistrati- 
schen Be&hls durch das Binschreiten (mtereessio) des CoUegen und 
wirkt daneben in aller Weise darauf hin, dass die beiden Ober- 
heamten gemeinschaftlich fongiren und die Interoession thatsftchlich 
möglich bleibt. Umgekehrt wird im Eriegsregiment die collegialische 
Intercession principiell abgeschnitten durch Einführung eines wech- 
selnden auch den Collegen bindenden Oberbefehls und thatsächlich 
dem Nebeneinanderstehen gleichhererhtigter Gewalten po weit möglich 
ausgewichen durch Theilung der Truppen und der Commandokreise. 
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Aach die der collegialischen nachgebildete tribunicische Inter- 
cession, praktisch eine der wesentlichsten Schranken des Imperium, 
ist Wrlirilnkt auf d;is städtische Regiment, wie denn überhaupt im 
Kriegsregimeut der G« <^'ensatz des Adels und der Bürgerschaft niemal» 
zu irgend welcher Geltung gelangt ist. 
v*rtciiie. Endlich führt das Princip, dass amtliche Function nur von dem 
JSfsu^- ausgeübt werden darf, im städtischen Regiment zum Aus- 

TwtntaBg. schluss der gewillkflrten Stellvertretung. Stellvertretung kann hier 
nur stattfinden, bo weit sie auch stattfinden muss, wie zum Beispiel 
im Fatt des Verweilens sftmmtlieher Magistrate im Anstand ein 
Qerichtsverweser bestellt wird; wenn dagegen der Magistrat in 
anderer Weise abwesend oder krank oder sonst wie behindert ist 
ruht die Function. Im feldherrlichen Regiment wird jenes Princip 
nicht mit gleicher Schroif}ieit durehgeftthrt , sondern dem Feldherrn 
in solchen Fftllen die Bestellung eines Stellvertreters gestattet, welcher 
zwar nicht Magistrat ist, aber promagistratisch des Amtes waltet. 
Krie^feUiD Unleugbar fordern diese dem städtischen Kegiiuent ge/o^cnen 
*" Schranken thatsäohlich die Herrschaft des Friedens und der Gesetze 
und stehen insofern in einem gewissen Widerspruch zu dem früher 
entwickelten l'riocip, dass bei der Scheidung der beiden Amtkreise 
nnr auf den Ort, nicht auf die BesehaÜBnheit der Amtshandlung ge- 
sehen wird. Far den Tag der Siegesfeier pHegt dem Magistrat dnreh 
Privilegium die nach Kriegsregimeut ihm zukommende Gewalt auch 
innerhalb der Stadt eingerftumt zu werden, wobei sunftchst an die 
Beile derLictoren gedacht sein wird; um so mehr wird ein ähnlicher 
Ausnahmezustand da erfordert worden sein, wo Kriegsverrichtungen 
innerhalb des Mauerrings nothwendig wurden. Indess derartige An- 
ordnungen sind nicht t\berliefert und die praktische Realisirung des 
ewigen Friedens innerhalb des rnmisrheu Maucrrings gehört zu den 
Glaul>eussktzen des republikanischen Stolzes und der republikanischen 
Hoffart. Allerdings hatte die gefestete römische Republik einigermassen 
das Hecht so Belagerung wie Bürgerkrieg zu ignorireu. i'^aktl^ch lullt 
die Locke bis zu einem gewissen Grad unter dem fraheren Magistrats* 
regiment das Institut der auch im städtischen Regiment eompeteaten 
Dictatur, welche wesentlich nichts ist als die von dessen Sdiranken 
befreite leidherrliche Gewalt; unter der Herrschaft des ^nats das von 
diesen) in Anspruch genommene Recht die fungirenden Magistrate im 
Stadtkft'is mit exceptioneller Gewalt auszustatten, 
^corobu' Hand in Hand mit der principiellen Scheidung der städtischen 
ludtti^n und der feldherrlichen Function der Beamten geht das Princip der 
lu»{t' : personalen Einigung beider Verrichtungen. Wie das KOnigtbum also 
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gedacht ist, sind auch die ältesten Magistrate der Republik, Consuln 
und Quästoren im Hause wie im Felde gleichmassig thätig und selbst 
wo von Haus aus der militärische Zweck aberwiegt, wie bei dem 
Dietator, wird Ibm das Stadtregiment damit keineswegs entzogen. 
IndeBS Ändert sich due im Laufe der Entwiekelniig und scheiden die 
beiden Amtskreise mehr und mehr sich aneh personell. Die Vorsteher 
der Plebs, die allerdings znnftchst nieht Hagistrate sind, sind die ersten, 
welche nur für den Stadtkreis in Betracht kommen. Die Beschränkung 
der plebejischen Aedilen auf die Stadt übertrug sieh dann auf deren 
jüngere patricische Halbcollegen. Von der Censur gilt, wie schon 
bemerkt ward, dasselbe. Im Oheramt und bei der Quästur führte die 
vermehrte Stellenzahl für eine ileihf von Posten die PesclirRnkung 
auf die städtische Function herbei, wahrend rechtliche Beschränkung 
auf den Amtkreis milüiue dem Wesen der römischen Magistratur 
zuwiderlauft und bis in späte Zeit mit verschwindenden Ausnahmen 
vermieden wird, so h&ufig aneh einnlne Beamte vorsugsweise fftr 
solche Geschäfte verwendet werden. Die bei einigen Magistraturen 
vorkommende Beseiehnung urbam drückt, wie es scheint, nieht zu- 
ttlchst die fitftdtische Amtsverwaltnng aus, sondern die diesen Ha{^- 
straten im Gegensatz zu ihren Collegen obliegende Verpflichtung 
wlhiend der Amtsseit Rom nicht zu verlassen. 
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«ommmdo*' ^"'^''''^^ ewig ist , fordert sie eine gleichfalls ewige 

ununterbrochene Gemeindevertretung. Völlig indess kann die begriil- 
liehe Forderung praktiseh nicht realisirt werden: wenn die Gewalt der 
Uuttsachen. Unterbrechungen der rechtlicben Folge herbeiführt, tritt^ 
wie In die Lfleken des ReehtssehutzeB die Nothwehr, so in die Lacken 
der geordneten magistratisehen Reihe das Nothstandsconunando. Im 
städtischen wie im militftrischen Regiment ist, wo es an einem zur 
Führung berufenen Beamten fehlt oder der berufene Beamte versagt, 
ein jeder Bürger berechtigt an die Spitze der übrigen zu treten und 
diejenigen Massregeln anzuordnen, welche die Nothlage erheischt, wo- 
bei die anRoseheneren MAnner, iti <lfr Stnflt die Senatoren, im Lager 
die Offiziere voriiugsweise zur i'ührung berufen sind. In den miiitAri- 
schen Verhältnissen ist dies, zumal da es den Römern an einer ge- 
ordneten Offiziershierarchie gebricht, bei den nach dem Wegfall des 
regelmässig einzigen Imperientrftgers fuhrerlos gewordenen Truppen- 
abtheilungen hftnfig vorgekommen; aber auch im eigentlichen Regi- 
ment haben solche Lfleken nnd freihftndige Deckmigen derselben sieh 
eingestellt, zum Beispiel bei dem Erseheinen Hannibals YOr den Hauern 
Roms und bei den Katastrophen der Gracchen und Ähnlichen revolntio- 
.nären Vorgängen, wobei freilich, wie bei aller Nothwehr, Gebrauch 
nnd Missbraach in einander laufen. Die Rechtsordnung der Ge- 
meinde kann dergleichen exreptionellc und regelmilssig transitorisehe 
Zust;\nde nicht schlechthin ignoriren; darzustellen aber hat sie mir 
die geordneten Abwandelungen der Gemeindevertretung, die Normen 
für den Wechsel der Magistrate. 

oextiiche Die Ununterbrochene Folge, welche dieGemeindevertretune fordert» 
4M beschränkt sich auf das ständige Oberamt, in welchem ja die Vor- 
* ' tretung eigentlich nnd wesentlich beschlossen ist Hier ist sie unab- 
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häiigig Ton dem Weebsel der Person, mag diese bei LebeDsiangliclikeit 
des Amtes regelmftssig durch den Tod oder, ^e bei dem Jabramt, 
regelmlssig doreh den Ablauf der Amtsfrist eintreten; unabbftngig nicbt 
minder von dem Weebsel der Benennung, indem die versebiedenen In- 
haber des Oberamts, die KOnige, die ZwiscbenkOnige, die Consuln und 
die dafttr zeitweise eintretenden Beamten consularischer Gewalt eine 
lückenlos zusammenschliessende Reihe bilden. — Die ständigen Unter- 
beamten, wie die Quästoren und Aedilen bilden zwar eine ähnliche 
Reihe; doch ist diesflhe. zuniiil da während des Interregnum die Unter- 
ämter ruhen, keineswegs lückenlos und brauchi es nicht zu sein, weil 
die Stetigkeit der Gemeindevertretung an diesen Nebenämtern nicht 
haftet. — Mit dem Volkstribuuat verhalt es sich insofern anders, als 
die Plebs ein Staat für sich zu sein prätendirt und darum auch eine 
stetige Staatsrertretung fordert; indess fehlt es dafür an einer dem 
Intenegnum analogen Institution und ist die Stetigkeit des Tribunats 
nach der dnrcb den Deeemvirat berbeigeftbrten Unterbrediung nur 
dureb sorgflltige Ordnung uadHaadbabung der Nachfolge tbatsaehlich 
erreiebt worden. — Bei den nicht ständigen ordentlichen so wie bei 
allen ausserordentlichen Magistraturen ist die Folge entweder unter- 
brochen oder Oberhaupt ausgeschlossen. 

T)\<^ Continuität des Oberamts der Gemeinde und, was dasselbe 
ist, die gesicherte Wiederbesetzung desselben ruht auf dem patricischeu 
Senat, welcher eben zu diesem Behuf unverändert in die patricisch- 
plebejische Gemeindeordnung übergegangen ist. Indem wir für dessen 
Zusammensetzung auf das fünfte Buch (Abschn. 2) verweisen, genügt 
es bier darauf hinsuwelsen, dass diese stetig ergänste und auf ewige 
Daner angelegte Körperscbaft das Königthum so zu sagen in sieb 
trigt Allerdings kOnnen, da die königliebe Gewalt die Einbeitlieb- 
kelt der Person fordert (S. 83), die Mitglieder dieser Kdrpencbaft 
nicht insgemein als KOnige betrachtet werden; aber bei erledigtem 
Königthum sind sie sämmtlich einer nach dem andern zur Kachfolge 
berufen, wobei zugleich die Herrschaft eines jeden auf fünftägige 
Dauer begrenzt ist. Die Reibenfolge der in die Tacanz eintretenden 
Perscnen wird entweder dnrrh das T.oos bestimmt oder, was spilfer- 
hin Kegel war, der erste ZwischenkOnig wahrscheinlich durch Ab- 
stimmung, der jedesmal folgende durch das Belieben des Vorgängers 
an seine Stelle gesetzt, nachdem dieser die Auspicien desswegen 
befragt und sich der Zustimmung der Gottheit zu dieser Wahl ver- 
sichert bat. Da die BestelluDg des ersten Zwiscfaenkönigs reebtlieh 
gedacht worden sein muss als der Zeit naeb ansebliessend an das er- 
ledigte Imperium und es eine Zeitgrense ftlr diese Procedur nicbt giebt, 



Digitized by Google 



104 



Zweiteft Bucä. Die Magistratur. 



SO war damit Hr dto Yetwtmg des Amtes und die Lackenlosigkeit 

der Reihe hinreichend Sorge getragen, 
ftjwgt^ Aber die eigentliche Nachfolgercreirung war dies nieht, sondern, 
laiMm. wie dies schon die Benennung des fQnftAgigen Herrschers ausdrückt, 

eine interimistische die Bestellung des neuen Vorstandes vorbereitende 
Einrichtung Die Rechtsform dabei ist die Ernennung durch den 
derzeitigen Inhaber der obersten Gewalt; der Magistrat erbchafit den 
Magistrat. Von diesem fundamentalen Princij) ist das römische Staats- 
recht ausgegangen und es ist auch in der späteren Eutwickeluug 
wohl verdunkelt, aber niemals aufgegeben worden. Indess hat dies 
Erneonnagsreeht dem lebeasl&nglichen Herrscher sehwerlich anders m- 
gestanden als wenn er lugleieh die Herrschaft niederlegte ; eine nr- 
qprflnglich betagte Nacbfolgererhennung verträgt sich weder mit der 
allgemeinen Reehtsanschaunng der RAmer noch liest sie sieh mit dem 
Interregnalverfahren vereloigen. Auch mag dabei die religiöse Vor* 
Stellung mitgewirkt haben, dass durch den nothwendigcn Untergang 
der individuellen Herrschergewalt und den Uebergang des Regiments 
auf denpatricischenGesaramtsenat die etwa von dem einzelnen Herrscher 
I>cgan^'ene Verschuldung unter- und auf den neuen Gemeindevorstand 
das Imperium rein und verjüngt übergeht. Dagegen ist der Zwischen- 
könig recht eigentlich für diesen Act bestimmt. Allerdinp wird der 
erste dcsswegeu ausgeschlosseu, weil tur seiue Einsetzung die vorherige 
Zustimmung der Götter nicht hat eingeholt werden können. Aber der 
zweite und jeder folgende ist befugt und verpflichtet unter Beobachtung 
der Auspioation den Eintritt der ordentlichen Magistratur baldmög- 
lichst herbeisnffihiea, welche, so wie die Ernennung vollswgen ist, 
fitürtSli. sofort in Function tritt und dem Interregnum ein Ende macht. — 
Die ausschliessliche Creirung des Magistrats durch den Zwischenkönig, 
auf welche die Ordnungen der Königszeit hinführen, ist in der repu- 
blikanischen, vielleicht schon von Anfang an, aufgegeben und die regu- 
läre Nachfolger'rnonming mit entsprechender Betagung als einiger Er- 
satz für die vei lurene Lebeu.släuglichkeit des Amts dem Oberbeamten 
selber übertragen worden, womit zugleich sich die Befugniss verband 
bei partieller Erledigung des Amtes den Collegen zu creiren. Sub- 
sidiär kam die Interregnalordnung auch ferner noch zur Anwendung. 
Der Begriff der Vacana, auf dem sie beruht, ist dabei auch gegen- 
über der spateren Vielfiiltigkeit und Zersplitterung der Magistratur in 
der alten Unbedingtheit festgehalten worden. Die Magistratur gilt 
nicht als erledigt, so lange auch nur ein dnsiger wirklicher Magistrat 
vorhanden ist und es wird dieser Begriff hier in dem späteren weiteren 
Sinne yerstanden, so dass zwar nicht die f romagistrate und die Magi- 
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strate der Plebs, wohl aber auch die niederen Aemter sftmmtlich er- 
ledigt sein mOssen, bevor das Interregnum vorhanden i&t. Allerdings 
wird durch diese hyperbolische Principienstrenge das "Wesen und der 
Zweck der Institution zerstört; wenn die Consuln fehlen und Prätoren 
oder auch blott QnlBtoron Torhuiden sind, so fehlt es nicht blees an 
einer snr Grdrung der Consnln eompetenten Stelle, bis es dem letsten 
jener Beamten beliebt hat niedenntlegen, sendem es ist auch die 
Gontinuitftt des Oberamts wenigstens in dem letzteren Falle unter- 
broeben. 

Nach dem hier zunächst für die Succession im Oberamt ent- comi^tai» 
wickelten Prlncip sind alle im römischen Gemeinwesen Torgenommenen 
niagistratischen Berufungen vollzofjen worden; die ordentlichen wie 
die ausserordentlichen, die höheren wie die niederen .Magistrate werden 
alle creirt durch das Oberamt. Nur der Consul einscliliesslicli der im 
Stadtregiment für ihn eintretenden gleichgestellten Gewalten, der 
Decemvirn und der Kriegstribune , ferner der Dictator so wie der 
Interrex und der Prfttor sind zur Greirung von Magistraten befugt, 
jedoch auch sie nicht in gleichem Umfang. Unbeschrlnkt haben dieses 
Beeht nur der Consul und der Dictator, so dass sowohl dieser jenen 
wie jener diesen creiren kann. Der Interrex ist nur competent sur 
Greirung von Consuln. Dem Prfttor steht nur die Greirung von Be- 
amten niederen Rechts au, so dass er streng genommen — Ausnahmen 
sind vorgekommen — weder einen Dictiitor noch einen Consul noch 
auch nur einen Prätor bestellen kann. Ausserordentliche Beamte ftlr 
nia??istratische Creation sind nur einmal in den Wirren nach Caesars 
EniKirdung und ohne Frage verfassungswidrig bt^tellt worden, da die 
YerküQpluDg der Beamtencreirung mit dem ordentlichen Oberamt 
offenbar als eine auch die Comitien bindende Verfassungsuorm be- 
trachtet ward. In wie weit unter dem Principat dem Princeps das 
Beeht der Beamteueneonung oder doch ein gesetzlich fixirter Einfluss 
auf die Wahlen zusteht, wird sweekmftssig in den Yon dem Principat 
und dessen Gehftlfen handebiden Abschnitten eri^rtert 

Bei diesem Act cessirt die GoUegialitat schlechthin: wie sie bei vu hu.« 
der ftltesten Bestellungsform durch den Interrex selbstfolglich aus- ittüu''*' 
geschlossra war, wird auch die consularische und die pifttorische 
Creirung immer nur von einem einzelnen Beamten vollzogen, wie dies 
allerdings bei scharfer Festhaltung des Creationsprinrii s nothwondig ge- 
schehen musste. Dem Collegen steht hier nicht einmal die intercession 
zu. Die Entscheidung, von wem die Creation vorzunehmen ist, giebt, 
wenn die Collegen sich darüber nicht vergleichen, das Loos. Auch 
ist die Creirung namentlich von Collegeu und Nachfolgeiu uisprüng* 
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lieh wahrscheinlich mehr als Recht denn als Ptiicht des Beamten an- 
gesehen worden; es giebt kein verfassungsmassiges Mittel ihn zur 
Vornahme dieser Acte auzuhalteu uud es scheint von Kecht«wegen 
dem competeuteu Beamten freigestanden zu haben bei unvollständigem 
CoUegium die Nachwahl zu unterlasseD and hinsiehtlieh der Nach- 
folgerbeBtellang das Interregnum herbeiauAhren. Von besonderer 
Wichtigkeit ist die Anwendung dieser Regel auf die Dictatur; obwohl 
der Gonsttl, der diesen Act vollzieht, damit eine ihm sowohl wie 
seinem Gollegen übergeordnete Magistratur sebafft, ist es dennoeh 
immer anerkannt worden, dass es Terfiusungsmftssig kein directes 
Mittel giebt den Consul dazu zu zwingen. — Alle Hbrigen Beamten 
können weder sich selbst Collegen oder Nachfolger noch andere Be- 
amte creiren. Selbstverständlich aber nehmen bei der plebejischen 
Quasimagistratur die Tribüne für die Creation dieselben Bechte in 
Anspruch wie bei der wirklichen die Consuln. 
MuwirkuiiK Wir wenden uns zu der Frage, seit wann und wie weit das 
^**cKa?'' magistratische Eruennungsrecht an den Beschluss der Bürgerschaft 
gebunden und wie und in welchem Umfang die Creirung der Beamten 
der Sache nach von der Magistratur auf die Comitien abergegangen 
ist. Die Abnahme des Treuwortes (8. 132), durch welches die 
dem Borger obliegende Pflicht dem Magistrat zu gehorchen nach der 
Creation eines neuen Oberbeamten tou jeher bestärkt worden ist, 
kann als Mitwiricung der Bflrgerschaft bei der Beamtenemen nung 
nicht angesehen werden, wenn sie gleich zeigt, dass von Haus der 
Gehorsam des Bürgers gegen den Magistrat nicht der des Sclaven ist, 
sondern der des freien wohl staatlich verpflichteten, aber auch selbst 
sich verpflichtenden Mannes. Jene Verfassungsänderung ist principiell 
wie i)raktisch von entscheidendem Gewicht. Die Magistratur steht 
auf sich selbst, so lange der Vormauu den Nachfolger ernennt; indem 
das Ernennungsrecht auf die Comitien übergeht, werden diese die 
Repräsentation der Gemeindegewalt und der Magistrat ihr Auftrag- 
nehmer. Der Schwerpunct des Regiments wird also damit Ton der 
Magistratur in die Comitien verlegt; die souveräne Stellung der 
Bürgerschaft hängt in erster Beihe an der Einffihrung der comitialen 
Beamtenwahl. 

A^in.hti h. Wenn unsere Ueberlieferung die Bindung des magistrataschen 

de'rcomithii Ernennungsrechts durch vorherige Befragung der Comitien zurOck- 
wahion ii^jjj^ ersten creirten Magistrat, das heisst auf den König 

Numa, so gehftrt dies unzweifplhaft zu den in der Legende so zahl- 
reichen Kedatirungen späterer Institutionen hinauf in die gebeiligto 
Urzeit. Ohne Zweifel ist die freie Creirung des Beamten durch den 
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Beamten der Ausgaogspunct der Kntwickeiung und ist der wirkliche 
römische König ebenso wenig aus wirklicher Volksw.ihl hervor- 
gegangen wie der Zwisciienkonig und späterhin der das Königthum 
formell repräsentirende Priester. Jene Bindung dei lieamtencreining 
ist vielmehr zunächst exceptiunell , dem herischeudeü Adel durch 
die patrieiach - plebejische Bargenehaft toii Stelle xu Stelle ab- 
genommen und BchlieBslicb bo weit geführt, dass die Ausnahme aar 
Regel ward. 

Auf das Oberamt insgemein ist diese Bindung insofern nicht er- 
streckt worden, als die Ernennung des Dictators durch den Consul b«i «itm 
ohne Mitwirkung der Comitien bis in die Epoche des hannibaliscben 
Kriegs hinein festgehalten worden ist. Die z&he Vertheidigung dieser 
Bestimmung: sowohl, welche allerdinsrs hei der geradezu auf die zeit- 
weilige I iitorsdllun^' der Stadl unter die Feldherrngewalt gerichteten 
Beschaffen heit des Amtes (S. lOu) begreiflich genng ist, wie das Fallen- 
lassen der Institution seihst, als die Volkswahl von derselben nicht 
länger abgewehrt werden kuunte, zeigt deutlich die ungemeine politische 
Wichtigkeit der YolkswahU Aehnlich wie mit der Dictatur ist mit 
dem obersten GehflUiBn des Dictators, dem Beiterffihrer und mit dem 
Stadtverweser (praefedus urbi) Terfahren worden *, beide ObertmCer 
(S. 85) sind der Yolhswahl nicht unterworfen, aber im Laufe der 
Entwidcelnng beseitigt worden, das letztgenannte, von geringen Ueber- 
resten rein formaler Beschaflbnheit abgesehen, wahrscheinlich bei Ein- 
richtung der dritten ständigen Oberamtsstelle oder der Stadtprätur, 
das Reiterftihreramt mit der Dictatur. zu der es gehörte. Mit der 
Beseitigung dieser Aeniter war allerdings, vom Zwischenkf^nigthum 
abgesehen, das Oberamt schlechthin unter die Comitialwalil gezogen. 
"Wann dies für das ordentliche Oberamt, das Consulat wie die Prätur 
festgesetzt worden ist, lässt sich nicht entscheiden. Da unsere Ueber- 
Ueferuug die Gomitialwahl der Magistrate bis in die Königszeit hinein 
erstreckt und die freie Creirung bei dem ordentlichen Oberamt Ober- 
haupt nicht kennt, so kann sie nicht als Zeugniss daflBr gelten, dass 
die erstere mit der Bepublik selbst aufgekommen ist; der Wechsel 
ist Tielleieht erst später, aber auf jeden Fall vor der Epoche der 
eigentlichen historischen Ueberlieferung eingetreten. — So wenig wie 
für die Gonsuln lässt sich ffir die Yolkstribune die Frage entscheiden, 
ob die Bürgerschaft von jeher bei ihrer Wahl mitgewirkt hat; wir 
wissen nur. dass späterhin, während bf^i jeder Wahl zum Oheramt, 
selbst bei der Ergänzung der unvonz;üi]igen Ma^isirntur die Comitien 
mitwirken, den Volkstribuneu eine Zeitlang das Kecht zugestanden 
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hat in diesem Fall die fehlenden Collegen frei zu creiren oder, wie 
dies hier bezeichnet wird, zu cooptiren. 

bai d«n Aber die Bindung des Oberamts durch die Mitwirkung der 

Mm. CknDitien bei der Bestellung von Ck>llegen und Nachfolgern kat aieh 
bald weiter auf die Bestellang der Amtagehoifen erstreckt Diese 
Tendenz der republikaniscken Entwickelang hat die ursprOoglich fteie 
Gebfilfenwahl in steigender Progression eingeschränkt und schliesslich 
fQr die den höheren Stftnden angemessenen GehQlfenstellungen so gut 
wie beseitigt. Den ersten Schritt auf die rr Bahn bezeichnet die 
Bindung der Quästorencreirung um die Zeit des Decemrirats ; für die 
weiteren ist nuf die Einzeldarlegung im folgenden Buch zu verweisen. 
Dass hiemit der ursprüugliche Begriff der Maei^tnitur sich verschiebt, 
der Inhaber des Imperium, bis dahin der alleinige unmittelbare Ge- 
meindevertreter und für alle einzelnen öffentlichen Functionilre der 
Auftraggeber, fortan uui noch der vornehmste uuter den Mandatareu 
der Gemeinde ist und der frahere Gegensatz des Amtes und der 
Oehfilfenstellung sich in den des Oberamts mit nnd des Unteramts 
ohne Imperium umwandelt, ist hinsichtlieh der Terminologie des 
Wortes magkiiratiis bereits ansgefUhrt worden (S. 86) nnd wird sach- 
lich in dem folgenden Buch im Einzelnen darsnlegen sein. 

H. n»t > Die Creining der republikanischen Beamten, die unter Augustos 
^llrti^iiäi den Comitien verblieben war, wurde von Tiberius auf den Senat fiber- 

Mwlpak tragen nnd kann, da dieser damals aus den gewesenen Oemeinde- 
beamten gebildet ^vnrd als Cooptation bezeichnet werden, in welclic 
indes«, wir» in t inem spateren Abschnitte (Buch 5 Absch. 5) zu zeigen sein 
wird, kaiserliche mehr oder minder directe Verleihung sei es des Amtes 
selbst, sei es der an das geführte Amt geknüpiten Rechte in weitem 
Umfong eingriiT. Die unter dem Principat neu geschaffenen Aemter, 
aber welche in dem Abschnitt von den kaiserlichen Unterbeamten 
(Buch 8 Abscbn. 12) gehandelt ist, werden durchgangig vom Kaiser 
besetst; indess ist Iftr einen grossen Theil derselben die Bekleidung 
eines der republikanischen Gemeinde&mter die rechtliche Qualification, 
und die effective Bedeutung der Wahlen namentlich zur Prätur und 
zum Consulat beruht unter dem Principat weniger auf den Aemtem 
selbst als anf diesen damit verknüpften Anwartschaften, 
ni« Der Form nach erfolgt die Mitwirkung der Bürgerschaft bei der 

k«i*dir* Aemterbesteliung, ebenso wie Hie ilton bei der Gesetzgebung, durch 
Frage des Magistrats und Antwoii tit-r einzelnen Btirger, auf welche 
Uugation <lann die Ermittelung des Ergebnisses und dessen Ver- 
kündigung, die Renuntiation folgt Die Rogation aber hat wahrschein- 
lich insofern den Inhalt gewechselt, als der Wahlvorschlag zuerst in 
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die Frage, Bieter in die Antwort gelegt ward. Obwohl unsere Ueber- 
lieferung davon nichts weiss, ist allem Anschein nach bei diui Auf- 
kommen der B( fv;igung der BOrger>chaft die Initiative dem zur Er- 
nennung berufenen Beamten in der Weise gebliohen, t\:\9s or dio für 
das Amt in Aussicht genommenen Personen den Bürgern bezeichnet und 
diese dieselben annehmen oder ablehnen. Af er in historischer Zeit voll- 
zieht der Wahlact sich vielmehr in der t urui, dass der Fragende nur 
dftB zu besetzende Amt bezeichnet und die Auswahl der Personen bei 
dem einzelnen BQrger steht. Ueber des Verfahren im Einzelnen kann 
auf die im fünften Buch entwickelte Gomitialordonng verwiesen wer- 
den; hier sei nur erwfthnt, dass die OffsnUiehe und mündliche Stimm- 
abgabe lange Zeit in Uebnng geblieben nnd erst im J. 615 d. St (139 
T. Chr.) durch die geheime Abstimmung ersetzt worden ist Damit 
ist das Re( des Beamten den Beamten zu creiren im Wesentlichen 
herahgedrückt zu dem Recht die Couiitialwahlen zu leiten, wenn gleich, 
wie im folgenden Abschnitt gezeigt werden soll, dem wahlleitenden 
Beamten, namentlich in der Befugniss die Qualification des Bewerbers 
und den Verlaul des VVahlacts zu contndiren, auch jeizt noch ein 
wesentlicher Eintluss auf den Ausfall der Wahl verblieb. Die 
Renuntiation nach gültig vollzogener Wahl ist für den wahlleitenden 
Beamten obligatorisch, obwohl es allerdings kein Mittel giebt ihn dazu 
zu zwingen und in einzelnen Fällen die Benuntiation Terweigert 
worden ist 

Der Zeit nach sehliesst bei allen nicht nach dem Princip der z«it der 
Annuität geordneten Aerotern an die Creation der Amtsantritt unmittel- 
bar (ex ien^pio) sieb an. Es gilt dies für den König, den Dictator, 

die Censoren , die zur Coloniegründuug bestellten Beamten und so 
weiter, ebenso für die Jahresäuiter, wenn ausnahmsweise deren Be- 
setzung bis in d;is Aratsjahr hinein verzögert worden ist. Eine 
Zwischenzeit zwischen Ernennung und Antritt begegnet hier nur in 
seltenen Ausnahmsfällen. Die KrueuuunK der Jahresbeamteu unter- 
liegt dagegen von Rechtswegen der Anticipation oder, nach dem 
römischen Ausdrucke, es tritt hier die Creation auf als Designation und 
es liegt zwischen dieser und dem Antritt eine Zwischenzeit Hinsicht- 
lich der Dauer derselben scheint Yerfassungsmftssig nur festgestanden 
zu haben, dass «ie kttrzer sein muss als ein Kalendeijabr; Designation 
mit Iftngerem Intervall, wie sie seit der caesarischen Dictatur einzeln 
vorkommt, widerstreitet schon darin der bestehenden Ordnung, dass 
sie diis Ernennungsrecht des nachfolgenden Oberbeamten beeinträchtigt. 
Wenigstens tHdich war es die Ernennun^^en für das Folgejahr erst in 
der zweiten Hälfte des Vorjahrs vorzunehmen, also die Anticipation 
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auf hÖehstenB secbs Monate zu beschränken. Die weitere Festsetzung 
der Tennine steht, so weit nicht Specialordnungen eingreifen, im Er- 
messen des ernennenden Magistrats. Die Jahrbeamten sind in älterer 

Zeit gewöhnlich nach der Rückkehr d(^r Beamten aus dem Sommer- 
commaudo, also meistens nicht lange vor Ablauf des Amtsjahrs be- 
stellt worden; nachdem später, wahrscheinlich seit der sullanischen 
Zeit, die Cousulu regelmilssi^j Hj^« sanze Jahr in der Stadt functioniren, 
werden die Wahlen der Jahrbeamten der Regel nach so früh wie 
möglich, das heisst im Juli vorgenommen. In ähnlicher Weise voll- 
ziehen sich auch die plebejischen Wahlen. 



Digrtized by Google 



5. Die dualification für die Magietratur, 



Wenn eine Verpfliehtong rar Uebernahme des Gemeindeamto in au^^cMui« 

von der 

der rOmisehen RepuUik wenigstens in der nns gesehiehilieh bekannten 
Zeit nicht anerkannt ward (S. 82), so fiiUt die Berechtigung da2u von 
Haus aus zusammen mit dem Bürgerrecht ; an sich haftet an diesem 
wie das Stimmrecht so auch die Wählbarkeit. Aber im Laufe der 
Zeit entwickelten sich zahlreiche Disqualificationen, die auch bei vor- 
handenem Bürgerrecht die Creirung entweder nichtig machten oder 
den crpifpnden l^cainttMi mm ptiirhtrten oder mindestens bere< hti'7ten 
sie aliziilrliueu. Die hierin augedeutete lerluliche Verscliiedenheit 
der Hinderungsgründe offenbart sich iianieiitlif Ii innsichtlich der Ent- 
bindung von denselben. P-inzelne dai unter smd so absolut, dass Dis- 
pensation dabei überhaupt ausgeschlossen ist; von anderen kann durch 
besonderen Volksschlnss Entbindung eintreten, wobei abrigens die 
Regel gilt, dass der Wahlaet selbst dafür nicht genügt; noch andere 
endlich berechtigen wohl den wahlleitenden Beamten sur Ausschliessung 
des Gandidaten, genttgen aber nicht zur Vernichtung der sonst gOltig 
vollzogenen Wahl. Indees gestattet unsere Ueberliefernng niebt die 
Distinction zwischen diesen Kategorien im Einzelnen zu verfolgen und 
mOssen wir uns bescheiden, die verschiedenen Disqualificationen ledig- 
lich zusammenzustellen. 

1. Auf das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit des Bürgerrechts 
la.sst sich der Ausschluss der Wählbarkeit /ni ückftlhren bei Unfreien "nthi."*' 
und Ausländern; bei den Frauen; bei den Knaben bis zu derjenigen 
Altersgrenze, mit welcher die Wehrfähigkeit und das Stimmrecht er- 
worben wird, das heisst bis zum vollendeten siebzehnten Jahr; bei 
den Bürgern ohne actives Stimmrecht (S. 54), da das passive an diesem 
h&ngt; bei denen, denen strafrechtlich die Wfthlbarkeit entzogen ist, 
was in der sp&teren Republik vereinzelt vorkommt. 
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2. Auf die stAndisclien G^enefttze geht es zurück, dass der 
Ptebejat in älterer Zeit fttr das Gemeindeamt disqualificirt wie der 
Patriciat für die plebejische Quasi-Magistratur. Ueber die fast voll- 
stAiidige Beseitifüin c: des erstgenannten Ausschlussgrundes ist im vorigen 
Buch (S. 89) gehandelt worden. Es gehört ferner hieher die ITnfilhig- 
keit des Opferkönigs zur Uebernahme eines Geniemdeamts , weil der 
patricische König für dasselbe nicht taugt. Zusammenstellen lässt sich 
damit aus der Epoche des julisch-claudischeu 1 tincipats die Dii^uali- 
ficatiou der Transalpiner und vielleicht der Kicht-Itäliker überhaupt, 

Kto^*. 3. Hangelnde Ehrenhaftigkeit steht der WfthlhaiMt im Wege. 

%«pr.** Es wird davon Anwendung gemacht auf die gewesenen Sklaven und 
deren Kinder ersten Grades sowie auf die unehelich Geborenen (S. 53); 
auf die Personen, deren Lebensstellung, insbesondere wegen Betrieh 
eines Gewerbes mit der Beamtenthatigkeit unvereinhar erscheint; auf 
die wegen sittlichen Makels hescholtenen Personen. Die Handhabung 
aber dieser sowohl in ihrem Umfang wie hinsichtlich der Constatining 
schwanitenden Normen wird hauptsächlich vom Herkommen und weiter 
von der Willkür des creireuden Beamten ubaelianKeii haben. Der 
Ausbchiuss derjenigen Bürger von der Waiil, welciie uicht einen freien 
Vater und einen freien (irossvater aufzuweisen vermochten, ist durch 
Gesetz oder gesetzgleiche Gewohnheit festgestellt. Derjenige des Lohn- 
arbeiters, in welchem die volle Hoffart des Sklavenregiments, aber 
auch der volle Stolz der unbesoldet regierenden Aristokratie zum 
Ausdruck kommt, ist wohl auch thatsäehlich dnrehgelhhrt worden, 
aber vielleicht nicht so sehr im Wege der formalen Abweisung als ver- 
mittelst der thatsftehlichen Aussichtslosigkeit derartiger Candidaturen. 
Für die Ausschliessung des hescholtenen Mannes fehlt in republikanischer 
Zeit die formale Grundlage; erst unter dem Principat ist der Begriff 
der infamia, wie er im Civilrccht bei Gelegenheit der prozessualischen 
Stellvertretung sich hxirt hatte, als disqualificirend auch für das 
Staaisamt anerkannt worden. Die Verurtlieiluug wegen Diebstahls 
oder ähnlicher ehrloser Handlungen, die censorischen Tadelsvermerke, 
die miiiUiiische Degradation und ähnliche Momente werden bei dem 
Ausschluss von der Candidatur in Erwägung gekommen sein ; schliess- 
lich aber kann nur in jedem einselnen Fall das Ermessen des ereireo- 
den Beamten nach beiden Seiten hin den Ausschlag gegeben haben. 

it .> t 4. Wahrscheinlich auf Grund des villischen Aemtergesetzes vom 
J. 574 d. St. (180 V. Chr.) wird der dienstpflichtige, das heisst weniger 
als 46 Jahre alte und körperlich taugliche Bürger zum Aemter- 
bewerb nur zugelassen, nachdem er die gesetzlich vorgeschriebene 
Zahl von Dienstjahren geleistet oder doch sich zur Leistung gemeldet 
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hat. Späterhin, vielleicht seit Sulla, wurde davon abn-esehen, obwohl 
herkömmlich auch jetzt noch dein Kintritt in die A»int tri auf bahn ein 
Jahr des Soldaten- und ein zweites des Ufhi^i^ riln nstt s voraufging. 
Seit Angustus wird vor Uebernabme der Quüätur Äbleistung de« 
Ufhzierdienstes verlangt. 

5. Gleichzeitige Bekleidung zweier st&udiger Aemter ist unstatt- ^ 
haft; die Wahl tax Prfttur also disqualificirt fttr die AedilenwaUeD des* Ae^ S T iu 
flelhen Jalizes. Nicht ständige ordentliehe sowie alle ausserordentliehe 
Aemter kOnnen sowohl mit stiodigen wie unter sich eumnlirt werden. 

6. BeUeldoag desselben Jahramts in 2wei unmittelbar auf ein- 
ander folgenden Jahren ist wohl von jeher als Umgehung der Annuität 
gemissbilligt worden. Die Iteration mit Zwischenfrist, anfänglich ge- 
stattet, wird seit dem Anfang des T). Jahrh. für das Consulat durch 
deren Normiruni: mif mindestens zehn Jahre beschränkt und weiter 
für die Censur am Ende des '»., für das Consulat in den ersten Jahren 
des 7. Jahrh. gänzlich untersagt, wogegen Sulla für dieses wieder aut 
das zehnjährige Intervall zurückkam. — Bei den niederen Aemtern 
ist die Iteration wahrächeinlich recbtlich'uicht beschränkt worden, aber 
factisch ausser Gebrauch gekommen, da man sich in tpiUmt Zeit nm 
diese hanptslehlieh nur bewarb, um damit die Staffisl für die höheren 
au gewinnen. — Bei dem Volkstribnnat wird bei sonst mangelnder 
Bewerhnng nicht bloss die Iteration, sondern selbst die Continuation 
gestattet — Bei den ausserstädtischen Imperien wird in der späteren 
Reimblik die nicht intervallirte Iteration häufig sugelassen in der 
Form der Prorogation (S. 99). 

7. Die Bekleidung verschiedener patricischcr Jahrämter ohne 
Zwischenfrist scheint im Anfang des <>. Jahili. unter^ncrt worden zu * * 
sein; diese Frist ist dann durch das villische Gesetz auf uimdestens 

zwei Jahre uormirt worden. 

8. Eine rechtlich feste Aeniiei folge kennen die älteren Ordnungen 
nicht, obwohl selbstverständlich regelmässig die Gehülfenstellungen 
vor den Imperien ftbemommen wurden. Der Kriegstribunat ist noeh 
am Ende des 6. Jahrh. nicht selten nach dem Consulat geffihrt worden 
und ftberhaupt die Verwaltung des niederen Amts nach dem höheren 
nur ungewOhnHcb, nicht unzulässig. Umgekehrt dagegen wird, wahr^ 
scheinlich seit dem villischen Gesetz vom Jahre 574 (180 v. Chr.), 
bei den ordentlichen patricischen Aemtern die Bekleidung der Quästur 
als Bedingung ftJr die Pr«^tur, die der Priltnr als Bedingung für das 
Consulat gefordert, An'^nistus hat, jedoch nur für die Plebejer, zwischen 
Quästur und Prfttur die drei Aedilitäteu und den \'olkstribiin;\t allf» 
vier zu einer Stufe zusammengefasst, ferner als unterste fttr die (Quästur 

BiadiBg, Budkneh. I. 8i K«aas*a, IMm Bta. StutmAto. S.A«I. 8 
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bi^diiigcniie Stufe eine Aozahl unter dem Namen der Zwauzlguuänner 
zusaiuuieugelas&Ujr AufangsÄmter eingeschoben. Da in den beiden 
untersten Stufen der Vigintivirn und der Qu&storen gleichmftssig 
zwanzig, in der dritten ftdilietBch-tribnnicisehflii seehsehn, in derTierten 
prfttoriBdien mindestens zwölf Stellen zu besetzen sind, so maas, um 
die Qnftatorenwahl ttberfanni^t möglich zu mnehen, eine Anzlifllfa- 
massregel hinzogetreten sein und ist auch fQr die Obrigen Stufen das 
Wahlreeht kaum effectiv zu Dennen ; es scheint der Zweck dieser An- 
ordnung gewesen zu sein unter Beibehaltung der Wahlfonn der Sache 
nach das Durchlaufen der Aemterstufen bis zur Prfttur als normale 
Ordnung hcrbcizufilhren. Auf das Consulat hat sich dies auch, aber 
in mindeieiii Grade erstreckt, da nach der unter dt-m Principat ein- 
tretenden Jahrtlieiluug (S. 130) in jedem Jahr zuerst vier, sp&ter 
hftufig sechs, freilich auch nicht selten mehr Consuln creirt wurden. — 
Bei den ordentlichen nicht stÄudigen Aemteru, der Dictatur und der 
Censur hat sich wohl nicht durch Gesetz, aber durch allnAhlieh stdi 
fizirende Uebung die Begel festgestellt, dass sie nur nach bekleidetem 
Consulat übernommen werden. — Die nach der augnstischen Ordnung 
dem Senat Torbehaltenen Aemter rind, wie schon bemerkt ward (8. 106), 
durchgängig der durch jene Staffeln gegebenen Quallfication unter- 
worfen. Umgehung dieser Qualification durch fietave Beilegung des 
bedingenden Amtes (adkdus wter pradorios u. s. w.) kommt erst 
unter dem Principat auf, ist aber unter diesem sehr häufig j^ohrnucht 
worden, namentlich um die durch die eben erwähnte Qualihcation 
der kaiserlichen Beamtenemennung gezogenen Schranken zu durch- 
brechen. 

0. Die Uber die Dienstptiicht (4) so wie über die nolhweudige 
Folge (8) und die IntenralHmng der Aemter (7) gegebenen Vonchrilten 
zogen für die beiden Stufen des Oberamts, Prätur und Consulat gewisse 
Altersgrenzen nach sich* Direete Festsetzungen aber das Amtsalter hat 
wahrscheinlich erst Sulla in Folge der Beseitigung der militärischen 
Quallfication getroflfen und zwar für die Zulassung zur Quilstur das 
laufende 87. und damit folgeweise fttr die Prätur das laufende 40. 
und für das Consulat das laufende 43. Lebensjahr als Minimal- 
alter vorgeschrieben. Thatsilchlich durchgeführt worden sind aber 
nur die beiden letzten Grenzen: es sclieint, vielkirtit um für ilie in 
der obligatorischen iteihe nicht stehenden, aber gewöhnlich nach der 
Quästur verwalteten Aemter der Aedilität und des Volkstribunats 
Kaum zu schaffen, denen, die eines dieser Aemter oder beide zu über- 
nehmen sich bereit erklärten, gestattet gewesen zu sein die Quästur 
sehen im laufenden 81. Leben^ahr zu ttbmehmen, und dies ist Fetisch 
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ilie Regel geworden. Augustna bat die Altenimiieii lierabgMetit 

and wahrscheinlich als Minimalaltor fAr die QuiLstur das laufende 25., 
ffir AedilitAt und Tribanat, die er, wie gesagt, in die obligatoriBche 
Folge -Ulf nahm das 27., für die Pr&tor das 30., für das ConsiiUit das 
33. Lebensjahr angesotzt. 

Nach diesen Regeln war also festzustellpn, o!) dt r einzelne Bürger ^ Migisu»- 
bei der fraglichen Greirung in Bet rächt kuiuiütiu kouue Oiier nicht. *t«iioo^ d«r 
Die Entscheidung zweifelhafter Frap;eu — in den meisten FftUen ac»«»^. 
werden die in Betracht kommenden Momente notorisch gewesen soio 
4Nler waren doeh die Belege leiebt cn beschaffen steht nicht der 
WahlkOrperflefaaft zu, sondern es hat darQber der waUleitende Beamte 
im Wege des AdministratiTver&hrens ta befinden. Darauf offenbar 
bezieht sich die schon finh aufkommende Meldung und Zulassung 
des Candidaten (nomen accipere), wobei, da die Frage, welchem Be- 
amten die Vollziehung der Wahl oblag, oft erst unmittelbar vorher 
entschieden ward, irgend welche Gemeiuschaftlichkeit des PrQfungs- 
verfahrens angenommen werden muss. Wer die Meldung unlerliess 
und sich der Zulassung nicht vorher vergewisserte, konnte selbst- 
verständlich von dem wahlleitenden Beamten nicht qualificirt be- 
handelt werden; aber es stand diesem nicht minder frei ihn zuzu- 
lassen, wenn er hu d er Qualificatiou keinen Zweifel hegte ; auf dies© 
Weise smd Abwesende selbst ohne ihr Vorwissen nicht selten gewählt 
worden. Erst in der letzten republikanischen Zeit ist die bis dahin 
übliche BCelduug den Candidaten in der Weise gesetzlieh vorgeschrieben 
worden, dass dieselbe mindestens 24 Tage vor der Wahl bei dem 
Magistrat einzureichen sei; noch später, vielleicht im J. 692 d. St. 
(62 T. Chr.), dass sie diese Einreichung persönlich in Rom vorzu- 
nehmen hätten. — Die Ablehnung des Candidaten durch den wahl- 
leitenden Beamten wird dadurch effectuirt, dass er die auf ihn etwa 
fallenden Stimmen al? nicht abgegeben behandelt. 

Unter dem Prin ii».it ist die Qualificatiou für das Gemeindeamt n bränku 
radiciil umgestaltet woiden durch die Bildung einer allein zur Amt- uau»d«m 
bewerbuug berechtigten Pairie. Bereits unter dem Senatsregiment 
waren die Aemter trotz der comitialeu Wahlform iu den grossen 
Familien factisch erblich geworden; der Eintritt in die politische 
Laufbahn und das Ersteigen der dafQr geordneten Stufisn war for 
diese bis zu einem gewissen Grade durch die Verhältnisse gegeben 
und wurde der Quästor, ja einigermassen auch der Prfttor und der 
Consul mehr geboren als gewählt, wenn gleich die gesetzliche Wahl- 
fähigkeit jedes unbescholtenen Bürgers zum Gemeindeamt ])rincipiell 
in Kraft blieb und auf Grund derselben zu dem erblichen Bestand 
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fttetig einzelne neue Elemente hinzutraten. Augustus hat aber jenes 
republikanische Priacip beseitigt und das passive Wahlrecht, das für 
<lie höheren Aemter längst durch die gesetzliche Aemterfolge den 
NichtSenator ausschloss, auch für die niederen als Regel auf die 
agnatischen Narbknmmen der Senatoren beschränkt und damit den für 
die Aenitorbewerlmiig privilegirten, zugleicli aber auch zu dieser gesetz- 
lich YerpUiclitettii senatorischen Stand geschaffen. Der Eintritt in 
diese Pairie konnte aber aus&er durch die senatorische Herkuult auch 
erfolgen durch kaiaerliche Verleihung des eeaateriselieii Standesredite 
(lainM e^ofwff), UDd naineDtlich jüngeren dureh Geburt und Vermögen 
mm Eintritt in die Pairie geeigneten Personen ist ansnahmsweise, 
aber bftufig also die politische Laufbahn eröffiiet worden. — Aueh für 
die jetzt neu hinzutretende zweite Aemterklasse wurde als Qualification 
das Ritterpferd gefordert, welches allerdings von der freien kaiserlichen 
Verleihung abhing und insofern die kaiserliche Beamtenwahl nicht 
einengte. 
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Die raagistratische und sacerdotale CoUegialitat des römisihen 'jr^^,'^'^^'^ 
Rechts — durchaus verschieden von dem heute unter diesem Naiueu nut. 
gehenden Begriff — liezeichnet den au sich einheitlichen, aber mehreren 
Personen gleichmässig ertheilten staatlichen Auftrag. Wie legatus der 
Träger der h» ist, dar staafHdie AnftTagii^Dier, so iind eonkgae 
die Btaatlidien Sammtnuuadatare. Ausser der Staatlichkeit und der 
formalen Gleichmflssigkait des Anftiags ist dalQr wesentlich die VoU- 
aiehvDg desselben nicht durch Geaammthandlnng der Beauftragten, 
wie diese der militärischen Truppe obliegt, sondern durch den ein- 
seinen Beauftragten ohne Mitwirkung der abrigen. Das Privatrecht 
kennt nicht den Namen, aber in der überhaupt der Magistratur corre- 
laten Tutel da, wo mehrere Vormünder mit gleicher Berechtigung 
nebeneinander stehen, ein gloiphnrtiges Sammtmandat. Am rpinsten 
tritt uns die Institution entgegen in ihrer Altr-sten Form, den groj^sen 
Priestercollegieu : die Vögelsohau füi (Itn Staat vollzieht der einzelne 
Augur und jede derartige Handlung kann von jedem Mitglied gleich- 
mässig geleistet werden. Der Begriff ist namentlich in saeraler 
Anwendung frQh verischt und die Collegialität auf solche Gemein- 
schaften angewandt worden, welche, wie zum Beispiel die Salier, nicht 
eiuMln fnnctioniren; nach dem älteren strengeren Sprachgebrauch 
aber sind CoUegien magistratisch wie sacral nur solche Gemein- 
scliaften, hti welchen jedes Mitglied zunächst zur Einzelhandlung be- 
rufen ist, was natürlich nicht ausschliesst, dass sie unter Umstanden 
auch gemeinschaftlich rathen und thaten. 

Den ursprünglichen rümischeii Ordnnngon ist die Collegialität Die c»n«. 
fremd; sie sind belu rr?rht von der Einheitlichkeit des Gemeinwesens. KäntgaMit! 
Die Einheitlichkeit des ursprünglichen Regiments tritt vor allem in 
dem Interregnum mit voller Schärfe zu Tage, zumal da es hier so 
nahe lag den patricischen Senat als Sammtkönigthum zu fassen. Sie 
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ist ferner in dem sakralen Regiment der Republik durchgeführt 
namentlich iu dem Oberpontificat, welche Stellung, dem Ursprung wie 
(lern Inhalt nach von der Mitgliedschaft des Collegiums verschieden 
in der Republik die königliche Sacralgewalt fortsetzt. Auch im Privat- 
recht ist die eigentliche Hausgewalt tlber den Freien einheitlich und 
bei der Tutel, welche eine ibrer Formen ist« die Mebrstelligkeit nicht 
eigentUeh beabeiebtigt, sondern nur bei conearrirender Gleichbereeh- 
tigung zugelassen. So weit in den patridBcben Institutimn dieCoUegia- 
litftt begegnet, in den Priestezsehaften der Pontifioes und der Augum, 
in der KOiperscbalt der ursprttnglicben Reiterobersten, ist sie wobl 
uralt, aber nicht ursprünglich, sondern Consequenz des ältesten Synö- 
kismua, der Umwandlung der einigen Zehncurien- in die dreieinige 
Drcissigcnriengemeinde (S. 12), welche einen Rest oder doch eine 
Erinnerung an die in die Gemeinschaft aufgegangcnrn Sondergemeinden 
nicht im Regiment selbst, aber in der mehriachen Besetzung der 
wu hl igsten Siicralen und militärischen Hülfsstellungen bewahrt hat. 
Immer aber liegt in diesen Einrichtungen der Beweis dafür, dass die 
römischen Rechtslehrer die Einheitlichkeit der staatlichen wie der 
privatrechtlichen Vertretung nicht unbedingt an die personale Aus- 
schliesslichkeit knüpften, sondern eine Mehnahl gleichberechtigter Ver- 
treter zuliessen, obwohl dies der alten str^igen Gewaltidee snwider 
und vielleicht weniger eine einfache Consequenz des Rechtsgedankena 
als eine Concession an die realen VtthiltnisBe war. 
Di» coue Die Anwendung der Mebrstelligkeit auf das Oberamt und weiter 
h^r^nk: auf das Amt und die ötTentliche Thfttigkeit Oberhaupt bezeichnen wir 
als die Abschaffung des Königthums und die Einführung der republi- 
kflUTPchen Ordnung. Die beiden Roniuluslegenden, sowohl die ZwilHngs- 
erzahluug wie (las rumisch-sabinische Doppelki^nigthuni hiuI aufgestellt 
worden, um den Hechtssatz zu erweisen, auf fiim dio neue Ordnung 
ruht, dass die Mehrstelligkeit auch mit dem ot)eraml verträglich sei, 
und wenn sie einmal zugelassen ward, konnte allerdings die Beschränkung 
auf die Httlfsstellungen wohl praktisch, aber nicht logisch gerechtfertigt 
werden. Die Kämpfe sind YcrschoUen, die um die £infahrung der 
neuen Ordnung wohl ebenso mit dem Schwert wie mit den Wata des 
Geistes geschlagen worden sein mi^gen; ftr unser Wissen erscheint 
das Prindp der CoUegialitftt als unbestritten aneikanntes Fundament 
des republikanischen Staatsrechts, das mindestens durch ein halben 
Jahrtausend wohl in erkannter Unwirksamkeit, aber daneben in an- 
erkannter Wirksamkeit die Geschicke des mächtigen Staates mit be> 
stimmt hat und dessen Zusammenbruch in der Wiederaufnahme de» 
einheitlichen Begiments, der caesariscbenDictatttr und dem augnstischen 
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Prueipat auch äusserlich den Uotergang der Republik kennzeicbiMt. 
Von der Behandlung der Collegialität in den saccrdotalen Ordnungen 
ist bereits die Rede gewesea (S. 89); hier wenden wir uns dazu die 
Anwendungen der magistratischen CollegiahUit zu entwickeln. 

In der Magistratur wurde die CollegialitiU nicht eingeführt i^^jJSjfSS^ 
die aus der älteren Ordnung herübergenommen eii uii l ]>rakti8ch nicht gi»iitu, 
wesentlich elugreifcodeu Institutionen, das lutei teguam und die Stadt- 
pr&fectur. Dagegen ist sie fflr die mit oder in der Republik entstan- 
denen Aemter durchgängig zur Anwendang gekommen, sowohl fttr das 
ordentliche Oberamt, das sogar von ihr die ttblidie Benennung erhalten 
hat, wie fikr alle nbrigen höheren nnd niederen, ordentlichen und 
auaserordentliehen Magistraturen; selbst bei der Creirung von Beamten 
für solche Einzelhandlungen , die nur ein einselner Mann vollziehen 
kann« wie die Judieation im Hochverrathsprozess und die Dedication, 
wird in der Form der Bestellung die Collegialitflt gewahrt. Von 
diesem stairen Festhalten nn der consecrirtcn Formel macht unter 
den republikanischen Aemtern Ausnahme ellein die Dictatur nebst 
dem Reiterführeramt, und selbst diese sind viel leicht unter den weiter- 
hin zu erörternden Begriff der ungleichen Collegialität gezogen worden. 
Auch in die nicht niagistratische ilttlfsthiltigkeit hat dies Princip Ein- 
gang gefunden. Zwar bei der Reehtsptlege, die üherhaupt demselben 
sich am wenigsten gefligt hat, hat der alte Einselgesefaworene sich stets 
behauptet und auch das ohne Frage auf M^orititfindung gestellte 
Reoiperatojengeri^t gehttrt nicht hierher, aber die Sechszahl der 
LegioQsffthrer und die Doppelbesetzung des Centurionats sind nichts 
als Anwendungen desselben Principe. 

Die im Wesen der CollegialitAt liegende Mehrstelligkeit liisst diesteUtMU. 
Zahl der Stellen frei und für diese giebt es daher auch keine all- 
gemein gültige Ho;:cl. Die dreistell ipf" Collegialität der patriciscben 
Ordnungen wird bedingt durch die Dreieinigkeit des patriciscben Rom. 
In dem patricisch-plehejiscben Gemeinwesen herrscht zunächst als der 
einfachste Ausdruck der Mehrsteliigkeit die Doppelung; im Consulat 
ist diese für aUe Zeiten geblieben und die flbrigen erdeutlichen patri- 
dsehen so wie die pleb^ischen Aemter sind tod der Zweisteiligkeit 
ausgegangen, wenn gleich dacn meistentheils spiter weitere Stelle» 
hinzugietnten sind. Insbesondere bei dem Gollegium der Volkstribnne, 
dessen ewige Dauer nicht auf organischem Wege fundamentirt war 
(S. 103), ist zur Sicherung des Amtes gegen zufällige Erledigung 
die Stellenzahl früh und stark vermehrt worden. In der späteren 
Bepubfik aherwiegen bei den neu eingerichteten oder den ausser* 
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ordentlichen Aemtern in Folge des Glaubens an die glückbringende 
liuparilitat fiie Drei- und die Fünfzalil. 

Dem Princip entsprechend, dass bei dem mehrstelligen Amte jeder 
lohaber fftr Bich allein jede Amtahandliiag m volldeheii befugt ist, 
kommt das sufiUlige Fehlen eines oder mehrerer Collegen rechtlich 
nicht in Betracht. Wenn bei dem Antritt nur eine der Stellen 
besetst oder wenn w&hrend der Amtieit durch Tod oder Rftcktritt 
eine der Stallen erledigt wird, kann der einzeln stehende Beamte 
swar die Ergänzung herbeiführen (S. 105), aber auch allein stehend 
ist er im Vollbesitz der Amtsgewalt. 

Principiell fordert die Collegialitiit die rrleichberechtifjung der 
neben einander stehenden Beamten, also i^lfiriien Titel iiiil 'gleiche 
Amtsbefugüisse {par pokstas), und in der Anwendung auf die Consuln, 
Aedilen, Quästoren, Volkstribune und überhaupt die meisten ordent- 
lichen und ausserordentlichen Beüniten wird sie iu dieser Weise ge- 
handhabt. GoUegialitftt mit ungleicher Macht oder ungleicher Com- 
peteoz ist genau genommen 'ein Widerspruch im Beisatz. Nachdem 
das Borger- und das Fnmdengericht unter zwei Terschiedene Prfttoren 
gestellt sind, kann von einem Sammtmandat an beide nur in so weit 
gesprochen werden, als mit diesen Stellungen andere in der That 
beiden gemeinschaftliche Befugnisse verbunden sind, nidit aber hin- 
sichllich der Jurisdiction. 

Wenn weiter Collegialitflt angenommen wird zwischen den Tm- 
perieuträgeru verschiedener Stärke {maior und minor potestas)^ wenig- 
stens zwischen dem Consnl und dem Prütor, vielleicht auch zwischen 
dem Dictator und dem Cousul, so haben die römischen Staatsrechtiehrer 
dies wohl liauptsai hlich gethau, um die principielle Allgemeinheit 
der magistratischen Collegialität, welche bei dem Prätor wie bei dem 
Dictator der Sache nach fehlte, wenigstens dem Namen nach fest- 
zuhalten. Auch die Verschiedenheit der Titulatur , die den Dictator 
von dem Coosul Ton jeher geschieden hat und die auch bei den 
Prfttoren yerschiedener Gompeteoz so wie in Beziehung auf den 
Consul und den Prätor früh sich eingestellt hat, spricht nicht ffir 
die Einreihung dieser Verhältnisse in den Kreis der Gollegialitftt. 
Es wird bei der weiteren Erörterung im Auge zu behalten sein, dass 
der Begriff der Collegialität nicht durchaus in seiner urspranglichen 
Schärfe festgehalten wird. 
Bwhta. Da die Collegialität zugleich das Festbalteu und die Aufbebung 
der amtlichen V'ollgewalt bezweckt, so ist damit schon auscesprnchen, 
dass sie ihr Ziel nicht hat erreichen können und dieses republikanische 
Ideal nur annähernd realisirt worden ist. Es zeigt sich dies in der 
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dabei eintretenden Geschäftsbehandlaag. Diese kann dreifacher Art 

sein : entweder Cooperation, oder Turnus mit Hinzunahme der Loosung 
und des Interrcssionsrcrhts, oder endlich Ge'^chäftstheilung durch Fest- 
setzuii^^ von Competenzgrenzen. Was wir darüber erfabren, bezieht 
sich liauptsächlich auf das Oheranit ; die ohne Zweifel wesentlich 
auaiogen Bestimmungen ulier die niederen Aemter sind so wenig 
bekannt, dass wir davon hier absehen. 

Die Cooperation würde der vollkommene Ausdruck der Goliegia- coop«ratiM. 
lität aeiD , wenn sie nur mOglieh wäre. Mehrere Magistrate können 
dasselbe befehlen, aber nur einer diesen Befehl zur Ausführung 
bringen; wo das Zwangsreeht des Magistrats zur Anwendung kommt, 
hört die Ckraperation auf. Es wird dies auch praktisch dadurch an- 
erkannt, dass die Cooperation im Feldhermregimoit schlechthin und 
im städtischen bei den wichtigsten Functionen, der Jurisdiction und 
der Beamtencreirung ausgeschlossen ist. Wenn zu dem Edict, dem 
Gesetz Vorschlag, der Senatsberufung, der Aushebung alle oder mehrere 
Collegen sich vereinigen . so werden auch dabei die Grenzen des 
Zusamroenhandelns ungebührlich ausgedehnt; indess hat dies, abge- 
sehen von dem dem römischen Staatsrecht überhaupt eigenen Zurschau- 
tragen dieses l^alladiums der Republik, den piaktischeu Zweck, dass 
die weiteridn zu eriyrtemde collegialisehe Intercession durch den der 
Handlung selbst InhArirenden Ansehluss des Collegen in wirksamster 
Weise ausgeschlossen ward. Auch Etikettenfragen, zum Beispiel Über 
den Wechsel des Yorsitzee im Senat, mochte wohl durch dieses Yer- 
fshren die Spitze abgebrochen werden. 

Den eigentlich praktischen Ausdruck findet die Collegialität in derTum «ai 
Regel, dass die der Zeit nach theilbaren Geschäfte nach wechselnden 
Fristen, die also nicht theilbaren nach Loosung von dem einen oder 
dem cunler[i Collegeu vollzogen werden, wozu die den Collegen frei- 
gegebene Vereinbarung (comparare) so wie die später zu erörternde 
Intercession ergänzend hinzutreten. 

Der Wechsel begegnet im ältesten militärischen Regiment wie in 
der ältesten Jurisdiction. Wenn auf dem gleichen Kriegsschauplatz 
zwei gleich berechtigte Gommandoführer neben einander stehen, so 
wechselt der Oberbefehl von Tag zu Tag. Allerdings wird von dieser 
Regel, deren Einhaltung Rom die Niederlage von Cannae verdankt, 
praktisch wenig Gebrauch gemacht worden sein. Abänderung dieses 
Wechsels durch Vereinbarung war zulässig und ist wahrscheinlich 
häufig zwischen den beiden Consuln dahin getroffen worden, dass der 
eine die Reiterei, der andere das Fiissvolk und damit den Oberbefehl 
abemahm. Sodanu ist das Institut der Dictatur recht eigentlich dazu 



Digitizeü by Google 



122 



ZweitM Bneh. Die Magiatniiur. 



bestimmt die militärische Unzweckmässigkeit des Doppelcommandos 
zu beschränken und in Älterer Zeit ist davon, wo es Noth that, wohl 
reKelniassig in diesem Sione Gehrnurh gemacht worden. Endlich hat 
die weiterhin zu erörternde Theiluug der Truppen und der Krieg&- 
gebiete wahrscheinlich schuü früh bewirkt, dass zwei gleichberechtigte 
Feldiierren Dicht leicht iu die Lage kamen neben emandei z,\i commau» 
direo. — Von grösserer praktischer Bedeutung ist der Tunms im 
Btadtiacben Regiment geweaen. Die Jurisdiction gebt um naeh gewissen 
der Zalil der betheiligten Beamten angepassten Zeitfristen und da 
damit auch die lietoren wechseln, wird dieser Wechsel auf die ge- 
sammte Amtsthfttigkeit in der Stadt zu beziehen sein. Die Civil- 
jurisdietion wurde durch das licinische G^tz vom J. 387 (367 v. Chr.) 
anders geordnet; im Uebrigen ist der Wechsel wenigstens als Regel 
wob! pehlicben. Vereinbarung und Loosung werden iu der städtischen 
Amtsth;Ui[,'kP!t hauptsJlchlich nur zur AnwenduuL' gekommen sein, 
um die Folge der also successiv fungirendt n lU amtoii t. stzustellen. 
"Nicht zu übersehen ist die qualitative Verschiedenheit des Wechsels 
im luililiti ischen und im städtischen Imperium; der zur Zeit zurück- 
stehende Beamte hat dort zu gehorchen, hier nur sich der Function 
SU enthalten. — Ueber die VoUdehung derjenigen Amtshandlungen, 
welche weder Coeperation noch Wechsel zulassen, zum Beispiel die 
Crdrung der Nachfeiger, entscheidet schliesslich das Leos, wofem 
nicht nach Vereinbarung der Goncurrent znrftcktrat 
^tiM^äol' dritte Form der Geschäftsbehandlung, die Tliri]un<i; nadi 

Competenzen hebt die Collegialität der Sache nach auf oder be- 
schränkt sie mindestens auf die fQr die Beschränkung auf die engeren 
AmtkrelRe erforderliche Uebereinkunft Diese ist den Collegen nicht 
unbedingt erlaubt; es hat vielleicht kein Gesetz, aber eine gesetz- 
gleiche Gewohnheit es den Consuln untersagt sich dahin in verein- 
baren, dass der eine das städtische, der andere das Feldhet rmegiment 
übernimmt. Gemäss der früher (S. 100) erurieileu veri!ts:^ung8- 
m&ssigen Zusammenschliessung der beiden Imperien vertauschen die 
beiden Consuln das städtische mit dem fBldheirlichen zwar nicht noth- 
wendig gleichzeitig, sind aber doch regelmässig in dieeer wie in jener 
Funetion neben einander thfttig. Mit dieser Einsehrlnkung scheint, wie 
Uber Abinderung des Wechsels und Uber Ausschliessung der Loosung, 
so auch ober gleichzeitige, aber getheilte Oesehftftshandhabung die 
Vereinbarung freigestanden zu haben, wobei auch zunächst durch Ver- 
einbarung die Theiiung festgestellt und dann um diese Theile geloost 
werden konnte. Besonders häufig ist im Kriegsregiment also bei den 
Truppen und wieder bei den Commandobezirken (provinciae) ein simol- 
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tanes, al>er gesondertes Obercommando herbeigeführt worden. Bei 
diesen Abmachungen, die mit den zwischen den Beamten und dem 
Gemeinderath jährlich zu vereiDbuieiuit'u militärischen und politischen 
Massnahmen im engsten Zusammenhang standen, hat der Gemeinde* 
nth auf die sathliche Tbeilong frtth entaehddeiideii Einfln» gewonnen, 
wlhrend er in die personale naeh festem Herkommen nicht eingriff, 
aonden es den CoDsnln fiberliess darüber sieb ta vergleielien oder 
zQ looflen. 

Wenn die anf Vereinbarung beruhende Geschäftstheilung zwar c..iieKi»iit«t 
nicht der vcdlkommenate Aufldmck der CoUegialität , aber doch auf KMetilicber 
diese basirt war, so wird dagegen durch gesetzliche Feststellung der 
Competenz die CoUegialität illusorisch. Dies trat bei dem Oberamt 
ein, als durch die licini^che Gespt/gebun^i eiiu" liritte Stelle geschaffen 
utui diese insbesondere für die itechtsptlege bestimmt ward, und setzte 
sich weiter fort, als sucressiv weitere Stelleu für den gleichen Zweck 
der hauplätädiischen oder der Qberseeischen Rechtspflege eingeriehtet 
wurden, wobei es keinen wesentlichen Unterschied machte, ob diese 
Speeialeompetena den Beamten sehon durch die Gomitialwahl selbst 
angewiesen ward, wie dies bei der Einrichtung der dritten Stelle 
geschah, oder ob, was bei den weiteren beliebt ward, die Wahlen anf 
die Jurisdictionen allgemein gestellt nnd die einaelnen dann durch 
das Loos unter die gewfthlten Beamten vertheilt wurden. Das Fun- 
dament der oberamtlichen CoUegialität, das volle Imperium eines 
jeden Oberbeamten wurde allerdings auch hei diesen Einrichtungen 
nominell festgehalten, iiidein mau den heideu ersten Stpllen nicht die 
Jurisdiction selbst, sontlern nur deren Ausübung uut( !>;igte, noch 
weniger den später hinzutretenden Überbeamten das Comuiando nahm, 
sondern nur durch die Vorschrift die Stadt während der Amtszeit 
nicht zu verlassen oder auch von deut Commando nur in dem über- 
seeiseben Sprengel Gebrauch in machen dasselbe nentraUsirte oder 
localisirte. Aber die eflbctive CoUegialität des Oberamts war nichts 
desto weniger durch diese Anordnungen beseitigt; es entstand damit 
die schon Mher (S. 120) bcMicbnete sogenannte ungleiche, richtiger 
nominelle CoUegialität. 

Bei der Einfahrnng der Mehrstelligkeit in das Amt wird die Zw«ck dar 
praktische Erwägung nicht gefehlt haben , dass die Stockung der ^iSS " 
Gesrhrtfte bei Behindoning des Magistrats, welche namentlich bei 
der fast gänzlich mangelnden Vertretun^^ schwer eiiiiitundeu werden 
musste, durch die Zweiherischaft ferner gerückt ward. Aber das haupt- 
sächliche Motiv für deren Einführung ist zweifellos die negative Con- 
sequenz gewesen, die Schwächung des übermächtigen Künigthums, die 
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damit erinoglichte Brechung des Imperiums und üborhfiupt der Amts- 
gewalt durch sich selbst. In der That war bei |>ersoueller Einheit- 
lichkeit des Oberamts das Recht der Gemeinde sowohl wie die bürger- 
liche Sicherheit des Einzelnen durch die ui>ii>rüiigliclie Fülle der könig- 
lichen Gewalt so geftlhrdet, dass eine dagegen gerichtete principielle 
Reform sich wohl erklärt. Die Mehrstelligkeit Hess die Falle unver- 
ändert und machte die Brechung wenigsteDB mfiglieh. Das VertaAltniflS 
der privatreehtlieben Sammünandstare zu einander iat mcht gleieh- 
mlBBig geordnet; bei der teetamentariselien Tutel genügt die Erklftmng 
eines einseinen Vormundes, bei der »gnatisehen wird diflijemge aller 
Vormander gefordert Bei der magistratischen Gollegialitftt ist der 
Mittelweg eingeschlagen : der Befehl des einzelnen Magistrats genügt, 
aber der Widerspruch auch nur eines der Collegen hebt ihn auf. Die 
monarchische Vollgewalt ist dadurch ohne qualitative Schwächung in 
den Stand gesetzt sich selbst zu beseitigen, das Unrecht, welches sie 
anrichten kann, durcli (in gleichberechtigte Gontrole abzuwenden. 

ntflKMaion Die ColUsion zweier magistratischer Befehle, die Ausserkraft- 
setzung eines solchen durch Gegenbefehl eines anderen Magistrats 
oder nach dem römischen Ausdruck die Intercession kann vorkommen 
entweder zwischen zwei im Verhftltniss der lieber- und der Unter- 
ordnung zu einander stehenden Beamten (motor und mmor pohslas) 
oder zwischen zwei gleich berechtigten Beamten. Beide Formen ge- 
hftren erst der republikanischen Epoche an. 
b«i Ueber- und Unterordnung der Magistraturen ist mit der ursprüng« 

"SlSinär liehen Einheitlichkeit des Amtes unvereinbar; die Ausserkraftsetzung 
des von einem Geholfen des Magistrats erlassenen Befehls durch diesen 
selbst gehört so wenig hierher wie die Zurücknahme des Befehls durch 
denselben Magistrat, da das Befehlrecht des Gehülfen aus dem seines 
Mandanten abgeleitet ist. Die Unterordnung eines Magistrats unter 
einen andern tritt zuerst auf in dem Institut der Diclatur, insüiem 
das Imperium des Dictators dasjenige des Gonsuls bricht; späterhin 
wiederholt sich die gleiche Abstufung gegenüber dem Consul bei Ein- 
richtung der Prätnr. Im Feldhermregiment kann auch die hier zulftssige 
Stellvertretung zu dem gleichen Ergebniss fflhren; wo ausnahmsweise 
die Stellvertretung neben der gleichartigen wirklichen Magistratur fort- 
bestehtf ist sie schw&cher als diese, weicht der Proconsul dem Consul. 
Auf einem anderen Wege entsteht die Unterordnung durch die Um- 
wandlung der Gehtilfeu des Oberamts in Magistrate : der Quästor ge- 
horcht dem Consul ebenso wie der Kriegstribun, aber nachdem jener 
sein Mandat untor Mitwirkung der Gomitien empfüii^rt. ist flies Ge- 
horchen die Unterordnung des niederen Magistrats unter den höheren. 
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Das Verhältniss der gleichen Gewalten ist die eben entwickelte M^gjgiw 
CollegialitAt. Danach hat der Consu) die Intercession gegen den 
* Consul wie der Qiiftstor fje^^fn den Quftstor; zwischen Gewalten un- 
gleicher ConiiM tenz hndet sie nicht statt. Ranf^verschiedenheit ist 
nicht Unterordnung; der Censor ist angesehener als der Quästor, aber 
nicht ihm vorgesetzt und kann seine Anordnung nicht cassiren. 

Wesentlich erweitert wird der Kreis der zur Intercession berech- Tribwü- 
tigteu Beamten durch das älteste verfassungsmässig anerkannte Sonder- c^wte». 
reebt der Plebs, das Intereeasionsreclit ilner Tribnae. Obwohl der Tribun 
damals nicht nnd streng genommen niemals den Gemeindemagistcaten 
sogesftblt worden ist und demnach das magistratiache Befehlsrecht ihm 
abgeht, wird ihm gegen jeden magistratisehen Befehl das Verhietungs- 
recht beigelegt und es ist diese tribunicische Intercession in solchem 
Umfang und mit solchem Kachdruck geübt worden, dass die effecti?e 
magistratische dagegen zurücktritt. 

Die Intercession ist wohl davon ausgep:ancen , ffass ftlr den in iritmY^ien 
Fran;p stehenden Act beide hetheiligte Beamten coiii])etent sind; und ^'omp^uai. 
insofern das Unterlassen der Intercession als Zustimmung aufgefasst 
werden kann, lässt sich sogar die collegiale Intercession unter den 
allgemeinen Begriff der Cooperation bringen. Aber es bleibt doch 
zweifelhaft, ob der zar Zeit nicht fungirende Beamte als competent 
angesehen worden ist; und aof die Intercession der stärkeren Gewalt 
passt diese Aofihssnng überall nicht Anch der Dictator, welcher die 
Civiljurisdiction nicht ansaht nnd der Consnl, nachdem er geeetzlieh 
▼on dersn Ausabung ausgeschlossen ist, behalten dem Mtor gegen- 
über das Recht der Intercession, was sowohl auf das Recht der Btftrkeren 
Gewalt wie auf die virtuell unverlierbare Fülle des Imperium zurück- 
p:eht. Dem Volkstribun endlich fehlt die Cktmpetenz ebenso schlecht- 
hin wie die Intercession ihm zukommt. 

Die Intercession wird im Feldlierrnregimeut anders gehandhabt i 
als in der St^idt. Die Abstufung der Gewalten, die Unterordnung des im Km»- 
Prätors wie des Quilstors unter den Consul kommt auch in jenem und 
sogar vorzugsweise zur Anwendung; aber die collegialiscbe und die 
tribunicische Intereession finden in demselben keine Stfttte. Wenn 
ausnahmsweise swei gleichbereehtigte Feldhenn neben einander stehen, 
80 tritt Terfsssuogsmftssig ein Ton dem städtischen qualitativ ver- 
schiedener Turnus ein, welcher die foterasssion ansschliesst (S. 122). 
Insofern kann die Intercession mit Recht als eine dem städtischen 
, Regiment eigene Institution aufgefasst werden. 

Auch in der Stadt sind der Intercession, deren absolute und rein schr«nkea 

der Inter- 

negative Wirkung grosse Unzuträglichkeiten und Grefabren in sich cutioo. 
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schliesBt, bestimmte allgemeine und zahlreiche specielle Schranken ge- 
zogen. Bei (Irr Zulassung der tribunicischen Interce^ion wurde sie dem 
Dictator gegenüber aupjresrhlossen, bei welchem die collegiale von 
selber wegfiel; indess in htf te sich begreiflicherweise vor Allem da- 
gegen der politische Ansturm und ps scheint von diesem Privilegium 
der Dictatur, wenn es auch nicht iius<ii ückiich abgeschafft ward, kaum 
jemals nachhaltiger Gebrauch gemacht worden zu sein. Von grösserer 
pralctisclier Becteotuag war dfe Umgrensong des der IntMesirion 
untersteheDden Gebiets. Alle nicht magistraliseben Acte unlerliegeD ihr 
nicht, namentlich nicht der Geschwomen&pruch wahrscheinlich selbst 
dann, wenn er von den grossen Gesehwomengericfaten des spiteren 
Rechts unter magistratischem Vorsitz gefällt wird; ebensowenig die- 
jenigen magistratischen Acte, welche den einzelnen Borger nicht be- 
schweren, wie die Auspication, die Bestellung des Zwischenkönigs und 
des Dictators, die BestÄtigung der Volksacte durch den patricisrben 
SpHRt: selbst die censorische Schätzung und die censorische Nütining 
werdeil, wohl weil ihnen die unmittelbare Rechtskraft fehlt, nicht unter 
dieselbe gezogen. Dagegen unterliegen derselben die Vereinbarung des 
Magistrats mit dem Senat nebst allen den Senatsbeschluss vorbereitenden 
Handlungen, wobei indess einzelne Fälle, zum Beispiel die Senats- 
beschlfiBse über die den CJonsuln in der Krtegafnnction snzntheilenden 
Provinzen, durch Spesialgeseta ausgenommen sind; weiter alle die 
Verhandlungen mit der Bürgerschaft einleitenden magistratischen An- 
ordnungen, nur dass bei den Magistratswahlen wohl die tribunicische, 
aber nicht die collegialische Intereession zuln^^^^ÜT i^t Gegen den ge- 
&ssten Beschluss der ßtlrgerschaft, Gesetz wie Wahl, kann nicht inter- 
cedirt werden. In diesen Festsetzungen tritt das Bestreht n liervor die 
Intereession als Nomnphylakie /u gestaltPii. aber nicht minder die durch 
die ständischen Kampfe hervorgerufene willkürliche Absteckung ihrer 
Grenzen. Bestimmter zeigt sich namentlich bei der tribunicischen Inter- 
eession die Tendenz auf diese Weise dem Missbrauch der Amtsgewalt 
zu steuern, indem dem durch einen magistratischen Befehl beschwerten 
Borger auf Anrufen (appcUatio) Rechtshfitfe (anunlmm) gewftbrt wird. 
Dahin gehören simmtliche Acte der CiTilJnstis so wie die des Ad- 
ministratlTTerfabrens bei der Aushebung und der Steuereiniiehung, 
endlich die gesammte städtische Criminalrechtspflege und die Goerd- 
tion. Wenn indess der Beamte bei einem solchen Verfahren Bathmänner 
(ecnaüium) zugezogen hat. so ist die Intereession, wenn auch vielleicht 
zulässig, doch nicht üblich, da alsdann nicht wohl BeamtenwillkOr 
angenommen werden kann. 
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Das VerJabren bei der Intercession ist die einfache Ausserkrafl- 

dar latar- 

Setzung des magistratischen Acts. Befugt dazu ist jeder einzelne o««!««, 
der zur IntercesFion berpchtidtm Beamten und der Widerspruch der 
Collegen ist rechtlich gleichgültig, da die Ausserkraftsetzuni; nicht 
wieder ausser Kraft gesetzt werden kann. Einer Motiviruiig bedarf 
die Intercession nicht; in welcher Weise der Beamte, welcher sie 
einlegt, sich von der Zweckmässigkeit derselben überzeugt hat, kommt 
rechtlieh nicht in Frage. Der Zeit nach soll die Intercession an den 
Act, den sie ausser Kraft setit, sich unmittelbar anseUiessen; eine 
Maximalgrenia fttr das Interrall muss, wenn nicht durch Geseta, so 
doch durch Herkommen fixirt goiraaen sein. 

Eine directe Nöthigung des Beamten, gegen den die Intercession 
gebraucht ward, sich ihr zu fügen liegt in der Intercession an sich ^i«^ 
nicht; als sie mit der CoUegialit&t ins Leben trat, nahm der inter- 
cedirende Consul dem S^pnich fies Collegen eben mir die Rechtskraft. 
Es ist wahrscheinlich auch der ursprüngliche Zweck rlpr Institution 
gewesen insbesondere den ungerechten Richters[)i m Ii lediglich un- 
geschehen zu machen. Die tribunicisrhe Noniuphvlakie ruht au( h 
auf der einfachen Cassation. Indess die l)loss cassatorische Wirkung 
reicht schon im Civilprocess namentlich im Schuldverfahren praktisch 
nicht ans und gegenAber der OoeiidtioB und der AuskebUBg und 
xahlreiehea anderen magistratlschen Handlungen war sie illusorisch, 
selbst wenn, wie wahrscheinlich, der Ungehorsam gegen die Inter- 
ceasion von je her als Verietinng der Amtspflicht criminell strafbar 
war. Es ist daher, als die durchaus von dem revolutionären Element 
getragene tribunicische Intercession zn der collegialen hinzutrat, dem 
intercedirenden Tribun das Recht oder was der Plebs als Recht er- 
schien beip;p]ef?t, worden den Ungehorsam des Beamten ebenso zu 
brcrhcii wie dieser den des Bnr?„'ers 1 räch. Dasselbe gilt in allen 
Fällen, wo die Intercession auf (irund der stärkeren Gewalt erfolgte, 
da dieser gegenüber der niedere Beamte dem Privaten gleichsteht, 
f ür das Weitere verweisen wir aul deu Abschmtt über das Zwangs- 
und Strafrecht (Buch 4 Abschn. 2). 
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römische Amt ist der Anlage nach lebensläuglich ; das neben 
itagUdü^t der ältesten Magistratur mit fünftägiger Beta^ning auftretende Zwischen- 
königthum charakterisirtsich als Aushülfsstellung insbesondere dadurch, 
dass dem Zwischenkönig das Treuwort nicht geleistet ^^urde. Alle 
übrigen in die Kouigszeit zurückreichenden magistratisclien und priester- 
lichen Stellungen sind rechtlich der Gehtvlfenthkiigkuit zuzuzählen und 
insofern wuiil aulzuiasseu als von Kechtswegeu nicht fest betagt, aber 
jederzeit widmnflieh; eigentlich transitoriflch ist nur die für die 
Abwesenheit des Ki^nigs eingeeetste Stadtpräfeetnr. 

Die Abschaffung des KOnigthmns bestand wesentlich, neben der Be- 
seitigung der Einheitlichheit^ in deijenigen der Lebenslftngliehkeit der 
Magistratur, und ebenso wird das Ende der republikanischen Ordnung 
bezeichnet durch die Wiederaufnahme wie des einheitlichen so auch 
des lebenslänglichen Regiments. Znm Wesen des republikanischen 
Amt^s, des hohen wie des niederen, des ordentlichen wie des ausser- 
ordentlichen gehf^rt eine von der Willkür des Roamten iinahhlinfiige 
zeitliche Begren/ung. Wenn bei den ausserordeutlicltt ii mit coiijsliiui- 
render Gewalt ausgestatteten Aemtern, in iUterer Zeit dem Decemvirat 
für die Gesetzgebung, späterhin der sullanischen Dictatur für Gesetz- 
gebung und Coustituirung des Gemeinwesens und den aualogcu Ord- 
nungen der caesarischen und der Triumviralzeit entweder die Ein- 
haltung der Zeitgienze von dem Belieben des Beamten abhängig ge- 
macht ist oder der Didtermin gans fehlt, so sind diese ezeeptionellen 
Zustlnde eben nichts als Suspensionen der bestehenden Staatsordnung 
und bestätigen nur die prindpielle Bedingtheit der Republik durch 
die Befristung der Magistratur. 

Befristung kann bei ausserordentlichen Aemtern sich auf 
Mtiuut. die Uebertragung eines transitorischen Geschäfts beschränken, zum 
Beispiel der Weihung eines Tempels, der Grttnduag einer Golonie, 
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der Uebertragung eines Coramandos. Da indess in diesem Fall die 
Beendifiun^^ des Amtes bis zu einem gewissen Grade von der Willkür 
des lieaniten abhängt, so wird diese Form für sich allein nur bei 
politisch unwesentlichen Maudaten gebraucht, dagegen bei wichtigeren 
AulUugen, nameutlich bei der Ueberlraguug eines Commandos ver- 
mieden oder in der Form der Promagistratur angewandt, deren In- 
haber abzttberafen jederzeit möglidi war. 

' Bei den ordentlichen Aemtem durchaus und meistens auch bei b«!«!»» 
den auroerordentlichen tritt die Befristung auf als Betagung. Bei 
den nicht ständigen ordentlichen und den ausserordentlichen wird die 

Betagung häufig mit dem transitorischen Mandat in der Weise ver- 
bunden, dass der Beamte entweder bei dessen Erledigung oder bei 
Ablauf der Frist ausser Function tritt. So tritt schon der Zwischen- 
konig ausser Function nach Vollziehung der Creiruiip dos Königs 
oder nach fünftägiger Amtsführung; der Dictator nach l^rledigung 
seines Auftrags oder nach sechs Monaten; die Censoren, wenn sie die 
Schätzung vollzogen haben oder nach achtzehn Monaten. Hier also 
ist die Betagung eine maximale. Die ständigen Beamten dagegen 
fungiren regelmässig bis xu dem Endtermin, obwohl es ihnen nicht 
verwehrt ist vor demselben das Amt niederzulegen (S. 83). Dass die 
Befristung zwar sowohl für das städtische wie fttr das Kriegsreginwnt 
zur Anwendung kommt, die Fortführung indess nicht des Amts, aber 
der Amtsfiinction über den Endtermin hinaus im stldtischen Regiment 
schlechthin ausgeschlossen, im feldherrlichen theils vorgeschrieben, 
theils wenigstens zugelassen ist, ist bereits gezeigt worden fS. 99). 

Obwohl fUr die Amtsfristen eine allgemeine Kegel nicht besteht, lamdttt. 
überwiegt dabei die Annuität in der Weise, dass diese bei den 
ständigen Aemtern durchaus zur Anwendung kt)uinit und dass bei 
exceptioneller Verlängerung der Feldherrngewalt ein längerer fester 
Endtermin unzulässig läi. Die über diesen Termin hinausgreifeuden 
Imperien des Pompeius und der späteren Machthaber bezeichnen die 
Agonie des republikanischen Regiments. 

Das Amtjahr so wie die Amtfristen überhaupt werden nach dem Bm^»» 
of&ciellen Kalender in der Weise berechnet, dass weder dessen Neu- intM. 
jähr (1. Hlliz) noch die thatsächliche Ungleichheit der Kalender- 
monate und der Kalenderjahre berücksichtigt, also jede Frist vom 
Tage der Uebernahnie des Amtes an bis zu dem gleichbenannten 
des späteren Monats oder .iRhres berechnet wird. Bei Ergänzung 
eines iinvollstihidigen CoUegmms galt indess der Kndtermin des am 
frühesten eingelreteueu Beamten auch für die nachgewäblten CoUegeu, 
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und ebenso scheint der Äntrittstag der Goiumla der Rege) nach auf 
die übrigen Jahrbeamten mit bezogm worden zu sein, 80 dass die 

Prätoren und wohl auch die Aedilen und die Quästoren, wenn sie 
ausnahmsweise nicht mit den Consuln zugleich, sondern erst nach deren 
Antritt ihre Function ühenrnhiiion. do( Ii mit ihren Consuln zurück- 
traten, wogegen in dem selbsiaudigcn Antnttsiag der Magistrute der 
Plebs, weniasteus der Tribüne ein Ueherrest dieses alten Staats im 
Staate sich dauernd erhalten hat. Kalendarische Fixirung des Antritts- 
tages ist bei dem Volkstribunat froh eingetreten; bei der aus dem 
frfiher bezeichneten Grunde (S. 108) nach dem Stnrt der Decemvim 
nicht mehr unterbrochenen Folge der Tribüne ist dafQr von da an 
der 10. Deoember stetig eingehalten worden. Im Oberamt dagegen 

Fiiimuff d.» verschob sieh die Amtjahrsberechnung von Rechtswegen durch jedes 
verspfttete Antreten oder verfrühte Zurücktreten eines Consulpaars 
und es bildeten also die Amtjahre weder eine feste Reihe, da zwischen 
ihnen die Interregnalfristen ausfielen, noch eine Reihe gleicher Ein- 
heiten : füe im Consulat zusammengefas^^ten Abschnitte zweier Kalender- 
jahre konnten verschiedener Länge sein und waren dem Anfang nach 
uiihestimnit, ausser etwa dass nach Herkommen die Consuln ihr Amt 
regelmässig entweder mit dem Monatsanfang {kalendae) oder mit der 
Monatsmitte {idus) auUaten. Diese eigensinnige Handhabung des Amt- 
juiires muss, namentlich in Verbindung mit der rechtlichen Jahr- 
bezeichnung durch die Kamen der Beamten, grosse chronologische Ver- 
wirmng angerichtet und auch sonst arge UebelsUinde herbeigeführt 
haben, zumal da die an die gute Jahreszeit geknöpften st&ndigen Feld- 
flbungen und Peldzflge der BQrgeischaft einen Wechsel des Oberbefehls 
wAhrend der Sommermonate kaum vertrugen. Indess scheint bis auf 
den Beginn des hannibalischen Krieges principiell hierin nichts ge- 
ändert zu sein: damals wurde der Antrittstag wenigstens thatsachlich 
auf den 15. Mi\rz fixirt, dieser aber dann abermals im J. fiOl (15:j v. Chr.) 
zwei und einen halben Monat zurück auf den 1. Januar geschoben. 
Von da an werden die Interregna dem Amtjahr zugezahlt und aus 
der Zeitrechnung beseitigt und tritt, wenn im Laufe eines Amijahrs 
beide Consulstellen erledigt werden, für den noch übrigen Jahresrest ein 

xii*i!^nt' nachgewahltes Gonsulpaar ein. Die Theiluug des consularischen Amt- 
^jX*.' jahrs unter mehrere Collegien ist in republikanischer Zeit exceptionell, 
seH dem Beginn des Principats aber Regd und es wird unter diesem 
die Dauer der Function in uogleichmftssiger, aber stetiger Steigerung 
verkürzt Es ist dies geschehen, um die Zahl der Consulare zu ver- 
mehren, namentlich bei den auf solche beschrftukten kaiserlichen Er- 
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nennangen für die Auswulil weiteren Spielraum zu gewinnen; das 
Wesen des consularischea Jahips vf'wä dadurch nicht betroffen und 
die phrn f^rwilhnte consularische Datirung hat sehr bald von der 
FunctHtii abgesehen und das ganze Jahr nach den Consuln des 1. Jan, 
benannt. — Das also Hxirte Aiutsjahr mit dem Neujahr des 1. Jan. 
ist weiter unter Beseitigung des alten Märzneujahra zuerst thatsäch- 
lieh und bald aucii rechtlich zum Kaleuderjahr geworden, wie es 
dann sieh veiter auf die Vaehwelt vererbt bat und beute als Welt- 
nenjahr besteht. Dasselbe gilt gleicbmftssig auch für die Prfttur und 
die Aedilit&t, wogegen die Quftstoren, wir wissen nicht seit wann, 
sehon an dem yorbergehenden 5. Deeember ihr Amt Qbemahmen; es 
mochte zweckmässig erseheinen, dass die neu eintretenden Oberbeamten 
diese ihre hauptsächlichsten Gehtilfen bereits angetreten vorfanden 
und sofort ihre Dienste in Anspruch nehmen konnten. Der Antritt 
de? Beamten erfolgt immer von Rechtswegen, ohne dass es dazu eines 
be«ondpr»'n Willensacts deRselben bedarf. Aiifän^'lirl! durchaus und 
pnncipiell aucli siiäter fiilll tu mit der Creirung zusauuneii und tritt 
er das Amt, nach dem louiischen Ausdruck, von der Wahlstätte aus 
(ta ttmplo) an. Bei betagter Creiruug ludess muss der Eintritt des 
Termins abgewartet werden und bei den ordentlichen ständigen Be- 
amten der Repnblilc bildet dies die Regel. 

Die an den Antritt des Oberbeamten sieh knöpfenden hftrger- ^^»^^«^ 
liehen und religiösen SoUenuiitäten, die Aufnahme der Pasees, die " 
Losung der fftr das Gemeinwohl von Jahr zu Jahr den Göttern ge- 
leisteten Opfergelabde und deren Erneuerung, die Abhaltung der 
ersten Senatssitzung auf dem Capitol, die Ansetzung und Vollziehung 
der latinischen Nationalfeste in Lavinium und auf dem Alhanerherg 
haben staatsrechtlich keinr wesentliche Bedeutuni:. Aher <lrei andere 
den Antritt des Amtes begleitende Acte, die Kinliuiuug der göttlichen 
Zustimmung zu der beginnenden Anitführung, die Abnahme des Treu- 
worts der Btlrgerschaft und die Al)leistuii^^ des Beamteneides müssen 
hier erörtert werden. Ihnen allen ist es gemein, dass der Beamte nicht 
etst durch Vollziehung derselben in seine Function eintritt, sondern 
sie vielmehr den geschehenen Antritt voraussetzen und der Beamte 
nur verp6icfatet ist baldmöglichst dazu zu schreiten. 

Die Zustimmung der GOtter zu der beginnenden AmtsfOhrung 
holt der Beamte ein in der Stadt Rom bei Tagesanbruch durch Zeichen- 
schau (auspicm). Es gilt diese Vorschrift für alle eigentlichen Beamten 
ohne Unterschied des Ranges und es ist dieser Act also ein äusseres 
Kriterium der Magistratur; den Geholfen, die keine eigenen Auspicien 

9» 



AntritU- 
aus|iici«ia. 



Digilized by Google 



132 



Zweite* Buch, Die Hftgietrator. 



liabeu, steht diese Zeichenschau nicht zu und ebenso wenig deu 
plehejischen Quasi-Magistrafpi) Die Zeichenschau umss, wie os itii 
Wesen des Acts liegt, bal(Uiiuiilicu>t vorgenommen werden, also, wo 
Greation und. Antritt nicht zusammenfallen, am Morgen des ersten 
Amtstags, wo beide zusammenfallen, wahrscheinlich aui Morgen des 
Folgetags. Venpfttete ISinholung wird möglichst TermiecKeii worden 
sein, wo dies aber nicht möglich war, wie zum Beispiel bei der 
Greining eines von Rom abwesenden Dictators, kann sie die Amts- 
ftkhruDg nicht siispendirt haben. Das Versagen der Zeichen kann in 
der Theorie nur für den Beamten eine Gewissensptiicht begründet 
haben das Amt niederzulegen; praktisch ist davon nicht bloss kein 
Beispiel bekannt, sondern der Se^en der Götter ist in der Weise 
obligat geworden, dass, so weit uns von diesem Act berichtet wird 
die Götter das überhaupt günstigste Zeichen, (ieu hei heiterem Hininu l 
von links nach rechts streichenden Blitz, von Jahr zu Jahr sänimtlichea 
Beamten gewähren, so dass die Vögelschau rechtlich zur Himmels- 
schau {de caelo scrturc) geworden ist. 
» M^V- ^ Ähnlicher W^se ist der Magistrat gehalten der Bfirgerschaft, 
»tihttc welcher er Torzusteben hat, das Treuwort absnnehmen. Es geschieht 
dies in den fOr die Vereinbarung, die lex zwischen Magistrat und 
Bttrgerscbaft überhaupt gewiesenen Wegen durch Frage und Antwort, 
wozu die Bürgerschaft in der Stadt oder innerhalb der Bannmeile 
in der Regel nach den bürgerlichen Abtheilungen der Curien (lex 
curiata), ausnahmsweise, insbesondere für die Schatzungsbeamten, 
nach den militärischen der Centurien [Ux eenturiata) zusammentritt 
Erforderlich ist dies Treuwort ehen wie die Anspielen für jetlen 
wirklichen Magistrat, während es weder dem nnr interimistisch 
fungatüden Zwisehenköuig noch dem Priester nocli den Vorständen 
der Plebs geleistet wird; diejenigen Beamten, welche befugt sind die 
Bürgerschaft zu berufen, nehmen es dieser ab sowohl für sich selbst 
wie für die nicht zur Berufung befugten Beamten. Gerichtet ist die 
Frage auf die Leistung des durch die amtliche Function geforderten 
Gehorsams und es kann die bejahende Antwort nicht verweigert 
werden, da der Borger zu diesem Gehorsam schon dm^ die Greation 
selbst verpflichtet ist, derselbe auch dem vom Treuwort ausgeschlosse- 
nen Zwischenkönig ebenso geleistet werden mnss wie den zu diesem 
Bestj\rkungsact befugten Magistraten. Darum wird flieser Act auch, 
n;M'l;flem die effective Legislation deu Curien genommen ist (Ö. 28), 
dennucli regelmässig von diesen vollzogen. Ks gehört zu dem 
Götzendienst der Formen, welcher mit dem realeu Zusammenbrechen 
der alten Ordnungen Haud in Hand ging, dass am Ausgang der 
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Republik den Reaiiiteü das Recht bestritten ward vor Almaliine des 
Treuworts die Bürgerschaft für dio Wahlen zu berufen und das niili- 
tÄrische und jurisdirtronelle Imperium auszuüben. Gleichzeitig er- 
scheint der Art insoferu als rciue Formalitflt, als er nicht bloss für 
alle .Tahi esbeamteu zusammengefasst. sondern auch die einzelne Stimni- 
abtheiluiig dabei ständig durch eiueu der magistratischeu Ofhcialeu 
reprftsentirt wird. 

Einen eigentlichen Beamteneid keDoen die rOmiBchen Ordnungen B*«t«Mi4; 
nicht Dase nach entschiedener Wahl der wahlleitende Beamte, bevor 
er die Greirung vollzog, dem Gewählten den Eid auf gewissenhafte 
Fohrung des Amtes abnahm, war gebräuchlich, aber nicht rechtlich 

erforderlich. Eidesleistung nach dem Amtsantritt kommt in den 
letztf^ti beiden Jahrhunderten der Republik in der Weise auf, dass 
einzelne Vnlksschlttsse den künfnefn Beamten vorschreiben binnen 
fünf Tapen nach dem A*ntritt sich aui die Einhaltung eidlich zu ver- 
pflichten unter dem Präjudiz des Amtsverlustes. Diese in einen Act 
zusammen gefasste Veroidifrunff auf eine gewisse Anzahl geiietzlicher 
Yorschriften hat ailiuahiich dtn Ciiarakter eines Beaniteneides ange- 
nommen, namentlich nachdem zuerst Caesars Verfügungen und weiter 
die der Kaiser allgemein in diesen Eid einbegriffen wurden. 

Der Rocktritt vom Amt erfolgt, wenn er durch den Ablauf der u^acktritu.^ 
Amtfrist erfordert wird, ebenso von Rechtswegen wie der Antritt, wo- 
gegen, wenn der Beamte wegen Erledigung des ihm aufgetragenen 
Geschäfts oder aus anderen Gründen vor der Zeit abtritt, selbstver- 
ständlich er die Niederlegung des Amtes öffentlich zu erklären hat. 
Dass auch im ersteren Falle der Beamte unmittelbar vor dem Rück- 
tritt sich förmlich von der Bürgerschaft verabschiedet und zugleich 
eidlieh versichert wissentlich nicht gegen dio desetze iiebandelt zu 
haben, ist üblich, aber nicht nothweudij; und rUclitsfol^zen kniiplen 
daran sich nicht. Wider seinen Willen kann der Hcanite nicbt ge- 
nöthigt werden sein Ami vor Ablauf <ler Frist niederzulegen; wenig- 
stens sind vor dem Jahrhundert der repablikanischen Agonie die 
Beamten wohl öfter aufgefordert worden vor der Zeit abzutreten, 
aber zu einer Ärmlichen AmtBentsetzung ist es nicbt gekommen; auch 
die ursprttngliche Gleichstellung der Magistratur und der Bflrgerschaft 
fordert prindpiell die Unabsetzbarkeit wenigstens der Oberbearaten. 
Die spätere Republik freilich -hat in folgeric1iti<;er Entwickelung der 
COmitialen Souverftnetät die Abrogation des Amts auf diesem Wege 
in der Theorie zui^elassen und einzeln auch davon thatsächlichcn Ge- 
brauch gemacht. Auch dein niederen Beamten kann der höhere wohl 
die Amtsführung untersagen, aber das Amt, das nicht er ihm verliehen 
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hat, ihm nicht nehmen: nur den Reiterftihrer, dessen Stellung über- 
haupt zwischen der magistratischen und der Htilfsthätigkeit schwankt, 
weist der Dictator an von seinem Amte /u rück zutreten. 

An den Rückt l itt des Beamten knüpfen sich die Fragen, wie weit 
dadurch seine Aiut>haijdlungen ihre Gültigkeit verlieren und inwiefern 
er administrativ der Rechnungslegung und gerichtlich der Verantwort- 
lichkeit fQr dieselben unterliegt. 

^i»" w'<.1'' SelbAtverstandlich berttbrt der Rttektritt des Beamten die von ihm 
aüu.Kk«it (S^»^8 vollzogenen Amtshandlungen im Allgemeinen nicht» da dieselben 

kMdiBi^ ja im RechtSBinne Handlungen der Gemeinde sind. Aber ausgenommen 
sind davon die rechtlich gestatteten, aber nicht yorgeschriebenen 
Acte persönlicher WillkOr. Das Ladungsrecht und das Recht der 
Stellvertreteremennung erstrcrken ihre Wirkung nicht über die Amt»- 
frist des Magistrats hinaus; ist der ladende Beamte an dem betreffen- 
den TaL'p nHs-:(>r Ftmrtion. so wird dif Ladung nicht auf den Nach- 
folger bezuf^eu und el)eiisr) wenig ist der iitellvertreter des abgeganf-'e- 
nen Beamten «1er Stellvertreter des nachfolgenden. In gleicher Weise 
haftet die Anordnung, welche der Beamte ohne gesetzliche Grundlage 
vorgeDOmmeD hat {guae impcrio contineniur), an seiner Person und 
bindet den Nachfolger nicht Jede von der Willkttr der Beamten 
ausgehende Nonn, also jedes Edict muss, um nach seinem Rücktritt 
weiter zu gelten, von dem Nachfolger wiederholt werden. Es ist dies 
namentlich fQr die Entwickelung des rdmisehen Cirilprosesses von 
Wichtigkeit geworden, da der gerichtsleitende Magistrat nach romi- 
scher Auffassung in der Determinirung und selbst in der Ausdehnung 
der gesetzlichen Anordnungen eine weitgehende, aber durch diesen 
ihren jw>rs!>!ialen Charakter wiederum wesentlich eingesehr&nkte Com- 
petenz gehabt hat. 

K*dhnung*- Vei*flichtung zur Rechnungslegung widerst reitet dem Wesen der 
römischen Magistratur. Mieder das Königthum noch die Dictatur sind 
derselben uuLerwurleü uiui aurh das ordentliche Oberamt nur iudirect. 
Von Reditswegen verpflichtet dazu sind die Quästoren als Verwalter der 
Staatskasse und zwar ursprQnglich ohne Zweifel in der Weise, dass sie 
nur ihren Mandanten, also den Oberbeamten Rechnung legten. Aber 
seitdem die Quästoren nicht mehr von diesen allein, sondern unter 
Mitwirkung der Comitien ernannt wurden, hat die Rechnungslegung 
insofern ihren Charakter verändert, als die städtischen KassenfQhrer 
ihren Nachfolgern, die mit der Führung der Kri^kassen beauftragten 
Quästoren der städtischen Hanptkasse Rechnung zu ]ep;pii hatten und 
in dieser Form die Rechnuii^'i n des Vorjahis /unärhst durch die Be- 
amten des l<oigejahrs und weiter durch den Öeuat controlirt wurden. 
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Da äcr Quilstor fttrden Oberbeamteo uod nach dessen Anweisung die 
Kasse führte, so lief die uominell quästorische Rechnungslegung der 
Sache nach iiiiiuub auf eine solche des Oberbeamten; da sie sich in- 
de&& uur auf die aus der Stadtkasse entnommenen Betiftge erstreckte 
und die in anderer Wdse, namentUeb ans dem Kriegogeirinne dem 
Oberbeamten inflieBseDden Gelder nicbt nothwendig an die QnäBtoren 
gelangten, so blieben insoweit die Oberbeamten in ibrer feldberrlieben 
Stellung Ton dieser Controle ftek 

Verantwortlich ist der Beamte für seine Amtshandlungen zunächst J[«;»*^«2; 
nicht mehr und nicht weniger und kaum anders als jeder Privatmann SMat«. 
fQr sein Thun und sein Lassen. 

Der auf die Provocation hinauslaufende altere Criminalprozess, 
sowohl der ursprüngliche wesentlich quilstoriache wie das durch den 
Volkstribunat entwickelte Rechenschaftsvertahren werden auf das im 
Laufe der Amtsführuug begangene Verbrechen ebenso bezogen wie 
auf jede Privathandlung, wenn auch begreiflicher Weise uauieutlich 
das letztere am häufigsten gegen gewesene Beamte zur Anwendung 
kam. Die Befreiung des Gensors von der politischen Rechenschafts- 
legung fttr seine Amtshandlungen ist eine Consequenz des zum Wesen 
dieser Magistratur gehörigen freien Ermessens und llberdies kein 
gmetzliches Privilegium, sondern lediglich thatsftchliehe Uebung. 

Dasselbe gilt von dem Civilverfahren in seinem ganzen die so- 
genannten Privatdelicte einschliessenden Umfang; furtum und iniuria 
in ihrem weiten römischen Sinne kann jeder Bürger oder Nichtbürger 
auch pe£»pn den Beamten einklagen und bis auf den Anfang des 
7. Jahrh. ^i. St. wird formell in dieser Hinsicht kein Unterschied 
gemacht zwischen dem Taschendieb und dem erpressenden Consul. 
Damals ist für die Beamtenerpressung eine verschärfte Form des 
CivilverfahreuB aufgekommeu uud iu der weiteren Entwickelung dieser 
allmählich das alte Criminalver&hTen ersetzenden Prozessform ist die 
Versehftrfung des Delicts durch die Beamteneigensehaft des Verbrechers 
ein leitendes Motiv — auch das Verfahren wegen Unterschleift öffont- 
lieber Gelder^ die quaetHo peaMuB und dasjenige wegen Landes- 
verraths und was daran sich ansdiliesst, die quaesHo maiestatis 
richten sich vorzugsweise gegen Amtsmissbrauch. 

Nur in Beziehung auf den Zeitpunct, in welchem der Schuldige 
rechtlich zur Verantwortung gern^^^n werden kann, haben die Conse- 
quenzen der magistratischen Hierarcliip früh eine Scheidung zwischen 
dem Beamten und dem Privaten berbeigetuhrt. Der Beamte kaun 
weder bei sich selbst noch bei einem Magistrat niederer oder gleicher 
Gewalt, derjenige Beamte also^ der keinen höheren bei sich bat, Uber- 
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haupt erst nach seinem Raektritt ivr VenDtwortang gezogen werden. 
Fftr den niederen Beamten galt dies nicht; indess aneh gegen ihn 
wird einer solehen Klage regebnäseig nnr dann stattgegeben, wenn er 
seiher es wanscbt. da der allgemeine Schutz der mit öffentlichen An* 
gelegenheiten beschäftigten Personen vor Behinderung durch ProzesB- 
h&ndel ihm regelmässig zur Seite steht 
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Von deu Abzeichen und Ehrenrechten, welche die Ma^'istrate der 
(^iemeinde dem Bürger gegenüber charakterisiren , können in dieser 
kurzen TTebersicht nur die drei wichtipsten. die Ruthen und Beile, der 
Purpur am Gewand und der Amtsstulil berücksichtigt werden. Dass 
dieselben, wenn auch in l>eschrftnktem UmfanJ,^ den Priestern mit den 
Magistraten gemein sind, ist schon erwähnt worden (S. 88). 

Die Ruthen und Beile, in Bfindel (fasees) xnsammeiigeBehlungeD, 
sind der sinnUebe Amdiuck des magifitratiseheD Imperium, des An- 
leclits auf Geborsain und bei Yersagung desselben der Befugniss den- 
selben zu erzwingen (eoerciUo) nöthigenfalls an Leib und Leben; die 
Träger derselben Qiehres) geben darum dem Imperieninhaber von 
Rechtswegen voraus und sind von dem öffentlichen Erscheinen des- 
selben untrennbar. Diese Pasees sind zugleich , insofern in republi- 
kanischer Zeit der Consul nur als Feldherr und in der Stadt nur der 
Dictator die Heile führen darf, das Distmctiv zwischen dem militäri- 
gclien lind fii iu urdentliclien stiidtischen Imperium (8. 98). Auch die 
Abstufungen der AratRgewnIt tuulen in den Lirtoren ihren greifbaren 
Aus(iruck. Die uonuale Zahl von zwölf Trägern — das ältere Decimal- 
system ist in diesen Ordnungen nicht vertreten — drUekt die Voll* 
gewalt des Kdnigs wie des Consuls aus und kommt naeb augustiseher 
Ordnung aueb dem Princeps zu. Die Doppelzabi ist in republikanischer 
Zeit der Ausdruck der eminenten Gewalt des Dietators und spftterhin 
naeh der charakteristischen Neuerung Domitians deijenigen des 
Kaisers. Die Hälfte der Normalzahl bezeichnet die ehemfalls ober- 
amtliche, aber schwächere Gewalt des Reiterführers und des mit 
militärischem Impernmi fungirenden Prfttors; die Ftlnfzahl in der 
Kaiserzeit ein abgemindertes prjitorisches Commando: die ZvrtMznhl 
das städtische Imperinm des Prätors und in der Kaiserzeit dasjenige 
einer Reihe neu für Rom und Italien geschaffener Beamten. Allen 
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aus der G«httlfen$chaft entwickelten Beamten, selbst den Censoren 
uud um so mehr deu Quasi-Magistraten der Plebs mangelt wie da& 
Imperium so auch der Lictor. 
^omDdT Gewand ist dem Magittrat mit dem Bürger gemein; aber die 

rothe Farbe des Gewandes ist das Vorrecht und das Kennzeichen der 
Hagistratnr. Befugt zu dieser Auszeichnung sind alle zur Ftthrung von 
Lietoren berechtigten Beamten und von den niederen die Censoren 
und die curulischen Aedilen, nicht aber die im Rang unter diesen 
stehenden Gemeindebeamten und ebenso wenig die Vorsteher der 
Plebs. Der Gegensatz des militärischen und des stildtischen Im- 
perium findet in republikanischer Zeit seineu Aiisflnick auch in der 
Tracht, insofern das rothe Gewand, welches der Kunig wohl wie im 
Felde so auch lu der Stiidt getragen haben mag, jetzt auf das militä- 
rische Imperium i)eschrankt ist; hier hat aus dem liurzeu purpur- 
farbigen Kriegskleid sich die Feldherrnschärpe (paludamenium) ent- 
wickelt und daraus ist, als die Feldhermgewalt zum kaiserliehen 
Beservatrecht ward, der Kaiserpurpur geworden. Ans der Stadt 
war die rothe Amtstracht verbannt; die Oberhaupt zur Ffihrung des 
Purpurs berechtigten Magistrate trugen dort nur an dem weissen 
Bftrgergewand den rothen Saum (ioga praeiexta). Nur bei dem Auf- 
zug des siegreichen Magistrats auf das Gapitol durfte das rothe 
Kriegskleid und der volle Krieger- und Siegerschmack in der Stadt 
sich zeigen. 

BoMrttw Für den Verkehr zwischen dem Beamten und dem Bürger fjilt 
im Aligem* inen die Regel, dass, wo die Beschaffenheit des Acts es 
gestattet, der Beamte sitzt und der Bürger steht. Dies erstreckt sich 
selbst Hul die öffentliche Hlilfstliätigkeit, wie sie der Geschworne 
leistet, und auf die plebejischen Quasi -Beamten; wo diese iudess in 
der Mehrzahl thfttig sind, sitzen sie auf Banken (sttiseffta). Der 
Einzelsitz dagegen ist das Kriterium der Magistratur und kommt selbst 
dem QuAstor in seiner amtlichen Thfttigkeit zu. Die höheren Ord- 
nungen werden ausgezeichnet durch die Form des Einzelsitzes. Zwar 
der Lehnsessel, der vielleicht als Königssitz in Gebrauch gewesen ist, 
ist in republikanischer Zeit verschwunden; aber der curulische Stuhl, 
ein transportabler Elfenbcinstuhl ohne Lehne von l)€stimmtei- Form 
kommt gleich dem Purpursaum den Imperien trägem so wie den Cen- 
soren und den i>atricischen Aedilen zu. 
£knD- Die magistratischen Ehrenrechte haften, wie der Anii -iitel, uieht 
am an der Person, sondern an dem Amt und in reimblikanischer Zeit 

^srntonr wird im Allgemeinen weder dem gewesenen Beamten die Fortführung 
noch dem Nichtbeamten die FQbrung derselben gestattet Indess ist 
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wohl schon früh hiervon die Ausnahme ^'finacht worden, dass hei 
ürtentlichen Festlichkeitea, wobei die Bürger die von üemeinde- 
wegen ihnen verliehenen Dekorationen, insbesondere die Ehrenkränze 
führten, den gewesenen Magistraten ebenfalls gestattet wurde das 
frQher getragene magistratische oder Triumphalgewand wiederum anzu- 
legen , niid iosofern kann die FQhrang der Praetezte als tobensläng- 
licbes Ebrenracbt aufgefasst weiden. In noch weiterem Umfang ist 
das Hagistratagewand als Todtenkleid fQr die Bestattfing angelassen 
worden. — Beilegung der Ehrenrechte des Amts ohne dieses selbst ist 
in republikanischer Zeit nnr insofern vorgekommen, als, wenn Volks- 
feste, wie sie die Magistrate zu geben pflegten (S. 98), von einem 
Privaten angerichtet wurden, dem Festgeber die Führung zwar nicht 
des magistrfitischen Titels, aber der magistratischen Insignien, selbst 
derLictoreu für diel>auer der Festlichkeit verstattet zu werden pfle(?te. 
In der Kaiserzeit ist es aufgekünimen Personen, die das Amt nicht 
geführt hatten uud häutig nicht einmal führen durften, die nach 
dessen Führung dem gewesenen Beamten verbleibenden Ehrenrechte 
(omametUa z. B. praetm ia) ausnahmsweise beizulegen. 

Die Dienerschaft der Beamten ist namentlich für den stAdtischeu H^'''^**'* 
Amtkreis fest geordnet Verwendung von Sclaven fflr Mfentlldhe 
Leistungen hat bei den Wasserleitungen, bei dem Löschdienst, bei 
Hausdienerthfttigkeit und sonst stattgefunden; freie Kiehtbflrger 
schlechtesten Rechts (BnUHani) sind in der sp&teren R^^lik ausser- 
halb Roms als Subalterne gebraucht worden. Aber für die Beziehungen 
zwischen den Magistraten und den Bargem werden Unfreie und Fremde 
nicht verwendet; sogar bei der Kasse, deren Verwaltung in dem 
römischen Hauswesen der historischen Epoche durchgängig Sklaven 
anvertraut wird, da diese zu strengerer Verantwortung gezogen werden 
können, werden nach den Ordnungen 1er (iemeinde, ohne Zweifel 
nach dem Muster der alten ehrbaren Hausordnung, so viel wir wissen 
ausschliesslich, freie Leute verwendet. Gewesene Sklaven freilich sind 
von diesem üemeindedienst nicht ausgeschlossen, welcher gelöhnt 
wird und wie anderer Lobndienst in geringem Ansehen steht (8. 112) ; 
aber schon die Art der Stellenbesetzung bringt es mit sieh, dass die 
Freigelassenen des fungirenden Magistrats dabei keineswegs berfiek- 
sichtigt werden, ausser dass dem Oberbeamten gestattet ist einen seinem 
Hausgesinde entnommenen Freigelassenen, den Aecensus, seinem Amts- 
gesinde einzuverleiben. Der Contract, auf dem dieser Dienst beruht, 
wird auf das Amtsjahr gestellt und durchgängig von den abtretenden 
Beamten für das Folgejahr abgeschlossen, so dass der antretende Be- 
amte die Subalternen bereits vorfindet und nur den Aecensus selber 
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bestellt. Wiederannahme derselben Person ist nicht bloss zulässig, 
sondern in d. ni städtischen Snbalterudienst früh Regel geworden, 
woraus sidi dann die factische Lebenslftnglichkeit, ja die Verkäuflich- 
keit der hauptstädtischen Ofticien und die corporative Geschlossenheit 
ihrer Offieialen entwickelt Iiat AuBser den Bchon erwähnten Lietoreii 
erscheinen unter diesen Snheltsmea besonders die Boten (viaiores), 
zunächst bestimmt fttr die Ueberbringung der magistratischen Kund- 
gebungen an die einzelne Person, und die Ausrufer (praeeanea)^ zu- 
nächst zur Verkündigung der fOr das Publicum insgemein bestimmten 
obrigkeitlichen Mittheilungen; danel)en finden sich für die sacralen 
Verrichtungen Flötenblftser {tibicines), Hühnermänner (puHnrü), Ein- 
gcweidebeschauer (^«nr'j^?>r.<?) und andere Lohngehülfen mannichfaltiger 
Art. Die wichtigste und angesehenste Kategorie aber bildeten die 
bei ileiu Aerarium fungirenden Schreiber (scribae), welche von ihren 
nilciisten Vorgesetzten, 'den Quästoren und den curulischen Ae lili ü 
den Kamen tragen, in der That aber, insofern sie nicht blos^ die 
Staatsrechnuogen führen, sondern die öffeutlicheo Listen und die 
ftffiBntliehen Urkunden insgesammt unter sieh haben, der Magistratur 
überhaupt und in erster Reihe den Consuln Hfilfsdienst leisten. Das 
gesammte öffentliche Rechnungswesen ist, namentlich in Folge der 
Behandlung der Quästur als Jahr- und als Anfangsamt, diesen factisch 
dauernden Subalternen nnlieimgefallen ; in welchem Grade dies der Fall 
war, tritt deutlich darin hervor, dass zur Veirechnung der grossen 
aus dem Aerarium den Provinzialstatthaltern vorschu^sweiae gezahlten 
Sunimeii nnsser den den Srattliaitern zugeordneten (Quästoren noch 
einem joden zwei quästorische Schreiber beigegeben wurden , um in 
den Provinzen die Verausgabung und Verrechnung dieser Gelder zu 
beaufsichtigen. 

Bezahlung für die ihr gemachten Leistungen gewährt die Ge- 
mdnde, insoweit dieselben auf besonderem Vertrag beruhen, zum 
Beispiel dem Unternehmer Öffentlicher Arbeiten und dem Lictor. 
Weiter ist für den Kriegsdienst wohl von jeher durch die einzelnen 
Bezirke und schon frfih aus dem Gemeindesäckel selbst TergOtung 
gewährt worden. Auch dem Beamten mag, insofern er zugleich 
Kriegsdienst leistet» von Rechtswegen der Sold, und zwar der höhere 
des Reiters zugckoninicn sein; aber einen besonderen Offiziersold kennt 
die römische Ordnung nicht und vielleicht war derjenige Offizier, der 
zugleich Magistrat war, eben darum gehalten den Dienst unentgeltlich 
zu leiJ<ten. Ueber den Sold hinaus soll der ( kMueindedienst dem 
Leistenden verniögensrecbtlich weder Einbusse noch Vortheil bringen. 
Thatsächlich indess ist fUr den Beamten beides vielfaltig eingetreten 
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und zwar nberwiegonrl Aufwendung bei der städtiscbeo, Nutzung bei 
der answjU'tigen Anitsfulirung. 

In der stJldtischeii Aiiitführuiig wird iiu Allfjemeineu die Kegel ^ 
durchgeführt, das» was für die Amtführung gebraucht wird, die G^'nJJi^, 
meindekas?e belastet und was die Amtführung einbringt, für die üe- 
lueiude zu verwenden ist. Aber in Betreff der Volksfeste, so weit diese 
TOD den Beamten auszurichten waren (S. 93), ist diese Regel bald bei 
Seite gesetzt worden. Es kam frOb auf oder galt vielleicht von jeher, 
dasB ihnen dafttr eine feste Summe aus der Gemeindekasse aberwiesen 
und weder Rechnungslegung und Restzahlung gefordert .noch Nach- 
sehnss gewährt ward, etwaiger Gewinn und Verlust also den aus- 
richtenden Beamten persönlich traf. Wenigstens in historischer Zeit 
ist diese Summe so niedrig bemessen , dass der Beamte damit nicht 
ausreichte, vielleicht nidit ausreichen konnte und Zuscliuss aus eigenen 
Mitteln, wenn auch formell als Muniticenz gefasst, vielmehr im Wesen 
der Institution lag. Bei dem immer steigenden Wettbewerb um die 
Aemter und bei dem mehr und mehr sich einbürgernden Miikshrauch 
den persönlichen Znschuss zu den Volksfesten und die Wahl zum 
Gemeindeamt gewibscrmassen als Leistung und üugeulcistuug zu be> 
handeln ist dies einer der hauptsächlichen Hebel der Plutokratie der 
i^päteren Republik geworden. Die Kaiserzeit machte dieser ungesunden 
Ambition ein Ende. 

Die ausserhalb Rom fungirenden Beamten oder Beauftragten der EaoiuMt» 
Gemeinde erhielten was sie bimuchten theils durch Geldzahlung ausM.«£«tw. 
der Gemeindekasse , welche meistens vorschussweise geleistet ward 
und je nach Umständen die Verrechnung ein- oder ausschloss. theils 
ergänzend mittelst des ihnen zustehenden Requisitionsrechts, wobei also 
der Anlage nach aucfi sin weder verloren noch gewannen. Thatsäch- 
lich aber wurde die letztere B^^fugniss. auch von eigentlichen Er- 
pressungen abgesehen, durchaus zum Vortheil der ruuiischen Beamten 
gehandhabt. Es kam hinzu, dass in grosser Ausdehnung den Beamten 
überlassen ward die Bedürfnisse sich selber zu bcschatien gegen eine 
hier durchgängig zu ihrem Nutzen hoch gegriffene Geldentbchädiguug. 
Dabin gehört das den Gesandten der Gemeinde ausgeworfene Reise- 
geld (vM^tctMN), die dem Statthalter zugebilligten AusrQstungsgelder 
(vasarum), die den Unterbeamten und Geholfen von ihren Vorstehern 
ausgesetzten Tagegelder (eihiuia) so wie die analogen geradezu als 
Gratificationen auftretenden Salz- (Mlarium) und Weingelder (com- 
giarium), welche dem Oberbeamten gestattet ward bei der Rechnungs- 
legung zu liquidiren. Hauptsächlich auf diesem Wege hat der rdmische 
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Peutiifeniidel die politische Machtstellung des Staats tür seine private 
Bereicherung ausgenutzt und in Gemeinschaft mit der kaufmänuischen 
Speculation die finanzielle Uebermacht der herrschenden Nation herbei- 
geführt. Auch hier aber hat der Principat emstlich eingegriffen und 
das ältere an sich fehlerhafte und durch schweren Missbrauch herab- 
gewürdigte System dadaKh ersetzt, dass fbr die ausserlialb Borns 
fuDgirenden Beamten die principielle Une&tgeltlichkeit aufgegeben und 
hocli g^Ubne Besoldungssatae dafftr eingeführt worden. 
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Das Befelihrecht des Beamten dem Bürger gegenüber kann ebenso Bomte»- 
unmittelbar ausgeübt werden wie durch Vermittelung, durch Mandat. 
Auf diesem beruht einerteits die Ilülfstliiltigkeit bei der Magistratur, 
andererseits die magistn tische Stellvertrf tung. Ohue Verwendung 
von Gehülfen kaim AiuLliiiirung ttberall nicht gedacht werden. Die oAaifwi. 
römischen Orduuugeu unterscheiden, nicht terminologisch, aber sach- 
lich, die Geholfen höheren und niederen Ranges oder, genauer ge- 
sprochen, die oneDtgeltUeh faDgirenden Gehttlfen, bei deren Thätigkeit 
die Erfflllnng der Bttrgerpflieht Torwaltet, wie die Gesehwonien und 
die Offiziere, und die bezahlten, bei welchen das Lohnyerhftltnias 
wenigstens mit in Betracht kommt, wie die Apparitozen und die Sol- 
daten. Die hier eingreifenden Ordnungen sind freilich mit der speciellen 
Organisation des Gemeinwesens so verwach^;en, dass sie in dem all- 
gemeinen Staatsrecht keinen Platz finden können, die Geschwomen- 
ordnung zum Beispiel dem Prozess, der Soldatendienst der Darstellung 
des Kriegswesens verbleiben muss. Die höheren Gehülfenstellungen 
ferner sind zum guten Theü in anderer Verbindung zu erörtern, da 
aus ihnen die niedere des Imperiums entbehrende Magistratur hervor- 
gegangen ist. Deunuch wird tlie Behandlung des mittelbaren Befehls- 
rechts auch in der allgemeinen Darstellung der Magistratur nicht über- 
gangen werden dttrfen. Die Bindung derselben einerseits dnreh die 
gesetzliche XJntersagung, andererseits durch die gesetzliche Anordnung 
der BAandiriing gehOrt zu den ftitesten und eingreifendsten Schranken 
der Beamteogewalt; hauptsachlich auf diesem Moment ruht der Gegen- 
satz der ktoiglicben Gewalt und derjenigen der republikanischen Magi- 
stratur, wie die Römer sie auffassten ; und ebenso findet der Gegensatz 
des städtischen und des militärischen Imperium praktisch vor Allem 
seinen Ausdruck in der verschiedenen Behandlung der Stellvertretung 
und der Gehalfenschaf L Auch für das Verhilltniss, in welchem die 
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Diaffistratische ISeihstthiUii^keit und «He Macht der üehülfenschaft. das 
heisbt die Rureaukratie in d» m römischen Gemeinwesen zu einander 
gestandeu haben, ist es uothweudig das mittelbare Befehlrecht von 
allgemeinerem Stand]) uuct aus zu betrachten. Wenn in republi- 
kanischer Zeit die Bureaukratie nicht zur Entwickeluug gelangt 
ist, so beruht dies, neben der darch das unfireie oder balbfreie 
Gesinde verstarliten Macht des Individuums, vor allem darauf, dass 
der Gehfllfenstellung die Stftndigkeit ebenso wenig zukam wie der 
Magistratur, Berather, Geschwome, Offiziere mit dieser selbst stetig 
wechselten. So wie dieser Wechsel wegfiel, wie dies bereits in republi- 
kanischer Zeit bei den magistratischen Schreibern eintrat, beginnt 
sofort das bureaukratische Element sich zu entwickeln und unter dem 
Principat . wo derselbe mehr und mehr zurücktrat, ist es allmnhlich 
zu (leijciii^'en Mnoht rrstarkt, die scbliesslicil im Byzantinismiu» das 
eigentliche Reirinu m laiim iegt. 

Stell vcrtretu Dg im voUeu Sinne des Worts durch Mandat des 
Magistrats mag in der Königszeit allgemein /alässig gewesen sein, das 
heisst dem König freigestanden haben bei Belmuleiung namentlich 
durch Abwesenheit oder Krankheit seine Amtstbätigkeit einem Vertreter 
zu ttbertragen. In der republikanischen Ordnung erscheint ein der- 
artiger Stellvertreter nur in einem einzigen Falle und zwar hier ent- 
wickelt ausdemGegensatz des städtischen und des militärischen Imperium 
und der nothwendigen Continuit&t des enteren. Wenn der oder die 
Oberbeamten die Grenze des ursprünglichen Stadtgebietes Oberschreiten 
und das stAdtische Amt länger als einen Tag factisch vacant ist, muss, 
wer zuletzt aus dem Gebiet austritt, für die Dauer der Abwesenheit 
von der Stadt einen Stadtverweser (praefectus urhi) bestellen , um 
überliaupt die oheranitlichen Befugnisse auszuüben, vornehmlich aber 
die Jurisdiction olme I Unterbrechung wahrzunehmen. Diese Institution 
weist sowohl durch ihre monarchische Gestaltung wie durch ihre 
Anlehnung an die älteste (lebietsgrenze in die Königszeit zurück, und 
daraus wird es sich auch erklären, das» der Stadtverweser, obwohl 
stin Imperium ein abgeleitetes ist, dennoch als Magistrat betitelt und 
behandelt wird. Aber sowohl die Stellvertretung durch freies Mandat 
wie nicht minder die Ausübung magistratischer Gewalt durch eine ohne 
Mitwirkung der Gomitien ernannte Person ist nicht im Einklang mit 
der republikanischen Entwickeluug und in Folge dessen diese Stadt- 
raeisterstellung in ähnlicher Weise wie die Dictatur früh ausser Kraft 
gesetzt worden. Schon dem Gonsulartribunat wurde das consularische 
Recht der Stellvertreteremennung versagt und bei der Beseitigung 
jener Magistratur dasselbe auch den CodsuIq entzogen. Die Conti- 
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nuität insbesondere der Jurisdiction wurde durch die Stellen vannebnuig 
bei dem Oberamt erreicht, indem von den Kriegstribunen immer einer 
in Rom zurückKlieb und bei deren Abschaffen? den beiden Consiiln 
ein dritter speciell fnr die Rechtspflege bestiiurnter und für die ganze 
Amiözeit an Itoni gebundener College zugegeben ward. Nur wAhrend 
des in dem ehemaligen Gebiet von Alba gefeierten latinischen Festes, 
dessen Ritual die Au Wesenheit der gesamten römigcheo Magistratur 
erforderte, wurde noch nach altem Herkommen ein Stadtverwalter 
enutnnt DaYon abgesehen ist Im etidtitehen Regiment das ursprang- 
Uch dem Oberamt austeilende Recht sieh durch freies Mandat einen 
Vertreter zu bestellen seit Einriehtnng der Stadfcpntnr verfaesongs- 
mftssig beseitigt Selbst wenn die Stadtpittur durch den Tod des 
Inhabers erledigt war öder der Stadtprfttor ausnahmsweise ausserhalb 
Roms funetionirte, griff man nicht zurück auf die alte consularische 
Mandining, sondern lies das Amt vacant. Zulässig ist dagegen im 
städtischen Regiment die rnlloL'ialiscbe Mandirung; seit in demselben 
niphrere PriUoreu mit getheiltei Competenz neben einander fungiren, 
künnen diejenigen, die nicht so wie der Ötadtprätor von Rechtswegen 
an die Hauptstadt gefesselt sind, diesem ihre städtische Amtsthfttig- 
keit Ubertragen, da diese Stellvertretung wohl eine Verschiebung der 
Amtsgeschäfte, aber kdne UdiertraguDg derselben an Niehtbeamte 
herbellührt. Dureh diese Anordnungen in Verbindung mit der sfericten 
Durehftthning des Annuititsprintips und des InterregnalfiTStems im 
städtischen Amtsgebiet ist die entwickelte Republik dahin gelangt, 
dass die Amtsthfttigkeit, wie sie verfMsnngsmUssig feststeht, in der 
Stadt lediglich durch wirkliche Beamte ausgetobt wird oder, wie dies 
auch ausgedrückt werden kann, dass In der Stadt die Promagistrator 
(S. 87) nicht functionirt 

Wenn also in der Stadt das IinTienum allgemein nicht niandirt "■^adinuig 
werden durfte, so gilt für die einzelnen auf dem Imperium beruhen- ■^JJijj^JJ' 
den Handlungen in derselbeu das Gesetz, dass der Imperien- 
träger den Act entweder selber vollziehen muss oder ihn selber 
nicht vollaieben darf, die tmtliehe HflllBthfttigkeit also entweder 
gesetalich ausgeschlossen oder gesetdich nothwendig ist. Wenn 
nach der allerdings weniger auf Tradition als auf Constmetion be- 
ruhenden rOmisch«! Rechtsanschaunng es dem KOnig freisteht im 
Strafverfahren wie im Civilproaesa selber den Spruch zu finden und 
die HQlfsthätigkeit bei ihm facultativ gedacht wird, BO erscheint 
das Regiment mit also rechtlich gebundener Mandirung als das 
eigentliche Wesen der republikanischen Amtführung, als imperium 
legitimum oder iustum. Wesentlich ist dabei die Nonnirung der von 

BindiDK. Handkoek. 1. 3: Mommaen , Abriu d. RftnlMheo Staatsrerlit«. 2. Anfl. 10 
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dem Magistrat zu verwendendeo Gehttlfen nach Zahl und Art. Dass 
die zunächst zur UnterstOtzung seiner persönlichen Thäti^j-keit ihm 
beigegeben© Dienerschaft insbesondere für den städtischen Amtkreis 
nach festem Schema geordnet war. ist bereits (S. 139) ausgeführt 
worden; analoge Bestimmungen für die uicht auf diese Weise voll> 
ziefabaren Amtsgescbäfle werden weiterhin entwickelt werden. 

Eb erBcbeint nothwendig die Bebandlnog der Hülfsthfttigkeit Im 
atadtiBcben Amtsgebiet fttr die wiebtigBten Zweige der magistratiwhen 
Thitigkeit la spedalisiren. 

c*o£tten' Der Verkehr mit den G6ttem im Wege der Anspiden bo wie die 
»•uA.' Verhandlung mit der Bürgerschaft und dem Senat können Qberall 
nicht niandirt werden. Eine Ausnahme in Betreff der BfirgerBchaft 
wird sogleich bei der Straf^'ewnlt erwähnt werden. 

fo^reition Die in dem Iniiieriuni entiialtene Zwangsgewalt ipt selber eben- 

ui>d Stnt- 

gewait. falls der Mandirung entzogen, während die ExecutKui (l''i>rll)en, in- 
sofern sie die Vergewaltigung des Ungehorsamen {coerciiio} erlordert, 
an die geordnete Form der Appantion i^^ebunden ist. Dagegen unter- 
liegt die Strafgewalt, insofern sie Leib und Leben des Bürgers an- 
greift, der oUigEtorischen M aBdimog, indem der Imperientfftger weder 
selbst das Urtheil finden darf noeb im Fall der eingelegten PrOTO- 
cation dasselbe gegenüber der Bfirgersehaft vertritt. Yielmebr hat er 
hiefar, und zwar nach festen Formen, Mandatare zu bestellen, ans 
denen fröb, in Folge der darauf erstreckten Vnlkswahl, untergeordnete 
Beamte geworden sind, wie dies bei der Strafrech tspfiege (Buch 4 
Abechn. 2) weiter darzulegen sein wird. In diesem Fall ist auch die 
Berufung der Bürgerschaft durch die eben bezeichneten Mandatare 
zulässig und ^;<'lioten, und nicht minder ist der Consul verpflichtet 
für die Handhiibuiig dei den Ceuturien vorbehallenen Capitaljuns- 
diction dem für deren Berufung von Amtswegen nicht competenten 
Volkstribun auf dessen Verlangen das erforderliche Mandat zu ertbeilen. 
olflipnH«. Die Rechtspflege bei Streitigkeiten zwisehen Privaten theilt sieh in 
die Proxessregttlirang («Hm dfwüo) nnd die Urtheilsfindnng {wdwkm); 
bei jener ist die Mandirung im Allgemeinen ausgeschlossen, bei dieser 
geboten. Indess bedürfen beide Regeln näherer Bestimmung. 

Die Jurisdiction steht im stftdtischen Regiment bei dem oder den 
in Rom dafür thätigen Prätoren und den curulischen Aedilen; Man* 
dirung ist, abgesehen von der collegialischen ('S. 145), dabei ausge- 
«r1i]()>? n. So weit dagegen die Regel, dass es, von dfMi Provinzeu 
ai)gesehen, kein römisehes Gericht giebt ausserhnlli T\nni. in der 
späteren Republik durchbrochen ist durch die Volk8Sciilii> i\ welche 
in einer Anzahl italischer Ortschaften die Einsetzung von ciericbts- 
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ypTwesenipraefecti iurr d/ctmdo) anordoeten, tritt die obligatorische 
MandiruTig ein: der Prätor ernennt, zum Theil späterhin nach Be- 
fragung der römisrhPT) Coniitien. diese seine Vertreter. In gleicher 
Weise i'^t wahrscheinlich (iio narh der Aufnahme ganz Italiens in den 
römischen Rl\rgerverband den eüi/.elneu Städten eingeräumte be- 
schränkte Jurisdiction fS. 7«>) rechtlich aufgefasst worden als prä- 
torische durch die muuicipulen Cumitien gebundene Mandirung. 

Dass die Urtheilfindung den Magistraten schlechthin entzogen ist, 
gehört tü den Palladien der republikanischen Ordnung; es erstreckt 
sieh dies sogar auf denjenigen hanptstildttschen CiTfiprezess, bei 
welchem beiden Parteien das Bflrgerreeht mangelt und auf den spft» 
teren aus dem Cifilrecht entwickelten republikanischen Criminal* 
prozess (quaestiones perpeUtae), denn wenn gleich bei diesem yielfach 
der Magistrat den Prozess nicht bloss regulirt, sondern auch leitet, 
so ist er darum nicht weniger von der T'rtheilsfindung ausgeschlossen. 
Die Auswahl der Richter stellt dem Magistrat zu und wenn hei dem 
I ! * ilioitsgericht der Zelin- (decemviri litibm iudicandis) so wie bei dem 
Diehstahlsgericht der Dreimftnner {tref< riri noctumi), wahrscheinlich 
auch bei dem Erbschaftsgericht der Hundertmänner {centumviri) die 
magistratische Auswahl durch die Mitwirkung der Bürgerschaft ge- 
bunden worden ist, so sind bei den Proiessordnungen für die Be- 
stellung des Einselgesehworenen (mdex urm) und der Gesehwomen- 
coUegien ireeuperahres) dem magistratischen Emennungsrecbt nur 
besümmte DirectiTen gegeben. Der Untergang der Urtbeilfindnng 
durch Private und die unter dem Frincipat allmählich dafür ein- 
tretende magistratisdie sind der rechte Ausdruck des £ndes des re- 
publikanischen Gemeinwesens. 

Die VprzfMVhnuTijT der dienstpHichtigen und die Einsrb;Uziinfr der c«ii«u. 
steiirrptiichtigen Hurger hat nach älterer Ordnung der Imperieuträger 
nothwendig seihst zu vollziehen, wogegen späterhin eigene Unter- 
beamte dafür eintreten, hei welchen, da sie von Haus aus liurch die 
Comitien bezeichoet werden, der oberamtliche Auftrag nicht hervor- 
tritt, obwohl ohne Zweifel im Recbtssinn auch sie als obligatorische 
Mandatare der Consuln zu fassen sind, die ihre Wahl bewirken. Die 
uraprllngliehe Ordnung hat sich insoweit auch später behauptet, als 
die in dieser Gompetens enthaltenen continuirenden Amtsgesdiftlte 
dann, wenn eigene Schatsungsbearote nicht vorhanden sind, den Gon* 
suln obliegen und, wo bei der Coercition die censorisehe Gompetenz 
▼ersagt, die Consuln sie ergänzen. 

Die Aufstellung des Bürgrrhf ero -, wolche gleichfalls den Normen hw- 
des städtischen Amtkreises unterliegt (Ö. 97), ist der Mandirung 
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ebenso eutzogeu wie die Jurisdiction und die Schätzung, lo der Aus- 
wahl der Offiziere wie der Soldaten bat der Imperienträger im Allge- 
meinen freie Hand nnd auch die Comitien baben nur in besebrftnktem 
Umfang in die Emennung der ersteren eingegriffen; allgemein aber 
ist der Inbaber des Imperiums gebunden dureb die Ordnungen, welche 
die ZaU und die Grade der bOberen wie der subalternen Offisiere 
und in gewissen Grenzen aucb die Zahl der Mannsehaften ein fttr 
allcnial feststellen. Wie bestimmt hier das Herkommen den Magistrat 
band, zeigt die dem Dictator obliegende, bei dem Consul nicht ein- 
mal zuliis^itre Bestellung eines obersten Gehttlfen für das Sammt- 
eommando der Reiter. So weit hier radicale Hingest ;Ufnii?eT> ein- 
getreten sind, wühiu zum Beispiel die Auflrisunp^ der alten einheit- 
lichen Legion in eine wechselnde Zahl gleich benannter Tnippeukörper 
gehört, sind diese schwerlich durch einfaches magistratisclies Belieben 
in Kraft getreten. 

stoMr. Von der Steuerbebung ist die Manipubition wenig bekannt; sieher 
Mmag. ^ ^^^^ ähnlich wie die Heeresbildung durch Anordnung des 

Imperienträgers und [eine fest geordnete Gehfllfensebaft in VoUsug 

gesetzt worden. 

K^n- Die Kassenverwaltung ist wahrscheinlich nebst der Crimina^ustiz 
fühnui«. frühesten der Selbsttbätigkeit des Imperienführers im Wege Her 
obligatorischen Mandl rung entzogen worden. Es kann auf die Ein- 
führung der Republik selbst zurfickreichen, dass die Consiiln ange- 
wiesen win den, die Gemeindekasse nach ihrem freien Erinos.sen. aber 
nicht selbst zu verwalten, sondern durch zwei Gehülfen höherer Ord- 
nung verwalten zu lassen, für deren Answalii dann, vielleicht nicht 
lange nachher, die Einwilligung der Comitien gefordert ward. Bei 
Yacuü/ der Quästur, die allerdings nicht wie bei der Censur regel- 
mässig eintrat, sondern nur ausnahmsweise vorkam, mögen ihre Ge- 
schäfte durch freies consularisches Mandat llbertragen worden sein 
und es ist diesen Mandataren vielleicht selbst in der Stadt die pro- 
magistratiscbe Titulatur eingeräumt' wozden. 

Die AmtfOhrung ausserhalb Rom ist swar nach denselben Prin- 
eipien geordnet, die Regeln aber dennoch wesentlich verschieden. 

iMSkm- Stellvertretung ist im Allgemeinen auch dem Conimando fremd. 

MitMtiMf. Der in seinem Amtkreis verweilende Conimandoführer kann dies Com- 
manffn nicht beliebig durch Mandat ai)ertragen nnd selbst bei ein- 
tretciiilpi" Handlungsunfähigkeit und im Todesfall giebt es keinen ver- 
fassungsmilssig vorgezeichneten Weg die Lücken zu füllen; es bleibt 
nichts übrig als das Nothstandscommando dessen, der sich dessen 
unterwindet und Anerkennung findet (S. 102). Aber wie nach ältester 
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Ordnimg die in das Ausland sich begebenden Oberl>eaiDteu einen Stadt- 
Verweser mit magistratischem Recht bestellen, so hat der Commando- 
führer, wenn er seinen Commandobezirk verlilsst, das Recht und die 
Ptiicht einem Privaten, welchem der niedere Bennite in dieser Hinsicht 
gleichsteht, sein Imperium interimistisch zu übertragen. Dieses im 
städtischen Regiment factisch beseitigte Verfahren ist im militärischen 
iu Kraft geblieben. Es kommt dasselbe auch iu der moditicirteu Form 
vor, dass der iu der Stadt verweilende Imperieninhaber das militärische 
Commando, welches er hat, aber nicht ausfiben kann, einem Stell- 
Tertreter flbertrftgt ; indess ist dies nur zul&ssig, so weit es nicht mit 
der Regel coUidirt, dass der Nachfolger im Commando dasselbe von 
dem Vorgänger persönlich ttbemehmen mnas (S. 99) und dieser also 
bis zum Eintreffen des Nachfolgers in seiner Stellung verbleibt. Der 
in Rom verweilende Consul oder der Stadtprätor kann also nur ein 
nicht besetztes Commando einem Stellvertreter übertragen. Qualitativ 
ist die Stellvertreterernennung insofern beschrankt, als der Stoll- 
vertreter, auch wenn ein Consul ihn bestellt, doch nie ein höheres 
Imperium als das prätorische führt. 

Die Hülfsthiltigkeit bei dem militärischen Imperium ist Oberhaupt Foid- 
und üiuiieiitlicli m iillerer Zeit vor der Einrichtuujj der Provinzen in kaMtn- 
enge Grenzen gewiesen. Von den vorher aufgeführten Kategorien der '^'"**'' 
stftdtischen Amtsthätigkeit kommt bei der feldherrliehen als sttndige 
nur die Kassenfohrung in Betracht IHe Regel, dass diese einem 
Geholfen ftbertragen werden moss, güt auch für den Feldherm und 
die Einwilligung der Gomitien wird auch für diese QuAstoren erwirkt; 
hier aber ist es ausser Zweifel, dass der Qoftstor zunächst ebenso wie 
der Feldherr und wir jeder Offizier seine Function auch nach Ablauf 
der Amtfrist fortführt, wenn aber dem Feldherrn der Quastor fehlt, 
er wie berechtigt so verpflichtet ist einen Privaten zum Proquästor 
zu machen. 

Wenn die Aufstellung der Truppen in der Stadt Rom den stän- ^ "fffi 
digen Ordnungen namentlich auch iu der Ofiizierserneanuug sich 
Btreug conformirt, so wird im feldherrlichen Amtsgebiet das effective 
Halfscomraando zwar unter Schonung der also gegebenen Normen, aber 
doch thatsftchlich mit grosser Freiheit behandelt. Die Unterordnung 
des einen Offiziers unter einen andern in der formalen Hierarchie 
zwar nicht unter ihm, aber doch ihm gleichstehenden und selbst die 
Verwendung eines im Lager anwesenden NichtOffiziers für die Be- 
fehlsffihrung sind wohl von jeher im Feldhermrecht enthalten gewesen 
und in späterer Zeit ist von der letzteren Befugniss namentlich ffir 
die bei dem Heere betindlichea Senatsboten in weitem Umfang Ge- 
brauch gemacht worden. 
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Fiidht^rr- Rechtspflege im militärischen Amtsgebiet hat erst beguüueü, nach- 
pflege, dem iD den Provmzialprftturen besondere Juris<lictioueü für das über- 
seeisehe Gebiet eingerichtet worden waren. Die Scheidung der Proätess- 
regulirung und der l'rtheiliiudung und überhaupt die bei der haupt- 
st&dtischen Rechtspliege geordneten Schranken der Amtsgewalt sind 
auefa fflr diese Nebeogerielite massgebend gewesen. Aber wenn im 
sttdtisehen Begiment die Jurisdiction nicht mandirt werden kann, so 
scheint diese Mandining hier keiner BeschiAnkang unterlegen zu haben 
und namentlich in Bezug auf den Quästor hAufig vorgekommen zu sein. 
Audi ist es mindestens zweifelhaft, ob bei Rechtssachen, an denen 
römische Borger nicht betbeiligt waren, der Statthalter gesetzlich ver- 
pflichtet war sich der eigenen Urtheilsflndung zu enthalten; vielleicht 
hat diese wohl immer mehr als Administrativact aufgefasste Hecht* 
sprecbuüjr dem Geschwornenzwanp nicht unterlegen. 

K»sht»- Die rechtliche Stellung des (irinilten ist im WesentlicbiMi hiermit 
Amu. gegeben. Innerhalb der für die einzelne Kategorie zur Anwendung 

ii»iiQifMi. ]j^p,„jgj,(|g,j verfassungsniiissigeu Isiormeu st^ht dem Imperienträger die 
Ernennung des (ieiiülfeu frei wie auch, da das Mandat jederzeit wider- 
ruflich ist, desBMk Entlassung ; indess ist er in zahlrdchen F&llen bei 
der Ernennung an die von ihm oder einem anderen Imperienträger er- 
wirkte Zustimmung der Comitien gebunden, und so weit dies der Fall 
ist, kann er den Gehülfen auch nicht einseitig aus seiner Stellung ent^ 
fernen. Die Competenz des Gehtklfen giebt das Mandat. In der Ge* 
schäftsftlhrung bleibt der Gehülfe, mag er ohne oder durch die Comitien 
bestellt sein, abhängig von dem Willen des Mandanten; der Quästor 
leistet Zahlung, der Lictor vollstreckt den Spruch nach Anweisung 
des Confeuls und die Verantwortlichkeit trägt nicht der Mandatar, 
sondern der Mandant. Auch Handlungen, zu denen der magistratische 
Gehülfe als Magistrat befugt ist, zum Beispiel die Einholung von 
Auspicien, die Abhaltung einer Volksversainnihm^' kann der Vorgesetzte 
untersagen. Ebenso kann der Maudanl die Handlung des Mandatars, 
insoweit er selbst zur Vollziehung dei-selbeu berechtigt ist, cassiren und 
rectifidren; darauf beruht es, dass der stJidtische Magistrat den Spruch 
des von ihm eingesetzten Geschwomen abzuftndem nicht befugt ist, 
wohl aber, so weit Mandirung der Jurisdiction zulftssig ist, von dem 
durch den Mandatar herbeigeführten Spmch an den Mandanten Be- 
rufung eingelegt werden kann, woraus im Laufe der Zeit sich das 
Institut der Appellation entwickelt hat. Aeussersten Falls kann der 
Mandant sogar dem magistratischen Gehttlfen alle Amtshandlungen 
verbieten, also ihn vom Amt suspendiren. 

Uullsthätigkeit und eigene Amtsgewalt schliesseu also logiscii und 
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praktisch eiDander &m : wer ein fremdes Imperium kraft des Mandats 
seines Inhaberti diestm au&>übfn hilft, kann eigenes nicht haben. 
"Wie mJess diese Regel für die königliche Gewalt schwerlich gegolten 
bat und sicher fQr die Dictatur nicht gilt, da dem vom DicUitor er- 
nannteis Reiterl&hrer eigenes Imperium so wie Titel und Insignien 
der Magistratur beigelegt werden, so wird sie auch bei der Rockkehr 
Sur Monarchie ausser Kraft gesetat In dieser Hinsteht wie auch 
sonst mehrfach knfljtft die Beseitigung des republikanischen Prindps 
an Pompeins an: das ihm im J. 687 (67 v. Cbr.)dnrch das gabinisehe 
Gesetz eingcräuinte Recht den von ihm fOr den Piratenkrieg ernannten 
Unterbefehlsbabern eigenes Imperium und magistratische Insignien zu 
verleihen eröffnet das bald darauf in dem Prinripat durchgeführte 
System (]fs niilit;^ fischen Reichsregiments durch von dein Monarchen 
ernannte und dennoch mit eigenem Imperium ausgestattete Ofhziere 
(leguti Augusdi pro praetore). 

Es bleibt übrig von einer besonderen Form der Hulistiiutigkeit 
bei der Magistratur, dem ccmiimm zu handeln. 

Es ist in Rom herkömmlich gewesen wichtige in die Willkür 
des Einseinen gestellte Entscheidungen sunAchst anderen zu diesem 
Zweck susammenberufenen Personen vorsulegen und eist nach Ein- 
holung der Ansichten dieses ecfmUtm den endgfiltigen Entschluss zu 
fassen. Auf diese Weise ist die hohe und freie Stellung des Hau^ 
vaters zugleich aufrecht erhalten und einigerma^n vor dem U^bor 
schlagen in leitlensehaftlichc Action und gewissenlose Willkür bewahrt 
worden. Wie die Magistratur der Ilausgewalt überhaupt nachgeschaflen 
ist, hat sie auch diese Institution aufgeDommen und damit Aehnjiches 
erreicht. 

Die Ilathseinholung tiiidet nur statt, wo die Entscheidung ge- 
gründetem Zweifel unterliegt; bei einfacher Anwendung der gesetz- 
lichen Norm« zum Beispiel bei Annahme der ordnungsmftssig ein> 
gebrachten Klage ist fflr sie kein Raum. Ebenso ist dieselbe, wenigstens 
nicht flblich, wo die zu treffende Entscheidung nicht definitiv ist; so 
nicht bei dem durch das Rechtsmittel der ProTocation anfechtbaren 
Criminalurtheil, vielleicht nicht efnmal bei der magistratischen Entp 
Scheidung, gegen welche tribunicische Intercession erbeten werden 
kann. Unanwendbar ist sie ferner, wo die Entscheidung durch 
Majorität gefunden wird. Im Civilprozess zieht der Einzelgeschworne 
häutig Rathniiinner zu, nicht aber thun dies die Recuperatoren. Schon 
aus diesem Grunde, dann •aU'v auch, weil die Zuf?^lnlmensetzung der 
befragten Versaiatiiiaag hier nicht von dem Befrageudeu abhängt, kann 
die Befragung des Senats durch den Magistrat nicht hieher gezogen 
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werden, wie denn auch dem Senat die Benennung consümm nicht als 
techuisrhe beigelegt wird. Noch weniger gehören in diesen Kreis die 
gro^n Geschwornenhöfe des Erbschaftsgerichts und der criminal- 
recbtlicbeii QuAstionen, obwohl sie ebenfalls eim34a bdsBon, da die 
bierin enaittelte Mojoritftt den proiessleitenden Beamten bindet 

Je mebr die Entscheidung der Willkftr des dasu Berufenen Spiel- 
raum giebt, desto mehr eignet sie sieb für dieses Torverfabren. In 
dem Verhältniss zwisehen der Magistratur und dem Bttrger gilt dies 
vornehmlich theils von der Schätzung, theils von den nicht auf der 
allgemeinen Bürgerpflicht beruhenden vermögensrechtlichen Ansprüchen 
der Gemeinde an den Bürger und umgekehrt. Da nach dpr ursprüng- 
lichen Ordnung der Bttrger civilrecbtlich die Omeinde nicht verklagen 
kann und auch umgekehrt eine analoge Fordei unj;; (1er Gemeinde an 
den Bürger nicht leicht zur Civilklage führt, sind diese Coutroveisen 
regelmässig auf magistratifche, also formell einseitige Entscheidung 
angewiesen und liiei \or Allem ist die Zuziehung von Kaihmänuern 
sweekmftssig und üblich. Die Auswahl derselben hat selbstTeistSnd- 
lich diejenige Person, welche den Bath erbittet; wenn dies ein Be- 
amter ist, sind dies in erster Beihe die ihm gleich oder nahe stehen- 
den Beamten. Einzelbefragnng ist kein Consilium; Zusammentreten 
mehrerer Personen und m&ndUche Verhandlung yor denselben gebort 
zum Begriff, nicht aber nothwendig Majorit&tfindung. Selbstverständ- 
lich thut die NichtZuziehung des Consilium der Rechtskraft der Ent- 
scheidung auch da keinen Abbruch, wo die Zuziehung angezeigt und 
üblich ist, und noch weniger ist der von den Zugezogenen ertheilte 
Rath für den Berathenen obligatorisch ; er folgt dem Rath nur wenn 
und so weit er will und bleibt für die Entscheidung auch dann ver- 
antwortlich, wenn sie dem Käthe gemäss gefasst ist. 
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All die Darstellung der Magistratur in ihrer Allgemeinheit 
schliessen wir in diesem Buch diejenigen der einzelnen Aemter der ^«'«ter. 
Gemeinde eiDSchliesslich derjenigen der Plebs, in dem folgenden die- 
jenige der einzelnen Amtskreise an. Da jedes Amt eine Institution 
mit eigener Kntwickelung und eigener Geschichte ist, die Competenz 
des einzelnen Beamten aber mehr oder minder in verschiedene Gum- 
petenzkreise eingreift, so kann die sUatsreelitliche EntwieUung dieser 
iDcougrueoz nur Beehnnng tragen durch eine doppelte von jenem 
zwiefaclien Standpunct aus durchgeführte Darstellung, wobei Wieder* 
holungen nach MOglichlceit vermieden, aUerdings aber unvermeidlich 
Bind. In diesem Buch soll, sd weit nicht die Verweisung auf die all- 
gemeine Darstellung des vorigen Buches ausreicht, für jedes einzelne 
Amt dargelegt werden die Benennung; die Entstehung und Entwicke- 
lung; die Stellenzahl; die ständische Qualification ; der Platz in der 
magi?tratischen Hierarchie: die Bestellungsfonn ; die Aiutsdauer; der 
örtlii'he Kreis; die mit dem Amt verbundenen Khrenr*v!ite. Ueber 
^ie Competenz wird am Schluss eines jeden Abschnitts eine Ivuize 
Zusamineuiasäung gegeben, welche wesentlich auf die Ausführungen 
im folgenden Buch verweist. 

Die Spaltung der Magistratur, wie sie hier durgestellt wird, ist dem i;';^^;';;^! ';^ 
ursprünglichen Wesen derselben fremd: es giebt sunftchst nur einen 
Beamten und viele Gehfilfen. HerbeigefUhrt worden ist sie emeiseits^ni«*"**'* 
durch die innerhalb des Imperium eintretenden Hodificationen, welche 
es rathsam machen Consulat, Dictatur und Pr&tnr in der Darstellung 
SU sondern, obwohl diese Imperienträger auch und vielleicht mit 
besserem Recht als Inhaber eines nnd desselben wesentlich gleich- 
artiirf^'i Amts gefasst werden dürfen, andererseits durch die Ent- 
wickeiung der des Imperiums entbehrenden oder, wie wir sie be- 
zeichnen woDen. der ruterämter, welche Kiitwickelung vüilzogeu 
hat theils durcn l luwaiidlung ui^prüuglicher Gehülfenstellungen in 
derartige Magistraturen, wie dies der Fall ist bei der Quästur, theils 
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durch Ucbertragung einzelner Zweige der oberamtlicben Thätigkeit 
auf eigene des Iinperiums entbehrende Beamte, auf welchem Wege 
zum Beispiel die Censur entstaiidtn ist. Allerdings hören diese 
Untcriimter durch die Aufnahme mitrr die Magistraturen nicht auf 
Gehülfcnstelluugcn zu sein und die Abhängigkeit von dem Vorgesetzten 
wird wenigstens in der Theorie durch den magistratiRchen Charakter 
nicht gemindert, wie dies die aus magistratischen und nicht uiagi- 
stratiBchev Stellen gemiBchton Kategorien der Kriegatdbime ttnd der 
prfttorisdien Geriehtsvenreser (praefecH iure dieumdo) deutlteh dftrthim. 
Dennoch tritt der magtetratische Charakter auch in dem Unteramt 
deutlich zu Tage. Die Greining des Beamten unter Hitwirkung der 
Comitien Tenetzt, wenigstens nach der späteren republikanischen An- 
schauung, den also Gewählten, mag seine Befugniss noch so unbe- 
deutend sein, unter die Träger der souveränen Gewalt der Gemeinde, 
und dem entsprechend hat auch der Inhaber des TTnteramts eigene 
Ausidcien und zwar nicht eigenes Imperium, aber doch eigene Potestas. 
Auch kann der Vorgesetzte den ihm unterijeordneten Gehtilfen, wie 
er ihn einseitig ernennt, so auch beliebig entlassen, nicht aber den 
ihm unterstellten Magistrat. Es werden daher in dieser üebersicht 
die sämmtlichen Ober- und Unterämter aufgeführt werden, so weit 
sie wichtig genug sind, um in einem allgemeinen Ueberblick Platz 
zu finden. 

< »nun n Hinsichtlich des Umfanges der Amtsthfttigkeit besteht ein ur- 
y/jj^^^'^-^^spranglicher Unterschied zwischen dem Ober- und dem Unteramt 
" nicht; das uraprQngliehe Oberamt, das Eönigthum und das älteste 
Gonsulat, kennen die Spaltung so wenig wie das ursprQngliche Unter- 
amt, die Quästur. Erst im Laufe der Kntwickelung hat sich in 
beiden die Specialcompetenz ausgebildet und allerdings im Unteramt 
Fchftrfer als im Oberamt accentuirt; denn wenn die Spaltung des 
ersteren in Consulat und Prätur nur '■ehr bediugt als Spaltung des 
militärischen und des jurisdictiouelleu Imperium aufgefasst werden 
darf, so hat dagegen die Specialcompetenz sowohl in der Quästur 
Platz gegriffen wie alle Unterämter jüngerer Entstehung von Haus 
auB beherrscht. 
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Schon in den Pf 'richten, die uns über das ursprüngliche König- ^^SifJ" 
thum zugekonimeu siud, überwiegt allem Anschein nach die rechtliche 
Goüstruction die geschichtliclie TTeberlielerung, und unsere Forschung 
geht nothweodig den gleichen Weg. Die Benennung rear, welche 
keine einzelne Function des Imperium, sondern dessen Sammtbegriff 
ausdrückt; die Urspi ungiichkeit des Amtes, das die Tradition älter 
macht als die Stadt selbst; die in dem Zwischenkduigthum bis in 
die spAteste Zeit der Republik hiaab festgehaltene Einheitlichkeit des 
Amtes unter Ausschluss nicht bloss der GoUegialitftt (S. 117), sendem 
auch der Unterbeamten (8. 105. 145); die Creirung des Königs durch 
den ihm ▼orhergeh^den Zwischenkönig unter Ausschluss der Bürger- 
wähl (8* 104); die gleichm&ssige Function innerhalb und ausserhalb 
der Bannmeile (S. 98); die Lebenslftnglichkeit des Amtes (S. 128); 
von Ehrenrechten die Amtswohnung am Markt (S. 83) und die Führung ^ 
des rothen Gewandes (S. 138) fassen ungefähr zusammen, was wir 
bei den Namen Romulus und Nunia uns zu denken vermögen. Der 
Zuständigkeit nach mag die königliche Gewalt über das republika- 
nische Imperium hinaus enthalten haben das sacrale Herrenrecht 
(S. 88); die schrankenlose Gehülfeuernennung mit der Befugniss das 
Imperium wenigstens dem StelWertreter als dessen eigenes zu ver- 
leihen (S. 144); die fieie Handhabung des Strafverfahrens wie des 
Schiedsgerichts (8. 145) mit nur facultativer Anwendung in jenem 
der ProTOcation an die Bfirgerschaft, in diesem der Zuziehung von 
Geschwomen; endlich die freie Yerfftgung auch über den Grund- 
besitz der Gemeinde (S. 186). 
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BonennunK Die «xangbarste Benennung der an die Stelle des Kuuigüiums eio- 
treteiidfii Magistratur cm-!»des. die „Mitspriuger", ist entlehnt von 
dem Moment, das sie von der älteren am sichtlichsten unterschied, der 
Collegialität, wobei, eben wie in der BezeichauDg roc, der Sammt- 
begriff des Imperium zu Grunde liegt Daneben werden sie nach den 
beiden hanptsftehlichen Seiten desselben beseichnet t^HjpraehnSt wahr- 
scheinlich die Führer, und nidiees^ die Rechtspreeher; indess sind 
beide Benennungen frQh abgekommen und nur die erst erwähnte in 
Gehi auch geblieben. Die Führung des Imperatortitele kommt dem 
Inhaber des Imperium nach Herkommen nur dann zu, wenn er ent- 
weder von den Soldaten auf der Wnhlstatt o»^pr \m dem Senat als 
Sieger begrüsst worden ist, in welchem Fall der eigentliche Ämtstitel 
Z.LI. abgelegt zu werden prir;:!. - Die Zweizahl ist, wie nnt lern Consulat 
aufgekommen, so dafür bis in die späte5?te Zeit festgehalten worden. — 
<jnaii. Das Amt, zunächst den Patriciern voi behalten, ist im J. 387 (307 v. Chr.) 
zwischen den beiden Ständen getheilt, dann im J. 412 (342 v. Chr.) 
auch die zweite Stelle den Plebejern eröffnet worden, die indeas that- 
sächlich zuerst im J. 582 (172 v. Chr.) von einem zweiten Plebejer 
bekleidet worden ist (S. 39). Die rechtliche AnknQpfting der lUiig- 
keit zur Uebeniabme dieses höchsten Gemeindeamts an die Bekleidung 
eines niederen oder gar an ein bestimmtes Alter ist der alteren re- 
publikanischen Ordnung fremd, ja die entere Qualification schon 
durch das Zahlenverh2\ltniss der verschiedenen Acmter ausgeschlossen: 
erst nachdem hei dem Festhalten der Zwpizahl für das Consulat die 
Zahl der priitorischen und der quüstonschen Stellen diese um das 
Drei- bis Vierfache überstieg, ist in der zweiten Hälfte des sechsten 
Jahrh. der Stadt diese Reihenfolge der Gemeindeämter gesetzlich 

Onlfun- fizirt worden. — Die Ernennung des Consuls und später die Leitung 
der Consulwahlen kann allein der Consul oder der Dictator odw 
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im Fall der Vacanz der Zwischenkönig vornehmen (S. 105) und es 
kann dieselbe nur in Centuriatcomitien vollzotren wf^rfien, — Oortlich ^j^^j^^ 
ist das consularisclie Imperium zwar durch den (jregensat/. des .städti- 
schen und des feldheri liclien Regiments gebunden, aber sowohl insofern 
allgemein, als jeder Cousul successiv zuerst jenes und dann dieses führt, 
als auch vor Allem iu der Hinsicht, dass dem militärischen Imperium 
dieses htehsten Beamten die örtliche Allgemeinheit von Beehtswegen 
xukomiDt und die Sprengelachranken, wie sie dem sonst gleichartigen 
pifttorischen Ten Rechtswegen gesetzt sind, fOr das coosularisehe nicht 
beitehen. Dieses umfosst gleichmAssig Italien und die ProTinMn so 
wie das Ausland und die Beschränkung auf einen engeren Kreis, welche 
tliatsftchlich auch hier die Regel bildet, die consulariscbe Provinz, mht 
in vorauUanischer Zeit auf dem freien wenn gleich in Uebereinkunft 
mit dem Collegen und unter Einwirkung drs Senats gefassten Ent- 
schhiss (If's iiöchsten Beamten selbst. — Die Dauer unterliegt zunächst Amuduwr. 
dem Gesetz der Annuität nach den über den Anfangstermin früher 
(S. 129) entwickelten Regeln, wobei indess unter dem Principat die 
Fristen mehr und laelir verkürzt wurden und die Consulu oft uur 
einige Monate fungirten. Andererseits tritt je nach Umständen, aber 
frflh nnd h&nfig im ausserstadtischen Amtlireis nach den Regeln der 
Prorogation Erstrecknng ein. Durch Sulla ist dieselbe cur Regel und 
das Amt in der Weise swe^ährig geworden, dass das Amt^hr hin- 
durch der Gonsul als solcher in Rom die Geschftfte fahrt and im 
Folgejahr als Proconsul eine der festen örtlich begrenzten Statthalter- 
schaften übernimmt. Im Anschluss an eine im J. 703 (51 v. Chr.) ge- 
troffene Einrichtung ist «eit Augustus die Continuitilt der städtischen 
und der provinzialen Function aufgehoben und zwischen Consulat und 
Proconsulat ein mindestens fünfjähriges, regelmässig noch längeres 
Intervall gesetzlich vorgeschrieben. Durch die rechtliche Fixirung der 
Prorogation und durch die luteivallirung, welche beide gleichmässig 
auf CoDSulat und Prätur sich erstrecken, nimmt die Provinzialstatt- 
haltersehalt, für welche die sweite Amtfrist besümmt ist, den ur- 
sprttnglieh ihr mangelnden Charakter eines selbstAndigen Amtes an, 
für das auch, in Folge der bei der Verwaltung der prfttorischen Provins 
sich einstellenden titalaren Steigerung, die Benennung procanmd sum 
allgemeinen Amtstitel wird. 

Hinsichtlich der Ehrenrechte kann in Betreff der Fasces, desiknmdA. 
Purpurs am Gewand und des Anitstuhls auf den allgemeinen Abschnitt 
(S. ]-^7) verwiesen werden. Hinzu tritt der Trinrnph, der feierliche 
Aufzug des siegreichen Magistrats auf das C-i])itiil, und die Kponymio. 
Eine ofticieüe und allgemein gültige Jahresbezeichuuug giebt es in dem 
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römischen Staat nicht ; im Privatvf^rkehr wird sie gewohnheitsnia^^^i«; 
vertreten durch die Namen dr r zur Zeit, oder, nach dem Eintreten 
der verlvtlrzten cnnsularisrlicii 1 unctioii. der am 1. Januar eines jeden 
Jahres {consuie^ »»rdmam) fungirenden Goiibulii, weshalb das Verzeich- 
niss dieser Jalireshenennungen zu den Tagesnamen als zweiter Theil 
des Gemeiudekalenderä {fastt) hinzutrat. 

ConpcUnx. Eine oonsularisdie Competenz giebt es iDSofern nicht, als der 
Sammtbegriff der magistratiBchen Gewalt, die Gonoentrirung des 
obrigkeitlichen Befehlsreehtes in einer und derselben Person bei dem 
Consulat, Yom sacralen Begiment abgesehen, ebenso zu Grunde gel^ 
wird wie bei dem EöDigthum. Auch der ursprOngliehe Consnl ist 
der Gemeindeherr im Gericht wie im Felde gleich dem König und 
insofern der einzige Beamte, als ihm nur von ihm ernannte und ihm 
gehorsamende Gohülfen zur Seite stehen. Dieser Vollgewalt thnt es 
wohl thatsächlicli. nicht aber begritllu h Eintrag, dass im Laufe der 
Zeit wichtige consularische Aratsgeschätte entweder au Gehülfen ab- 
gegeben werden, wie der Capitalprozess und die Kasseoveiwaltung 
an die Quästoren und die Schätzung an die Censoren, oder auch an 
mindere Culiegeu, wie die Jurisdiction an die rrätoreu; diese Ein- 
schränkungen, von denen übrigens die letztere da, wo der Consul 
oder Gonsular als Statthalter einer festen Provinz fuugirt, ausser 
Kralt tritt, verhalten sich zu dem consularisehen Imperium wie im 
CivQrecht die Servituten zum Eigenthum und dem letzteren bleibt 
immer die YollstAodigkeit insofern, als jedes amtliehe Geschäft in 
ihm enthalten ist, über das nicht ein Specialgesetz anderweitig ver- 
fügt hat. Thatsächlich liegt dem Consul hauptsächlich ob in dem 
städtischen Regiment die Leitung der Verwaltung und der Polizei so 
wie die Verhandlung mit dem Senat und der Brir<iprc<'baft, ausserhalb 
die Aratführung in Italien ausschliesslich flei .1 ui i-diction und die 
gesainmte Kriegführung, so weit sie nichl innerhalb der t^iiizeiueu 
Provinz erledigt werden konnte. Begrenzte Commandobezirke werden 
in der früheren republikanischen Zeit, wie oben gesagt ward, unter 
Einwirkung des Senats durch Vereinbarung der Collegen festgestellt, 
in der späteren aus den Statthalterschaften durch den Senat ausgewählt 
In der Eaiserzeit ist dem Senat diese Auswahl entzogen und sind die 
beiden nach den Erdtheüen benannten Statthalterschaften Asia und 
Afriea ein fQr allemal den Consuln als Folgeämter ttberwtesen. Ueber 
die Yertheilung der beiden unter die lieiden zur Statthalterschaft ge- 
langenden Consttlare entscheidet die Vereinbarung oder das Loos. 

C|uiinib|w In der frühereu republikanischen Epoche, vielleicht seit dem De- 
cemvirat, ist das Oberamt häufig, aber immer ezceptionell statt an die 



Digrtized by Google 



2. ConinlAt nnd ConBidartrilmiiat. 



161 



re^^el massigen zwei Gemeindevorsteher an die seclis Offiziere des da- 
maligen Sammtheeres in der Wpisf^ pegehen worden, dass diese nicht, 
wie es Regel war. von den Consuiü des laufenden Jahres, sondern im 
Vorjahr unter Mitwirkung der Comitien creirt wurden und dann sie die 
Geschäfte des Oberamts, nöthigeufalls neben ihrer militärischen Function, 
als tril/uni militum pro consiiJibtts oder cotistäan hnperio verwalteten. 
Nicht selten fongiren statt der sechs Vorsteher nur drei oder vier, wahr- 
scheinlich Dor desswegen, weil die erforderliche Majorität nur fOr eine 
Minderzahl sich ergab und das Recht der eollegialischen Ergänzung 
diesen Tribunen nicht so wie den Consuln instand. Immer aher sind 
ihrer mehr als swei und damit hingt es susammen, dass bei dieser 
Vorsteherschaft der Stadtverweser wegfällt (S. 144) un<l einer der 
Tribüne in Rom zur Erledigung der Justizgeschäfte zurtlckbleibt» was 
ohne Zweifel wenigstens einer der Zwecke dieser Einrichtung gewesen 
ist. Zunäclist aber ist diese Institution wohl hervorgegangen aus den 
ständischen K iinpfen, indem zum Tribunal auch der Plebejer zuge- 
lassen wrrdi u musöt*' . also auf diesem Wege das Ol» ramt sich der 
Plebs erschloss. Dazu passt ^ wohl, dass der Tri 1 um nicht wie der 
Consul zu der höchsten der Amtsehren, dem Triumph zugelassen ward 
und auch die soustigeu namentlich bei ^den Senatsabstimmuugen au 
die Bekleidung des Oberamts geknüpften Vorreehte dem gewesoien 
Tribun nicht dngerftumt wurden. Ebenso passt es dazu, dass mit 
der Zulassung der Flebc|)er zum Consulat selbst diese Institution ver- 
schwand. 
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BiaritAian? Ks ist, Wahrscheinlich bereits hei d^r Beseitigung der Kiuiierr- 
üchaft selbst, die Möglichkeit vorgesehen wurden sie trausitorisch zurück- 
zuführen, indem jedem Gemeindevorsteher, dem Consul wie dem 
Cousuiartribuu, das Hecht beigelegt ward unter Beseitigung der colle- 
gialiBefaen IntereesBion naeli miaem EnMaea einer dem ernenneiideB 
sowohl wie setnem oder seinen CoUegen flbergeordneten Oberbeamten m 

Bninnag. ernennen und anf diese Weise die Collegialit&t bis weiter an beseitigen. 
Die Benennung dieses Beamten ist magitter popub', das heisst der Heer- 
meister oder spftter gewöhnlich dieiaior^ für welche Bezeichnung es an 
Jjjg^ einer genügenden Erklärung fehlt. — Ohne Frage ist aucli dies Amt wie 
das Con.^ulat zunächst den Patriciern vorbehalten gewesen, den Plebe- 
jern aber wahrscheinlich zugleich mit deni Consulat zugänglich ge- 
mSS^ worden. — Das? in dor Beamtenhioi Jiriii ' die liochste i^telle ein- 
nimmt, folgt aus seiner Stellung über dem Cousulat; darum ist auch 
s|nlterhin wer nicht Consul gewesen war, nicht leieht zum Dictator 
bestellt worden, obwolil die Consuhu ität nicht rechtlich als Qualittcatiou 
Crtinin». für iiies Amt bezeichnet werden darf. — Vor der Creirung des Dictators 
werden die Comitien nicht befragt und besonders aus diesem Grund 
hat der Kampf der Bargersehaft um die souveräne und der Magi- 
stratur aberlegene Stellung sich hauptsächlich um dieses Amt bewegt; 
die Erstreckung der Gomitienwah! auf die Dictatur um die Zeit des 
hannibalischen Krieges machte der Institution rasch ein Ende, da sie 
damit ihre politische Bedeutung verlor und nur die Gehässigkeit blieb. 
Die später unter dem gleichen Namen eiiitieieriden ausserordentlichen 

oertUckkeit. Gewalten gclum ii iiicht in diesen Zusammenhang. — Oertlich kann 
die Dictatur ehenso im städtischen wie im nnlitiirischen Amfkreis 
zeitdmuer. Verwendet werden. — Die Zeitgrenzen sind, wie schon gesagt ward 
(S. 129), für dieseli)e enger gezogen als für das reguläre Oheiamt: 
der Dictator ist augewiesen nach Vollziehung des ihm übertragenen 
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Oescbftfts sein Amt medenolegen, und sowohl bei dem Rflcktritt des 
Gonsnls, der ihn ernannt hat, wie anch mit Ahlnuf des aeehsten 
Monats nach seiner Ernennung erlischt dasselbe von Rechtswegen. — 
Die Ehrenrechte theflt er nicht bloss mit dem Consol, sondern erBkruncut 

fuhrt die doppelte Zahl der Pasees (S. 137), mehr also als ciust der 
König. — Eigenthümlich, aber aus der Ausserordentlichkeit des Amtes coatpetoos. 
erklärlich, ist neben der staatsrechtlichen Vollgewalt die factisch damit 
verbundene Competenz. Während der Dirtator von Rechtswegen jedes 
consularische Amtsgeschäft zu vollziehen befugt ist — der Ausschluss 
von der Jurisdiction gilt, seit er für den Consul besteht, aucii für ihn — , 
wird er in jedem einzelnen Fall eingesetzt für ein bestimmtes Geschäft. 
Höchst wahrscheinlich hat dabei die Kriegführung hvi weitem vor- 
gewogen ; bei dieser mussten zumal bei den älteren engeren Verhält- 
nissen die Nachtheile der Collegialitftt am empfindlichsten sich geltend 
machen und die durch die Dictatur gegebene Abhfllfe ist dafOr sicher 
weit hAufiger in Anwendung gekommen, als dies in unserer Uebmr- 
lieferung hervortritt Dies zeigt schon die Benennung magister popmiU, 
namentlich verglichen mit der correlaten des magisier equitum^ und 
mehr noch die Ordnung, dass jeder Dictator gehalten ist diesen bei dem 
Consulat nicht vorkommenden Reiterführer zu creiren. In der Cora- 
petenz tritt die Tendenz hervor den Dictator, wie er der CoUegialität 
nicht unterliegt, so auch von den übrigen der republikanischen Magi- 
stratur ge.setzten Schranken zu entbinden und ihn dem König zu 
nähern: der ReiterfOhrer . obwohl von ihm ohne Mitwirkung der 
Couiitieo ernannt, gilt doch als Träger eigenen Imperiums gleich dem 
Stadtverweser; der Dictator ist befreit von der durch die Quftstur 
herbeigeführten mittelbaren Rechnungslegung; ebenso ist er ursprüng- 
lich in dem städtischen Zwangs- und Strafrecht weder durch das 
Provocationsrecht noch durch die tribunidsche Intereassion gebunden, 
welche letztere weitgehende Befreiung allerdings schon in früher 
Zeit, wie es scheint um die Mitte des fünften Jahrh. d. St. beseitigt 
ward. Die Dictatur ist immer, und nicht mit Unrecht, von beiden 
Seiten als eine monarchische Institution iniipr)inlb der republikanischen 
Ordnung angesehen worden und aucli die Rückkehr zur Monarchie 
bat, wenn gleich mehr nominell als thatsächlich, an sie aogeknüpft. 
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Ttiiiitaiw Die Trätur tritt formell nicht auf als selbstilndiges Amt, sondern 
c^uoiat» alB Erweiterung des Cousulatä durch Errichtung neuer Stellen über 
die Zweizahl hinauB mit modificirter Gompetenx. Der Sache nach 
indes» wird die Auffassang der Pr&toien als minderer Collegen 
(eeUkgae mmares) der Consuln llberwogen durch die foctische Selb- 
Btttaniur Btandigkeit des Amts. Es leigt sich dies schon in der Bmiennung: 
eB ist dies wol ] diejenige, die bis zur Errichtung der Prfttur die Cou- 
suln neben der ihnen später verbliebenen geführt haben, aber sehr 
bald stellt der Spracbgebr.iuch sich dabin fest, dass den böberen Be- 
amten ausscbliesslicb die Bezeicbnung consides gegeben wird, wie sie 
denn auch für die monarchisch geordnete niedere Kategorie nicht 
])asst, und die Benennung praeiar allein der letzteren verbleibt. Die 
bei dem Consulat ausgeschlossene, mit der Prätur aber gesetzlich 
verknüpfte Soudercompeteuz hndet ihren titulareu Ausdruck darin, 
dass Ton der Einsetning des Amtes an dieser Beamte von seinen den 
gleichen Titel fbhrenden höheren Collegen als bestimmt für die städtische 
AmtfAbfung sich dnreh die Benennung praetor urbamts unterschied, 
und nachher UA Einrichtung weiterer Stellen eine jede derselben von 
iBMAing der ihr zugewiesenen Competenz benannt ward. — Henrorg^angen 
SMitania. ist die Prätur aus der Verselbständigung der Jurisdiction. Der ursprting- 
licben Ordnung nach gehörte diese zu der Amtsthätigkeit des Königs 
lind der Consuln und war vermuthlich deren Ausgangs- und Arigel- 
\iuiict. Aber die ppr^onab' Verlinüpfung derselben mit dem Feldherrn- 
amt muss bald ihre Nachtlieile fühlbar gemacht haben, denen weder 
durch die Institution des Stadtverwesers genügend abgeholfen ward 
noch durch das nicht ständige CoiiMilai uibunat (S. 160); ebenso kann 
die Collegialität für die Civilrechtspflege kaum von Vortheil gewesen 
sein. In Folge dessen wurde durch das licinisehe Gesetz Tom J. S87 
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(867 V. Chr.) eine dritte Stelle des Oberamts zunächst für diesen Amt* 
sweig eingerichtet und dem entsprechend deren Inhaber insoweit von 
der Collegialitat cutbmiden und zu stetiger Ausübung seiner Amta- 
tbätigkeit, also zu dauerndem Verbleihen m Rom anL'ewiespn. ücber 
ein Jahrhundert ist dies Tribunal das einzige jt hlirli u; erst in den 
letzten beiden Jahrhunderten der Republik Hind weitere derartige 
Stelleu eingerichtet worden, theils durch Theilung der liauptstädtischen 
Prozesse nach bestimmten Kategorien, theils durch Kinrichtung eigener 
Obergeriehte für die aberBeeisebeo Gebiete. In jener Reibe bat die 
TheÜung der zwiscben Bürgern gefflbrteD Civilprozesae und deijenigen, 
bei welcben eine oder beide Parteien das BttrgeiTecbt nicbt bitten 
(praetor nUer eioes «I peregrmas, abosiT praetor p wigrkm»\ kun nacb 
dem ersten karthagischen Krieg um das J. 512 (212 v. Chr.) den An- 
fang gemacht; im letzten Jahrhundert der Republik sind dann für das 
nun die Stelle des Criminalprozesses vertretende Anklageverfahren 
eine Reihe von besonderen nach den einzelnen Verbrechen geschiedenen 
Tribunalen erriclitet worden {praetor rqidumiis u. s. w.), bei denen 
der Prätor, dem sie zugewiesen wurden, häutig aub>er der eigent- 
lichen Jurisdiction auch noch die Prozessleitung übernahm. Für das 
abhängige Gebiet ist, da in Italien aus&er den in Rom fuuctiouireuden 
Pritorea nur deren municipale Stellvertreter (8. 14d), abor keine Be- 
amten mit eigenem Imperium die Rechtspflege übten, daa JÜteate eigene 
Tribunal das siciliscbe {praetor SieSUae)', dieses ist, nacbdem einVer- 
sncb das consulariseb-quftstoriscbe Regiment, wie es in Italien bestand, 
auf Sidlien zu erstrecken gescheitert war, wenig später als die Fremden- 
prätur um das J. 527 (227 v. Chr.) eingerichtet worden, hauptsächlich 
für die Givilprozesse, bei denen römische Bürger betheiligt sind und 
die füglich weder alle nrirh Ro?n frewiesen noch den örtlichen Ge- 
richten anheimgegeben wf rden konnten. Mit der Ausdehnung des 
überseeischen Besitzes sind weitere Präturen eingerichtet worden; 
jedoch ist in der republikanischen Epoche die Zahl der zu besetzenden 
Stellen fast immer grösser gewesen als die Za Iii der jährlich creirten 
Prätoren und sind also Aushülfsmassregeln stetig erfordert worden. Die 
Zabl bat viel&cb gescbwankt. Vor Sulla sind jftbrlieh seebs Prfttoren 
gewftUt worden, naeb seiner Ordnung adit, unter Caesar bis au secb- 
aebn, unter dem Prineipat Ins au acbtiebn, oft indes aueb weniger. 
Indess bat diese Stellenvarmebrung dem durch das Wesen der Juris- 
diction gegebenen monarchischen Cliarakter der Prätur keinen Ab- 
brach gethan; es giebt wohl sp&ter zahlreiche Oberrichter, aber 
keiner von ihnen bat in seinem eigentlichen Amtsbereiob einen 
Collegen. 
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Da die Prfttnr mgleieh mit derErOlBiuBg desObesamte fflr den 

Plebejer ins Leben trat, so kann der Patriciat fQr dieselbe von Haus aus 
Hiebt gefordert worden sein ; auch ist bereits im J. 417 (337 v. Chr.) ein 
cnbwg. Plebejer zu dieser Stellung gelangt — Für die Creirung gelten die fttr 
das Consulat aufgestellten Regeln (8. 105), so dass die Prätorenwahlen 
nur von dem Consul, nicht vom Frätor selbst abgehalten werden 
können. Creirung des Prätors durch den luterrex ist insofern aus- 
geschlossen, als die Creirung des Consuln durch den luterrex dem 
Interregnum ein Ende macht und die stets nachfolgende Prätorenwahl 
also dem Consul obliegt. — In der Hierarchie steht die riatur unter 
den Obeiimtern an letzter Stelle, aber vor allen Aemtem ohne 
Imperium. 

Oertlicher Wie ans dem Gesagten sieb ergiebt, ist dieser Foim des Oberamts 
AmtkniM. gesetilicbe Besehrtnknng des Prators entweder auf den 

städtischen Amtkreis oder auf einen anderweitig ftrtlieh abgegrenzten 

Sprengel. 

fMbUmt. Für die zeitliche Dauer iler Prätur gelten die Normen des Con- 
sulats (S. 120). Die von Sulla für das Oberamt eingeführte gesetz- 
lifhr Zweijährigkeit tritt bei der Prätur in der Form auf, dass der 
Beamte in seinem Amtjahr als Prätor eine städtische Jurisdiction, im 
Foljjejahr als Proprätor oder, mit der schon in repiiblikanisclier Zeit 
üblichen, später ständigen Rangerhöhung als (prä torischer) Proconsul, 
eine SlaulialterschalL üherimnmt. Die lutervallirung zwischen dem 
städtischeD Amt und der Statthalterschaft ist unter dem Principat 
bei der Prfttur ebenso geordnet wie bei dem Gonsnlat. 

Bhnoncu«. Die pr&torischen Ehrenrechte sind im Allgemeinen dieselben wie 
die eoDSularischen und der Prfttor kann wie der Consnl zum Triumph 
gelangen und hat Antheil an der Eponymie. Indess führt er statt 
der eonsnlarischen zwölf Fasees nur deren sechs, worin auch das titu- 
lare Proconsulat nichts ändert, und die Eponymie ist nicht bloss auf 
die beiden ältesten Präturen beschrankt, sondern auch bei diesen früh 
ausser Gebrauch gekommen. 

VvmtuUM. Die Competenz des Prators ist, wo derselbe neben dem Consul 
amtirt, der consularischen untergeordnet, so dass er in diesem Falle 
trotz seines eigenen Imperium als Gehülfe des höhereu CoUegen 
functionirt. Im Lebngeji ist sie rechtlich der consularischen wesent- 
lich gleich, insofern, mit Ausnahme der Befugniss consularische und 
pritorisdie Wahleomitien absnhaltmi, dem Pifttor kein eonsularisehes 
Amtrecht mangelt, ja sie rsieht insofern weiter, als die den Consuln 
entsogene Jurisdiction dem Prfttor zugetheilt ist Es hat dies zur 



Digrtized by Google 



4w Die Ftitnr. 



167 



Folge, (iass, wenn die Cunsulu ia Rom nicht anwesend sind, was bis 
auf Sulla in der zweiten Hftlfte der Amtzeit die Regel war. der Prfttor, 
und zwar immer, auch als dort mehrere Prätoren fungirten, der 
praetor urbtmus den Vorsitz im Senat und die sonstigen consulari- 
schen Gefich&fte rersah, wu nicht eigentlich als Verlxetung der Con- 
sttlii gefasBt werden darf, sondern darauf beruht, daaa die Befugniaae dei 
Bchwftcfaeren GoUegen factisch solange ruhen, ala er neben dem stftrkeren 
steht und also nur in dessen Abwesenheit sur Geltung kommen. Die 
zum Wesen des Oberamts gehörige rechtliche Totalität und Ortliche 
Universalität wird durdi die Beschränkung der Prätur auf einen 
gesetzlich begrenzten Sprengel eingeschränkt, aber nicht aufgehoben. 
Auf jenem Grundhegriff beruht es, flass der einzelne PriUor successiv 
verschiedene Sprengel verwalten kann und dass er ausnahmsweise, aber 
nicht selten , vor Uehernahme seiner Sondercompetenz anderweitig 
verwendet wird oder auch nach Uebemahnie derselben sie wechselt. 
Vor Allem aber ruht es auf jener Totalität, dass der Prätor zwar 
zunächst für die Jurisdiction bestimmt ist, dennoch aber keinem Prätor 
das Commando fehlt. Die Provinzialprätoren haben dasselbe von 
Becbtswegen in ihrem Sprengel, wenn gleich in wichtigen F&llen das 
.consularische Feldhermamt auch in diesem eintreten kann, und selbst 
die an Eom gefesselten Pritoren können von da aus diejenigen Be- 
fugnisse des militärischen Imperium ausflben, die mit dem Aufenthalt 
in Born vereinbar sind. Nichts desto weniger beruht der wesentlichste 
Gegensatz zwischen Consulat und Prätur darauf, dass von Rechtswegen 
jenes den Competenzbegriflf aus-, diese ihn einschliesst. Allerdings 
werden, seit es mehrere Prütoren gicbt, von den Coniitien nur die 
Stellen üb« rlifiupt besetzt, nicht aber die Competenzen vergeben, son- 
dern diese gewöhnlich erst nach dem Amtsantritt durch das Loos unter 
die erwählten Prätoren vertheilt, was dem Senat eine Zeitlang er- 
möglicht hat im Wege der Fixirung der Loose die Aemtervertheilung 
willkürlich abzuäudero. ludess ist das freie Schalten des Senats uiii 
den prfttorischen Ck)mpetenzea wohl nichts als ein Missbrauch und wie 
der Uteren Epoche, vor Einrichtung der weiteren Prfttorenstellen noth- 
wendig fremd, so auch im letzten Jahrhundert der Bepnblik wesentlich 
beseitigt, w&hrend im sechsten davon in grossem Umfang Gebrauch 
gemacht worden ist Bei der Vertheilung der prfttorischen Provinzen 
concurriren die Consuln anfangs nicht, sondern es sind diesen das 
italische Commnndo und die auswärtigen Kriege vorbehalten; weiter- 
hin aber nimmt der Senat mit Erfolg das Recht in Anspruch bei der 
Feststellung der cousularischen Commandogebiete nach seinem £r- 
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mesaen in die Vertheilung der Statthalterschaften einzugreifen., wo 
daim die den GoBBnln zugewieBemi f&r die pifttoriscbe Loosnog ans- 
fallen. Augnstus hat, wie schon bemerkt ward (S. 160), als eon- 
Balariache Provinzen ein fQr allemal Asia and Afiiea festgeaetst, so 
dass um die übrigen, so weit sie nicht nach der Ordnung des Pnii- 
cipats unter ansschliessliefa kaiserlicher Verwaltung stehen, die 
Prfttoren das Loos riehen. 
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Ueber die Entstehung des Tribmiats der Plebs kann anf die im uMihaaff. 
ersten Buch gegebene Darstellung (S. 50) Terwiesen werden. Der- 
selbe ist aus den ständischen Kämpfen hervorgegangen und der Aus- 
gangspnnct der Constituiruni^ der nicht adlichen Bürgerschaft als eines 

Staats im Staate; die überlieferte Ansetzung, dass die ersten Tribüne 
im sechzeliiiten Jahre der RepTil>lilv «^incetreten spIpii, hat keine ge- 
schichtliche (lewiihr, aber die Kiitsteluins' dieser Vorstandschaft fällt 
in die jenseit unserer Ueberlieferuiig liegende Anfangsepoche des 
Ständekampfs. Die Benennung scheint nicht unmittelbar den Tribus 
entlehnt zu sein, zu welchen diese Tribüne in keiner nähereu Be- 
ziehung stehen , sondern Obertragen zu sein von der alten Titulatur 
der OiSaiere des Btlrgerheers , zu welcher Stellung die Plebcyer, seit 
6te als Borger anerkannt waren, haben gelangen können (S. 39). — 
Der Zahl nach bestand die Voistandschaft der Plebs, entsprechend BUhauu. 
derjenigen der Bürgerschaft, ans zwei gleich den Oonsuln collegialiseh 
neben einander stehenden Personen; indess ist, da der von ihnen er- 
wartete Rechtsschutz durch Vervielfältigung der Stellenzahl stieg oder 
doch zu steigen schien, diese bald auf vier, sodann noch vor dem 
ZvOlftafelgesetz auf /ohn vormehrt worden, bei welcher es geblieten ist. 
— Der durch die Kntstehung geforderte Ausschluss des Patriciers vom ommit. 
Tribunat ist stets festgeiialten worden. Die Ilechtsunfflt ichheit der ge- 
wesenen Sklaven und der sonstigen zurückgesetzten iiuiger (S. 52) hat 
recht eigentlich ihren Ausgang genommen von ihrer ^Nichtzulassung zum 
Volkstribonat. DieWabl der Tribüne wird unter Aussehlnss der Fntricier creiruBf. 
Ton der Gesammtheit der Plebejer anfänglich nach den Curien, sp&ter 
nach den Tribus^ im Uebrigen nach dem Muster der Gonsulwablen durch 
die Tribüne selbst vollsogen ; die in den Anfingen des Tribnnats vorkom- 
mende freie Cooptation hei mangelnder Vollzah! des Collegiums ist frtth 
beseitigt worden und auch bei dem Tribunat die Nachwahl eingetreten. 
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Ein Surrogat fttr das Interregnum giebt es niebt; indess ist, so viel 
wir wissen, nach dem Decemvirat, w&brend dessen der Volkstribimat 
ruhte, die Continuität des Amts nicht wieder unterbrochen worden. — 

8i«ito in dar Ein fester Platz in der Hierarclii** kommt dem Tribun zunächst nur in 
roll«, so weit zu, als er dem plebejisclien Vorsteher niindert ii T?echts, d^m 
Aedilen vorgeht. Auch nachdem die Plebejer zum passiven Wahlrecht 
zugelassen sind, bleibt der Tribunat ausserhalb der Reihe der Ge- 
raeindeilmter und kann von dem Plebejer au jeder beliebigen Stelle 
in der Aemtcrlaufbahu uL»eruommeu oder auch übergangeu werden. 
Factisch nimmt er nach dem Ende des Ständebad^ in der politischen 
Lanf bahn eine untergeordnete Stellung ein ; meistens ist er als eine 
der ersten Stufen derselben und in der Regel vor der Prfttur, ja sogar 
vor der plebejischen Aedilitftt verwaltet worden. Obligatorische Ueber- 
nähme und fester Platz in der Hierarchie hat erst Augustus dem Volks- 
tribunat gegeben ; seitdem wird der Tribunat in electiver Verbindung 
mit den drei AediliUlten von dem Plebejer zwischen Quftstur und 

AniiB^. Pratur verwaltet. Oerüich functionirt der Tribun ausschliess- 
lich im städtischen Amtkreis: das militärische Imperium keunt ihn 

AaiM»Mr. nicht. — Der Zeit nach folgt der Tribunat dem Muster des Consulats; 
indess iiat .sich , nach dem eben Bemerkten . der Amtsantritt schon 
seit dem Sturz der Decemvirn nicht eigentlich rechtlich, aber ununter- 
brochen auf ileu lu. Deceuiber hxirt. 

ehrwiieciit«. Die magistratischen Ehrenrechte, Pasees, Prfttexta und Amtstuhl 
kommen dem Tribun der Plebs nicht zu, da er nicht als Gemeinde- 
beamter eingesetzt und formell dies auch spftter nidit geworden 
ist Nur das Sitsreeht, die tribunicisehe Bank (S. 138) ist ihm ein- 
gerllumt. 

Gmpttom. Magistratischo Competenz ist dem Tribun weder bei der Ein- 
richtung des Amtes zugethmlt worden noch hat er sie in formeller 
Allgemeinheit späterhin erworben. Aber er greift in die roagistra- 
tische Thafi<rkeit ein durch die Befugniss innerhalb der in anderem 
Zusammenhang bezeichneten Grenzen (S. 124) das consulahsche Im- 
periun» durch sein Kiiischreiteu (hitercessio) ebenso zu entkräften, wie 
wenn von den beiden Consulu der eine dem andern entgegentritt. 
Weiter wird er in Betreff der Herbeiführung von Volks- und Senats- 
schlüssen im Verlauf der Eutwickeluug dem Oberbeamten insoweit 
gleichgestellt, dass dergleichen Acte zwar als exceptionelle gelten, aber 
ebenso statthaft sind wie die regulären und mehr und mehr hftnfig 
werden. Die Verhandlung mit der patridseh-plehejisehen Bürgerschaft 
bli^ ihm allerdings verschlossen ; aber das von je her ihm zustehende 
Recht für Wahlen oder Gerichte oder sonstige Beschlussfassung dib 
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Plebcfjer sa berufen wurde dem consnlarischen Comitialrecht dadureh 
gleiebgeatellt, dass, wahrscheinlich durch das hortensiecbe Gesetx um 

die Zeit von 465/8 (289/6 v. Chr.), dem Beschluss der Plebs dieselbe 
Rechtskraft beigelegt wurde wie dem der patricisch -plebejischen Ge- 
meinde. Die Berufung des Senats und das Recht mit diesem Be- 
schlösse zu vereinbaren ist dem Tribuu uiigefilhr um dieselbe Zeit 
eingeräumt worden. Hinzu tritt endlich die aus der alten und keines- 
wegs aufgegebenen tribunicischen Selbstvertheidigung (S. 51) und dem 
damit verbundenen selbst dem consularischen Imperium a}>erlegenen 
Zwangs- und Strafrecht entwickelte Criminaljudicalion ; es ist schon 
liemerkt worden, dass die Handhabung des politischen Rechenschafte- 
prozessea wesentlich in der Hand der Volkstribune liegt (S. 135) und 
selbst das Oberamt verpflichtet ist den den Centurien geaetdieh vorbe- 
haltenen Capitalprotess den Tribunen doicfa mandaurische Berufung der 
patricisch-plebejischen Bürgerschaft zu ermöglichen (S. 146). — Wenn 
während der ständischen Kämpfe das tribunicische Criminalverfahren 
hauptsächlich gegen die Patricierherrschaft sich richtete, so hat es nach- 
her, in Verbindung mit dem tribunicischen Tntercessionsrecht, vorzugs- 
weise dazu gedient die Ma!^'!>tr;fte in der Botmässigkeit des Spiiats zu 
halten uud den unrechtiiKissigea wie <ieü rechtmässigen Wnierstand 
derselben unter die Herrschaft der Oligarchie zu beugen. Allerdings 
blieb der Volkstribunat auch in den Händen des Senats eine revolutio- 
näre Waffe und ist, je nach den Wechselfällen der politischen Parteiuug, 
auch gegen die Adelshemehaft gebraucht worden. Erst Sulla hat den 
gefährlichen tribunicischen Capitalproaess dadurch wenigstens im wesent- 
lichen beseitigt, dass er die politischen Prozesse (smusUo mmeOatia) einem 
der grossen Gesehwomengerichte flberwies. — Trotz der in der Theorie 
weitgreifenden politischen Bedeutsamkeit auch des späteren thatsftchlich 
in die Gemeindeordaung eingefügten Tribunats ist dies Anfängeramt 
nur ausnahmsweise zu bedeutender Wirksamkeit gelangt, hauptsächlich 
weil regelmassige Amti^gescbilfte darin nicht enthalt<Mi winon und dieses 
der Zahl nach stärkste der römischen Beamtencollegien seine Tbätig- 
keit entweder in ausserordentlichen Eingriffen oder gar nicbt äusserte. 
Dadurch ist es auch herbeigeführt worden, dass den Volkstribunen 
bei der Bestellung von Vormündern, bei der Getreidevertheilung und 
sonst durch Specialgeaets mandierl^ Geschäfte ttberwieB^ worden 
sind, die ihrer eigentlichen Stellung fem liegen. 
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Bauutanff. Der eauM, wdrtlich das „ErmeBBen", die Feststellniig der zu einer 
bestimmteD Zeit der Gemeiiide angehOrigen PeraoBen und ihrer Habe 
zur ReguliruDg der einer jeden obliegenden bOrgerlicben Leistungen, 
also vorbereitend zugleieh fftr die Heerbildung wie far die Bflrger- 

schatzuDg, gilt den Bdmem, und siefaer mit Recht, als ursprüngliches 
Attribut des Oberamts. Aus diesem gelöst in der Weise, dass die 
Vornahme dieses Actes den Consuln schlechtbin untersagt ward, wurde 
die Censur der Ueberlieferung zufolp:^ im ,1. 811 (443 v. Chr.), wahr- 
scheiTilich aber erst einige Jahre spater im J. 811» (435 v. Chr.), viel- 
If'icht hauptsächlich desshalb, weil die Consuln nicht länger im Stande 
waren das weitläufige und einen Wechsel der Leitung: nicht wohl zu- 
lassende Geschäft neben ihren anderen Obliegenheiten um(!rhu.lh ihrer 
Amtfrist genügend zu verrichten; in den latinischen Gemeinden ist 

suiieataki. dasselbo stets dem Oberamt Terblieben. — Die Gestaltung des Amtes 
Qa^i? ist wesentlich demConsulat nachgescbaffen: dieCensorei ^ad immer 
zwei und sie werden gleich den Consuln unter consularischer Leitung 
in Centuriateomitien gewählt Da die Einsetzung eigener Gensoren 
Tor die Epoche fällt, in welcher die Magistratur den Plebejenk zu- 
gänglich ward, so ist sie ursprünglich ins Leben getreten als patricische 
Institution. Ob die Zulassung des Plebejers zum Consulat im .1. ;i87 
(367 V. Chr.) sich auf die Ceni^ur mit erstreckt hat, ist zweifelhaft; 
thatsflcblich hat der erste pb'heiische Censor im J. 403 (351 v. Chr.) 
fungirt und ist bald darauf v igeschrieben worden, dass der eine der 
Censoren Plebejer sein müsse. Den den Census abschliessenden 
sacralen Act, das Lustrum hat ein plebejischer Censor zuerst im 
J, 474 (280 V. Chr.) vollzogen, zwei plebejische Censoren zugleich zu- 

^' erst im J. 623 (131 v. Chr.) fungirt. — In der magistratischen Hierarchie 
M«t. ist die Censur zunächst nur das höchste unter den das Imperium ent- 
behrenden Aemtem und wird nicht selten vor dem Consulat ttbei> 
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nommen; allinühlidi aber steigt das Amt. dem von jeher die Besetzunj» 
der Kitterstellea zustand und dem auch die der Senatorenstellen frü)i 
übertragen ward, welches ferner tliats;M'hlirh über die politischen 
und die Ehrenrechte des einzelnen Bürgers uhue Appell entschied, in 
der öffentlichen Geltung so, dass es mehr und melir gilt als die höchste 
StaÖel der uiagi«tratischen Laufbahü und nicht leicht m andere ver- 
geben wird als an gewesene Cousuln. 

Der Gensus kann nur im BtadtitefaeD Amtkreis volliogen werden ^'^^ 
and die Amtstli&tigkeit der Cenfloren ist, ähnlich wie die des Stadt- 
prftton, an Rom gebunden» obwohl sie dies nicht hindert dnansielle 
Anordnungen anch über das ausserhalb der Stadt belegene Gemeinde- 
gut zu treffen. 

Hinsichtlich der Dauer unterliegt die Gensur eigenartigen Regeln. Afttohmr. 
Es ist die Aufgabe der Censoren den Personal- und den Vermögens- 
starid der Bürgerschaft für den Moment zu fixircn, in welchem nach 
Erhebiincr dt r erforderlichen Thatsachen der eine von ihnen vor der 
versammelten Bürgerschaft mit der 8ühuuug (hi.^trtmi) durch das 
Schwein-Schaf- Stierupier (suorrtdurilia) den Census abbchliesst; hieran 
wird mit solcher Strenge festgehalten, dass alle von Rechtswegen in 
dem Ceusus enthalteneu Amtshandlungen durch diesen Act rechtlicli 
bedingt sind und, wmin er unterbleibt, nicht zur Geltung gelangen. 
Streng genommen also flben sie nicht eine fortlaufende amtliche TbAtig- 
keit aus, wie dies im Allgemeinen von den Magistraten gilt, sondern 
haben einen auf einen bestimmten Moment gestellten Einzelaet zu voU- 
ziehen. Allerdings steht diese Auffisssung des Amtsgesehftfts mit dem 
Wesen desselben insofern im Widerspruch, als der factlsche Bestand 
der Gemeinde noth wendig iu stetigem Flusse ist und sclion bei der 
Fixirung auf das Lustrum die zwischen der Erhebung der Thatsachen 
und diesem eingetretenen Veränderungen ignorirt werden; in noch 
höherem Grade gilt difs für dipjonigen, dir zwischen dem Lustrum 
und der praktischen Anwendung des Census sich ereignen. Die Folge 
von beidem ist, dass der Census überall nur als vorbereitender Act 
betrachtet wird und niemals anders als mit Hinzuiidliine der nach- 
träglich eingetretenen Modificationen zur Anwendung kommen kann. 
Damit ist weiter von selbst gegeben , das» jede Schätzung so lange 
verwendet wird, bis eine folgende far sie eintritt Es liegt also 
zwischen den verschiedenen Schätzungen nothwendig ein bei der 
Weitlftufigkdt des Geschäfts nicht allzu kurz zu bemessendes Intervall 
In Rom ist dies Intervall, so viel wir wissen, niemals gesetzlich 
fixirt worden, hat aber anscheinend normal anfänglich vier, später 
fOnf Jahre betragen. Die Fixirung fttr den einzelnen Fall hat wohl 
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in alterer Zeit insofern bei dem Oberamt gelegen, als dieses zur 
Anfertigung neuer Listen dann scbritt, wenn die bif-herigen nicht 
länger brauchbar erschienen; 8päterliiii wird darüber factiscii der Senat 
entschieden haben. Gesetzlich fixirt worden ist dagegen die für die 
Vorbereitungshandluugeu dem mit diesem Geschäft beauftragten 
Gollegium geirfthrte Frist; wenn, so lange dasselbe den CoDSnln oblag, 
ohne Zweifel die dazu schreitenden Beamten den Gensns aaeh selber 
zn Tollenden hatten und wenn diee nicht geschah, die Nachfolger ihn 
wohl wieder aufnehmen, aber nicht fortsetzen durften, so sind nach 
der Verselbstftndigung des Amtes die Censoren, ähnlich wie der Dio- 
tator, angewiesen worden entweder mit Vollziehung des Lustrum oder 
spätestens binnen aehtzelm Monaten nach dem Antritt vom Amt zurück- 
zutreten, so dass zwischen den einzelnen censorischen Functionen 
immer mehrere Zwischenjahre lagen. Der Antrittstag ist rechtlich un- 
bestimmt, fiel aber thatsitclilich meistens in das Frühjahr, das Lustrum 
in den zweitfolgenden Sommer. 

üie dem Censor zuständigen Ehrenrechte stehen unter dem Ein- 
fluss der hierarchisch und herkömmlich verschiedenartigen Schätzung 
des Amtes. Die Pasees kommen ihm nicht zu und auch der cumlische 
Stuhl TOn Rechtswegen nicht; dagegen wird wenigstens bei der Be- 
stattung dem Censor allein von allen Beamten das Ganzpurpurgewand 
eingeräumt 

Die Comp^nz der Censoren ist von geringerer Intensität als 
die in dem oberamtlichen Census enthaltenen. Den Bürger, der die 
Schätzung nnterlasst oder falsche Angaben macht, konnte der Consul 
selber an Leih und Leben strafen, der Censor dagegen, dem die volle 
Coercition fehlt, nur durch den Consul zur Verantwortung ziehen; die 
Einriciituitg also dieses Amts ist nicht bloss, wie die der Prätur. eine 
Spaltung, sondern eine noch intensivere Schwäcbung der Magistratur. 
Dieselbe Dii^crepauz zwischen dem censorischen Geschäft an sich und 
der Befugniss der selbständigen Censoren tritt darin hervor, dass dem 
Censor zwar das Imperium fehlt, er aber dennoch zum Zweck der 
Lttstration das Bflrgerheer beruft. — Ueberall und nothwendig trägt jeder 
censorische Act, wie dies schon aus dem Gesagten hervorgeht, den 
Stempel der Vorläufigkeit in sich. Durch die Censoren wird wohl das 
Bürger- und das Stimmrecht zu- oder abgesprochen, die Dienst- und 
die Steuerpflicht so oder anders geregelt ; aber alle diese Festsetzungen 
sind im Rechtssinn nur Vorschläge für diejenigen Magistrate, für deren 
Amtsthätigkeit sie in Betrrielit kommen. Wie sie die nach Aufnahme 
der fraglichen Liste eingetretenen thatsiichlichen Veränderungen zu 
berücksichtigen haben, so können sie auch aus anderen Gründen über 
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die censorischeo Aufstellungen sich hinwegsetzen . ohne das Recht 
damit zu bre« hf^n , und noch weniger sind sp&fcere Censoren an das 
, Ermessen" ihifi Vorgilnger gebunden. 

Die Competenz der CeuHoren beschränkt sich uicht auf dasjenige ( «mpeteoi. 
Gescluift. von dem sie den Kamen führen, auf die Verj^eichnung der 
dienst- und steuerpflichtigen Bürger, wovon die Bildung der Bürger- 
reiterei oder der späteren Ritterschaft ein integrirender Theil ist, 
sondern es liegt ihnen wtiter die Regulirung des Oemdndeliaiiflhalts 
in Einnahme wie in Ausgabe ob, so weit diese fftr längere Fristen 
thunlich ist, wfthrend die daffir erforderliehe st&ndige Thfttigkeit nieht 
so, wie der Gensns selbst, dem Oberamt entxogen ist, vielmehr in 
den Pansen der Censur von den Cr nsuln wahrgenommen wird. Im 
Uebrigen ist dafür auf <\\o Darstellung der Behandlung des Gemeinde- 
Vermögens im folgenden Buch zu verweisen. — Die Bestätigung oder 
Ernennung der Senatoren, welche den Censoren ei-st im 5. Jahrhundert 
durch das ovinische flesetz beigelegt worden ist, wird in dem Ab- 
schnitt vom Senat niilier entwickelt werden. 

Kiner besonderen Erörterung bedarf das censorische Ehrengericht, cen- 
Es ist hervorgegaugea aus der ceusorischeii Ordnung des Bürger- Bk»»- 
beeres ; dabei wurden aus den Centnrien der Reiter wie der zu Fuss 
den ordentlichen Wehrdienst leistenden BQrgencbaft die bescholtenen 
Personen ausgeschlossen, womit sie sugleich, da die Bfirgerschaft nach 
der gleichen Ordnung abstimmte, das Stimmrecht verloren. Wesentlich 
gesteigert wurde dies Ehrengericht, als der senatorisehen Stellung die 
Lebenslftnglichkeit entzogen und die Aufstellung der Senatsliste mit dem 
Census verknüpft ward, indem von da an die Censoren verpflichtet 
waren den bescholtenen Mann in die nrue Senat slistc nicht wieder 
fiufz II nehmen. Dieses P^hrengerieltt erstreckt sich, seinem militÄrisch- 
jiOlitischeü Wüaen gemäss, lediglich auf M?\nner. Die reclitlichen 
Folgen machen sich namentlich geltend bei den privilegirteu Ständen 
durch die Ausscheidung aus der Kitterschuft oder dem Senat; den 
übrigen Bürgern kann der Censor nur das Stimmrecht entziehen oder 
schmälern und sie im Heerdienst surttcksetzen , und auch in dieeer 
Hinsiebt ist der Magistrat mit Imperium nicht formell an die cen* 
sorische Festsetzung gebunden. 

Ins Auge gefksst wurde bei dem Ehrengericht zunftchst das Ver- 
halten des Bürgers hinsichtlich seiner staatlichen rflit bten ; aber auch 
die Ehrbarkeit des Privatlobens unterlag der mngistratischenWürdigung. 
Welche Handlungen als unehrenhaft und welche Beweise ih'.ho\ als 
genügend anzusehen sind, ist gleicliniassig in das Gewissen (it r Magi- 
strate gestellt; factisch sind dabei häutig prozessualische lurmeu ange- 
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wendet worden. Formalen Beschränkungen unterliegt dies völlig auf 
das sittliche und politische Ansehen seiner Inhaber gestellte und in 
der bejjseren Zeit der Republik auch in diesem Sinne gehandhabte 
Ehrengericht nur insoweit, dass bei Aberkennung der Ehre die Be- 
gründung in die Liste emgetragen werden mosste und dass auBdrftck- 
liche Uebereinstinunung beider Collegen erfordert ward. DefinitiT ist 
der Sprach so wenig wie überhaupt ein oensorischer Aet; vielmehr 
verliert er bei jeder Erneuerung des Censne von selber seine Kraft and 
muss, um ferner su gelten, von den neuen Censoren aasdrflcklieli 
wiederliolt werden. 

Das römische Censorenamt gehört insbesondere in seiner späteren 
in cnnr. Senat gewissermasseu tibergeordneten Gestaltiinfr den eigen- 
artigsten Organen fies röniisrhen Gemeinwesens, aher auch tu denen, 
die am frühesten abgestorhen sind. Nach t>ulla i^t die Ceusur, ob- 
wohl nicht eigentlich abgeschafft, nur noch ausnahmsweise in An- 
wendung gebracht worden. Es haben ilabtii verschiedene Monieule zu- 
sammengewirkt : der factische Wegfall der Btlrgersteuer, die verftnderte 
statt der alten Aushebung überwiegend auf freiwillige Meldung gestellte 
Heerbildung, die Abneigung des strengen Optimatenregiments gegen 
das freie Sehalten der Censoren mit den nur iactisch lebenslftnglichen 
Senatorenstellen, vor allem aber die durdi die Umwandlung des alten 
stadtrömischen in ein Reichsbürgerrecht noth wendig bedingte Verlegung 
des CenauB in die den Beichsbfirgerverband bildenden Municipien. Der 
Reichscensus konnte seitdem nicht viel anderes sein als eine Zu- 
sammenfassung dieser particularen Erhebungen . und bei der Lilss- 
licbkeit der kaiserlichen Verwaltung und ihrem Mangel an straffer 
Einheitlichkeit ist diese praktisch nicht unentbehrliche Zusammen- 
fassung bald unterblieben, während die in repubiikanischer Zeit mit 
dem Census verknüpfte Verwaltung des Gemeindeveruiögens au be- 
Bondere stetig functionirende Aemter überging und die Zusammen- 
setsung des Senats und der Rittersehaft auf andere Basen gestellt ward. 
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7. Die Aedilität 

Wenn der aedUi$ spraehllch nichts beieichoen kana als den Hans-BiMahwif. 
meister und GebAndeherrn, 00 ist die rechtliche Beziehung dieser Be- 
nennung UD8 ebenso wenig mit Sicherheit bekannt wie der nrsprOngliehe 
Oesehäftskreis der also benannten Beamten. Es giebt deren drei Ka- • 
tegorien, die nicht, wie die verschiedenen Präturen, als verschiedene 
Competenzen derselben Magistratur aufzufassen sind, sondern als schon 
bei der Coiuitialwahl selbst geschiedene Aemter: die rmt dem Tribuuat 
der Plebs zugleich (S. 51) aus dem ständischen Hader entwickelten 
aedücs plebis oder plebeif; die im J. 387 (3t)7 v. Chr.) zugleich mit 
der Prfttur als Beamte der patricisch-plebejischen Gemeinde eingesetzten 
aedües curuleSr welche von dem ihnen beigelegten und den Cuile^eii • 
mangelnden Qerichtastahl den Namen ftthren: die erst von dem Dic- 
tator Caesar geordneten seit dsm J. 711 (48 Chr.) fnngirenden aeäOes 
ptehis OmäUs, deren Benennung von der Ihnen insbesondere obliegen* 
den Aufeieht Uber die Getieidespenden entlehnt ist Der Zahl nach ^''^>j|j><> 
werden für jede Kategorie zwei bestellt; sie hat nicht gewechselt. iMtU- 
Ständisch sind sowohl die plebejischen wie die Ceresndilen Stets der 
Plebs entnommen worden. Die curulische Aedilität ist, wenn die 
Ueberlieferung nicht trügt, als patricisches Amt ins Leben ^eireien. 
jedoch schon im zweiten Jahr auch den Plebejern in der Weise geörtiiet 
worden, dass, offenbar um die Eintracht in dem Collegium nicht zu 
beeinträchtigen, abwechselnd in den vinunisch ungeraden Jahren 
zwei Patricier, in den varroniseh geraden zwei Plebejer das Amt 
verwalten, bis dann im Laufe des 7. Jahrhunderts d. St. dasselbe 
beiden Ständen gleichm&ssig zugänglich wird, weiter Augustos auch 
von dieser Aedilitftt die Patricier aussehliesst oder vielmehr ^'J[^^,^ 
freit. — Hierarchisch müssen die plebejischen Aedilen, so lange " 
es nur solche gab, doi Tribunen nach und Ahnlich su ihnen ge- 
standen haben wie die Qu&storen zu den Consuln. Bei der Ein- 
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riehtung der enndischen Aedilit&t hat diese in der Reihe der Genetnde- 
ämter ihren festen Platz über der Quästur und unter der PrAtur er- 
halten und es hat sich dies, wenn auch vielleicht erst allmählich, 

auf die plebejische Aedilitüt ebenfalls erstreckt; indess sind beide 
u^f'iiiter in republikanischer Zeit farnltativ, so dass, wer sie über- 
Eiinint, dies in der bezeichneten Krilicnfolf^e thut, aber die lieber- 
nähme auch unterbleiben kann, begenüber dem Tribunat hat sich 
die Stellung der plebejischen Aedilitilt in der Weise verschoben, dass 
dieselbe höher als die forniell überlegene Stellung geschätzt und regel- 
mässig, wenn jemand beide verwaltete, nach dieser übernommen wird, 
wie dies die facultative Uebernahme beider Aemter rechtlich gestattet. 
ObligahirMi sind, wie schoti bemerkt ward (S. IIS), die AedilenstelleD 
in Yerbindung mit denen der Volkstribnne durch Angnstus geworden, 
80 dasB seitdem der Bewerbung des Plebejers um die Prätur die Be- 
kleidung entweder einer der seehs Aedilen- oder einer der sehn 
Tribunenstellen voraulzugehen hat. Oew&hlt werden die beiden 
curulischen Aedilen von den patricisch-plebejiscben Tribuscomitien 
unter Leitung eines Consuls oder eines Prätors, die plebejischen, 
wenigstens die beiden älteren, von der plebejiseheu ThbU8Ter8amm> 
lung unter Leitung eines Volkstribuns. 
öMtiMwr Oertlich functioniren alle drei AediUt&teu lediglich im st&dtischen 
Amtkreis. 

zaitdKiur. Die Annuitiit gilt für die AedilitRten wie für das Consulat und 
den Volkstnhuiiat. Der Antrittstag ist für die curulische Aedilität und 
wahrscheinlieli auch, wenigstens in späterer Zeit, fttr die beiden ple- 
bejischen derjenige der Cousuln. 

Von den magistratischen Ehrenrechten kommen den curalisehen 
Aedilen der Geriehtsstnhl und die Praetexta su, aber schwerlich 
liietoren. Die plebejischen entbehren dieselben eben wie die Tribüne 
der Plebs (8. 170). 

coBpe«M». Ueber die ursprOngliehe Competenz der Aedilit&t fehlt es an 
jedem genügenden Zeugniss. Vermuthen darf man, dass die Aedilen 

den Tribunen allgemein als Gehülfen dienten, zanächst vielleicht 
hauptsächlich bei den Frohnden flen Plebejer vor Unbill beschützten, 
femer die im Cerestempel aufbewahrten die Rechte der Plebs ver- 
briefenden Urkunden unter Oberaufsicht der Tribüne in ihrer Obhut 
hatten, bei Capitalklagen dem Tribun, dem ja Quüstnren und 
Lictoreu fehlten, hülfreiche Hand leisteteu und i\ lagen auf (leld- 
busse auch selbstilndig au die Plebejerversamniluug brachten, wie 
denn die durch den Plebejereid gewährleistete Unverletzlichkeit 
wie die Tribüne so auch die Aedilen schützte. lusoleru mag die 
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ursprüngliche Aedilitat sich zu einer polizeilichen Aufsichtbehörde ent- 
wickelt hal)en und es darauf beruhen, dass dann, als die patricisch- 
plebejische Aedilitilt zu ihr h n/utiat, das Doppelamt, in sichtlichem 
Anschluss an die helienisclic Agüranomie. zuiiilchst als Markt- und 
Strasseupolizei auftritt. So weit an dieise die iiechtsprechuiig sich 
anknüpft, musste dieselbe den curulischen Aedilen vorbehalten werden, 
da den plebejischen Quasi-Collegeu rechtlich der magistratische Cha- 
rakter abging. Die denjenigen Aedilen, welche Gemein debea in te sind, 
einger&iimte Jurisdiction so wie die denselben zustehenden Insignien 
fwrdem einen Antheil derselben an dem Imperium, also in gewissem 
Sinne die Auffassung derselben als mindere GoUegen der Oberbeamten; 
und deutlich tritt diese Rechtstellung in der Mnnidpalordnung hervor, 
welche die beiden Oberbeamten und die beiden Aedilen in der Form des 
Qnattuorvirats als Col1e<i;en wenn gleich ungleichen Ranges zusammen- 
fosst, Indess in den eigentlich römischen Ordnungen ist, wahrscheinlich 
weil in dieser neben den curulischen die plebejischen Aedilen standen, 
die Aedilität nach dieser Richtung nicht entwickelt, sondern in der 
Reihe der Unterämter !>plassen worden. — An die Aufsiclitführung 
])ei den Volksfe^^feTi. welche in der polizeilichen Comin teuz der Aedilen 
nothweudig bcgritien war, iiut sich weiter die Üebertragnn!? der Aus- 
richtung der Feste selbst s i wie die Ueberweisung der dafür bestiinniteu 
öflFentliclien Gelder angeknüpft, worauf, da dies der formell legale Weg 
war, um durch Aufwand für die Menge deren Gunst und damit die 
Wahlstimmen zu erlangen, die spätere politische Wichtigkeit beider 
Aedilitäten und der Zudrang zur Bewerbung um dieselben Torzugs- 
weise beruht.— Zweifeihaft ist es, worauf die Befiigniss aller Aedilen 
beruht nicht bloss tiberhaupt zu multiren und zu pftnden, sondern auch, 
wenn dabei dielhrOTOcationsgrenze ttbersehritten und Berufung eingelegt 
ward, das oberamtltche Recht der Berufung der Bargerschaft und der 
Vertheidigung des Sj>ruches vor dieser auszuüben, während sonst der 
Aedilis weder die Comitien noch den Senat berufen kann. Vielleicht 
hat die Betheiligung der ursprünglichen Aedilen an der plebejisclien 
Justiz dazu geführt; wahrscheinlicher aber ist es, dass diese coniitialen 
Multklagen nicht auf specieller rulilicisohor Kompetenz bernhoii. son- 
dern auf der zahlreichen Strafgesetzen der republikanischen Epoche 
angehängten Clausel dass zur Verhftngung der darin ausgesprochenen 
Geldstrafe und zur Vertheidigung dieses Spruchs vor der Bürgerschaft 
jeder überhaupt zur Coercitiou befugte Magistrat competent sein solle, 
wovon dann die vier Aedilen als die niedrigste hiedurch aufgerufene 
Kategorie Torzugsweise Gebrauch gemacht hatten. 
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SatoMu«. Die Benennung der Quüstoren kann spraefalieh nur zurückgeffihrt 
werden auf ihre strafrechtliche ThAtigkeit (quaerere) und da diese iu 
ihrer Eigenart erst nach der Beseitigung des Königthums sich gebildet 
haben kann, so ist die Quästur schwerlich älter als die Republik, 
wahrscheinlich aber zugleich mit dieser cl)en durch dip Abminderung 
des Königthums zum Consulat entstanden. Auch die üeberlieferung 
knüpft zwar nicht die Entstehung der Quästur, aber dio der obliga> 
torischeu Provocation im Criniinalprozess. welche die Quästur fordert, 
an die Abschaffung des Königthums au, und das Fehleu der Quästur 
neben der Dictatur beweist dafür, dassjene mit dem volleu Im^teiium 
unvereinbar und als Sehranke desselben ins Leben getreten ist. — 
Die Zabl der QnAetoren ist bedingt dureh ihre Gehnlfenstellong zu 
dem Oberamt, wenn auch nicht schlechthin mit der Zahl der Ober- 
beamten identisch. Vielmehr gilt dies nur für die ftlteste Zeit; später- 
hin werden theils dem einzelnen Consnl mehrere derartige GefaHifen 
zugeordnet, theils den auf städtische Function beschränkten Prfttoren 
Quästoren nicht beigegeben. Auf diese Weise sind zuerst im J, 33;i 
(421 V. Chr.) jedem Consul zwei Quästoren, der eine fOr die städtische, 
der andere für die ynilitiirisclie Anitführung heigegeben, dann im 
J. 487 f2G7 V. Chr.) lui dir consularische Verwaltung Italiens vier 
weitere Quästo renstellen ein|zerichtet worden, wodurch die Zalil der 
Quästoren auf acht stieg. Als bald darauf die Uberseeischtu Dl er- 
ämter eingerichtet wurden, geschah dies in der Weise, da^s uebeu 
jedem Inhalier eines solchen ein Quästor zu fnngiren hatte: indess 
hat die EinrichtuDg neuer Quästoreusteilen mit diesem Princip wahr- 
scheinlich nur unvollständig Schritt gehalten und ist dabei viel- 
fach die in dem militärischen Imperium enthaltene Befugniss in 
Ermangelung des comitialen Quästors einen Proquästor mit gleicher 
Function zu creiren (S. 149) zu Httlfe genommen worden. Wena 
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Sulla die Zahl der jährlich zu creirenden Quftstoren auf zwaniig ge- 
ordnet hat und, naehdem die von dem Dictator GaeBar Yorfttgte Ver- 
doppelung durch AuguBtuS wieder ahgeschaffi war, daran unter den) 
PriiK ipat festgelialten worden ist, so ist dies weniger mit Rücksicht 
auf die verschiedenen Zweige der quästorischen Amtsthätigkeit ge- 
schehen als um. nachdem dor Eintritt in den SiMiat durch die Quastiir 
si'^h festgestellt hatte, auf diesem Wege die Ergänzung des Senats 
rechtlich zu tixiren. 

In ständischer Hinsicht ist die Quästur, da sie zunächst wie der 
Krie^stribunat Gehülfeustelluiig ist, wohl dem Plebejer von je her 
zugänglich gewesen und es gilt ilies auch für die umgistratische 
Quftstur. wahrscheinlich von Anfang an, sicher seit der Verdoppelung 
der QuÄstorenzahl. — Dass hierarchisch die Quästur unter den Magi- 
straturen an letzter Stelle steht, folgt schon aus der ihr von Haus 
aus eigenen HQllsthltigkeit; nachdem sich eine feste Folge der Magi- 
straturen entwickelt hat, gilt die Quftstur als die erste Stufe der 
politischen Laufbahn, woraus sich später die wichtige Consequenz 
entwickelt hat, dase mit der Quästur die lebenslängliche Senatoren- 
Stellung verknüpft ist. 

Dass sich die Quftstur aus der GehtUfenstellung zur Magistratur ««iraiit. 
entwickelt hat, anfänglich also die Quästoren von den Consuln frei 
gewählt worden ^nd , ist bereits hervorgehoben worden. Wann 
dieselben hierin durch die Vorbefraguug der Btlrgersrbaft heschriinkt 
worden sind, ist ungewiss- wabrsclieinlich simi die (Quästoren um die 
Zeit des Decemvirats aus Anitsgeht\lfen in Magistrate umgewandelt 
worden. Die Befragung richtet sich an die patricisch-plebejischen 
TribuEcomitien und erfolgt selbstverständlicli durch die Consuln oiier 
ausnahmsweise durch die Pratoren. 

OertUch ist der Amtkreis des ältesten Unteramts ebenso sehranken- 
los wie der des ältesten Oberamts und functionirt der Quästor wie 
der Consul zunächst suceessiT zuerst bei der städtischen, dann bei der 
militärischen Amtfähruag. Bei der Vermehrung der Stellenzahl indess 
sind, wie aus dem froher Bemerkten herrorgeht, die in der Stadt und 
die ausserhalb derselben Auictionirenden Quästorenstellen von einander 
getrennt worden. Die beiden far die städtischen Geschäfte bestimmten 
Qoästoren werden seitdem als qwtesiores urbmi von den Übrigen 
unterschieden. 

Hinsichtlich der Amtfrist gelten gleichfalls die Regeln des Ober- Amtadnw. 
amts auch für die Quästoren. mir dass in der Knoche, wo die Consuln 
am 1. Januar antraten, die (jujlstoren bereits au dem vorhergehemieu 
h. Dec. ihr Amt Ubernahmen (S. 131). Dass die ausserhalb Rom 
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fuDgirenden Quitstoren den Regeln der Prorogation S. 99) unterliegen, 
versteht sich von selbst. 

Bkf«iireciit« An den magistratischen Ehrenrechten hat der Quästor keinen 
An t heil (S. 138), wie ihm denn auch das eigene Imperium und die 
iiiagistratisclie Coercitiou mangeln und er in gewissem Sinne auch 
späterliin mehr als Gehülfe behandelt wird denn als Gemeiudeherr. 

cumpcteDx. Hinsichtlich der Conipeteuz kommt in Frage theils die Zugehörig- 
keit oder Nichtzugehurigkeit des Quästors zn dem einzelnen Uber- 
beamten, theils die Feststellung der ihm zugewiesenen Geschäftskreise, 
our' ^^^^ Verknüpfung des einzelnen Quästors mit dem einzelnen 

w^ten'' Oberbeamten liegt imWessn der Gebülfenstelluug; das in den römi- 
schen Ordnungen einzig dastehende und selbst gesetzlicb anerkannte 
Nahverhftitniss des Provinzialquästors zu dem Statthalter gehört sieher 
zu dem ursprünglichen Wesen der Quästur Oberhaupt. Indess hat 
sich dies nur da behauptet, wo das Oberamt unbeschränkt durch die 
Collegialität functionirt; im städtischen und selbst im italischen Regi- 
ment functioniren die Quästoren wohl als Unterbeamte der Consuln, 
aber ohne dass in historischer Zeit die Unterordnung des einzelnen 
Quflstors unter den einzelnen Consul hervortritt; ja in dem stiidtiseheu 
Regiment llussert sich die Tendenz das Oberamt durch dies Unteramt 
zu beschränken vor allem darin, dass die personale Unterordnung, 
wie sie bei der Abwesenheit der Consulu von Rom nothwendig weg- 
tiel. so auch während ihres Verweilens daselbst sei es rechtlich, sei 
es thatsächlich beseitigt worden ist. 

Wenn das Wesen der Gehülfenstelbing zu fordern scheint, dass 
die quftstorische Competenz sich wenigstens ursprünglich so weit er- 
streckt hat wie die consularische, so trifft dies nur in beschränktem 
Masse zu. Der QuAstor wird wohl von Haus aus ffir sehr versebiedeu- 
artige Geschäfte verwendet, aber keineswegs fQr alle consularische; 
ja in der städtischen Amtsthfttigkeit ist umgekehrt die consularische 
Function dem Quästor und die quästorische Function dem Consul ent^ 
zogen. Bei der privaten Jurisdiction, welche anfänglich die wesent- 
lichste städtische Function der Consuln gewesen ist und dann auf die 
PriUur überging, haben die Quristoren niemals Verwendung gefunden, 
\vohl aber theils bei der criminellen Coercitiou und Judication, so weit 
sie der Provocafion an die Comitien unterliegt, theils bei der Ver- 
waltung der (iemeindekasse, welche beide Amtslhätigkeiten der directeu 
Handhabung durch die Oberbeaniten gesetalich entzogen sind. In der 
sonstigen städtischen Amtführung tritt die Hülfsthäti^^keit freier zu 
Tage; insbesondere bedienen sich die Oberbeamten der (^u^Lstoren bei 
Erfüllung der gegen die Gäste der Gemeinde ihnen obliegenden 
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I'riiihten. Dieselben Principien kamen im militiirischeu Im[»€rium zur 
Anwendung; da die Piovocation hier ausgeschlossen ist, dient der 
Quftstor dem FeldherrD hauptsächlich als Verwalter der Kriegskasse 
und ist als solcher auch hier rechtlich unentbehrlich (S. 149). Da* 
neben indess hat die freie Hülfstb&tigkeit hier breiteren Spielraum 
und fungirt der Quftstor thateäehlich regelmtssig als der oberste unter 
den dem Feldherrn unterstehenden Offizieren; es können aber auch 
andere Geschäfte, selbst die Jurisdiction ihm durch Mandat fiberwiesen 
werden. Im llebrigen wird die quAstorische Crimioaljudication, wo- 
nach die beiden ältesten Quästoren als quaestares parncidii bezeichnet 
werden, bei der Strafrechtspflege, die Kassenverwaltung bei dem Ge- 
meinde vermö^^en, die ßetheiligung im der Verwaltuufj Italiens und 
der Provinzen in den betreffenden A}>schDitten des folgenden Buchs 
zur Sprache kommen, lieber die Vei wendung der Quftstoren als Ge- 
holfen des I'rinceps, der f/iuicstons Ai((/u,<f/, uicht bei den provinzialen, 
aber bei den hauptstädtischen Geschäfteo ist der Abscimitt von den 
kaiserlidien Unterbeamten zu vergleichen. 
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Amer dw bisher erörterten Magistratnrai der römischen Republik 
hat es namentlieh am Ausgang derselben noch eine Reihe anderer ge- 
ringeren Ranges und untergeordneter politischer Bedeutung gegeben, 
bei denen m verweilen f Qr die gegenw&rtige Darstellung nicht erforder- 
lich ist Sie sind ttberwiegend aus der HQlfstbätigkeit hervorgegangen. 
Es scheiDt am Ausgang der Republik Qblich, vielleicht sogar gesetzlich 
vorgeschrieben gewesen m sein sowohl eine der hierher gehörendoi 
Offizierstellen wie auch eines der Civilämter vor der Bewerbung um 
die Qii.^stur zu verwalten. Unter <ieni }*rincipat sind diese Oftizier- 
stelleii ha Irl aus den comitialen Aenitern ausgeschieden, dagegen die 
Civilämter dieser Kategorie unter dem Sammtnameu der Sechsund- 
zwanzig- oder später nach Beseitigung einer Anzahl derselben der 
Zwanzigmänner als Vorstufe der senatorischeu Quästur bebandelt 
worden. Es gehören dahin die folgenden Stellungen. 
KrUfi. Im militärischen Commando ist fUr einen Theil der Eriegstribunate 
seit dem J. 392 (362 v. Chr.) die comitiale Creirung angeordnet 
worden. Die Zahl der Stellen betrug anfangs sechs, späterhin vier- 
undzwanzig; isdess haben sowohl diese Ziffern gesehwankt wie vor 
allem mit der Zahl der von je sechs Kriegstribunen befehligten Legionen 
deren Gesammtzahl. Mit dem Eintritt des Principats scheinen diese 
comitialen Kriegstribune zunächst vom effectiven Dienst ausgeschlossen 
worden zu sein und sind dann überhaupt beseitigt worden. 
BtAfhMivB. Bei der Criminaljurisdiction sind die drei Richtherren (tre< i in 
capUales) zuuilchst bestimmt zur Aufsichtführung über das Gefäugniss 
und die Vollziehung der Todesurtlieile, so weit sie im Kerker voll- 
streckt wurden, womit sich weiter ein uamentlich jjachtlicher Sicher- 
heitsdienst verbindet. Die Inätitutiuu selbst geiit ins i'Uufte Jahr- 
. hundert zurQck, die Comitialwahl aber ist vielleicht erst ein Jahr- 
hundert später auf diese Stellen erstreckt worden. 
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Bei der Jurisdiction werden von den Stellvertretern, die in Italien ^"^«^f*' 
einzusetzen dem Prätor obliegt, die vier für Capua und Canipanien »erw^w. 
bestimmten in späterer Zeit durch die Comitien ernannt. Nachdem 
die prätorische Stellvertretung durch die municipaie Jurisdiction über- 
flQssig geworden war, hat Augustus diesen Quattuorvirat abgeschafft. 

Bei der Judieation Ist indiesoDdere fQr den Freiheitoprosess Behon 
früh ein st&ndigee ZelinmännercoUegiam (äecmvm Utibm iuäieaiidi8)iun*vin^ 
eingesetzt worden, das tliatsftehlleh Gesishwomendienst thnt, aber, 
nachdem die Comitialwahl darauf erstreckt war, in repnblikaniseher 
Zeit unter den Magistraten seinen Platz hat, den diese ZehnmAnner 
anter dem Principat behaupten, aber mit geänderter Competenz, als 
Leiter der dem Cent nmviralgerichtshof überwiesenen Erbschaftsprozesse. 
Ausserdem sind auch die oben erwähnten drei Richtherren bei dem 
Civilprozess verwendet worden theils als Hülfsbeamte für Beitreibung 
der Prozessbussen, theils in Geschwornenfunction für gewisse formell 
civile, der Saciie nach delictische Klagen. 

Die Strassenreiniguiig wird unter Oberleitung der Aedilen in der ^^^^Jjjj'' 
Stadt durch vier, in den Vorstädten durch zwei Beamte beschafft, von »mir»f. 
welchen die letzteren durch Augustus in Folge der Neuordnung des 
italischen Wegewesena aufgehoben worden sind. 

Die städtische Münzprägung, welche in der früheren R^ublik 
der Competenz der ordentlichen Beamten entzogen gewesen und immer ""^ 
durch ausserordentliche Anordnung Tollzogen worden zu sein scheint, 
ist in der letzten republikanischen Epoche drei eigenen Beamten 
(tresviri aere argenito auro fUmdo ftrwndo) übertragen worden. 
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Ausserordentliche, das hei'i^it auf dem gewöhnlichen Wege 'Inrr li 
ZnsMinmenwirken der Magistratur und d^r Bürgerschaft, aber für den 
emzeliieii Fall creirte Beamte könm ii m dreifacher Bezieiiuug vor- 
kommen: tlieils für die in der Competenz keines ordentlichen Amtes 
liegenden und insofern als Keservatrechfe der Gemeinde aufzufassenden 
Geschäfte; theilB für ordentliche, aber aus irgend einem Grunde den 
beikommenden Beamten entzogene Verriehtungen ; theDs endlich filr 
Umgestaltung des Gemeinwesens Oberhaupt. Die erste Kategorie dieser 
Magistraturen ist wohl ausserordentlicher Art, aber principiell im 
W.esen der Gemeindeordnung gegeben; die zweite ist ein Bruch, die 
dritte die Suspension der bestehenden Gemeindeordnung. 
Au.», r- Die ausserordentlichen Aemter der ersten Kategorie betreflen die- 
»wBtoVfu Jen igen Verrichtungen, welche die Gemeinde keinem Beamten generell 
•idfntiiciu' übertragen hat, sondern zu deren Voniahme es immer eines Gemeinde- 
fMdiui.. beschlusses für den einzelnen Fall bedarf. Dieser Besehliiss kann zu- 
gleich die ilalur bestimmten Personen bezeichnen; regelmässig aber 
fallt derselbe mit dem Wahlact der betreffenden Magistrate nicht zu- 
sammen, sondern ordnet diesen an. Nach illtester republikanischer 
Ürdnuiig — für das Königthum hat diese Beschränkung schwerlich 
bestanden — unterliegen dieser exceptionellen Behandlung theils die 
politischen Prozesse (jßeräu^io), theils die unentgeltliche Weggabe von 
Gemeindeboden sei es an einen Gott (ihtoviri aedi deäieMidae), sei es 
an Borger oder Bundesgenossen (Beamte agris ätmäUs aätignanäis). 
Auch fttr einzelne andere wichtige Aber die Competenz der Magistratur 
hinausgehende Geschftfte, für den Abscbluss von Friedensverträgen, 
für die Gewährung von Darlehen aus der Staatskasse an Private, 
auch wohl für die Münzprägung, bevor dafür ständige Beamte bestellt 
wurden , ist durch Comitialbeschluss die Wahl von Specialbeamten 
angeordnet und ihnen die Vollmacht normirt worden. 
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Wenn die Kinsetzunp von ausserordentlichen Magistraturen ft\r Au-^er 
die der ordeiitlichen Heanitcitcompetenz entzogenen \ erncntuncen der H^amu- tar 

' ordentlich» 

verfassunp entspricht uod die Coniitien dabei uur von der ihnen zu- fmt*- 
IvommeDden Befugniss Gebrauch machen, so ist dagegen die Ueher- 
tragung ordentlicher Auitsgeschäfte auf ausserordentliche Beamte inso- 
fern ein Bechtsbruch« als die ordentliche Magistratur dadurch in ihrem 
Recht verkfint wird und liegt daher streng genommen auBserhalb der 
MachtBph&re seibat der Volksgemeinde. Allerdings gilt dies nur von 
dem Oberamt. Für Verrichtangen, die in die Competenz der Censoren 
und der Aedilen fallen, fttr grössere Banten, für Massregeln in Betreff 
des Getreidemarktes und der Komspeuden, ttberhaiipt für Hülfs- 
geschftfte jeder Art sind häufig specielle Guratoren erwäiüt worden, 
ohne das« in einem solchen Volksschluss eine Verfassungsverletzung 
gefunden wird. Aber wo das Imperium der Amtshandlung zu Grunde 
liegt, ist die Uebertra^'uug derselben an einen andern als den ver- 
fassungsmässig beikommenden Beamten unzuli^ssig. Im stildtiscben 
Imperium ist wohl der einzige dagegen verstosseude Act die Bestellung 
von Zweimännern mit conaularischer Gewalt zur Vornahme der Consul- 
wahlen in dem Jahre nach der Ermordung des Dictators Caesar, 
welche Ausnahme nach Zeit und Art die Hegel bestätigt. — Auch 
bei der fehlhenriieheii Antfilhrung zeigt sieb in der Einhaltung des 
Priocips, obwohl dieselbe hier in jeder Weise schwierig und oft gefahr- 
ToU ist, die Tolle Strenge der politisehen Zueht, auf welcher die Grösse 
und die Macht Roms sehUesslich ruht. Die erste uns bekannte und 
vermuthlich die erste überhaupt vorgekommene Verletzung dieses Ge- 
setzes ist die im J* 538 (210 v. Chr.) während des hannibalischen Krieges 
und unter ganz eigenartigen politischen Verhältnissen erfolgte Ueber- 
tragung cnnsiilarischer Gewalt auf M. Marcellus. Diese wurde überdies 
dadurch gemindert, dass derselbe (ins priUorische Imperium in ordeut- 
lichetn Wege besass; und von solcher xiusstattuner des Prätors mit der 
Titulatur und theilweise auch mit den Insignien des höheren Oberamts 
ist bei der wesentlichen Gleichheit der beiden Aemter von da an sehr 
häutig Gebrauch gemacht worden. Aber weiiu der praetor pro consuh- 
nur im formalen Sinne gegen jenes Gesetz TerstOsst, so ist wirkliehe 
Verletzung desselben, Verleihung des militärischen Imperium an einen 
Privaten in eigentlich republikanischer Zeit nur ein einztges Mal vor^ 
gekommen und zwar ebenfalls w&hrend des hannibalischen Krieges, 
als unter noch schwererem politischen und personalen Druck im J. 543 
(211 v. Chr.) das Commando in Spanien Yon den Comitien dem Sohn 
des dort gefallenen Feldherrn, dem amtlosen Jüngling P. Scipio Über- 
tragen ward. Mehr als ein Jahrhundert verging, bis die sullanische 
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Oligarchie dem jungen Pompeius im }. (573 (81 v. Chr.) wieder ein ahn- 
lich«»s \faiHlat £?ah. BaUl darauf machte der Hurph dio kurzsichtigen 
suliauischen ( 'i (liiun^eii herbeigefüin te M:inirt 1 eines onlentlicheu all- 
gemein conijH tenten Commandos, wie es das ältere consulariscbe ge- 
wesen war, dem Pirateuwesen gegenüber die Einrichtung ausstTordent- 
licher Imperien unvermeidlich, von denen das im .1. (387 (()7 v. Chr.) 
angeordnete wiederum einem Privaten und zwar demselben Pompeius 
übertragen wurde. Diese ausserordenUicben milittrischen Imperien, 
durch die Gomitlen Yergeben und reehtlidi auf deren Vollgewalt ge- 
sttttst, leiten nach Art und Zeit den Prineipat ein, dessen Wesen, wie 
seiner Zeit dargelegt werden wird, el)en in dem von der ordentlieben 
Magistratur losgelösten schrankenlosen Militftroommando besteht 
nützen'- dritte Kategorie der ausserordentlichen Beamten bilden die 

•*igJ2tJ" Beamten constituirender Gewalt. Wir fassen unter diesem Namen zu- 
sammen den Decemvirat der Zwölftafelgesetzgebung, die sullanische 
und die caesarische Dictatur, welche mit der älteren nur den Namen 
gemein haben und den nach der Ermordung Caesars eintretenden 
Triumvirat. In die Darstellußg des Staatsrechts gehören sie insofern 
nicht, als dieses nur die geordneten Institutionen zum Gegenstand 
hat, diese Aemter ab«M- wenn nicht auf einer Negation, doch auf einer 
Suspension der besteheiülen Einrichtungen beruhen und es ihre Auf- 
gabe ist Gesetze zu geben (Icgcs scrihcrc) und das Gemeinwesen zu 
ordnen (rem publicam constituere). Ihren Rechtsgrund haben sie we- 
niger in den GomitialbeschlOssen, aus denen sie hervorgegangen sind, 
da nach der bei den Römern durchaus fiberwiegenden Auffossung die 
Verfassung auch die Gomitlen bindet, als in dem Kothatand, weUsher 
allerdings jede Ulegalitftt und jede Revolution legltimirt» Eine Defini- 
rung der eonstituirenden Gewalt Iftsst sich nicht geben; ihr Wesen ist 
die Schrankenlosigkeit und wir können nur das Fehlen jeder Macht- 
wie jeder Zeitschranke exemplificiren. Die erster« tritt am bestimmtesten 
hervor in der Befugniss auch ohne Zustimmung der Bfirgerschaft Ge- 
setze zu geben und Beamte zu ernennen; in der der ordentlichen Magi- 
stratur schlechthin entzogenon Verfügung über den (irundbesitz der 
Genipinde. woraus die so<ie]iiiiinfen Militilrcolonien der suHanischen 
und der caesarischen Zeit hervorgegangen sind; in der nicht bloss 
nicht durch das Provocat ionsrecht, sondern nicht einmal durch irgend 
welche Rechtsfotni eingeschränkten capitalen Coercition uuii Judication, 
wovon die suUaaischcn und die triumviraleu Proscriptioneu die folge- 
richtige juristisch unanfechtbare Consequenz sind. Wie dem Inhalte 
ist auch der Zeit nach die constituireude Gewalt rechtlich unbegrenzt; 
wenn bei der Uebemahme derselben ein Endtermin bezeichnet ist, ao 



.^.d by Google 



Kl. Die AiisBerordendichen Magistratann der Republik. 



ist damit lediglich die Absicht des Inhabers ausgesprochen und steht 
es bei ihm diese zu itndern. Allerdings ist die constituirende Gewair 
ihrem Wesen nach ephemer, insofern die Staatsordner Yer])tiichtet 
sind, wenn sie ihrem AuftrMCi «jentigt zu haben glauben, ihr Amt nieder- 
zulegen und die neu gesth;iflene Ordnung walten zu lassen, wie dies 
die Decemvirn hätten thun süllen und Sulla und Augustus in der 
Thal gethäu haben. Schwerlich hat Caesar die Dictatui in gleicher 
Weise auf gefasst, da er sie auf Lebenszeit ttbernahni ; aber auch wenn, 
wie dies wahrscWnlieh ist, er das Amt als bleibendes hat gestalten 
wollen, so kann doch auch seine Dietatnr, da er Ober seinen Tod 
hinaus keine Yerffigung getroflfon hat« staatsrechtlich nur als ephemere 
Einrichtung betrachtet werden, nicht als auf Dauer angelegte Um- 
gestaltung der bestehenden Ordnung. 
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BnuukMi. Der Priucipat des römischen Gemeinwesenn ist hervorgegangen aus 
einer fipr Fonneu der so eben entwickeltPii constitnin^nden Magistratur. 
Nacliilt'iii d;is nach dem Tode des Dictatdi? Caesar zur ()rdnun<i des Ge- 
mein we^^eas eingesetzte Dreimännerre^iiiicut durch den Wegfall der 
beiden Collegen thatsächlich zur Einhei ix iiatt {.geworden war, legte 
der allein tlbrig gebliebene Gewalthaber ani l:^. Jan. 727 (27 v. Chr.) 
diese Ausnahmegewalt nieder und setzte in Erfüllung des ihm ge- 
wordenen Auftrags die umgestaltete GemeindeordnaDg in Kraft. Der 
Rechtsgrand derselben ist, wie derjenige der Zwölftafelgesetigebung, 
die constituirende Gewalt ihres SehOpfers; die fonnale Best&tigung 
dnreh die herabgewürdigten Gomitien dieser Epoche wfirde dem Werk 
des neuen Romulus nur den Stempel der Widerrufliehkeit aufgedrückt 
haben und ist unterblieben. Die Rechtsbestftndigkeit der neuen Ord- 
nungen ist niemals angefochten worden. 

Bevor die Institution seihst dargelegt wird, sind die Vorfragen 
zu erledigen, oh die Einführung eines Öherhauptes in die Gemeinde- 
ordnung, wie sie in den augustischen Ordnungen enthalten ist, von 
ihm als bleibende Einrichtung oder als Üebergaugszustaud ins Leben 
gerufen ward und, wenn diese im ersleren Sinne beantwortet wird, 
ob sie als iMagistratur in dem bisher damit verbundenen Begrifif ge- 
fasst werden darf oder unter Aufgabe dieses Begriff Rom damit zu 
der nicht magistratischen Monarchie gelangt ist. 

Dass der Principat nicht als organische Institution dem Gemein- 
i^it^H eingefügt worden ist, muss vom staatsrechtüchen Gesiehtspunct 
luttotou.^^^ eingerftumt werden. Das Wesen der Republik beruht auf der 
CoUegialität und der Annuität des Oberamts (S. 84) und beiden 
macht der Principat ein Ende. Diesen unausgleichbaren Gegensatz zu 
verschleiern, den neuen Wein in alte Schläuche zu fassen war die 
Tendenz des augustiachen Regiments. Aus dieser Ursache fehlt der 
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neuen Obeihauptstellun^ sowolil die formale Ein!ioit wio deren staats- 
rechtlicher Aiisdt u k, der Name, und vor allen Diag' i! die gesetzliche 
Norm für die Wiederbesetziing im Falle der Erledigung. Indem eine 
SuccessionsordnuDg, welche den formalen Bruch mit der zu Recht be- 
stehenden Gemeindeverfassung ausgesprochen haben würde, uaiit fest- 
gesetzt wird, stellt sieh die Beihenfolge der Principate staatsrechtlich 
dar als eine Kette auf einander folgender und gleichartiger, aber 
aasserordentlicher Gewalten, und folgeriehtig ist aach wie nach der 
Ermordung des Dictators so naeh deijenigen des letzten unwttrdigen 
Herrschers aus seinem Geschlechte die alte auf Annuität und Collegiali- 
tftt des Oberamts basirte Staatsform wieder in ephemere, aber rechtliche 
Wirksamkeit getreten. Die Verschiedenheit zwischen der caesarischen 
Dictatur auf Lebenszeit und dem augustischen Principat mag wohl 
hauptsächlich darin bestanden haben, dasB von ihren Regrnndern jene 
nur wenige Tage, dieser über ein Menschenalter hiuduicii gelUhrt 
worden ist. Aber in dem Gang der Geschicke entscheiden die That- 
sacheu. Augustus hat eine dauernde Staatsform nicht biu^s schaffen 
wollen, sondern geschaffen; diejenigen Momente, welche sie als Pro- 
visorium keuuzeichueu, sind iu der einen oder der anderen Weise bei 
Seite geschoben, selbst eine Quasi-Succession entwickelt worden. In- 
sofern z&hlt der augustische Prindpat au den staatsrechtlichen In- 
stitutionen des rümisehen Gemeinwesens und er darf in gewissem Sinne 
als Spitze und Vollendung der Yon dem Senatsregiment begrandeten 
Weltherrschaft angesehen werden. 

Die weitere Frage, ob der Principat als Magistratur im republi- p^^^'^^t 
kanischen Sinne angesehen werden kann, muss, wie gesagt, verneint 
werden, wenn dabei, der ursprünglichen römischen Auffassung ent- 
sprechend, die CollegialitiU und die AnnuiUU des Oheramts zu Grunde 
gelegt wird ; insofern ist der Principat die Beseitigung der Republik. 
Aber ^Yenn, dem prin iiuellen Standpunct der späteren Zeit ent- 
sprechend, die Magisn atur gefasst wird als Ausfiuss und Organ der 
Volkssouveränetät, so lallt unter diesen Begriff auch der augustische 
Principat; wenigstens ist von den drei überhaupt möglichen Gonstruc- 
tionen der Monarchie, der Auffassung des Monarchen als des höchsten 
Vertreters der souTorftnen Staatsgemeinde, der Auflassung desselben 
als des Gottes auf Erden und deijenigen als des Herrn und Eigenthflmers 
der reicbsangehörigen Personen und Sachen dem augustisehen Prindpat 
die erste wesentlich homogen, wenn gleich der einigermassen hybriden 
von gegensätzlichen Tendenzen beherrschten Institution weder der 
Monarch-Gott noch der Monarch-Herr schlechthin fehlen. Der Dictator hnfm/vr 
Caesar, hat sich bei seinen Lebzeiten als Gott anbeten lassen, und 
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wesn Angustus als Gottessohn in das politische Leben eintrat und er 
nach seinem Tode wie auch regelmfis^iR seine Nachfolger unter die 
riüttcr des Römerstaats eingereiht wurden, so ist dies die praktisclie 
Durchführung des von der Monarchie nicht wohl zu trenn* ii dt a 
mystischen Moments, das den Herrscher auf die Scheide stellt zwischeu 
jmfumtuf Göttern und Menschen. Auch die rationellere, aber schroffere Ge- 
staltuug der Monarchie nach Analogie der hausherrlicheu Gewalt, 
welche zu einem personalen Obereigenthum ihres Trägers an dem ge- 
sammten ReiebsbeBtande hinfahrt, ist dem Prindpat nicht völlig fremd 
geblieben. Aber durehg^fllhrt worden ist in demselben weder jene 
noch diese Anschauung; vielmehr liegt hier die Seheide des augustischen 
auf dem oecidentalisehen Gedaukenkreis ruhenden Prineipats von der 
diodetianiseh-constantinischen Monarchie des Ostens, in welcher, 
namentlich seit der Einfluss der christlichen Religion dem ^fonarchen* 
Gott hindernd in den Weg trat, der Monarch-Herr logisch und prak- 
tisch zu voller Entwickelung gelangte. Der Principat, wie Augustus 
ihn geordnet hat, ist der Anlage nach wesentlich Magistratur, und 
zwar nicht gleich der constituirenden eine über und ausser dem Gesetz 
stehende, sondern durch die Gesetze beo:renzt und gebunden. Selbst 
^rel^' privat rechtlichen Gesetzvorschrifteu biml die Kaiser nicht minder 
«•i^dra Privaten unterworfen; von den ftir Kinder- und Ehelose auf- 

gestellten gesetsUchen Beschränkungen des Erbrechts haben die frühe- 
reu Herrseher ffir ihie Testamente Befreiung hei dem Senat nach- 
gesucht, und auch als spftterhin das Recht von dem Oesetz im einzelnen 
Fall zu dispensiren als ein Atteibut der kaiserliehen Gewalt betrachtet 
ward und die Bechtsgelehrten daraus mit Beeht folgerten, dass jede 
privatrechtliche Festsetzung des Kaisers die etwa erforderliche Dispen- 
sation von Rechtswegen einschlies^, haben die Kaiser darum nicht auf- 
gehört unter dem Gesetz zu stehen. Die criminelle Verantwortlichkeit 
ruht schon nach republikanischer Ordnung bei dem höchsten Magistrat 
wjihrend seiner Amtsführung und kann daher gegen den Kaiser nur 
nach seiuf r Amtsentsct/ung oder nach seinem Tnde wirksam werden. 
Für dieses wie lur jenes Strafverfahren, die Aechlung des gestürzten 
Herrschers hei seinen Lebzeiten und nach dem Tode die Aeclitung 
seines Gedächtoisses und die Cassation seiner A]üt>handlungen fehlt 
es in der römischen Kaisergeschichte nicht an Beispielen. Wichtiger 
aber als die Belege für die Unterordnung des Kaisers unter die Ge- 
setze ist für den magistratischen Charakter des Prineipats die Ein- 
haltung der Competenzschranken, wie sie am Schlüsse dieses Ab- 
schnitts dargelegt werden wird. 

^ kaiserliche Titulatur ist von der magistratischen der.Bepu- 
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blik insofern principiell verschieden, als die letztere den Eigennamen 
unverändert lllsst, dagegen die officielle Bezeichnung des neuen Staats- 
oberhauptes vorzugsweise in der Modiiication des Eigennamens ihren 
Ausdruck findet, worin das der Monarchie eigene personale Hinaus- 
heben des HonardieD «vs der bfirgerliehen Gememsehaft allerdhigB za 
Bdutifem und bezwecktem Ausdrack gelangt In enter Reihe gilt 
dies TOD der Fllhmng dei(jeiiigeD BeinameDS, welchen der Senat zum 
Dank ihr die Kenordnnng des Gemeinweeens dem Urheber dereelben 
beilegte: die Benennung Jaigusku^ das heisst der hehre nnd götter- 
gleiche, bildet ven da an, der sonst fOr das Cognoroen geltenden 
Erblichkeit entzogen, das Symbol der also geschaffenen Monarchie und 
auch gegeniiher den minderen Theilhabern derMben das Distinctiv 
der vollen Kaisergewalt Hinzu tritt nicht allein für den Kaiser, son- 
dern auch ftlr die Glieder des kaiserlichen Hauses, also bereit,s in 
dynastischer Ausgestaltung, einerseits die Beibehaltung des GeschleL lits- 
namens lediglich für die aus der kaist rliclieii abgeleitete Beneuuung 
von Personen oder Institutionen, unter Abwerfung desselben in der 
eigentlichen NamenflUirung, welche gleicblalls auf Augustus zurQckgeht 
und, allerdings mit einigen Ananahmen, bis anf Hadrian die mftmi- 
liehen Angehörigen dea kaiserliehen Hauses von den übrigen Bürgern 
scheidet, andrerseits das von dem Bietator Caesar auf den Stifter der 
Monarchie vererbte Gognomen, irelehes nicht bloss unter der ersten 
Dynastie, sondern auch unter den nachfotgenden die männlichen 
agnatischen Angehörigen der Kaiserhäuser auszeichnet, bis es, wie 
weiter gezeigt werden wird , ebenfalls durch Hadrian auf den desig- 
nirten Nachfolger beschrankt ward. 

Neben der pen'onalen Nomenclatur fehlt, wie cfesflo't, dem neuen tuoMw. 
Monarchen em adäquater AnitLsiitei. Frincep<^, der erste iStaatsbürger, 
heisst in der besseren Kaiserzeit das Staatsoberhaupt vorzugsweise 
und schuü Augustus nennt sich selber so; aber nicht bloss drückt 
diese Bezeichnung nur die Rangstellung und nicht die Gompetenz aus, 
sondern sie wird auch lediglich ennntiativ, niemals titular verwendet 
Bie dem Monarchen als solchem zukommenden Amtsbenennungen 
sind, der weiterhin darsulegenden Doppeleompetens entsprechend, ver- 
schieden ftlr das stftdtiseh-italische und fQr das provinsiale Regiment 
FOr die erstere Competenz hat nach einigem Schwanken noch unter 
Augustus selbst die der Republik fremde Bezeichnung der tribunicischen 
Gewalt sich fixirt. welche seitdem als der die Monarchie am wenigsten 
inadäquat bezeichnende Anitstitel gilt: charakteristisch ist dabei, dass 
in der kaiserlichen Titelreihe die tribunicische Gewalt unter Augustus 
hinter den repubiikanisfhen oberamtlichen Titulaturen des Consulats 

BioUiDg, Uaudbach. i. ä; Moramicn, Abhas d. itOm. ätaaUrecht». i. Anfl. 13 



Digitized by Google 



IM 



Drittes Bach. Die einzelnen Aemtor. 



und der feldherrliclieu Acclaniation , dagegen von Tiberius an vor 
diesen heulrn an erster Stelle steht, l'iir da« provinziale Regimeut 
oder die feldlierrliche Gewalt bot sich als titularer Ausdruck theils 
die proconsularische, theils die Imperatorentitulatur, welche beide die 
kaiserliche Militärgewalt in genügender Weise zuui Ausdruck brachten. 
Die erstere iudess eiguete wegeu ihrer Beschrftokung auf die Neben- 
gebiete za ütulftrer VerwendttDg sich nicht und ist daher tod dea 
fraherea Kaisern titular fiberbaupt nicht, von den ap&teren von 
Traianus an nur dann gefQhrt worden, wenn sie auBserhalb Italien 
▼erweilten. Aber auch die aUgemeiae Fahrnng des Imperatortiteb 
gab insofern Anstoes, als das republikanische Prindp des Ausschlusses 
des militärischen Imperium von Rom und Italien auch in der augusti- 
sehen Verfassung festgehalten ward. Um das Ck>niniando, das that- 
sächlich das Wesen des Prindpats in sich schloss. weder ohne Aus- 
druck zu lassen noch verfassungswidrig zum Ausdruck zu bringen, hat 
der Stifter der Monarchie schon in den ersten Stadien seiner politischen 
Laufhahn den Iniperatortitel seines Afloptiv\ aters ;ils Erbnaraen be- 
handelt und ihu Uli Lei Abwertung seines eigentlichen als Vornamen 
geführt, worin seine Nachfolger, soweit sie siel» nicht, wie insbesondere 
Tiberius that, der feldherrlichen Benennung überhaupt enthielten, ihm 
gefolgt sind. — Ausser diesen beiden Amtstiteln und dem von den 
meisten Herrschern, wenn auch hftufig nicht von Anfang ihres Regi- 
ments an gefobrten Ehrenprftdicat «Vater des Vaterlandes* werdoi Ton 
den repablikanischen Priesterthamem und Aemtem, die der Kaiser über- 
nimmt, die vornehmeren, insbesondere der Oberpontifieat, das Ck>nsalat, 
die CSensur und die Feldbermaedamationen auch von dem Kaiser, 
und zwar nach der Weise dieser Epoche die Aemter auch nach der 
Niederlegung unverändert, in der Titulatur geführt. 
UMntta« Wenden wir aas au der Frage, in welcher Weise die monarchische 
iNvMiui. Gewalt erworben wird, so tritt auch hier wieder die die gesammte 
Institution beherrschende Dü])pe1rompetenz uus entgegen. Die Ge- 
winnung des Conimandos und diejenige der tribunicischen Gt walt fallen 
nicht uotliwendig zu^amulen; wenn sie aber getrennt erworben wei den. 
so geht die erstere nothwendig vorauf und es besteht das monai t liische 
Counnandu ohne die tribuuicische Gewalt, nicht aber diese ohru' Com- 
mando. Auf jenes hat die Magistratscreirung uach republikanischer 
Ordnung keine Anwendung gefunden ; vielmehr lehnt die Gewinnung 
des monarchischen Imperium ausserlicb sich an diejenige Form an, 
durch welche der republikanische Oberbeamte den Imperatorentitel 
erh&lt, das ist thatsachlich entweder durch Zuruf der Truppen oder 
nach Aufforderung des Senats, rechtlich nach eigener freier, durch 
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die bezeichuoten Arte lediglich gerechtfertigter Willkür. Aber wenn 
nach der rei)ul)likauischeü Ordnung auf diesem Wepfe nicht das Com- 
iiiiiiiiio erworbeu . sondern nur der Auithtitel geändert wird, so über- 
nimmt nach der neuen monarchischen auf die gleiche Weise ein 
jeder, an den dne solche Aafforderung gerichtet und von dem Bfe 
aufgenommen wird, auch der amtlose Private das im ganzen Reich 
jedes andere aossdiliessende Gommando. Wohl wird dieses Imperium 
gedacht als hervorgehend aus dem YolkswiUen; aber es druckt sieh 
dieser dabei aus nicht in der geordneten Form der Gomitien, sondern das 
Volk wird hier repräsentirt sei es durch das Heer oder einen beliebigen 
Heertheil, sei es durch den Gemeinderath. Hiermit wird also jede 
AuflehniinET ^egen den derzeitigen Inhaber Gewnlt insoweit legali- 
sirt, dass für die Rechts- vielmehr die M;irlit frage eintritt ; folgerichtig 
aber ist die^se staatsrechtliche Theorie, und die Geschichte des Princi- 
pats ist ihi [)i aktischer Ausih urk. Legitim ist jeder, der zum Augustu» 
ausgerufen wird, wenn er aucli nur vorübergehend zum Besitz der 
Macht gelaugt, Galba ebenso wie Nero, Otho und Vitellius uicht 
minder als Oalba. Die römische Logik verschmäht die Hlasionen. 
Selhetverstindlieh macht das Bestreben sich geltend den Consequeoaen 
dieser selbstmörderischen monarchischen Suceession praktisch einiger^ 
massen dadurch anssuweichen, dass der aeitige Monarch for den 

und dproM 

Todesfall die Suceession sichert; aber auch dies wird dadurch er* 

Schwert oder vielmehr verhindert, dass die Besetzung der höchsten 
Stelle rechtlich nicht anticipirt werden kann. Der in der Uebemahme 
des Imperium sich offenbarende Volkswille wirkt nothwendig unmittel- 
bar. Designation des Nachfolgers ist bei dem Prineipat nicht eiTi- 
mal in der Form zulässig, dass der Princeps l>ei spin^^n Lebzeiten 
die Nachfolge feststellt; die dem Prineipat mangelnde Continuitilt 
schloss nicht die Wiederhesetzung aus, wohl aber deren Anticipation. 
Dennoch hat die dynastische Tendenz, welche bei der Begründung 
des Principats durch den Sohn des gewaltigen Caesar so mächtig 
mitgewirkt hatte, nicht bloss in dem Kaiserimuse selbst, söndem 
auch hei den Getreuen der Monarchie dazu geflihrt, dass die Kach- 
folge des Vaters von Rechtswegen dem Sohne zu gebikhfen schioi, 
und weiter, bei dem h&uflg eintretenden Fehlen leiblicher SOhne des 
Princeps und bei der nach römischer Sitte allgemein zulftssigen Adop- 
tion, in dieser eigentlich privatrechtlichen Form zur factischeu Wahl des 
Nachfolgers durch den Vorgänger im Prineipat. Selbst wenn ein Kaiser 
mit Hinterlassung mehrerer Descendenten gleichen Grades starb, ist 
die Bestimmung des Haupterben in seinem Testament gewisser massen 

als Präsentation für die Nachfolge auch in der Regierung aufgefasst 
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worU( n, wdhri allerdings die enge Verkuüplung des kaiserlichen Privat- 
vermogens imd der kaiserlichen Ilerrscherstellung mitgewirkt haben 
wird. Hadrian hat dann, wie scliüii gcsngt ward, ffirdie Bestimmung des 
zeitigen Herrschers hinsichtlich der Isachfolge einen formellen Aus- 
druck festgestellt in der Beilegung des Caesarnamens. Aber alle diese 
AnÜGuiuiigeii nnd AeusaeroDgea haben keinen weiteren Wertli als die 
CoosUtirung der Ansicht und der Absieht des seitigen Herrschera 
Uber den Regierungswechsel und ändern nichts an der Rechtsregel, 
dass die Fixirung der Succession nicht anticipirt werden kann. £a 
erstreckt sich dies sogar, wie weiterhin zu aeigen sein wird, auf die 
Uebertragung der nominellen Mitregentschaft. Abgesehen von der 
formell möglichen, aber dem Wesen der Monarchie zuwider laufenden 
und erst spät zur Anwendung gelangenden Sanuntherrschaft ^'iebt es 
keinen Rechtsweg die buccesBiou in dem römischea Principat vorweg 
festzustellen. 

üätoSä^i" Gegensatz zu dem militärischen Imperium wird die t ribuniciscbe 

gjj*»!' Gewalt, ihrem btlrgerlichen Charakter entsprechend, auf Grund der 
für diese Epoche überhaupt fest£tehendeu legislatorischen Initiative des 
Senats durch die Comitien dem neuen Herrscher Qbertragen. Auch 
diesem Act aber fehlt diejenige rechtliche Gontinuität, welche daa 
Kennzeichen der ordentlichen Magistratur ist und selbst bei den nicht 
ständigen Aemtem« wie Censur und Dictatur, eingehalten wird. Viel- 
mehr folgt derselbe der ffir die ausserordeotlicbe Beamteneniennung 
geltenden Norm: die gesetzliche Feststellung derCompeteni und der 
Wahlact, aus welchen diese sich zusammensetzt, werden, wie dies 
ausnahmsweise auch in republikanischer Zeit geschehen ist (S. 186)» 
hier zu einem Act zusanimengefaspt. Tndfm dor Senat für jede ein- 
zelne Krnenuuüg die Competenz zu normiren hatte, war die Handhabe 
gegeben mit dem an sich wenig bestimmten Begriff der tribunicischeu 
Gewalt beliebige Specialclauseln zu verkuüpien; und wahrscheinlich 
sind diejenigen kaiserlichen Befugnisse, die nicht geradezu aus dem 
Imperium resultirten, auf diesem Wege legalisirt worden. Anticipation 
flbrigens ist bei der Uebertragung der tribunicischen Gewalt ebenso 
ausgeschlossen wie bei derjenigen des Imperium; der Antrag richtet 
sich immer auf sofortige Uebemahme dieser Amtsgewalt, 
w. ter. Ausser diesen beiden dem neuen Herrscher die militärische und 
tioni-n der die bürgerliche Obergewalt verleihenden Acten werden ftir die In- 
ftwitt. stallation desselben in den Vollbesitz seiner Macht- und Ehrenstellung 
weiter gefordert die durch die dafür bestimmt«n Comitien zu voll- 
ziehende Wahl zum Oben)untifex , die Uebemahme des ordentlichen 
Consulatfi an dem auf den Antritt nächstfolgenden 1. Januar und der 
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Eintritt in sftmmtliche angesehene Bimle CoUegien. Die auf dieoem 
Wege ihm erwactaaenden Befagnisne sind, obwobl iaetiscb stftndig, 
doch rechtlich mit dem Prineipat nur peraonal ▼erknflpft, welche 
Verbindung allerdings namentlich bei dem Oberpontiiicat auch politisch 
ins Gewicht fällt. 

Eine rechtlich tixirte Qiialification für den Prineipat wird durch Au.sewiw« 

<ler Qnkli* 

die oben bezf^ichnete Bestellungaform au8gesr])lossen ; es giebt dafür 
keine Alt« r lm enze und ea hat an Versuchen nicht !^efehlt Frauen zu 
dieser j>ieliung zu erheben. Dennoch verdient es ri wähnt zu werden, 
dass der Prineipat aus dem alten Adel hervorgegangen ist und dass, 
als nach dem Ausgang der Julier und der Claudier Plebejer dazu ge- 
langten, diesen mit dem Amt auch der Putriciut verliehen wurde. 
Dem senatorischen Kreise sind die Kaiser der ersten swei Jahrhunderte 
ohne Ausnahme entnommen worden; der erste aus dem Ritterstand 
henrorgegangene ist M. Opellins Hacrinns (217 n. Chr.). 

Die lebenslftngUche Dauer des Amtes gebdrt m seinem Wesen ; ui^n.ur^g. 
weder das Imperium noch die tribunidsehe Gewalt sind jemals mit ^''^^^ 
Endtermin tkbertragen worden. Dass ein wichtiger Bestandtbeil der 
iutiserliehen Gewalt, die unmittelbare Verwaltung der kaiserlichen 
Provinzen zunächst in dieser Weise ttl>emommen ward . irilf nur fßr 
die augustische Refrirrunp^ seihst, und auch für diese nur formell, da 
diese Verwaltung ständig prolonizirt ward. Allerdings aher liegt es in 
dem Gesagten, dass der Prineipat nusser durch den Rücktritt und den 
Tod des Inhalnirs auch dailurch beendigt werden kann, dass ein 
anderer sich zum Machthaber aufwirft und thatsächlich die Oberhand 
gewinnt; wie der durch die Truppen oder den Senat manifestirte 
VoUowille den Kaiser bestellt, so kann er auch durch die gleichen 
Oigane abgesetst werden; eine andere Legitimität als die der That- 
flichlichheit hat der Prineipat nicht entwickelt. 

Die kaiserlichen Ehrenrechte und Insignien sind im Allgemeinen Bhnmdutw 
diejenigen der republikanischen Magistratur. Die persönliche Unver- 
letzlichkeit und der von den Soldaten geforderte Treueid sind wesent« 
lieh schon in den früheren Ordnungen enthalten: neu ist nur die durch 
die dynastische Tendenz der Institution gegebene Er^treckung beider 
auf Kaiserhaus. Gleich dem Consul trügt der l'rinceps als Anits- 
gewand die Toga mit dem Purpursauin. Die Zahl der Lictoren ist 
unter den früheren Herrschern die consularische; erst Domitian hat 
sie nach dem Muster der sullauischen Dictatur verdoppelt. Als Amts- 
sitz dient dem Kaiser wie dem Consul der curulische Sessel; nur 
kommt ihm, wenn er mit den Consuln zusammen öffentlich erscheint, 
der Mittelplatz zu. Unter den dem Princeps eigenthQmlichen Ehren- 
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rechten verdieDen Krwahniuig die FQhrung des Lorbeerkraozes und 
die Bezeichnung der Münzen mit seinem Bilde, welche beide von dem 
Dictator Caesar auf die Kaiser übergegangen sind. Nehen diesen dem 
bingeiiichen Itegiment angehörigen Auszeichnungen führt der Kaiser 
auch die leidherrlichen, insbesondere den Degen und die rotbr Ft Id- 
herrnschäi'pe. Insofern das Comraando dem provinzialeu Amt kreis 
angeiiört. sind diese Insigiiieu in Koui und Italien nicht am Platz; 
da. aber der Kaiser daseib&t von seiner Garde uiugebeu und .sein Caui- 
mando nicht unbedingt auf die Provinzen beschränkt ist, so macht 
mebr und mehr aneb hier der Offizier sich geltend und nanenUich 
in der sinkenden Kaiserseit wird die bflrgerliebe Amtstracht dureli 

»^«^»^« jenen Feldhermpurpnr in den Hintergrund gejirftngt. Die Behandlung 
der Eponymie ist charakteristisch für die unvollkommene Durchführung 
der monarchischen Idee in dem römischen Principat. Eine Zählung 
der Regierungsjahre ist in Anknüpfung an die tribuniciscbe Gewalt 
schon unter Augustus eingetreten, aber der Muth sie nn die Stelle 
der consularischcn zu setzen hat ihm wie seinen Nachfolgern versagt. 
Mitgewirkt hat dabei zunächst der dem Prineipf^t anluiftende Mangel 
der rechtlichen Coutinuität und der dadurch herbeigclührte mit dem 
Wechsel der Regenten wechselnde Jahranfaug; aber auch nachdem 
unter Nerva und Traiauus die römischen Regierungsjahre an dem für 
den Amtsantritt der Tribuue bestimmten 10. Dec. (S. 170) ein festes 
Neujahr erhallen hatten und sie so gut wie die ägyptischen KlVnigs- 
jahre zur Jahrbezeichnnng verwendet werden konnten, hat dennoch 
die sehwerftUige Jahrbeseichnung nach den Consnln des 1. Januar, 
so zu sagen der rechUiehe Ausdruck des formalen Fortbestehens der 
Republik, sich die ganze Kaiserzeit hindurch im Reichsgebrauch be> 
hauptet und nur in den ehemaligen Staaten der Seleukideu und der 
Lagiden die provinziale Jahrbeesichnung sich an deren kaiserliche 
Nachfolger angeschlossen. Das tribiinicische Kaiserjahr bleibt im 
praktischen Gebrauch bpsi'liriiTikt auf die Kaisertitulatur. 

c«iBfet«ii». Die dem Princiiiat beigelegte Amtsgewalt ist, wie dies ^ebon 
mehrfach hei \orgehüben worden ist, theils militärisches Cniuiiiandu, 
theils eine bürgerliche Machtstellung, wozu allerdings no* ii zahlreiche 
aus dem Begriff des Imperium nicht zu entwickelnde uud auch mit 
der tribunicischeu Gewalt wahrscheinlich nur äusserlich verknüpfte Be- 
fugnisse hinzutreten. Indem ffir das Eingreifen des Prindpsts in die 
einzelnen Zweige des Regiments auf das folgende Buch verwiesen 
wird, sollen hier die Grundlagen jener Doppelcompetenz zusammen- 
^ gefasst werden. 

liebe Das kaiserliche Imperium ist organisch entwickelt aus der repnbli- 
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kanisclien Statthalterschaft, wie es deno auch mit deren Titulatur alB 
pror nnsiilarische Gewalt bezeichnet zu werden pflegt. Die Gollegialitftt 
ist bei der Statthalterschaft der Republik principiell ausgeschlossen; 
die Annuitilt hat bei ihr in Folge des Hebraurhs und des Missbrauchs 
der Prorogatiou nur unvollkommen functionirt. I^io laTifiji^hrigen 
mehrere Provinzen gleichzeitig umfassenden und den Stattiialter von 
dem Verweilen in seinem Sprengel mehr oder minder dispensirenden 
rroviii/.ialcommandos der letzten republikanischen Deceuuien und mehr 
noch die derselben Epoche augehörigen das gesammte Mittel roeergebiet 
umfassendeo ausserordentlichen Militftreommandos gegen die Piraterie 
mit iliTen Hfllfebesmten magistntiKher Qualifieation (S. 151. 188) stehen 
bereits dem kaiserlichen Imperium bei weitem nAher als demjenigen 
des ursprünglichen PrAtors Yon Sidlien. Insofern ist das kaiserliehe 
Imperium, obwohl ans der Statthaltersdialt der Republik hervor- 
gegangen, doch in seiner Ausgestaltung eine Neubildung. Abgesehen 
TOD der Perpetuitftt des Amtes und der bei dieser seiner Form selbst^ 
verständlichen örtlichen Befreiung von der Vorschrift, dass der Inhaber 
des Imperium, um es auszuüben, sich innerhalb seines Sprengeis l>e- 
findenmuss, ist dasselbe qualitativ narh drpi Kirhtungen hin W'^tp'igert: 
durch die Er-^trerkung auf das gesammte ausseritalische (iebiet f/m- 
jtertii/n inpmium) , während das republikanische lmj>erium durchaus 
örtlich begrenzt ist; durch die Ueberlegenheit über jedes andere 
Imperium bei eintretender Gollisiou (tmperium matus), während unter 
den ordentlichen Imperien der ^teren Republik in Folge ihrer Be- 
gronznng die Collision principiell ausgeschlossen war; durch den 
ausschliesslichen Besitz eigener Truppen, indem sAmmtliche Reichs* 
truppen auf den Namen des Prineeps vereidigt sind, während in 
republikanischer Zeit Jeder Statthalter sein eigenes Heer hat oder 
doch haben kann. Die Schranke, dass Horn und Italien dem milit&- 
rischen Imperium nicht unterliegen, ist für das kaiserliche Imperium 
ebenfalls massgebend und auch praktisch von grossem Einfluss ge- 
hliehen, wenn gleich sie dadurch oin^^eengt wird, dass der reirelmässig 
in T'otn versveilende Prineeps nicht ohne I,pihiv;irh ■ uii'l Italien bei 
seiner Lage nicht ohne Kriegshäfeu bleiben konnte. Aber von der 
Garde und den beiden Flotten abgesehen, ist Italien bis zum Anfang 
des 3. .Jahrli. ii. Chr. nicht mit Truppen belegt worden. Formelle Aus- 
schliesslichkeit kommt der kaiserlichen allgemeinen proconsularischen 
Gewalt nicht zu; rielroehr bleibt das Commando einem jeden der 
Proeonsuln in seinem Bezirke. Aber da der Proconsul nicht bloss ein 
sehwAeheies Imperium hat als der Kaiser, sondern auch die Egonen 
Truppen ihm fehlen und er fflr sein militürisehes Imperium auf 
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geliehene kaiserliche Soldaten angewiesen ist, ist dies specielle Im- 
perium von Haus aus ohne Bedeutimp: und wird sehr bald ein leerer 
Name. — Dabei hat noch eine andere iSteigerung der kaiserlichen 
Befugnisse wesentlich eingegritien. Nach der ursprünglichen augu- 
btibchen Ordnung sollten sämmtliche Reichsyrovinzen für Jurisdiction 
und Administration dem Senat und den aus der Consuln- und Prfttoren- 
wahl hervorgehenden Statlhalteni unterstellt werden , während die 
in deiuselben atationirten Truppen dem Princeps unterstanden. Bis 
weiter indess behielt der Kaiser mehrere derselben in eigener Ver- 
waltung und dieses ProTlsoriam wurde nicht bloss zum DednitiTnm, 
sondern es wurde in kurzer Zeit durch Vertausehungen nnd andere 
Manipulationen bewirkt, dass alle mit Truppen belegten Provinien 
auch unter unmittelbare kaiserliche Verwaltung traten, womit jenes 
formale Doppelcommando des Kaisers und des Proconsuls beseitigt war 
und das kaiserliche Commando zu voller Ausschliesslichkeit gelangte. 
Wie weit aber auch die Befugnisse desselben sich erstreckten, muss 
dasselbe dennoch, namentlich mit Rücksicht auf die Ausnahmestellung 
Italiens, als ein gesetzlicli beiironztes bezeichnet werden und es ist 
wesentlich schwächer als dasjeuige» welches aus Caesars Dictatur sich 
hätte entwickeln müssen. 

Auch die tribunicische Gewalt des Kaisers knüpft wohl an an 
cweUn den repubiikaiuschen Volksti ibuuat, ist aber wie titular so auch quali- 
tativ eine neue zuerst dem Dictator Caesar und sodann dem Augustus 
und seinen Nachfolgern durch Volksschluss flbertragene Befugniss. 
Die zeitlichen, Ertlichen und eollegialischen Sehranken, welche dem 
Volkstribun gesetzt sind, fallen bei ihr ebenso hinweg wie der Aus- 
schluss des Patriders und ihr Inhaber muss bei Collision mit dem Volks^ 
tribun diesem oberlegen gewesen sein. Sie eignete sich zum Ausdruck 
der neuen bürgerlichen Obergewalt theils durch die dem Volkstribunat 
anhaftende eminente und deniokrn tisch geheiligte ünverletzlichkeit, 
theils durch die ideale Aufgabe des Volkstribuns ohne unmittelbare und 
stetige Auitsthätigkeit als ständiger Beschützer der Verfassung der 
Gemeinde sowohl wie der Hechte des einzelnen Btirgers überall als 
höchstes Correctiv, gewisse rmassen als verfassungsmässige Ausnahme- 
gewjilt einzugreifen. Von den ausser dem Recht der Intercessiou darin 
enthaltenen oberamtlichen Befugnissen kam für den Princeps nur etwa 
die der Verhandlung mit der Plebs und dem Senat in Betracht. Aber 
es ist schon darauf hingewiesen worden (S. lüO), dass was unter dem 
Namen der tribunicischen Gewalt dem Princeps übertragen ward, durch 
die dem Vollmachtsgesetz einverleibten Spedalelanseln weit hinausging 
über die aus dem alten Tribunat herzuleitenden Rechte. Erwiesener- 
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massen ist das Recht des Princeps Krieg, Frieden und Vertrag zu 
scblifpspn auf diesem Wege le^^alisirt worden und dasselbe gilt wahr- 
sclu iiilirli von dtT (iliorsten Criiiiiiial- und Ci viljudication und von ZÄhl- 
reicheu anderen befugoissen. wobei die Kegel, dasa jede eiueiu Prin- 
ceps als solciienv übertragene Befugniss für alle Nachfolger in Kraft 
bleibt, wohl schon früh zur Geltung gekommen ist. In dieser Ueber- 
sicht kauQ auf dergleichen Festsetzungen nicht weiter eingegangen 
iverden; die wichtigeren derselben werden ihren Platz im folgenden 
Bneh finden. 

Wichtiger in dieaem Zusammenhang als die An&fthlung einzelner ^^^i;;!;^^^ 
positiTer Befugnisse des Kaisers ist der Hinweis darauf, dass die Ge- '^j^^^"* 
meinde ihre sonverinen Rechte, namentlich die Beamtenemennung 
und die GesetEgebang keineswegs Terloren, sondern der Kaiser nur in 
rechtlich festen Grenzen in dieselben eingegrUfen hat Die Beamten- 
Ernennung ist unter dem Principal prineipiell von der Bürgerschaft 
oder dem derzeitigen Repräsentanten derselben, dem Senat vollzogen 
worden, so weit nicht siiecielle Ausnahmen gemacht worden sind (Buch 5 
Abschn. 5). In gleicher Weise wird die jillfTjemeine Gesetzgebung von 
den Couiitien und späterhin von df m Senat gehaudiiabt. Auch die 
Privilegienertlieilung steht von Rechtswegen bei dem Senat: in diese 
freilich haben die Kaiser seit dem letzten 1 lavier vielfach eingegriffen 
und dieselbe mehr und mehr au sich gezogen. Nur die Mitwirkung 
des Senats und der Comitien bei Kriegserklärung und Staatsvertrag 
nahm mit dem Principat ein Ende, und weiter wird diejenige Gesell- 
gehung, welche die Comitien der Repuhlik einzelnen Beamten zu 
delegiren pflegten, inshesondere die Krtheilnng des Bflrgerrechts und . 
des Stadtreehts, jetzt allgemein und ausschliesslich yom Princeps gettbt 

Es bleibt noch übrig die neben dem Principat erscheinende an* 
gleiche Collegialität, die der kaiserlichen analoge, aber nachstehende 
Amtsstellung, die Mitherrschaft, so wie die gleiche CoUegialitAt im 
Principat, die Sammtherrschaft zu erörtern. 

Die ungleiche Collegialität im Principat. die Mitherrschaft, wie wir ^«n**"* 
sie in Ermangelung einer nllgemeinen Beneunuri L' bezeichnen, ist mit ihm hermUft. 
zugleich aufgetreten, ( uigt aber noch in stärkerem ^inne als der Principat 
selbst den Charakter der ausserordentlichen Magistratur, insofern ihr 
Eintreten von den jeweiligen Verhaitnissen abhängt und ihr Fehlen nicht 
als Vacanz erscheint. Es fehlt ihr auch an einer allgemein gültigen 
Norm; sie besteht iu der Beilegung einer der i)eideu wesentlichen 
Bestandtheile der Kaisergewalt, der proconsulariscben oder der tribu- 
nicisehen oder auch beider vereinigt, aher unter allen Umstanden mit 
Unterordnung unter den Princeps, wobei Qberdies die mit jenen Attri- 



202 



Drittel Bndi. DI« mueliMn Aemter. 



butionen verbundene Competenz allem Anschein nach in wd^m ein- 
zelnen Fall specieller Nonnirung unterlegen hat. Die Ileri^ iiulirung 
einer solchen Stellung und die Festsetzung der ihr zuzutheileuden Be- 
fugnisse hftngt der Sache nach selbstverständlich von dein Willen des 
Priuceps ab; formell scheint bei der proconsularischen Gewalt, da das 
Imperium selbst dafdr keine Handhabe bietet, der souveräne Senat den 
Kaiser zu deren Ertheilnng bevollmächtigt zu haben, wftbrend die 
tribnnidsche Gewalt des Kaisers Termuthlicb mit dem ▼erschollenen 
tribunicischen Cooptationsrecht ausgestattet ward. Die bei dem Prin- 
eipat ausgeschlossene zeitliche Begrenzung ist hier vorgekommen so- 
wohl für den Anfang der secundären Gewalt in der Form der Designation 
wie für ihre Beendigung in der Verleihung auf Zeit. Die zum Wesen 
des Principats gehörige Verbindung der beiden Gewalten ist hier 
facultativ : bis fiuf Severus werden sie regelmässig gesondert verlielien 
und zwar in der Weise, daBS das proconsularisthe Imperium als das 
geringere gilt und gewöhnlich die Vorstufe bildet für die Verleihung 
der secundären tribunicischen Gewalt. Von da an scheint das pro- 
consularisehe Imperium für sich allein nicht mehr vergehen worden 
zu sein; die Nebenherrbcher des dritten Jalirhunderts treten durchaus 
auf als Inhaber der tribunicischen die proconsularische anscheinend 
einschliessenden Gewalt Dem Inhalte nach haben diese secundftron 
Stellungen mit der des Frinceps wohl die Beseitigung der Annuität und 
die Erstreckung auf das gesammte Reichsgebiet gemein und scheiden 
sich insofern prineipiell von der gewöhnlichen Magistratur; der In- 
haber der secund&ren proconsularischen Gewalt hat eigenes Commando, 
derjenige der tribunicischen das Recht den Senat zu berufen. Aber 
wie beiden weder der Principat noch der Augustusname zukommt und 
selbst die Benennung Imperator ihnen nur in einzelnen Fällen l>ei- 
gelegt worden ist, haben sie auch an den eigentln li^ n Kaiserrechtea 
keinen Antheil. Eigene Trupjien hat ein solcher ^ei)enherrscher so 
wenig wie der senatorische Proconsul; in den kaiserlichen Erlassen 
wird er in der bessereu Kaiserzeit nicht mit genannt; au der Verwal- 
tung der kaiserlichen Provinzen, an der Ernennung der kaiserlichen 
Beamten, an der Geri^tsbarkeit, an Kriegführung und Friedensschluss 
bat er von Rechtswegen keinen Antheil. Freilich kann mit dieser 
Stellung ein wirklicher Antheil an dem Reichsregiment verbunden sein; 
in dieser Gestalt ist die Institution zuerst bei Augustus und Agrippa 
ins Leben getreten und auch im dritten Jahrb. n. Chr. ist sie zuweilen 
in gleicher Weise verwendet worden. Aber dazu genQgt die Stellung 
selbst keineswegs, sondern es müssen die besonderen Mandate hinzu- 
treten. In der Xhat ist bereits seit der späteren Zeit des Augustus 
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der politiMhe Zweck dieser Institution vielmehr die mOgliebste Siche- 
rung der Nachfolge durch Creirung eines nominellen obersten Herr- 
schaftsgehülfen und Ilerrschaftsgenossen. Darum nehmen diese Neben- 
herrscher thatsächlich überwiegend die Stellung machtloser Kronprinzen 
ein und die der Institution des Principats an sich fremde dynastische 
Tendenz pelaugt vorzugsweise in dif'ser secundären Herrschergewalt 
zum Ausdruck. Allerdings war eine derartige Creirung nicht mehr als 
eine Anwarlächaft, genau genommen die formelle Aeusserung des der- 
zeitigen Herrschers über die von ihm gewünschte Nachfolge und es 
ist schon darauf hingewiesen worden^ dass bei Erledigung der Herr- 
sehaft der nominelle Mitregent keineswegs von Eeehtswegen succedirt. 
Thatsächlich indess ist die Uebertragung des Principats in der Regel 
durch diesen vorbereitenden Act bestimmt worden. 

Wenn die ungleiche Collegialitftt, wie sie eben dargelegt worden ^j;^^^ 
ist, dem Wesen der Monarchie keinen Abbruch thut, so läuft dagegen "'"^ 
die gleiche Collegialität, obwohl sie formell bei dem Principat ebenso 
herbeigeführt werden kann wie einstmals bei dem Königthum und bei 
der Dictatur. dem Wesen desselben zuwider. Eingetreten ist dieselbe, 
obwohl schon AuLMistns sie ins Auge gefasst zu ImbtMi scheint, erst 
im J. 161, indem lianials nach Pius l'ode der vdn diesem in Aussicht 
genommene Nachfolger Marcus die lUy iciuu^ ubernahm unter Bei- 
gesellung des Bruders zu gleicher Muchthefugniss, weiter einige Jahre 
später derselbe nach des Bruders frühem Tode seinem uumündigen 
Sohn die gleiche Stellung übertrug. Ueberwiegend in der letzteren 
Gestalt, wo der eine der beiden Sammtherrscber durch seine Jugend 
vom wirklieben Antheil am Regiment ausgeschlossen, ihm aber ffir den 
Fall der Erledigung der Thron formell gesichert ist, ist die Institution 
in vordiocletlaniseher Zeit zur Anwendung gekommen und hat in- 
soweit nach beiden Seiten hin ihren Zweck erfflllt, die Einheitlichkeit 
des Regiments nicht aufgehoben und den Regierungswechsel geordnet. 
Aber dass bei ernstlicher Gleichheit der Herrscher die Sammtherrschaft 
entweder zum Bürgerkrieg oder zur Reichstheilung führt, erwies schon 
die Katastrophe nnrh Severus Tode, und iu der nachdiocletianisrlioii 
Epoche ist die Auflösung des Römerreichs zunächst durch das ertectiv 
gleiche Sammtregimeut herbeigefahrt worden. 
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Die republikaaifiche Magistratur bleibt principiell aodi unter dem 
Kaiser in Funetion: das kaiserlicbe Born wird Tervaltet Yon seinen 
Consuln, Prfttoren und Aedilen, das kuBerliebe Italien von seinen 
Municipalitftten , ein betrftcbtlieher Theil der Provinsen auch in der 

Kaiserzeit von den Proconsuln nud ihren Quästoren und die Ober- 
leitung l)leil)t in allen diesen Kreisen dem Senat. ThatsAchlich aber 
macht das Eingreifen des neuen Staatsoberhaupts nach allen Seiten 
hin sich geltend, theils durch seine persönliche Thätigkeit, theils 
durch dit^jenige seinrr Oehülfen und Diener. 

Kw*»jiichH ]),>in porsnnlii licn Haii(ihiDf?skrP!s des Herrschers gehören an die 
ragivun«. kaiseiUche Keichsteldlieriiith.itigkeit, der kaiserlicbe Vorsitz im Senat, 
das Kaisergericht, die kaibtiiiche legislatorisiche Initiative, die kaiser- 
lichen Constitutionen. Diese kaiserlichen Regieningshandlungen treten 
nach aussen hin als personale auf und die dabei verwendete Hulfs- 
thätigkeit entzieht sich der Darstellung. Die beiden dem Kaiser wie 
dem Consul dieser Epoche beigegebenen Qnftstoren (guaesiores Augutti) 
haben wohl gleichsam als Civiladjutanten ihn bei seiner haupt- 
städtischen Amtsth&tigkeit unterstatzt, aber eine feste C3ompeteiix 
Iftsst auch fftr sie sieh nicht erweisen. Die alte römische Sitte vor 

4M%ri^. wichtigen Entscheidungen geeignete Berather zu berufen und deren 
Meinung zu hören (S. 151) ist für politische Fragen wohl vorQber- 
gehend unter besonderen Verhältnissen zur Anwendung gekommen, 
aber als feste Einrichtung hat eiu politischer Staatsrath nicht be- 
standen. Nur für das Kaisergericht und auch hier erst seit Hadrian 
ist ein festes Consilium gebildet woriim. in welches angesehene Männer 
und insbesonderp namhafte Rechtsgeiehrte berufen wurden, um unter 
dem Vorsitz des Kaisers oder eines Vertreters desselben die an diese 
höchste Stelle gelangenden Rechtssachen zu behandeln. Dagegen ist das 
mittelbare kaiserliche Regiment, die von den Gehülfeu und Dienern des 
Princeps ausgeübte öffentliche Th&tigkeit hier eingehender zu entwickeln. 
Die kaiserlichen Unterbearaten sind theils Gehfillen bei dem 

liehen Aml^ Gommando, der Verwaltung und der Jurisdiction, theils Hausdiener. 
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Die der ersten Katt f,a)iie werden durchaus den beiden privilegirten 
Stflnden entnuinmeii und auch inuerhalb derselben ist die Qualification 
fest abgegrenzt, wodurch das kaiserliche Recht der Gehfilfenbestellung 
iu energischer Weise gebunden und insbesondere das Senatsregiment 
weniger beschrilnkt wird alb durchgeführt. 

In der hauptstädtischen Verwaltung haben Kichtsenatoren , von 
den bei der kaiserlichen Leibgarde und bei der stidtiBehen LOacli- vwwsitaac. 
inannsehaft fungireoden Offizieren nnd von dem mit der BeschafiFong 
des für die Hauptstadt erforderliehen Getreides betrauten Finanz- 
beamten abgesehen, amtliehe ThAtigkett unter dem Principat nicht 
ausgettbt. Die neuen für hauptstädtische Geschäfte vom Kaiser er- 
nannten Beamten werden durchgängig aus dem Senat ausgewählt 
und auch die ihnen zugegebenen Subalternen nicht dem kaiserlichen 
Gesinde entnommen , sondern nach dem republikanischen Muster 
geordnet. Die Heichskasse blieb zunächst unter der Verwaltung der 
republikaniHchen Magistrate: erst Nero nahm sie diesen ab und stellte 
sie unter eine Vorsteherschaft kaiserlicher Ernennung. August us war 
allerdings damit schon insofern vorangejjangen, als er bei Einführung 
neuer Steuern eine zweite Keichshuuptkasse (aerarium müUare) mit 
kaiserlicher Vorstandschaft eingerichtet hatte. Es wird darauf bei 
dem Finanswesen (Buch 4 Abschn. 5) zurackzukommen sein. 

0as Yerpflegungswesen der Hauptstadt nahm Augustus, insoweit ^^^^^ 
es sieh dabei um die Besehaflnng der Yorrftthe handelte, wie so eben «««^ 
gesagt ward, auf seine Hamdusse und entzog sie damit der aenatorischen 
Verwaltung. Aber die Vertheilung des Getreides wurde durch eine 
nach den republikaniBchen Begeln bestellte und geordnete Magistratur 
heschafTt. 

Das städtische Bauwesen und die Fürsorge für die italischen BauvMM. 
Landptrassen, beide seit dem Verfall der Gensur verwaist, wurden den 
Curatoren für die städtischen Gebäude, für die städtisciieu Wasser- 
leitungen, für die städtischen ivloaken und den Tiberstrom, für die 
italischen Landstrassen, neuen senatorischen Specialämtern kaiser- 
licher Besetzung angewiesen. 

Von wesentlicher auch politischer Wichtigkeit ist die durch Tiberius F^iiwi. 
unter dem Kamen der versehollenen Stadtprftfectur ins Werk gesetzte 
Einrichtnng eines hauptstBdtischen Polizeidireetors» welcher mehr und 
mehr auch die Criminalsachen in der Hauptstadt in die Hand bekam 
und allmählich Oberhaupt an die Spitze der hauptstJ\d tischen Verwaltung 
gelangte. Diese Institution nahm, obwohl der Präfect selbst nicht 
Offizier war, dadurch einen militärischen Charakter an, dass ihm eine 
ansehnliche Truppe von etwa 5000 Mann zur Verfügung gestellt ward. 
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luiijciie Bei weiten) weiiif;er als in die hauptstädtische hat der Principat 
in die Selhstvei waltung der italischen Stftdte eingegriffen. Das neue 
Amt für die italischen Landstrassen kam mit diesen nur äusserlich in 
Berahrung. Erst seit der traianischen Zeit begegnen, ohne Zweifel 
durch die bei jener Selbstverwaltiing eiDgeriaaeoeD fiBauiellea Mia»- 
stfinde herbeigeführt, Anfeichtsbeamte über die Vermdgensverwaltung 
eiBseliier italischer Städte, ▼am Kaiser theils dem Senat, theils der 
Ritterschaft entnommen. 

pmiuiai- Wenn in Bom und Italien der Kaiser nicht kraft seiner militärischen 

VHWUluns. 

Gewalt schaltete, so ruht dagegen sein Antheil am Provinzialregiment 
durchaus auf dem Imperium oder der proconsul arischen Gewalt, und 
seine Gehülfen in diesem Bereich sind, in scharfem Gegensatz zu 
den iüilischen . (lurchpjSngig Oltiziore. Dieselben zerfallen in drei 
Klassen: die kaiserlichen Adjutanten {hgaii Au^usii) senatorischen 
Standes mit magistratischer Qualität {pro pm, fr,ye) , ciie nicht magi- 
stratischen Ad|iiianten desselben Standes {Irgnf,') und die Offiziere 
von Ritterruug, die iribuni und pracfccti. Dasis ihnen allen eigenes 
Commando fehlt, kommt in der im Gebrauch unserer Adjutantur 
entspreehenden Bezeichnung legiOu» bei den höheren Kategorien snm 
Ausdruck. Im Wesentiichen ist diese Ordnung der Militärhierarehie 
der Republik entlehnt, in welcher der Icj^oliw der dem Feldherm bei* 
gegebene und schon damals häufig, wie in der Kaiserzeit durchaus, 
als Gorpscbef functionirende Senator ist, der triburms und der praefedus 
entveder ein Sammtcommando bei der Legion oder das Einael« 
commando einer kleineren Truppe fQhi*t. 
Mifiisha- Die den Senatoren vorbehaltene magistratrsche Adjutantur oder 
nach römischer Bezeichnung die Irqnfi pro praeiore , -igsaßEiTal xai 
avriütQnrrifot , welche nach dem Muster der dem Pompeius für den 
Piratenkrieg gewährten Ausstattung (S. 151) dem Kaiser beigegeben 
sind, stehen zu der republikanischen Orduuiig in schärferem Gegen- 
satz als irgend eine andere dem Principat angehörige Institution, weil 
damit der Kaiser in die Cieirung der Magistratur eingreift und statt 
der Comitien das Imperium verleiht. Insofern ist es hemerkenswertb, 
dass in der uisprttnglichen Gestaltung des Prineipats diese Kategorie 
bezeichnet wurde als künftig wegfallend; wenn Augustns seiner Ver- 
heiBBung entsprechend die vorläufig in seiner Verwaltung verhliebeaeo 
Provinzen bei Eintritt des vorgesehenen Termiat dem Senat zurflck- 
gegeben hätte, so wären damit diese Beamten ausser Function ge« 
treten. Dazu aber ist es nicht gekommen und seit Tiherius erscheittm 
diese vom Kaiser besetzten Statthaltcr«r]iaften als definitive Reichs- 
institutiou. Der Competenz nach kommt einem solchen Statthalter in 
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Coniniando, Rechtspflege und Verwaltung volles Statthalteirecht zu 
und die höheren unter diesen StatthalterschafteiK die vnn (iprm;\nien, 
Syrien, Pannonien, Britannien werden, obwohl die Inhaber bloss pro- 
präiurischen Rang haben und im Gegensatz zu den sechs Lictoren 
führenden senatoiischeu Troconsuln nur fünf Fasces führen, ausschliess- 
lich mit CoDsul&ren besetzt, die geringeren wenigstens nicht anders 
als nach der Prttur verwaltet ThatsleUieli büden jene jetst die 
höchsten Steffebi der milit&riaeh-politiaefaen Laufbahn. Die st&rIcBten 
rOmiflchen Heere, in der Mheren KaiBeraeit his zu vier Legionen oder 
etwa 40000 Mann, seit Seyeros allerdingB nur bis m der halben 
Stftrke, stehen unter ihrem Commando und wenn der Princeps nicht, 
wie er allerdings eigentlich soll, selber als Reichsfeldherr functionirt, 
80 pflegen grössere Reichskriege, so weit nöthig mit Erweiterung der 
Competenz, einem snlrhon General tibertragen ^-u werden. 

Ebenfalls seuatDi ische, aber nicht mit niriKistratischer Befugniss Michtmajri- 
au«^'estattete Offiziere sind die kaiserlichen Uorpsehefs, die legati 
kgionvi, legelmässig PrAtorier. Die Reichsarmee ist in der Haupt- 
sache in Corps von durchgängig 10000 Manu Stärke eiugetlieilt, von 
denen die Hälfte auf die Bfirgerlegion fällt« die andere Hiüfte aus den 
Qbrigen ReiefasaagehArigeu gebildet wird. Jurisdictton and Provinsial- 
Terwaltung haben sie nur dtnn, wenn eine Provins mit einer einsigea 
Legion belegt ist, was in früherer Zeit veniiedeii wird; wo mehnre 
Legionen in derselben Provins stationirt sind, sind deren Legaten dem 
propcttorisehen der ganzen Provinz unterstellt und wie sie sieh bei 
der Truppe befinden, sind sie sunAchst für das Commando bestlmiit, 
obwohl sie nach Auftrag des vorgesetzten Legaten auch fQr andere 
Geschäfte verwendet werden können. In einzelnen kaiserlichen Pro- 
vinzen erscheinen auch Legaten gleichen Ranftes und gleicher Unter- 
ordnung unter den der Provinz ttberhaupt vorgesetzten für die Hand- 
habung der Kechtsptiege (legati mridki) oder, jedoch nicht ständig, 
für RevisKtii der Einschätzungen {legati cmsihus accipicndis). ist 
bezeichnend iür den militärischen Cliarakter des kaiserlichen Provinzial- 
regiments, dass auch diese Civilmandatare den A^jutantentitel fiBbren. 

GegenQber diesen beiden Kategorien, welche etwa unserer Gene- ootkMVM 
ralitit Tergliehen werden können, stehen die Offiziere von Ritterrang^ BiMmaac. 
die sechs Tribnne der Legion und die Tribüne oder Fnfecten der 
Anxilien, durebg&ngig als EinselfUhrer Abtheilungen 500 bis 1000 
Mann vorgesetst. Der Plebojer dieser Epoche (S. 40) darf als solcher 
ein derartiges Commando nicht führen, obwohl der Kaiser ihn durch 
Verleihung des Ritterpferdes jederzeit dazu qualiflciren kann; ebenso 
ausgeschlossen von diesen Stellungen ist der Senator, obwohl der 
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juDge Mann senatorischen Stniide?, bevor er in den J^enat eintritt, 
regelmässig derartigen ülliziersdieDSt thut. Der liv^cl nach sind 
diese Offiziere von Ritterrang den Offizieren senatonscheu Ranges 
untergeordnet. Aber es werden hiervon Ausnahmen gemacht, die in- 
sofern von politischer Wichtigkeit sind, als darin die Tendenz /u Tage 
tritt die iiiilitftriflclieiiVertraaenBsteUuDgeu dem senatoriachen Commando 
zu entfieheo und sie Tidmehr mit M&nnem Ton Rittentand xa be- 
setzen. Es gOt dies ziuiaehBt you der in Rom stetiendeo Leibgarde 
vogefthr von der Stärke eines legionaren Ckirps: diese wurde nicht als 
Legion formirt, sondern es standen die Tribone ihrer Abtheilnngen anfongs 
nnmittelbar unter dem Kaiser, seit den sp&teren Jahren Angosts aber 
* unter dem Sammtconunando zweier rechtlich gleich gestellter Offiziere 
von Bitterrang, der praefecti praetorio. Ungefähr gleichzeitig wurde 
die militärisch reorganisirte Löschmannschaft der Hauptstadt einem 
auch dem Ritterstand entnommenen Befehlshaber (prarff-rfu^ rfqflum) 
unterstellt. Die KriegsHotten in den beiden italischen Meeren wurden 
gleichfalls Offizieren von Ritterrang überwiesen. Wenn also, so weit 
in Italien überhaupt militärische Stellungen sich befanden, bei keiner 
derselben ein Mann senatorischen Ranges verwendet ward, so ist bei 
einer Reihe von Königreichen und Fürstenthümern, die unter dem Prin- 
cipat zum Reiche kamen, dasselbe geschehen und sind sowohl in Aegypten, 
welehes kein Senator aueh nur betreten durfte, wie auefa in Noricum 
und den* sonstigen zunftchst an die Alpen grenzenden Landschaften 
die Mitglieder des an don Reichsregiment betheiligten Senats von 
der Statthalterschalt ausgeschlossen worden. Selhstverstlndlich ist die 
finanzielle oder militärische Wichtigkeit dieser Gebiete dabei bestimmend 
gewesen; staatsrechtlich wurde dies Verfahren dadurch legalisirt, dass 
sie angesehen wurden als nicht eigentlich oder wenigstens nicht so- 
fort mit dem römischen Imperium vereinigt, sondern, gewissermassen 
durch dynarti'^che Succession der römischen Herrscher, in einer Art 
Personalunion mit demselben verknü^ift. In diesen ehemaligen König- 
reichen und Fürst enthtlmeru wurden *iH> Befnp:nisse der Statthalter- 
schaft an die >>eiU'rhin zu erwähnenden kaiserliclien Obersteuer- 
einnehmer von Ritterrang gegeben und, so weit diese Statthalterschaften 
mit Truppen belegt waren, diese demselben unterstellt, in Aegypten, 
das mit Legionen besetzt ward, sogar diese selbst so wie ihre hier 
ebenfalls dem Ritterstand entnommene Ck>rpschefs. Durch diese 
zahlreichen und wichtigen Ausnahmen wurde die den augustisehen 
Ordnungen zu Grunde liogende Regel, dass das Milit&reoramando in 
bdherer Instanz dem Senator zukommt, wesentlich eingeschrftnkt, bis 
dann im Lauf des dritten Jahrhunderts der Senat allm&hlich aua 
allen militärischen Stellungen ausgeschieden wird. 
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Wenn die bisher aufgeführten höheren kaiserlirhpn (Tf^inlfeii, N5*d«re 
obwohl nur ausnahmsweise magistratischen Rechts, doch sämmtlich '"'k«"*'' 
als Organe der Magistratur angesehen werden dürfen, so ist auch 
der niedere Kreis der Hülfsthätigkeit bei dem kaiserlichen Refriment 
in fthnlichem Sinn geordnet. Insofern diejenige Form der Monarchie, 
welche als Gemeindevertretung gefasst und der Magistratur zugerechnet 
werden darf, aich dadurch charakteririrt, dasB sie den peFSonalen 
Dienst hei dem Herrscher von dem Staatsdienst scheidet, so besteht 
der Principat auch in den von ihm Terwaadten niederen Hfilftleuten 
die Probe und macht den rechten Gegensatz wo. dem spftteren 
Byzantinismus. Insbesondere macht sich dies im Heerwesen geltend 
und zwar in steigender Progression durch Ausstossung des in den 
Anfängen des Principats dabei verwandten Gesindes. Die aus un- 
freien Mainisriiaften überwiegend gennaniseber Herkunft gebildete 
für den uniintifniaren Dienst bestimmte berittene Palastwache der 
früheren lierischer wird seit Tralau ersetzt durch eine der Reiterei 
peregriniscbcn Rechts entnommene Elitegarde. Die Mannschaften der 
italischen Flotten, uiiLci den julischen Herrschern kaiserliche Sclaven, 
finden wir schon unter Claudius umgewandelt in eigentliche Soldaten 
und aus den Flottenfflhrem die kaiserlichen Freigelassenen verbannt 
nnd dieselben sftmmtlich dem Sittentand entnommen. Ebenso werden 
bei den kaiserliehen Statthaltern die Subalternen nicht genommen 
ans dem kaiserlichen Gednde, sondern ohne Ausnahme abconmumdirte 
jSoldaten dafür verwendet In steigendem Hasse scheinen Hadrians 
Verwaltungsreformen dem Uebergreifen des Kaiaergesindes entgegen- 
gewirkt zu haben; charakteristisch dafür ist es, dass er die bis dahin 
von dem Gesinde der Gemeinde auf das kaiserliche übergegangene 
Fhrenauszeichnung der Zweinamigkeit dem letzteren entzog und den 
Kaisersclaven anwies sich gleich dem des Privaten mit einem einzigen 
Namen zu nennen. Es tritt diese auf Zurückdrängung des (•( indes 
gerichtete Tendenz mit besonderer Sdulrfe hervor in der Behandlung 
der kaiserlichen Correspondenz. Der dabei erforderliche Beistand gehört 
nach der Ordnung des römischen Hauswesens zu den Gesindeleistungen 
und wird auch bei der kaiserlichen snnäehst überwiegend in dieser 
Weise behandelt, wenn gleich auch Personen besseren Standes, wie 
unter Augitstus der romische Bitter Q. Horatius Flaccns, dazu berufen - 
werden konnten. Aber indem allmfthlich der Gegensatz der amtlichen 
und der [privaten Correspondenz sich geltend maeht, insbesondere 
die Briefe (qpistUlae) von den Eingaben (libdli) geschieden werden, 
tritt das kaiserliche Secretariat aus den personalen Dienstleistungen 
in die amtliche Htilfstbätigkeit über, und es bezeichnet einen ent> 
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schiedenen Fortschritt, dass mit Hadrian aus diesen (Tchülfenstellungen 
die Freigelassenen verseil winden und die kuiserlichen Kabinetssecretäre 
fortan fast ohne Aiisiiuliirie dem Kiiterstaud angehören. Wohl hat da- 
neb(>n unter Claudius wie unter Domitiau namentlich in der unmittel- 
baren Umgebung tles Kaisers das Bedientenregiment gewaltet, wie ja 
deuu jede schwache uud jede nichtswürdige Regierung durch dasselbe 
gekeaozeichnet wird; aber im Grouea imd GaDxen Qberwiegt die 
reformironde Tendens, und es hat die ehrbare Ordnung in dieier 
Hinsicht sich einigermassen behauptet, bis mit der Uebersiedelong 
des Regiments nach dem griechischen Osten der kaiserliche Kammer- 
diener unter die hohen Staatsbeamten eintrat. 
BJj^^;^ Es bleibt noch Qbrig die HtttfsthAtigkeit bei der kaiserlichea 
■jgv^'- Vermögensverwaltung in ihrer Eigenart zu charakterisiren. Zu Grunde 
liegt dabei einerseits die strenge Scheidung des Staats (poimJus) und 
des Herrschers (Caesar, fiscm), welcher vermögensrechtlich durchaus 
als Privater behandelt wird, andererseits der vollstflndij^e Ausschluss 
jeder finanziellen Controlirung de" "Staatsoberhaupts durch eine andere 
staatliche Behörde, ülinlich wie dies zum Wesen der alten Dictatur 
geiiort (S. 134). l>ies hat dazu geführt, dass die gesummte öflfent- 
liche Vermögensverwaltung, so weit sie in Einnahme wie in Ausgabe 
dem Staatsoberhaupt zufällt, rechtlich behandelt wird als zuui kaiser- 
lichen Hauswesen gehörig, und da sowohl die bedeutendsten Aus- 
gaben, insonderheit slmmtliche Aufwendungen für das Heer und für 
die Verpflegung der Hauptstadt, unter dieselbe fielen wie auch dem 
entsprediend die wichtigsten Einnahmen entweder an sieh schon in die 
kaiserliche Kasse flössen, wie namentlich die Ägyptischen, oder dem 
Kaiser ffir Deckung jener Ausgaben ttbenriesen werden musslen, so 
hat die kaiserliche Vermögensverwaltung, obwohl formell eine private, 
die der Gemeinde der Sache nach yon Haus aus fiberwogen und im 
Laufe der Zeit die letztere immer mehr in den Hintergrund gedrängt. 
Nicht das Staatsregiment überhaupt, wohl aber das Finanzregiment 
bildet unter dem Principat thatsächlich einen Theil des kaiserlichen 
Hauswesens. 

Dia Uutr. Wenn es liiemit ausgesprochen ist, dass bei den kaiserlichen 
iTtaw- Finanzen das Kaisergesinde nicht in der Weise principiell ausgeschlossen 
war, wie dies von der Hülfsthiltigkeit hei dem Commando und den 
sonstigen formell ölTcDtlicheu Geschäften der Fall ist, so ist deuuoch 
die HQlfsthätigkeit auch bei jenen keineswegs den unfreien und halb- 
freien Kaiserleuten ausgeliefert. Wie von den grossen PriTath&usem 
dieser Epoche ffir die Vermfigensrerwaltung neben dem Gesinde der 
GesehftftsfQhrer ^ocurator) verwendet wird und In diesen Stellungen 
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zum Beispiel bei den kaiflerliehen Damen Belbet lUUimer von Bitter- 
rang gefunden werden, so ist noch entsehiedener die kaiserlidie Yer- 

mögensverwaltung von Haus aus so geordnet worden, dasa, da die 
Senatoren selbstverständlich bei derselben nicht betheiligt werden 
konnten, alle der ftffentliclif^n Thiitif^keit angehörigeii Stellungen mit 
Männern vom Ritteistaii l t t setzt wurden und insbesondere, so weit 
diese Verwaltung mit den lUlii^ern in Berührung kam, das Gesinde 
dabei nicht zum Vorscheiu koniiueu durfte. Bei der uuj^eheuren Auh- 
dehnun^' der kaiserlichen Finanzverwaltung hat sich hieraus, in Ver- 
bindung mit den nach dem früher Bemerkten dem liiUerätand vor- 
belialtenen Offiziers- und Stattbalterstellen, eine zweite Beamten- 
bierarehie entwickelt, die durcb das geregelte Avancement und mebr 
noch durcb die beben damit verbundenen Gebalte der senatorieeben 
Hierarcbie ebenbürtig an die Seite trat und for das niebt milit&riacbe 
Kaiserregiment mebr in Betracht kommt als die dem Senat angebörige 
Beamtenschaft. Den ersten Platz in dieser Reihe beliaupten die für die 
einzelnen Provinzen bestellten kaiserlichen Obersteuereinnebmer. Den 
Offizierstitel praefcctus führten von denselben nur diejenigen, welche, 
wie oben (S. 208) bemerkt, zugleich die Statthalterschaft versahen und 
auch bei diesen überwiegt späterhin, von Aegypten abgesehen, die 
Geschäftsführertituiatur. Der neben dem Statthalter in jeder Provinz 
fungirende Obersteuereinnehmer, welcher sich als kaiserlicher Geschäfts- 
führer (prucuratur August ij bezeichnen darf, wird, obwohl er nicht 
Offizier ist und keine eigene Truppe hat, doch insofern als Offizier 
' behandelt, als regelmAssig Soldaten zum Dienst bei ihm abcommandirt 
werden, und er gilt tbataftcblicb in der Provinz als der Zweithöchste, 
wie er denn auch bei Vacanz des senatorischen oder des kaiserlichen 
Vertrete» interimistisch die Geschäfte zu fahren pflegt. Von den 
sonstigen Finanzbeamten führt den Offizlerstitel nur der Verwalter der 
hauptstädtischen Zufuhr (praefeehu atmonae); die übrigen Aemter 
«ind durchgängig niederen Ranges und gehen in absteigender Folge 
Ober in die Stellungen der kaiserlichen Freigelassenen und Sclaven. 
Aber auch in diesem Kreise macht das Bestreben die der Sache nach 
amtliche Thätigkeit dem Gesinde zu entziehen in steigender Intensität 
sicli geltend. Die Verwaltung der kaiserlichen Centraikasse in Rom, 
in welche die gesammte kaiserliclie I iuaukiwii thschaft rechnungsmässig 
ausgelaufen sein und die einigermus^en den heutigen Fmanzuiiulsterien 
entsprochen haben musa, liegt in der claudischen Zeit in der Hand 
eines dem Kaisergesinde angebörigen und rechtlich dem Kammerdiener 
gleichstehenden Bechnungsfbhrers (a raUouibua)^ wobei die Oberauf- 
sicht entweder des Kaisers persönlich oder einejs von ihm bestellten 



Dlgitized by Google 



212 



Drittes Bach. Die einzelnen Aemter. 



amtlosen Speeialmandatars vorauszusetzen ist, im zweiten Jahrhundert 
dagegen in den Händen des kaiserlichen GeFchäftsfflhrers ffir das 
Rechnungswesen (proeuraior Augiati a raiiomhus)^ eines angesehenen 
römischen Kitters. 

Wenige Seiten der Ordnungen des Principats vordienen so unein- 
gesL'hrilnkte Anerkennung wie die weise geordnete und folgerichtig 
festgehaltene Selbstbeschränkung hinsichtlich der Auswahl der Unter- 
beamten untl der üehülfen bei der DurchführuDg der unifasseudeu 
dem Staatsoberhaupt zuKetheilteu Competenz. Wir haben wenigstens 
in den Grundlinien dargelegt, wie die rechtlich freie Auswahl ge- 
bunden ward durch nicht verbriefte, aber im Wesentlichen eingehaltene 
Qualificationsnormen; nie andi in den Gebieten, welche von Rechts- 
wegen nicht Btaatlicber, sondern hanswirthschaftlicher Behandlung 
unterliegen, die unter den bestehenden Verhältnissen unvermeidliche 
Mitivirkung des balbfreien oder unfreien kaiserlichen Gesindes von 
Haus aus in feste Grenzen gewiesen und im Laufe der Jahrhunderte 
mehr und mehr eiDgeschrftnkt worden Jst. Wesentlich auf diesem 
Wege ist unter dem Prindpat die Mitherr?chaft des Senats und die 
Vorherrschaft der hdheren Stände aufrecht erhalten und die alte 
Aristokratie mit der neuen Monarchie zu einem Gesammtbau ver- 
einigt worden, dessen innere Festigkeit und fUissere Dauer der re- 
pubUkanischen Weltherrschaft ebenbürtig zur Seite steht. 
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Nachdem im vorigen Buch die römischen Magistraturen in ihrer 
geschichtliclieu Bosoudcriieit ihren Hiiupt/ügen nach entwickelt worden 
sind, sollen in diesem in sachlicher Zusammenfassung die einzelnen 
Amtsfunctionen dargestellt werden, in welche dieselben nach wesent- 
lich nicht sachlich, sondern historisch bedingten, häutig geradezu zu- 
fälligen Normen sich theilen. Ausgeschlossen sind dabei diejenigen 
magistratischen Befugnisse, welche zweckmässig in anderer Verbindung 
behandelt werden, insbesondere das Recht der Bestellung von Nach- 
folgern, Geholfen und Stellvertretern, welches im zweiten, und das 
Recht mit der Bürgerschaft Gesetze und mit dem Senat Beschlüsse zu 
verpi?ib;iren. welches im fünften Buch seine Stelle findet. Zur Dar- 
stellunji kommt hier die magistratische Betiieiligung am Sacralwe^n 
(Abschn. 1); das Zwangs- nmi Strafrecht (Abschn. 2); die Rechtsptiege 
im Privati)rozess (Absclin. H): die Heerbildung und der Heerbefehi 
(Abschn. 4); die Verwaltung des GenieindeveiniOgens und der Ge- 
meindekasse (Abschn. 5); die \'erwaUuug Italiens und der Provinzen 
(Abschn. 6); die Behandlung der Beziehungen zum Ausland (Abschn. 7). 
Allerdings kennen diese Darlegungen im Rahmen des allgemeinen 
Staatsrechts den Gegenstand nirgends erschöpfen, sondern wesentlich 
nur bezeichnen, dass und wie die speciellen Ordnungen diesem sich 
einffigen. 
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I. Die sacralen Magistratsgeschäfte. 

Nachdem Magistratur und Priesterschaft sich von einander ge- 
schieden haben, liegen seibstfoJglich die sacralen Geschäfte überwiegend 
bei den Priestern, deren sacrales Ilegiment bereits im zweiten Bu* Ii 
(S. 88 fg.) entwickelt worden ist. Indess ist die Verweltlichung der 
Magistratur keineswegs Üeherlieferuug der staatlichen i n tlerverehrung 
an die Priesterschaft; es ist vielmehr das sacrale lieguueut dieser in 
der Hauptsache entzogen. Ftlr die weitere Darstellung werden die 
ordentliclien und stftndigea ein für allemal angeordneten SaciaUiand- 
Inngen und die nicht durch eine derartige Vorschrift gebotenen zu 
unterscheiden sein. 

Magutra Die hergebrachte oder dauernd neu hinzutretende Götterverehrung 
ud*8p&b. liegt nach Herkommen oder Festsetzung den Priestern ob, je nach 

dem Ritual Priestercollegien oder Einzelpriestem. Auch mit der 
Creirung der Priester, welche entweder durch collegialische Cooptation 
oder durch pontificale Ernennung erfolgt, liaben die Magistrate nichts 
zu schaffen so wie auch die Aufsichtttilu uhl'^ Uber diese Verri''btiingeu 
vom sacralen Standpunct aus dem hiefür mit Coercition ausgeötattetea 
Uberpontifex obliegt. Nur ausnahmsweise simi einzelne stilndige 
Sacralacte bestinnnten Magistraten aufgetragen, so das latiuisciie Fest 
auf dem Albauerberg uud das wenigsteus faclisch ständige bei Beginn 
des Amtsjahres ftir dessen glücklichen Verlauf den Göttern darzu- 
bringende Geiabde den Consuln, das Herculesopfer an der ata mcaima 
dem Stadtprator» Von staatsrechtlicher Wichtigkeit ist nur die schon 
erwähnte (S. 98) Ueberweisung der rechtlich den Sacralhandlungen 
zuzuzählenden ständigen Volksfeste der späteren Zeit an die Magistratur; 
sie ist wesentlich daraus hervorgegangen, dasB deren Veranstaltiing 
unter Zuscluiss eigener Aufwendungen mehr und mehr als Wahl- 
empfehlung behandelt ward, was sich auch deutlich darin zeigt, dass 
bei dem ausehu]ich&ten dieser Feste den schon zum Ziel gelangten 
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Consulu der Vorsitz, den nach demselben strebenden curuliscben Aedilen 
die Ausrichtung oblag. Ueberhaupt haben iu der späteren Republik, 
abcTp^eben von den diircli den Stadtpiätor ausgerichteten »pollinarischeu 
Spit'ien, die vier Aedilen die Ausrichtung der Volksle^te beschafft; 
Augustus aber hat sie, wohl eben wegen des daran sich knüpfenden 
Ambitus, denscli^cn entzogen und sie den Prätoren übertragen. 

Aber eine wichtige und allgemeine Ausnahme macht die Mit- q*tt»t^ 
^rkuug der Götter bei dem einzelnen magistratisehen Aet. Sie tritt ^ 
auf in zwiefacher Gestalt, entweder mit Initiative der Gottheit (ittro«, 
«uch auguria abtaUva) oder als Antwort der Gottheit auf die Frage 
des Magistrats (inupicMi impetraUva), In beiden Fällen kann die 
besonders fftr die Deutung der GOtterzeichen bestellte Priesterschaft 
{angures) wohl um sachkundigen Rathschlag angegangen werden, aber 
das Zeichen oder die Antwort gebt an den Magistrat und die Be- 
handlung desselben liegt in seiner Hand. 

Oeiren jeden öffentlichen Act. wozu in diesem Fall oiich die Acte ««tii«k«r 
der plel)e|ischeu Quasi-Magistrate gerechnet werden, kauu die Gott- 
heit Einspruch thun, das heisst dessen Unterlassung für den betreffenden 
Tnq: fordern, wogegen die Wiederaufnahme desselben an einem anderen 
dadurch nicht gehindert wird. Was der römischen Theologie als 
Warnungszeicheu gilt, ist hier nicht zu erörtern; ein während der 
Yolksversammlung eich entladendes Gewitter, Hinstürzen eines Epi- 
leptischen in derselben, Versprechen in der Gebetforroal werden nam- 
haft gemacht. Dabei ist es rechtlich gleichgQltig, ob der den öifent- 
lichen Act Tollziehende Beamte das Zeichen selbst wahrgenommen 
bat oder durch Meldung (nmiiaHo) eines der Anwesenden ihm davon 
Kunde wird. Es steht an sich im Ermessen des Magistrats, in wie 
weit er der Wahrnehmung Folge geben will oder nicht ; indess wurde 
<1iea später dahin eingeschränkt, dass die Meldung berncksichtigt werden 
musste. wenn sie entweder von einem anderen, wenn auch niederen 
Magistrat kam, zum Beisi)iel dieser brriclttete bei der Hiinmr]?schau 
(de endo sfrvarf) einen Blitz wahrfi< uonimen zu haben, oder von 
einem bei dem Act anwesenden Augur. In der besseren Zeit der Re- 
publik, so lange diese Institution sich iu ihren natürlichen Grenzen hielt, 
hat sie schwerlich wesentliche Bedeutung gehabt. In der uns allein be- 
kannten Denatuiining der spät republikanischen Epoche, bei welcher 
neben Oblem Herkoromen auch dieses Herkoramen sanctionirende und 
yielleicht erweiternde VolksschlQsse mitgewirkt haben und bei denen 
wesentlich der Zweck obwaltet, dem mit der magistratischen Initiative 
und der comitialcn Allmacht getriebenen Missbrauch durch einen an- 
deren formell noch grelleren Missbrauch zu steuern, wird die Realität 
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der Wahrnehmung grmzlich ignorirt und läuft insbesondere die Nun- 
tiation Ru« auf ein Eiusprudisreclit <:ciioi\ dm Act, bis sie dann in 
den letzleu Krise« der Republik nlliJ« niem untersagt ward. 
Ejwtene f5ei weitoHi wichtiger sind die magistratischen Auspicieii. das heis:>t 
wichen, die Ordnung, dass der Magistrat der Gemeinde — nicht derjenige der 
Plebs — gehalten ist vor jedem wichtigeren otTentlichen Act durch 
entsprechende an die (jottheit gerichtete Frage Mi ihrer Zustimmung 
zu der Vornahme desselben zu versichern. Dieser Act heiSBt die 
„Vogelsebau" (auspicia), die dabei zugezogenen Sachverständigen die 
„Vogelffihrer" (augvres), weil anfltoglich diese Zeichen vornehmlich ge- 
fünden wurden dnreh Beobachtung der durch ein — auf dem Erdboden 
wie in der Luft mittelst gedachter Linien abgegrenztes — Schauquadrat 
(ieit^plUin^ fliegenden Vögel (signa ex avibus) oder durchlauf enden 
Thier« (signa et quadruped^us). In historischer Zeit wurde diese 
Vögel- und Thierbeobachtung praktisch verdrängt durch gleidiartige 
Betrachtung der Himmelszeichen (Sf{ina caelestia), wobei unter Zuhftlfe- 
nahme aucli liier des bedenklichen Satzes, dass rechtlich nicht das 
Sf'lien gefordert werde, sondern die Behauptung gesehen zu haben, 
das überhaupt günstigste aller antwortender Zeichen, der aus lieitereni 
Himmel von links nach rechts streichende Blitz, späterhin die Haupt- 
rolle spielte. Diese drei Zeichenbeobaclitungen, zusamniengefatist als 
die „Schau" (sptciiü) dienen für die Götterbefragung lui städtischen 
Amtkreis. Bei der gleichartigen Befragung im militärischen Gebiet 
ttitt regelmftssig dafür die Hfihnerbeobachtung (cmapicia pviUaina) ein, 
indem dasu mitgefahrten Hühnern Fütter vorgeworfen und aus der 
Art des Fressens die Antwort der Gottheit erkundet wurde. In welcher 
Form die GMter die an sie gerichtete Frage verneinen, ist hier nicht 
weiter zu entwickeln; beispielsweise wird jedes die Schau störende 
Geräusch als Abmahnung betrachtet und es muss der Act abge- 
brochen» kann aber, wie bei der Warnung, an Jedem folgenden Tage 
erneuert werden. — Unter den magistratischen Acten, für welche die 
Einholung der Anspielen gefordert wird, nelinien die schon erwähnten 
(S. 131) des Amtsantrittes den ersten Blatz ein; sie sind zwar nicht 
für die AmtfOhrung bedingend, sondern unigekelirt durcli die Ueber- 
nahme des Amtes bedingt, wolil aber ist der ^higistrat verpflichtet 
sich baldmöglichst de? Wohlgefallens der Götter zu veisifliern und 
wie die Ansjiicien dt i Magistratur die religiöse Weihe geben, gilt auch 
das Recht sie zu nehmen als ihr legales Kriterium. Daher wiederholt 
sich In diesen Auspicien die Magistratur in allen ihren Eigenheiten so 
zu sagen in sacraler Spiegelung. Wie das Vollamt seinen Ausdruck 
findet in dem auspicium imperuimquet dem Recht die Götter zu be- 
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fragen und den Bürgern zu befehlen, so zieht die Erweiterung des 
inn^'istiiUischen Begriffs diejenige der Auspicien mit Kothwendigkeit 
nach sich und hat jeder Beamte äüv pntricisch-plebejischen Gemeinde 
i^ie eine gewisse Gewalt flirr die Bürger so auch das Recht den 
"VViJlen ihi'er Götter zu erkunden. Das bis zur Bestellung des ersten 
Zwischenkönigs bestehende Interregnum wird gefasst als Uebergang 
der Auspicien auf den patricischen Senat (auspicia ad patres redeunt), 
die ColHsion der Beamten ungleicher Gewalt als Gegensatz der oMpißla 
maiota und mmorOf die BtellYertretende magistratiscbe Gewalt als 
mupkia äUena, Indess besehrftiikt sieh die Yerpfliehtnng sur GOtter- 
befragnng keineswegs auf den Antritt des Magistrats; aueli wenn 
er die Bürgerscliaft oder den Gemeinderath beruft oder zur lieber- 
nähme des Commandos aus der Stadt auazieht oder während der 
Führung desselben einen Fluss überschreitet oder ein Treffen liefert, 
hat er sich der Zustimmung der Gottheit auf diesem Wege zu Ter- 
siebern. 

Bleibt die göttliche Wnnnnip: unbeachtet oder wwd oin Art für ^^^5Sf 
welclit 11 Auspicien erfordert werden, oline deren Beobaeiitung oder iui t^SSw. 
Widerspruch mit denselben vollzogen, so wird nach den Ordnungen 
der ältesten Zeit, so weit er der Bestiltigung des patricischen Senats 
(pairum auctorifas) unterliegt, diese vervseij^ert. Wo der Act einer 
solchen Bestätigung nicht unterlag und, nachdem diese Institution 
Dicht mehr fünctionirte, allgemein wurde derselbe behandelt einerseits 
als formell rechtsbeatftndig, andrerseits als behaftet mit einem Fehler 
(viUum), das hcasst er konnte nicht ungeschehen gemacht werden, aber 
seine Folgen wurden, so weit thunlich, beseitigt Wenn also Wahl- 
comitien unter einem solchen PrAjudiz stattgefunden haben, so sind 
die also gewählten Beamten in ihrem Gewissen verpflichtet baldmög- 
lichst niederzulegen und, indem also die Auspicien von den zu Un- 
recht bestellten Inhabern an die rechte Stello und schliesslich in der 
Form Hes Tnterrpfinimi an den T"^rquell zurückkehren, eine Erneuerung 
dr rsi llieii (rvnovatio auftfn'cirjruni) herbeizuftlhrt'u. Das fehlerhaft be- 
schlossene Gesetz ist rückgängig zu macheu, wozu nach strengem 
Recht wohl wiederum ein Volksschluss erfordert ward, nach der Auf- 
fassung aber des letzten Jahrhunderts der Republik die Constatirung 
des begangenen Fehlers durch den Senat ausreicht Im Uebrigen 
konnte, abgesehen von der strafrecbtliehen Verantwortung, die Ahn- 
dung des Frevels nur den Göttern anheimgestellt werden, wie dies 
zum Beispiel bei dem trotz der abmahnenden Zeichen von dem Consul 
Crassus angetretenen Abmarsch zum parthischen Krieg nach der An- 
sieht der frommen Gegenpartei mit guton Erfolg geschah. 
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sacnii». Aber wenn bei den durch das Ritual geordnefen Culthaudlungen, 
'^^r al)iiesehen von den eben bezeichneten Ausnahmen, die Ma^istrnte nicht 
betheiligt sind, so liegt, wie schon gesagt ward (S. 92), jede sacrale 
Festsetzung, seihst wenn sie durch das Ritual vorgesehen ist, unter 
Ausschluss der Priesterschaft lediglich bei der Magistratur, je nach 
Umständen unter Mitwirkung des Senats und der Comitieu. Dahin 
gehören die Aufnahme neuer Götter; die Erbauung neuer Gottes- 
h&ttfier: die EiDricfatimg neuer PriesterthOmer und die Festsetzung 
der dafllr erforderliehen Qualification; die Gelttbde mit ihren weit- 
reiehenden Coneequenzen; die Festsetrang der stftndigen, aber nieht 
kalendariseh fizirten Festtage so wie die Ansetsung neuer standiger 
oder einmaliger Festtage und was dessen mehr ist. Die zuerst ge- 
nannten Ordnungen gehören dem Kreise der Gesetzgebung an oder 
wenigstens, da man es Termied die Comitieu in Giaubensangelegen- 
heiten abstimmen zu lassen, zu der senatorischen Gompetenz. Die 
ttbrigen Gescliilfte fallen unter die Befugnisse des Oberamts ; ins- 
besondere das Schenkungsversprechen in die (iottheit, das heisst das 
Gelübde (rohm) und die dasselbe crlulliiide Weihung (drdirah'o) 
bleiben im Allgemeinen den Imperientragera. welchen auch die ausser- 
ordentlicher Weise für den letzteren Act creirteti Zweiuiauuer (S. 180) 
zuzuzählen sind. ladess werden seit der Mitte des 5. Jahrh. d. St. auch 
Censoren und Aedilen ausnahmsweise und nach besonderem Volksschluss 
ebenfiills zur Dedieation augelassen, nicht aber Beamte niedrigeren 
Ranges oder gar Private. Uebrigens greifen hier auch die Begeln 
Aber das Gemeindevermögensreeht ein. So weit GelQbde und Weihus- 
gen mit dem msgistratischen Kriegs- oder Proseesgewinne bestritten 
werden können, ist das Sehalten des betreifenden Magistrats nidit 
bescbrftnkt; wo das eigentliche Gemeindevermögen dabei in Frage 
kommt, wird nicht selten die Einwilligung der Gemeinde, später regel* 
massig die Zustimmung des Senates eingeholt. Für den heiligen Lenz 
wurde sogar begreiflicher Weise durchaus die Zustimmung der Co- 
mitieu erfordert. 

DioPrk-.t.r. Ue))er die Stellung der Priesterschaft zu der öflFentlichen Kerlits- 
di« B*cht^- pHege ist in dem Abschnitt vom sacralen Regiment (S. 94) gespruciien 
worden. Abgesehen von dem durch die Regeln des Hausgerichts 
bestimmten Strafverfahren des Oborjjontifex gegen die Priesteriunen 
der Vesta und von der aus der sacralen Überaufsicht desselben 
resultirendeu Coercition gegen den unbotmässigen Priester greift das 
Friesterregiment in das öffentliche Strafverfahren nieht ein. Vielmehr 
ist, wo sonst das strafbare Unrecht eine Verletzung der Gottheit in 
sich schliesst, wie zum Beispiel bei dem Tempelraub« das Verfahren 
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kein aiideres wie l)ei Verletzung der Geineiude; nur mag in ge- 
wissen Fällen , wo melir die sacrale Sühnung als die eigentliche 
Justiz in Frage kam, iTisbesonderc in der Beseitigini*? der Missgebiirt 
und U'] dem Frevel gegen den beschworenen luleriiationalvertrag. 
die MiLwakiinnf der Coniitieu ausgeschlossen gewesen sein und die 
Aussetzung und die Auslieferung allein vou dem Guttinden der Über- 
beamten abgehangen haben. Koch weniger wird die magistratische 
Judication jm PriTatprosees dnreh die Bacraleo Befugnisse des Ponti- 
ficats beschränkt 
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2. Das Zwangs- und Strafrecht 

zin^^g^und Insofern die Gemeinde bei dch Herrenreeht übt^ ist ihr Vertreter 
befugt und verpflicbtet einerseits jede der Gemeindegewalt unter- 
stehende Person zur Erfttllung der allgemeinen und besonderen Be- 
fehle anzuhalten und nöthigenfalls den Ungehorsam zu brechen, andrer- 
seits die Verletzung: der Gemeinde dem Urheber zu vergelten. Was 
in internationaler Hinsiclit der Krie? ist, stellt innerlialh der bürger- 
lirhrii Ordnung sich dar in dem öffentlichen Zwantzs- nmi dem öffent- 
li( iii'ii Strafrccht. Das niaglstratischi' Zwnn^su rlit. die aurcitio deckt 
sich eiuigermassen mit der PolizeigewaU unserer staatlichen Ordnungen, 
welche als besondere magistratische Function den römischen unbekannt 
ist, auch in keiner eiiizelueu römischen Magistratur verkörpert aul tritt, 
wenn gleich die Aedilität mit einigem Hecht als niedere Markt- und 
Strassenpolisei aufgefasst werden kann. In der That sind darunter 
begriffen alle präventiven oder coerdtiven magistratischen Hassregehi 
zum Schutz der Offi»ntliehen Ordnung; die Unbestimmtheit und die 
Willkflr, welche hierin enthalten ist, gehört zu ihrem eigensten Wesen. 
Das magistratische Strafreeht dagegen richtet sich gegen dicgenigen 
Schädigungen der Gemeinde, wegen deren die Beamten derselben nach 
den bestehenden Satzungen verpflichtet sind ohne weiteres den ThAter 
zar Verantwortung zu ziehen. Begrifflich also lassen die beiden 
Kreise sich wohl von einander trennen : der Zwang soll auf den Willen 
des Ungehorsamen wirken, die Strafe an dem Frevler iiache nehmen; 
daher tritt auch die Verhaftung wohl als Zwangs-, aber nicht als 
ßtrafmittel auf und daher weicht, je mehr in diesem Verfahren das 
rechtliche Element zur Geltung kommt, namentlich in dem strenger 
formulirten Stadium der Provocation, das Zwangsverfahren zurQck und 
überwiegt die Strafprocedur. Dennoch gehören systematisch beide 
Kreise zusammen und auch terminologisch sehliesst das magistratische 
Zwangsrecht, die eomiHo das Ofientliche Strafreeht ein, fQr das es an 
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einem allgemein gültigen Ausdruck gebricht; denn poena ist zunächst 
das Lösegeld des Privatrecbts, muUa beschränkt auf die öffentliche 

Geldbusse. 

Dieses Zwangs- nnd Strafiecht soll hier dargestellt werden. Dem 
Privatrecht gegenüber rliarakterisirt es sich dadurch, dass, wie für 
dieses der Kläger gefordert wird, so dieser hier uothwendig fehlt und 
der Magistrat vielleicht auf Anregung eines Privaten, rechtlich aber 
immer von Auitswegtü handelt; ferner dadurch, dass das Zwangs- 
wie das Strafrecht auslftnft auf die Provocation an die Comitien, der 
Privatprozess dagegen aaf den Geicliwonienspracfa, während mit 
jenem die Geschwomen ebenso wenig su schaffen haben wie mit 
diesem die C!omitien. 

Das Zwangs- und Strafrecht ist der praktische Ausdruck des ^^r^^^^^^^- 
Herrenreehts und insofern nicht Function dieser oder jener Magistratur, ^g^^l^'^^^"^ 
Fondem allgemeine magistratische Function; es giebt nach römischer 
Auffassung keine Polizeibeamten, sondern der Beamte schlechthin hat 
mehr oder minder die Polizeigewalt. Der Vollbesitz desselben ist das 
Imperium, der Inlialt und das Kennzeichen des Oheraiiit'': eben darum 
aber haben die Beschränkungen, durch die das Imperium allmählich 
abgemindert worden ist. hauptsachlich ge^t i; diese Manifestation des- 
selben sich gerichtet. Die im zweiten Buch dargelegte Sclieidung des 
Imperium nach dem hauptstädtischen nnd dem milit«Hrischen Amtkreis 
findet ihren wichtigsten Ausdruck in der Beschränkung dt.-, Zwangs- 
uod des Strafrechts in dem ersteren durch das Provocationsreeht, 
welche weiterbin bei der Darlegung der Procednr erörtert werden 
wird. Gegen den Sprudi des Feldherrn hat allerdings niemals 
ProToeation eingelegt werden können; indess wird weiterhin gezeigt 
werden, dass in der lotsten republikanischen Zeit auch das feldhen> 
liebe Strafrecht in ftbnlicher Weise beschrftnkt worden ist. Anderer- 
seits aber ist in dem weiten Kreis, der der Provocation nicht unter- 
lag, namentlich gegen den Nichtburger das Zwangs- und Strafrecbt 
dem Oberamt unbeschränkt verblieben. 

HQlfe leisten dem Oberbeamten namentlich bei seiner strafrecht- GeMus« 
liehen Thätigkeit im städtischen Amtkreis fheils die beiden Q uä stören »wuiohen 
ältester Creinni;/ f S. 180), theils die Dreinianner für Capitalsacheu stral^Sdiku 
(S. 185), jene seit dem Beginn der Republik, die>e seit der Mitte des 
5. Jahrh. d. St. in Function, jene wie diese ursprünglich von den 
Consuln ausgewählte Geholfen, späterhin der Volkswahl unterworfen und 
damit eingetreten unter die Magistrate. Der ursprüngliche Wirkungs- 
kreis der Qu&storen ist wenig bekannt; wahrscheinlich sind sie zunächst Qo^fe«»- 
bestimmt gewesen die dem unmittelbaren Einschreiten der Oberbeamten 
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untt 1 iieseuflcn geiiu ineii Verbrechen aufzuspüren — nnch dem 'schwersten 
in diesen Kreis fallenden Verbrechen werden sie auch als quacstores 
parriciflif bezeichnet — und, tla sie selber Judication nicht hatten, 
der Aburtheilung durch das Oberamt zu unterstellen. Als dann später, 
wie wir weiter sehen werden, dem überanit die eigene Judication da, 
wo die Provocation zul&ssig war, entzogen ward, wurde diese Jadi* 
cation anstatt 'der Consttlii tod den Quftstoren aiugeobt.— Die Drei- 

ali'vS^u 1^°^^ CapitalsaeheD haben zanftchst die Aufsicht Ober die G&> 
ftngnisse und damit auch ttber die Hinrichtungen, da diese, abgesehen 
▼on den tribunidscben und den feldherrlichen Todesurthdlen, regel- 
mflssig im Gefftngniss oder vom Gefftngniss aus vollstreckt wurden« 
"Weiter sind sie verwendet worden fttr den öffentlichen Sicherheits- 
dienst, namentlich, aber keineswegs ausschliesslich, für den Nachtdienst, 
wesshalb sie auch die Nacht-Dreihcrren (iresviri nociumi) genannt 
werden. Daran knt^pfte sich die Befugniss T^!hestörer und Verdf\chtige 
vorlliifii: fostzunehmen und Contravenienten ihrem Stande entsprechend 
abzumahnen oder zu züchtii^'en. W'ie weit sie thatsilr hlich hierin ge- 
gangen sind, muss dahin gestellt bleiben; formale Cnminaljudication 
haben sie selbst über den Sclaven nicht gehabt. 
Perduei- Für das schwerste aller Verbrechen, die Auflehnung gegen die 

iioBfpmMi. ^jj^j^^jjj^g (perduellio), worunter vermuthlich Hochverrath und Landes- 
verrath und Überhaupt der politische Capitalproieaa verstanden ward, 
sind nach republikanischer Ordnung, seit wann wissos wir nicht, weder 
die Consultt competent noch deren Mandatare, die Quästoren. Diese 
Judication ist in historischer Zeit durch Specialmandatare ausgettbt 
worden, welche anfangs wohl auch aus consularischer Ernennung her<^ 
vorgegangen sein werden; späterhin wird dafür ein Specialgesetz er- 
fordert und ordnet dieses dann die Creirung von Zweiminnern an 
(S. 186), welche wie die Quästoren die Judication ausüben. 
Trihwit- Dem iilebeiischen Ob(ranit ist dns Zwangs- und Strafrecht auf 

^M|»M»d revolutionärem Wege, aber schliesslich in anerkannter Rechtsbeständig- 
keit erworben worden. Ausgehend von der Ahndung der dem unver- 
letzlichen Volkstribun zugefügten Schfldigung und überhaupt der Ver- 
letzung der der Plebs eingt räumten Sonderrechte erstreckt sich, nach- 
dem der Ständekampf beendigt und der Tribun thatsächlicli zum 
Gemeindebeamten und insbesondere zum Werkzeug des Senats ge- 
worden war, dessen strafrechtliche Competenz auf die unmittelbare 
Schädigung der Gemeinde allgemein, das heisst auf sämmtliche schwerere 
politische Prozesse und es hat insofern der tribunicischeStrafprozess das 
alte Perduellionsverfahren thatsächlich ersetzt. Die Schraokenlosigkeit 
des Straflcreises und die Abhängigkeit dieser RecbtSTorfoIgung von 
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den ])oUtischeD Leidenschaften hat derselbe mit allen Hocliverraths- 
ordiiungen gemein. Vorzugsweise richtet er sich gegen Verletzung 
der Verfassung und alsu hauptsächlich gegen Beamte, kann aber auch 
gegen Private, zum Beispiel den feigen Soldaten und den betrüglichen 
Lieferanten eintraten. Er ist dem conaulariselien nicht bloss quali- 
tativ gleich, sondern inaofem Oberlegen, als die UnsuläBsigkeit der 
Colliaon des eonnilarieehen Urtheila mit dem Sprach der C!omitien 
für den YolkBtribnn nicht beeteht nnd er also die CapitaUuriadiction 
direet handhabt. 

Den Beamten ohne Imperium fehlt die höhere gegen die Person j^'^^jjg, 
gerichtete Coercition durchaus. Die niedere auf Geldhusse und Pfän- b^*««. 
düng beschränkte steht innerhalb der ^ citiMhiu zu erörternden Provo- 
cationsgrenze den Censoren und den Aedilrii zu. Diese ihre Thätigkeit 
ist insofern von der G eh ü Ii enschalt der Quästoren für den Strafprozess 
verschieden, als sie nicht auf consularischem Mandat, sondern auf der 
eigenen Gewalt dieser Beamten beruht, auch die Consuln dadurch 
keineswegs entlastet werden, sondern ihre Coercition mit derjenigen 
der niederen Beamten concurrirt. Diejenige der Censoren ist insofern 
Becondftr, als diese Beamten sonaehst bestimmt sind das Gemeindegut 
in rechtem Stand au halten und nur folgeweise und beiläufig, zum 
Beispiel in Betrelf der Strassen und der Benutsung des Ofibnülchen 
Wassers, in den Fall kommen Uebergriffen von Privaten zu steuern 
Dagegen ist die römische Aedilität« wie schon gesagt ward, zunächst 
bestimmt im Markt- und Strassenverkehr das niedere Zwangs- und 
Strafrecht zu handhaben. Wenn wir absehen von der älteren ausser- 
halb der Magistratur stehenden plebejischen Ae(!ilitiU (S. 170) ist 
dieses Amt, wahrscheinlich in Nachbildung der hellenischen Agoranomie, 
am Ende des 4. Jahrb. ins Leben gerufen worden, um neben und 
unter dem Oberamt den Verkehr in der mächtig sich entwickelnden 
Stadt zu beaufsichtigen. Seiner CompeLeuz sind also unterstellt alle 
auf oifeuem Markt sich vollziehenden Handelsgeschäfte, iusbcsündere 
Kauf und Verkauf von Sdaven und Vieh sowie der marktgängigen 
Efiswaaren, woran sich die Aufsicht ftber Masse und Gewichte und 
die Handhabung der gegen den Tafelluzus efgangenen Gesetze an- 
sehlossen. Ueber die bei den curulischen AedUen damit verbundene 
Jurisdiction wird im Abschnitt von der Rechtspflege die Rede sein. 
Weiter lag den Aedilen ob die Aufsicht Ober die Pflasterung und die 
Reinigung der Strassen der Hauptstadt, wobei ihnen am Ende der 
Republik sechs Beamte niederen R!iTi«ji;e«. vier für die innere Stadt, 
zwei für die Bannmeile zur Hülfleistung beigegeben wfiren fS. 185), 
femer die Freihaltung der Strassen von schädli« heu Thieren oder 

bin^ing, Handbach. 1. S: MommseB, AbrU« d. Rfim. SUatsreehU. 2. Aufl. 15 
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sonst den Verkehr licininendcn Gegenst&nden. Auch das Lön Invesen. 
ferner die öffentlichen Bittgauge, Leichenzüge und Sclmuspiele so 
wie die Associationeu aller Art, weiter die s&mmtlicben öffentlichen 
Gebftttdd w wie dtd dem Verkehr geöfibeten Privathiiieer, ioB- 
besoDdera Bftder, Speisehftiiser und Bordelle standen unter der Auf- 
siehtffthniDg zunftchet dieser Beamten. Für die Abwertung dieser imU 
läufigen Gesehftfte wurde wenigstens am Ausgang der republikaniseben 
Zeit die Stadt Rom in vier nach Loosung den einzelnen Aedilen unter- 
stellte Amtsbezirke grtli iU. Immer aber bleibt die ädilicische Function 
eine untergeordnete Hulf.sihntigkeit ; insonderheit die Sicherheitspolizei 
ruht durchaus in der Hand der höheren mit vollem Zwangsrecht aus- 
gestatteten Beamten. Den Aedilen fehlt nicht bloss die capitale Coer- 
cition schlechthin, sondern auch Auflegung von (TPldbii^sen mit Ueber- 
schreitung der Provocationsgrenze ist ihnen, wie es scheint, nur da ge- 
stattet, wo durch Special gesetz die Magistrate aufgefordert wegen ge- 
wisser gemeinsch&dlicher llHiuiluDgeu dergleichen nach Ermessen zu 
erkennen, von welcher gesetzlichen Aufforderung vorzugsweise die 
patricisehen und plebejiscben Aedilen Gebrauch gemacht und alsdann 
ihren Spruch vor den Gomitien vertreten haben. Die QuAstoren und 
die dieesn nahestehenden Beamten haben, abgesehen von ihrer Ver- 
tretung des consularischen, eigenes Strafrecht überhaupt nicht 

J^t' Zwangs- und Strafrecht unterworfen ist wer in der Gewalt 

«j jw-^ der römischen Gemeinde steht, derBftrgerwie der Nichtbürger, wobei 

puMWB. freilich in Betreff des letzteren das zwischen seiner Gemeinde und 
der römischen bestellende Vertragsverhftltniss den rf^mischen Beamten 
bindet. Gegen den Beamten selbst richtet sich das^^elbe nach Mass- 
gäbe der hinsichtlich der Collision der Magistraturen entwickelten 
Normen (S. 124); der Beamte schwächeren Rechts unterliegt dem 
stärkeren Zwangs- uiül 6trafrecht gleich dem Privaten. In dem 
patricisch -plebejischen Gemeinwesen der historischen Zeit steht die 
Coercition dem Yolkstribun unbedingt zu gegen jeden Beamten, selbst 
gegen den ursprünglich ausgenommenen Bietater, weiter dem Imperlen- 
trftger besseren gegen den Imperientrftger geringeren Bechte und gegen 
den Beamten ohne Imperium. Gegen den gleichstehenden Beamten 
kann die Coercition nicht angewendet werden und ebenso wenig von 
einem Unterbearoten gegen einen anderen Unterbeamten verschieden- 
artiger Competenz. In Anwendung dieser Coercition kann der höhere 
Magistrat dem niederen, auch wenn er nicht sein Gehtllfe ist, die ein- 
zelne AmtshRTidhiDg wie die Amtführung lUverliaypt, i;\ «offar der in 
dieser Hinsicht höchstgestellte Volkstrihun :illt n Beamten zugleich die 
Amtführung verbieten und die öffentlichen (jeschäfte durch eine solche 
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grnpiplle Ohsttuction zum Stillstaud bringen. Kechtlich genommeu 
ist dir- A eihot nichts als die Androhung der Einsperrung und der 
sonstigen Coerritionsraittcl für den Fall des Zuwiderhandelns; ^xird 
dem Verbot keine Folge gegeben, so ist die gegen den Betelil voll- 
zogene Handlung keineswegs nichtig, wohl aber kann der Magistrat 
mit dieser Drohung Ernst machen, falls er auf keine Intercessicu trifft 

Die dem Privatrecbt eigene formale und rechtlich feste Abgreozang 
dee Unrechts ist dem Oifentltchen Zwangs- und Strafrecbt fremd. Es ^fiti'fT 
ist die Selbstlilüfe der Gemeinde gegen den, der sieh ihrem BeÜsbl "^11»^ 
nicht fttgt oder sie sehftdigt; anf dieseir Grundansehannng mht die 
SchrankenloBigkeit der Coercition. 

Der Thatbestand des Ungehorsams gegen die Gemeinde entsieht ^^J^^^^ 
sieh der Determinimng; in dem Begriif selbst ist die Willkfir noth- 
wendig gegeben. 

Was in dem an sich sehr verschiedener Auffassung fähigen Begriff -^ctüdifunf 
der Schädigung der Gemeinde enthalten ist, ergiebt sich im Wesent- »•«■•i«4t. 
liehen aus der Qualification der ronsularisrhen Gehtllfen und der übrigen 
hierbei thiUigen Beamten. Auflehnung gegen die Gemeinde (perduellio) ''»rj»»«»». 
steht dabei 8elb8tYcrsti\ndlich an der Spitze. Dass in der Handhabung 
des politischen Prozesses sowohl in dem Perduellions- wie in dem 
tribunicischen Verfahren der Begriff des Staatsverljrechens sich auch 
nur zu der an sich beschränkten Bestimmtheit entwickelt hat, deren 
eri&higist, darf beiweifelt werden; Termntlilidi ist man dabei* zumal 
hei der weiterhin zu erörternden der formalen Fixirung ebenlüls 
widerstrebenden Beschaffenheit des Volksgerichts, Uber Usnalsfttse und 
Präcedenzflille nicht hinausgekommen. Hinsichtlich der nicht poli' 
tischen Unrechtfertigkeiten steht vor allem negatiT fest, dass die Ver- 
brechent welche das römische Recht private nennt, insbesondere der 
Diebstahl in dem weiten römischen Sinne und die Körper-, Sach- und 
Ehrenschädigung, die römische iniuria. in den hier erörterten Kreis 
nicht gehören. Dagegen fohlt es im römischen Privatrecht an jeder 
Anknüpfung: liir die Ahndung des Mordes und es ist aiiderei-seit<^ sc hon M..rd und 

Brand" 

darauf hingen i^ spn worden (S, 183), da*-'' die quästorische Crimiual- ^tiftuBf. 
competenz walu si hpinlich von diesem Gtbiet ausgeht. Sicher hat die- 
selbe den Mord allgemeiu umfasst, insoweit er in dem römischen 
Machtbereich an einem Bürger oder Kichtbürger begangen war, und 
es scheint der Begriff so weit ausgedehnt zu sein, da^s falsches 
Zeugniss im Capitalprozess and vielleicht noch andere analoge Strafe 
thaten daroater begrifliBn wurden. Aneh die Brandstiftung, welche 
nicht weniger als der Mord adftqnater Behandlung im Privatproiess 
nnfthig ist, ist in gleicher Weise von Amtiwegen veriblgt worden. 



^.d by Google 



228 



Viertts Buch* Die einzelnen Amtaftanetioiien. 



Vielleicht ist dies aucli bei Verletzung der P atronatspflichten und über- 
haupt da eingetreten oder doch zulassig gewesen, wo die Civilklage 
versagte. Das Feldluri in egiment ist hierin noch weiter gegangen: 
was unter die Lagerzucht gezugeu werden kann, selbst solche Vorgänge, 
die nach civileu Normeu nur eine Privatklage begründen würden, 
wie zam Beispiel der DiebstaU, werden hier gefosst ate dffentlielie 
e^^i- Vergehen. — Für diejenigen Miiltklagen, welche thataAehlieh ak 
adilidsche auftreten, haben allem Anschein nadi Speeialgesetse Ober 
Korn- und Zinswucher, Stnprum, Päderastie und ahnliehe als gemein- 
scbiuilich erachtete Handlungen den Thatbestand feetgestellt ^ 
Uebrigens darf nicht fibersehen werden, dass diese ältere Form des 
ri^miachen Strafverfahrens nur in der Epoche ihres Absterbens SU 
unserer Kunde gelangt ist; es ist nicht unwahrscheinlich, dass zur 
Zeit ihrer Vollwirksamkeit sie ihrem Zweck wenigstens ebenso sehr 
genügt hat wie der uns besser bekannte Quästionenprozess. 
^j^^WM Hinsiclitlirh der Zwangs- und Strafmittel ist die Magistratur bei 
aller Willkür insofern beschränkt, als nicht jedes Uberhaupt denkbare 
Uebel in dieser Weise eintreten kann. Dass die Ehre wohl verloren, 
aber nicht durch einen magistratisclit u Act entzogen werden kann, ist 
allerdings mehr logische Consequenz als positive Satzuug. Aber auch 
au solchen, wenn gleich mehr gewohnheitsrechtlichen als gesetzlichen, 
fohlt es nicht. Ausweisung aus dem Staat kann gegen den Aus- 
länder, aber nicht gegen den Bürger ausgesprochen werden. Körper* 
TerstUmmelung, dem ältesten privaten Strafiraefat nicht unbekannt, ist, 
soviel wir wissen, im OffontUchen Yerfishrea niemals angewandt worden. 
Das Bttrgerreeht und die persftnliehe Freiheit können allerdings auf 
<liese Weise verloren gehen, aber nur wenn zugleich in rechts- 
beständiger Weise die Unfreiheit im Ausland begründet wird (S. 25). 
Gefftngniss kann nach den Ordnungen dieser Epoche nie anders als 
bis weiter und also nicht mit festem Endtermin und niemals mit Er- 
schwerungen Dürh Art der Zwangsarbeit angeordnet werden. Somit 
bleiben von allgemeinen Coeicilionsmitteln — gewisse nur gegen den 
Soldaten anwendbare werden hier nicht berücksichtigt — nur die 
folgenden fünf, und auch diese, wie die folgende Auseinandersetzung 
zeigen wird, keineswegs mit allgemeiner Anwendbarkeit. 

1. Lebenstrafe, womit von Rechtswegen die Confiscation des Ver- 
mögens verbunden ist. Die capitale Coerdtion beschränkt sich selbst^ 
verständlich auf die Oherbeamten einscblieeslich der Yolkstribune. 

2. Körperliche Zttchtigung, in froherer Zeit wahrscheinlich auch 
im städtischen Regiment allgemein mlässig, ist in diesem, wie es 
scheint, in frflher Zeit dem Hagistrat dem Bfirger gegenttber unter- 
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«ftgt worden, während sie in der militirisehen Difldplin ancb spftter 
xagelanen wird. 

8. Der Verlust des Bflrgerrecbte kann durch magistratischen Act« 
wie schon gesagt ward, nur dann eintreten, wenn durch Verkauf oder 
Uebergabe an das Ausland die ausländische Unfreiheit in rechtsgaltiger 
Weise herbeigeführt wird, und wenigstens in historischer Zeit nur von 
<lem zur capitalen Cnorcition befugten Beamten und auch von diesem 
nur wegen schuldh itn i Nichtleistung der Dienstpflicht oder wegen 
Verletzung des Völkerrechts. 

4. Verhaftung (premio), ebenfalls nur dem zur capitalen Coercition 
ermächtigten Beamten gestattet, kann, wie gesagt, nur bis weiter 
angeordnet werden und wird bei der rechtlichen Unbestimmtheit der 
Grenze hiiulig gegen den Ungehorsamen, aher niemals im Wege der 
delictischen Vergeltung angewendet. Etwauige Festsetzung einer Zeit- 
grenze bindet weder den Beamten, der sie verfügt, noch viel weniger 
«eine Nachfolger. Allerdings kann eben wegen der Unbestinuntfaeit 
der Grenze thatsächlich auf diesem Wege ein längerer und selbst 
lebenslänglicher Freiheitsverlust berbeigefllhrt werden. 

5. Die Pillndung (p^Mris ea^o) besteht in einer dem Contra^ 
venienten durch Wegnahme und Zerstörung einer ihm zugehörigen 
Sache zugefügten Vennögensbeschadigung. Auch diese wird wie die 

Verhaftung nur dem Ungehorsamen gegenüber, nicht im Strafwege 
gehandhabt, steht aber allen überhaupt zur Coercition berechtigten 
Beamten frei. 

6. Die durch magistratisches Ermessen auferlegten schweren Ver- 
mögensstrafen, das heisst diejenigen, welche die gleich zu erörternde 
Provocationpgren/e überschreiten . sind in ftlterer Zeit wohl nur als 
Milderung der capitalen Coercition vorgekommen und somit den Ober- 
beamten vorbehalten. Daneben treten sie auf bei den durch Rpecial- 
gesetz angeordneten factiscii ädilicischen Muitkiagen, bei denen niu liiens 
die Gesetze nicht selten durch Maximalsfttze. namentlich Beschränkung 
auf die Hälfte des Vermögens dem magistratischen Ermessen Grenzen 
gesetzt hatten. — Gesetzlich fizirte Geldstrafen, im Privatprozess frtth 
und häufig auftretend, scheinen hei Contraventionen gegen die Ge- 
meinde in älterer Zeit nicht üblich gewesen zu sein und werden, so 
weit sie vorkommen, lediglich als Forderungen der Gemeinde im 
Administrativ- oder auch im Civilweg beigetrieben, gehdren also nicht 
in das üffentliche Straftecht. 

7. Die nach Ermessen des Magistrats unter dem zur Provocation 
berechtigenden Maximum von zwei Schafen und dreissig Rindern, in 
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Geld ausgedrückt von '6020 schwert n Assen (ungefähr üOU M.i, auf- 
erlegte Geldbusse ist das irf'wrilmlichste und allen überhaupt zu 
solchem Einschreiten berechtigten Magistraten gleichinä&sig zustehende 
Mittel der Coercition. 

Exe«uti»n. i)ic Exccution der personalen Zwangs- und Strafmittel erfolgt 
bei den Magistraten mit Imperium durch ihre Lictoren, w&hrend der 
Volkstribun, da seine Gewalt sich niefat auf die Safaaltemen llbertrflgt, 
sie pei-sönlteh zn vollzleben bat. Die Geldstrafen werden, so weit 
nicht durch Specialgeeetz darQher anders bestimmt ist, gleich den Ge- 
meindeforderungen von den Vorstehern des Aerarium beigetrieben. Die 
bei dem Civilprozess schlechthin ausgeschlossene obrigkeitliche Nach- 
sicht, die Begnadigung fordert im öffentlichen Verfahren ihren Spiel- 
ranro; indess darf dies nicht allzu weit ausgedehnt werden, namentlich 
nicht, wo die Coercition nicht den Ungehorsam bricht, sondern den 
Frevel sühnt. Den Mörder hat der Magistrat zu verurtheilen und 
Gnade walten zu lassen steht nicht ihm zu. 

Htnireind« Allgemeine Normen für die Auflegung dieser Zwangs- und Straf- 
nonn. mittel giebt es nicht. Sowohl im Fall des Ungehorsams wie bei der 
Bestrafung, die rechtlich ungeschiedeu bleiben, wird für das Eintreten 
des Straf Übels im Allgemeinen nichts gefordert als die irgendwie fest- 
gestellte üeberzeugung des Beamten von dem geschehenen Unrecht. 
Wenn auch derselbe zuweilen dem Ungehorsamen, regelmässig den Straf- 
ftlligen gegenUber VeranUunung hat eine Untersuchung des Thatbestan- 
des (eognäio} Torzunehmen, bevor er den Spruch thut, so giebt es 
doch auch in diesem Fall keinen ElAger, keine formale Beweisfflhrung, 
keinen gesetzlich regulirten Prozess, keine formale Straf bemessung. Es 
gilt dies principiell von dem Verfahren gegen den Bürger wie gegen 
den Nichtbi^rger; und wenn bei jenem da, wo die Coraitialverhand- 
lung eingreift, die Formlosigkeit beschränkt wird, sn ist dieselbe 
dem Strafrecht sowohl in dem städtischen Amikreis gegen den Nicht- 
bürger geblieben wie auch allgemein im Feidherrnrecbt der früheren 
Republik. 

Die ^ Eine festere Form erhält das Strafverfahren durch das Provo- 
provoeatioii. (.j^^0Qg|.^]||^ Zulftssigkolt dor Borufung von dem magistratischen 

Spruch an die Comitien und deren Befugniss den Spruch zu annnlliren. 
Die gleichartige Behandlung des Ungehorsams und des Verbrechens, 
die Willkflr des magistratischen Einschreitens oder des Unterlassens 
der Ahndung, die freie Normirung der Strafe werden dadurch nicht 
geftndert. Aber wenn die Provocation zugelassen wird, ist sie an 
prozessualische Nonnen gebunden. Bedingt ist sie tbeils durch den 
Personalstaud der von dem Spruch betroffenen Person, theils durch 
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den Amtkreis, in welchem dei-selbe ergeht, theilg durch die Be- 
schaffenheit des Strafübels nach den folgenden Normen. 

1. Dem Personalstand nach i«f zur Provocation nn Hie CoTiiitieTi i'-«- 
nur berechtigt, wer diesen Coniitieii angehört, Nif^litlitiiger also nur d«r 
III Folge eines personalen Piivilegiums. Wenn iilur den Besitz des 
Bürgerrechts Zweifel bestehen, muss die Entsciieidung hei dem Magi- 
strat gestautlea haben, gegen dessen Spruch die Provocation eingelegt 
wird, zumal da es iu vorsullanischer Zeit keinen Rechtsweg giebt das 
zweifelhafte B&rgerrecht in objectiv bindender Weise festzustellen. — 
Frauen sind sonach, wo nicht Specialgesetze anders bestimmen, von 

der FroYoeation ansgeBchlossen. Der Priesterin der Vesta und in 
Folge dessen auch dem mfinnliehen Hitschuldigen steht die Provo> 
cation gogen die hier eapitale Coerdtion des Oberpontifex nicht zu. 

2. Die Provocation is^ nur zul&ssig gegen den im städtischen 
Amtkreis ergangenen Spruch und auch hier ist nach der älteren Norm 
der Dictatur der Spruch des Dictators der Provocation nicht unter- 
worfen. In späterer Zeit Icnninit nur den durch die Verfassung nicht 
gebundenen Magistraten cfnistituirender Gewalt die lielrtMung von der 
Provocation von Rechtswegen zu. Allerdings nimmt in dem Parteien- 
kampf der späteren Republik die Oligarchie es als Befugniss des 
Senats [in AnRi)ruch den zeitigen Oberbeamten för revolutionäre Krisen 
mit der vollen dictatorischen Gewalt auszustatten und damit von der 
Provocation zu befreien ; indess kt dies nicht bloss einseitige Auf&ssung 
der Optimatenpartei, sondern auch lediglich Anwendung des durch die 
Hitwirkung des Gemeinderaths gemilderten Nothwehrgedanken (S. 102) 
und liegt, wie die Nothwehr selbst, ausserhalb des Staatsrechts. Um- 
gekehrt hat auch die entgegenstehende Partei in ähnlicher Weise 
ihren Tribunen die Befugniss vindicirt Augrifife auf ihre Unverletzlich» 
keit unter Ausschluss der Provocation sofort capital zu ahnden. Gegen 
den nach Feldherrnrecht gefällten Spruch tritt, auch nachde^i ihm die 
Exequibilität entzogen ist, nicht Provocation ein, sondern es wird der 
vom Feldherrn Verurtheilte nach Rom geschickt und dort unter 
Beiseitesetzung des ersten Spruches ein neues Verfahren gegen ihn 
eingeleitet, das dann zur Provocation führen kann. 

'6. Dem Inhalt nach uiuss der Spruch, gegen den dies Rechts- 
mittel ergriffen wird, entweder auf Todes- oder auf eine die ProTO- 
eationsgrenze übersteigende Geldbnsse lauten. Der Verlust des BQrger- 
rechts, so weit derselbe im Strafverfahren herbeigefohrt weiden kann, 
berechtigt nioht zur Provocation und noch weniger gilt dies von den 
abrigen Coercitionsmitteln. 

Wo hienach der magistratische Sprach nicht definitiv ist, sondern 



Digitized by Google 



232 



Tterles Bncb. BIa ebudum AnUftanetioiieii. 



gegen dessen Vollst i eck ung an die Coimtien Berufung umgelegt werden 
kann, besteht für beide Instanzen ein fest geordnetes Verfahren. Der 
patricische Oberbeaiiite unterliegt diesem Cassationsverfahren nicht ; 
es fällt unter dasselbe der Spruch seiner in diesem Fall obligatorischen 
Vertreter, der Zweiuiäuner für den Hochverrath oder der Quästoren, 
ebenso derjenige der plebejischen Quasi-Magistratur, welche alle befugt 
sind die capitale Coereition auBsnflben, so wie die von dem Oberpon- 
tifex, dem Censor und insbesondere dem Aedilen, welchen allen die 
eapitale Coereition fehlt, auferlegte schwere Geldbusse. Der Magistrat, 
der ztt diesem VerCshren schreitet, hat znnichst darttber öffentlich 
(m eoHtimie) zu verhandeln, das heisst an drei nicht unmittelbar auf 
einander folgenden Tagen den Angesehuldigten vorzuladen, den Gegen- 
stand der Anklage und die in Aussicht genommene Strafe anzugeben, 
als Inquirent fungirend Beweis und Gegenbeweis zu verstatten und erst 
nach der dritten Verhandlung (nvquisiiio) das Urtheil zu fAllen, wobei 
er an den vorher in Aussicht gestellten Strafautrag nicht gebunden ist. 
Fällt das Tlrtheil zu Unfrunsten des Angesch uldiiften aus, so kann <ler- 
H'Uit' dagegen Berufung au die Bürgerschaft einlegen. Die Formen des 
\ oiksgerichts sind genau die des Volksgesetzes und auch die ver- 
schiedenen Gestaltungen der beschliessenden Gemeindeversammlung 
tindeu hier Anwendung. Lautet das Urtheil auf Tod, so müssen die 
Genturien einberufen werden, welche Einberufung far den QuEstor 
und den Yolkstribun, die beide selber dazu nicht befugt sind, durch 
einen Magistrat mit Imperium vermittelt wird und vermuthlich dem 
Quiator auch verweigert werden konnte. Lautet das Urtheil auf eine 
Geldstrafe, so geht die Provocation, je nachdem der erkennende Msgi- 
strat ein patricisch - plebejischer oder ein pleb^scher ist, an die 
patricisch- plebejischen Tribuscomitien oder an das plebejische Con- 
eilinnr. den Beamten, die das Recht die Gemeinde zur Beschlussfassung 
zu berufen im Uebrigen nicht haben, zum Beispiel den Aedilen, ist 
es für diesen Fall beigelegt worden. In dem Schlusstermin scheint 
ein eigentlich contradictorisches Verfahren nicht stattgefunden, son- 
dern der erkennende Magistrat wesentlich seinen Spruch zur Be- 
stätigung vorgelegt zu haben, da durch die demselben voraufgeheuden 
Verhandlungen vor der Gemeinde die abstimmende Bürgerschaft in- 
formirt war. Priucipiell wie praktisch wird dies Verfahren durchaus 
als Guadeninstanz behandelt. Bei freisprechendem Erkenntniss erster 
Instanz ist es ausgeschlossen; wo es eintritt, soll es nicht bloss dem 
Unschuldigen Schutz gewähren, sondern auch dem Schuldigen die Mög- 
lichkeit erOfihen wegen der begangenen Verletzung der Gemeinde von 
dieser selbst Erlass der verwirkten und erkannten Strafe zu erbitten. 



2. Das Zwaags- udü iStratrecht. 



233 



Den pttriotiseheii SehwestermOrder moss der Richter erster Instanz 
yerurtheilen, die BttrgerBcbaft kann ihm die That verzeihen. Wenn 

also dem Volksgericht die rechtliche Nonnirnng noch im höheren Grade 
abgeht als dem magistratischen der ersten Instanz, was denn auch in 
den über seine Handhabung uns vorliegenden Berichten durchaus sich 
bestätigt , 80 erscheint dasselbe politisch als das rerhto Kennzeichen 
der souveränen Volksgewalt, des üebergewichts der Comiticn über die 
Magistratur, wenn G^leicli der Ausschluss des directen consularischeii 
Spruchs vou ditaeiii Verfahren dieses Uebergewicht einigerniassen ver- 
schleiert , und insofern ist es vielleicht nicht historisch , aber sicher 
principiell zutreifend, dass das Eintreten der Provocation in der 
Legende an die Entstehung der Republik angeknüpft wird. 

Ein principiell abgegrenztes Stiafreeht hat ans der bisher ge- 
schilderten Goerdtion sich nicht entwickelt Die derselben zu Grunde 
liegende Zusammenfassung des zwiefachen Moments der Erzwingung 
des Gehorsams und der Vergeltung des Unrechts ist in dem Provo- 
cationsverfahren wohl insofern zurf^ckgetreten , als darin der letzte 
Geeiehtspnnkt überwiegt, aber keineswegs verschwunden. Aber auch 
wenn nur das letztere Moment ins Auge gefasst wird, schliesst die 
Beschränkung desselben auf den m;lnnlicben Bürger und auf den «t'Ulti- 
srhen Amtkreis dio ju incipiclle iveL'iüirung geradezu nns: und wenn in 
(iei Beschränkung dieses VerfahieTis anf diejenige Verletzung der Ge- 
meinde, gegen welche der Magistrat von Amtswegen einzuschreiten 
hat. eine Abgrenzung der Coercitiou gegen den Administrativ- und den 
Civilprozess gegeben ist, unterliegt doch der Kreis der Handlungen, 
die zum AmtSTer&hren bereehtigcu, darum nicht weniger der WOlkllr. 
In der That ist dies Verfahren ausser dem Einschreiten gegen Mord 
und Brandstiftung und dem politischen Prozees hauptsächlich abhängig 
von Spedalgesetzen; und es ist daneben was wir Strsfrecht nennen, 
cum grOssten Theil im Wege des Administrativ- und des Givilverfahrens 
durchgeführt worden. Sulla hat dann dies Criminalverfahren beseitigt, 
allem Anschein nach, um dem Volkstribunat den politischen Capital- 
prozess zu entziehen, und wenn nnrh seine gegen den Tribunat gerich- 
teten Anordnungen fortTioll wieder abgescbatlt wurden und der alte Co- 
«litialprozess bis aus Kn<ie der Republik hie und da noch als Parteiwaffe 
verwendet worden ist, so blieb dcnnocli bei der vollständigen Desorga- 
nisation der Comitialmaschiue <iie sullanische Ordnung negativ wie 
positiv im Wesentlichen in Geltung. Der rrovocatiousprozess ist seit- 
dem thatsächlich antiquirt. Das magistratisehe Verfahren gegen den 
Nichtbflrger wurde dadurch allerdings nicht geradezu getroffen, aber 
durch die Erstreckung des BOrgerrechts auf ganz Italien wesentlich 
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in die Provinzen verschoben und aadi aU Statthalterrecht aUm&hiidi 

strmiger fonnulirt. 

<tuuti«a<- Als Suiiogat lür den untergegangenen comitialen Strafprozess 
tritt praktisch das Quästionen verfahren ein; das iudicium iHipnJ! wird 
ersetzt durch das iudicium publicum, welches let/iere allerdings einen 
anderen und weiteren Kreis umfasst als das engbegrenzte ältere. 
Formell ist dies ein quulificirter Civilprozcss, bei welchem, wie in 
jedem Civilverfahren , der private Kläger dem privaten Beklagten 
gegenüber steht and der Staat durch Beine Magistratur und seine 
Geachvomen das Sehiedsriehteramt ausfibt; es wird dies daher im 
folgenden Abschnitt behandelt werden. 
8«].^^u und Aber mit dem Untergang der Bepttblik tritt neben das Quistionea- 
Ken htuDi i verfahren, welches als das ordentliche CriminalTerfahren betrachtet 
Priadpat. wird, ein ausserordentlicher und befreiter Strafprozess einerseits vor 
den Consuln unter Bindung ihres Spruchs an die Urtheilfindung des 
Senats, andrerseits vor dem Princeps als dem alleinigen Richter. Es 
lehnt sich dies Verfahren au an die ursprüngliche uicht durch die 
Provocation gebundene magistratische Zwangs- und Strafgewalt, indem 
hei dem Verfahren vor den Consuln die Berufung an die Comitien 
ersetzt wird durch die Mituukun^^ des Senats. Die rechtliche Gleich- 
stellung des Princeps mit Consuln und Senat entspricht dem dyarchi- 
sehen Grundgedanken des Principats. 

Dieser ausserordentliche Stra^rosess ist insofern facultativ, als 
sowohl der Senat wie der Kaiser belügt sind jede Sache an sich su 
ziehen und jede Sache abxulehnen und sie damit dem ordentlichen 
Gericht zu entziehen oder zuzuweisen, der Kaiser auch die Sache 
an den Senat weisen kann. Es ist beiden höchsten Stellen auch ge- 
stattet diese Befugniss zu mandiren und wenn der Senat von diesem 
Recht nur beschränkten Gebrauch gemacht hat, so beruht die volle 
Criminalgewalt über die römischen Bürger, wie sie unter dem Principat 
in den Provinzen die mit dem Schwertrcclit bekleideten Statthalter, 
in Rom und Italien der Stadtpräfect und die Befehlshaber der Leib- 
garde ausgeübt haben, formell auf derartiger kaiserlicher Delegation. 

Das Wesen dieser Strafjustiz ist ihre Schranken- uud Formlosig- 
keit; es lässt sich dieselbe mehr erläutern als eigentlich definiren. 

Jeder Belchsan gehörige unterliegt dieser Justiz, der Borger wto 
der Kichtbflrger, der Plebejer wie der abhängt Fürst. Ausgenommen 
ist nur der Princeps selbst, insofern er als solcher nicht der senatorischen 
Justiz unterstellt ist. Umgekehrt hat die Befreiung des einseinen Sena- 
tors von dem Kaisergericht zwar weder prindpielle noch praktische Gel- 
tung gehabt; doch macht die dyarchische Tendenz sich geltend dem 
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Kaiser die Gapitayurisdietion Uber den Senator zu imteraagen und 
seit Nerva sind derartige Zusicherungen bei dem Regienmgsveeliflel 
häufig gegeben, zuweilen auch mehr oder minder gehalten worden. 
Jede Sache kann unter diese Strafjustiz gezogen werden. Diejenigen 

Verbrechen, welche nach den im folgenden Abschnitt zu erörternden 
Nonnen unter das foruip]] jirivate, materiell criminelle Quilstionen- 
vt rfahren fallen, künnen auch in dieser Weise strafrechtlich bebandelt 
werden. Aber auch Handlungen, die ausserhalb der Strafordnungen 
stehen, unterliegen der Ahndung in diesen Gerichten. Zum Iheil 
sind beide, insbesondere das Verfahren vor dem Senat gebraucht 
worden, um Mängel des ordentlichen Verfahrens zu beseitigen, zum 
Beispiel eine thatsächlich unter zwei verschiedene Gerichte fallende 
Strafhandlung einheitlieh zu entscheiden. Ueberwiegend angewendet 
wird das Senatsgericbt für schwere Beamtenvergehen und fQr Ehebruch 
so wie für politische Pnnesse. Die kaiserlichen Hausbeamten hatten 
sich reselniAsstg vor dem Kaiser xu verantworten und Hilii&rvergehen 
sind niemahl im Senat abgeurtbeilt worden. 

Die Yerhandlung (eogmüo) vor dem Senat wie vor dem Kaiser 
erfolgt, im Gegensatz zu dem ordentlichen Criminalprozess, durchaus 
unter Ausschluss der Oeffentlichkeit, was bei dem Senatsgericht seiner 
Beschaffenheit nach freilich nicht viel bedeuten will. An feste Formen 
waren beide Gerichte rechtlich nicht gebunden; indess bewegten sie 
sich der Regel nach in den tur die Quästionen festgestellten, und eben 
das bedenklichste Moment des Quästionenprozesses, das Eintreten des 
Klägers und die PriUniirung desselben im Falle der erwirkten Ver- 
urtheilung, wurde in diesen Prozessen auf deu die Klägerrolle über- 
nehmenden Deuuntianten angewandt. 

Die Straf bemessung lag desgleichen von Rechtswegen in der Will- 
ktlr der beiden mit der souveriUien Staatsgewalt zugleich diese Criminal- 
Justiz handhabenden Stellen. Wenn der QuAstionenprozess, wie wir 
sehen werden, zu einer niedrigen dem Verbrechen vielftltig wenig 
adäquaten Strafansetzung geführt hatte und insbesondere die Todes- 
strafe aus demselben verbannt war, so hat in diesen ausserordentlichen 
Gerichten strenge und häufig tibermässige Strafbemessung vorgewaltet. 
Die Wiederherstellung der Todesstrafe in diesen beiden Gerichten ist 
eins der hervorragendsten Momrate der Umwandlung des Freistaats 
in die Monarchie, 

So lange das königliche durch Augustus wiederhergestellte pro- unuht 
vocationsfreie Zwangs- und Straf recht nur Pinerseits von Consuln und i&isiMt- 
Senat, andrerseits von dem Princeps oder dessen Specialmandataren 
ausgeübt ward, behielt es den Stempel der Ausserordentlichkeit und 
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fnnetionirte mebt als Btftndiges Orgwi des Gememwesens. IHm waide 

anders, als unter Tiberius, ebenfalls mit Anlehnung an die Ordnungen 

der Königszeit, in der Hauptstadt dafür ein ständiger kaiserlicher 
Stellvertreter, der praefectus urbi niedergesetzt ward. Mit der Ein- 
richtung dieses Amtes war die monarchische Restauration vollendet. 
Allerdings wurde dasselbe nur an Senatoren verliehen und auch inso- 
fern mit Vorsicht gehandhaM, als es regelmässig- nn bejahrte am Ende 
ihrer politischen Laufbalin stehende Männt i L^^egebeu und der Inhaber 
nicht so häufig wie bei den tlbrigen kaiserhchen Aemtern gewechselt 
wai-d; aber der Competenz ii u Ii sdiloss es die volle königliche Ge- 
walt ein. Die gesammte Polizeigewalt, wie sie den republikanischen 
Magistraten, den Aedilen wie ihren Vorgesetzten zugestanden hatte, 
nnd die Yolle Strafgewalt, wie sie naeh der eben gegebenen Entwiek- 
Inng dem Kaiser selbst zukam, bilden die Competenz des kaiserlichen 
Vertreters, welehe also mit der eigenen des Kaisers so wie mit 
deijenlgen seiner fibrigen Mandatare concurrirt. Wie das unmittel- 
bare Kaisergerieht ist aueh das des Stadtprftfecten sehrankenloB und 
formlos. Räumlich wird dasselbe zwar vorzugsweise in der Haupt- 
stadt gehandhabt, eratreckt sich aber tlber ganz Italien. Personale 
Befreiung von der Verantwortung vor dem Stadtprftfecten scheint nicht 
bestanden zu haben, obwohl ihm vorzugsweise die polizeiliche Thätig- 
keit zugewiesen war und er also auch als Strafrichter wenigstens in 
der früheren Kaiserzeit nur ausnahmsweise in die Lage kam Personen 
aus den privilegirten Ständen abzuurtheilen. Für die Aufrechthaltung 
der Ruhe in der Hauptstadt ist dem Stadtpräfecten, obwohl er selber 
nicht Oftizier ist, ein Theil der städtischen Besatzung, drei i oliorten 
von je loOO Mann zur Verfügung gestellt. Keine Institution der 
Kaiserzeit hat die Beseitigung des consularisch-ädilicischen Städte 
regimenta und der republikanischen Rechtsptiege so energiseh wie die 
Stadtprüfeetur gefördert. 
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Es ist die erste und höchste Aufgabe des Staats imiArhalb seines "^St^ 
Machtkreises keine Vergewaltigung der einen Person durch die pi«c*. 
andere zuzulassen, sondern jedem, (ler ffft^en euwn Stfiiitsangehörigen 
einen Anspruch erhebt, dessen Geltt ntlmachung nur zu gestatten, nach- 
dem der Staat in den dafür festgcjitellten Formen und innerhalb der 
durch die Sachlage gewiesenen Grenzen sie zugelassen bat. Diese 
staatlich regulirte Geltendmachung des privaten Rechtsanspruchs, 
logisch uud praktisch im scharfen Gegensatz zu dem auf der staat- 
lichen Selbsthtüfe ruhenden Zwangs- und Strafrecht, nennen wir die 
Rechtspflege. Sie l&st den TorBtaatUchea auf Vergewaltigung und 
Bache oder aUenfalls auf Lösegeld (poma) audaufenden Zustand der 
freien privaten Selbsthttlfe ab und ebarakterislrt flieh dem (kffent- 
liehen Zwangs- und Strafrecht gegenaber durch die nothwendige An- 
rufung der staatliehen Beilegung, das heisst durch die Nothwendigfceit 
' des Klägers, EigenthQmlieh überdies ist der Rechtspflege die rege]- 
mftssige Vermittlung durch die dem Zwangs- und Strafrecht unbekannten 
Gesehwomen, wogegen das bei diesem eintretende Bargerschaftsgericht 
in der Rechtspflege nicht auftritt. 

Es sollon hier die bei der Rechtspflege betheiligten Magistrate, 
die Geschworneninstitution, der Kreis der Rechtspfl^^ge und die Formen 
derselben in derjenigen Kürze dargelegt werden, welche die Behand- 
lung dieser Fragen im Staatsrecht erfordert. 

DasB die Magistratur in ihrer Ursprünglichkeit gefasst wird uls.(urii.diu»on 
der Inbegriff der Rechtspflege uud des Ileerbefehls « jene iu dem Imperium, 
st&dtischen, diese in dem militärischen Imperium ihren wesentliehen 
Ausdruck findet» ist frflher (S. 96 fg.) auseinandergeaetrt worden. Wenn 
die Seheidung der beiden Kreise urspronglich hauptsKchlich bedingt 
war durch das Yerweflen des Oberbeamten entweder in der Stadt oder 
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ausserlialh aerselben, so ist dies iu der republikanischen Epoche von 
Haus aus dadurch modificirt, dass der auch innerhalb der Stadt 
fonctiotiiFeiide Dictator an dem jurisdictionellen Imperinm keioen 
Antheil hat und weiter ist nach Einrichtung der dritten ordentlichen 
auf städtische Function allein angewiesenen Oberamtstelle auch den 
beiden Gonsuln dasselbe entzogen worden. Indess nimmt nach der 
römischen Interpretation die Beschränkung des an sich nntheilbaren 
Imperium diesen Magistraten nur die Mitwirkung bei wirklichem 
Bechtsstreit; wo derselbe formaler Art ist und in der That zur Legali- 
sirung einer von beiden Parteien gleichinässig beabsichtigten Recht s- 
itnderung angewandt wird, wie dies der Fall ist bei der Manumission, 
der Emancipation und der Adoption, ist für diese, die sogenannte frei- 
willige Oerichtsbarkeit auch der Dictator und der Consul competent. 
Im l ebrigen gilt die Ausschliessung schlechthin und ohne Rücksicht auf 
das örtliche Verweilen des Consuls; dass gegen den jurisdictionellen 
Act des Prätors der Consul die Intercession einzulegen befugt i6t(S. 125), 
kann ebenso wenig als Ausflbung der Gerichtsbarkeit angesehen werden 
wie die hei Ausübung der Lagerzucht Toricommende thatsftdilich dem 
Privatprocess entsprechende UrtheilsftUung (S. 228). 
''fuTdw '^ Die Leitung der Rechtspflege bat selbstTerstftndlich ursprftDglidi 
^^^^ dem König augestanden, jedoch unter der Beschränkung, dass, wenn 
er die ursprüngliche Landesgrenze überschreitet, er sie nicht mehr 
selbst ausübt y sondern durch einen von ihm ernannten Vertreter 
(praefecius iure dtcundo), welcher für den Fall der Abwesenheit der 
silmmtlichen Oberbeamten zur Feier des Latinerfestes bis in die 
Kaiserzeit fortbestanden hat. Abgesehen von der königlichen und der 
ursprünglichen consularischen Jurisdiction liegt seit der Einsetzung 
der Prätur und der cur ulischeu Aedilitiit iiu J. 387 (367 v. Chr.) die 
Rechtspflege bei den folgenden Beamten, deren Amtkreise theils all- 
gemein, theils örtlich oder sachlich begrenzt sind. 

1. Die städtische Rechtspflege liegt in der Hand des in Rom ver- 
weilenden Prätors, seit dem Anfang des 6. Jahrh. d. St. der mehreren 
daselbst amtiranden Prätoren. Lange Zeit und in gewissem Sinne immer 
hat die römische Rechtspflege sich in der Stadtprätur coneentrirt und 
ist, während die eben erwähnte freiwillige Gerichtsbarkeit an keinen 
Oii gefesselt ist, die Ausübung des jurisdictionellen Imperium auf 
die Stadt Rom beschränkt; ja es wird sogar als „rechter Prozess" 
(iudiaum Icglt'imuw) bis in die Kaiserzeit hinein nur der vor dem 
städtischen Gericht geführte angeselieTi. TJeber die theils narh dem 
Personalrecht der Parteien, theils nach dem Gegenstand der Jvlage ab- 
gegrenzten Competenzen der in den beiden letzten Jahrhunderten der 
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Republik neben einander in Kom fangirenden Pr&toren wird weiterhin 
gebandelt werden. 

2. Mit der der Aediiität überwiesenen städtischen Polizei ist die zu- 
nächst damit verknüpfte Rechtspflege, die Erledigung der aus dem 
Geschiiftsverkehr des Sclaven- und Viehniarktes und der aus der Be- 
lästigung des Strassenverkehrs entspringenden Rechtshäudel ihr über- 
wiesen, welche Jurisdiction indess, da die plebejischen Aedilen nicht 
als Magistrate gelten, aUeJn von ihren mit der Prfttur zugleich ein- 
gesetzten canilisehen GoUegen aoageQbt wird. Das jnrisdictionelle 
Imperinm muss also aneh diesen beigelegt worden sein, obwohl sie 
nicht als Oberbeamte gelten. Wie man mit der sonst seit Einsetinng 
der Pr&tnr in der Rechtspflege beseitigten Collegiaimt bei den Aedilen 
sieh abgefunden hat, vermögen wir nicht m sagen. 

3. Die Provinzialstatthalterschaften sind davon ausgegangen, dass 
die Concentration der Jurisdiction auf die Stadt Rom für die in dem 
Oherseeischen Gebiet befindliche römische Bevölkerung sich nicht 
durchführen lios''. Es wurden demnach für die in 'Horn durch die 
Prätur uTid die cui ulische Aedilitnt peleitete Rechtspflege dort Neben- 
sprengel CHI LMM I eil tot, (leren beide lieanite, der Prätor und der Quästor, 
wenn auch der letztere unter Vermeidung des rein städtischen Aedilen- 
titels, die gleichen Competenzen übernehmen. Diese Competenz gilt für 
sämmtliche Provinzialvorsteher ohne Unterschied des Titels, also auch 
für die zur Verwaltung der Statthalterschaft in die Provinnn gesandten 
Gonsnln oder Consnlare, wfthrend die bloss für das Feldhermamt be- 
stimmten Oberbeamten daran keinen Antheil haben, ferner fllr die eben 
deswegen den proprfttorisehen Titel fahrenden kaiserlichen Provinzlal* 
legaten und nach Speciatgesetien selbst ftr die Statthalter von Ritter- 
rang, namentlich den kaiserlichen Präfecten für Aegypten. FQr die 
idilicische Competenz fehlte es in den kaiserlichen Provinzen an 
selbständiger magistratischer Vertretung. Indess hat die provinziale 
Jurisdiction nicht bloss insofern als ausserordentliche gegolten, dass, 
wie schon bemerkt ward, „gesetz1irbf»r Prozess" im strengen Sinne 
nur der in T?om V( rhaudelte ist, sondern sie hat auch praktisch der 
stadtischen i^'t geiiiiber in zwiefacher Hinsicht eine secundäre Rolle 
gespielt. Emirseits kann der in der Provinz domicilirte römische 
Bürger, wenn er m Rom verweilt, in Folge des allgemeinen Heiniath- 
rechts vor dem städtischen Gericht belangt werden, sofern er nicht 
durch Privilegium dagegen geschützt wird. Andrerseits bat wenigstens 
in republikanischer Zeit der Statthalter das Beeht gehabt eine bei ihm 
angebrachte Klage, stett ne selbst zn entscheiden * an das haupt- 
stAdtisefae Gericht zn weisen. — Da» in Folge des ansserhalb des 
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städtischen Aratsgebiets minder besehrftnkten Mandirungsrechts der 
Statthalter den ihm beigegebenen Geholfen, insbesondere denen sena- 
toriBchen Banges die Jurisdiction iUlufig llbertr&gt (S. 150) , anch in 
den kaiserlieben Proviacen neben nnd nnter den Statthaltern eigene 
Legaten mit jurisdietioneller Gompetenx vorkonunen (8* 207), ist 
bereits froher anseinandergesetct worden. 

4. FQr die in Italien theils in geschlossenen Gruppen, theils aer- 
streut lebenden römischen Bürger ist die Concentrirung der Juris- 
diction in der Stadt Rom seit dem Anfang des 5. Jahrh, gemildert 
worden durch die bei der Stellvertretung (S. 146) erörterten Special- 
gesetze, die den Stadtprätor anwiesen für bpstimmte Oertiichkeiten 
seine jurisdictioiu lle Conipetenz an von ihui theils frei, theils später- 
hin unter Mitwirkung derComitien (S.185) ernannte Mandatare zu über- 
tragen. "Wie weit die Jurisdiction dieser praeftcti iure dicundo sich 
auf die Ilalli- und die Nichtbürger erstreckt und ob sie für die Voll- 
bttrger der stadtrömischen gegenüber nicht durch eine Competenz- 
grense beschränkt war, Iftsst sieh nielit ausmachen; die Institution 
selbst verlor ihre Grundlage, naebdem gans Italien in den römischen 
Bflrgerverband eingetreten war und bat der entwickelten nkunicipalen 
Jurisdiction Platz gemacht 

5. Die Anfänge der römischen Municipayurisdiction liegen im 
Dunkeln. Den nicht völlig dem römischen Bürgerverband einverleibten 
Bezirken besseren Rechts ist eine eigene Magistratur mit einer wenn 
auch beschmnl^ten Jurisdiction geblieben. Anch bei den Vollbörger- 
gemeinden treten früh die Anfänge eigener Jurisdiction auf, nament- 
lich hinsichtlich der Marktgerichtsbarkeit; Tusciilum, unter den nicht 
aus Ansiedelung hervorgegangenen Bürge rstädteu die älteste, hat 
offenbar mit der Ertheihmg des römischen Bürgerrechts gleichzeitig 
eigene Aedilen erhalten , da diese hier späterhin als Oberbeamte 
fungiren. Allgemein ist die municipale Jurisdiction der Bürger- 
gemeinde wahrscheinlich erst gewährt worden, als ganz Italien das 
Bftrgerrecht empfing und die rOmiscbe BQrgnrschaft in einen Oom- 
plex von Bargergemeinden umgewandelt ward (S. 74). Damals ist 
wmuthlich einerseits durch Beschiinknng der Ins dahin mit voller 
Jurisdiction versehenen latinischen und sonstigen autonomen Bürger- 
schaften, andrerseits durch Ausstattung der bis dabin wesentlich 
unselbständigen Bürgergemeinden mit einer beschränkten Autonomie 
die spJUere Munjcipaljurisdif^tion wordnet worden, deren staatsrecht- 
liche Formuliruiig vermuthlich, Rhniich wie bei dp!\ Prilfecturen , zu 
fassen ist als generelle Delegation des stadLischen Tritt ors an die von 
den municipalen Gomitien creirten Prätoreu und Aedilen oder unter 
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anderer Titulatiir die j?leichen Competenzen vrrwaltendpii Mapistrfite. 
Indess erstitckt su h die Gompeten^ dieser Beamten uiclit auf die- 
jeiiigei) Acte ut Irin eine freiere magistratische Actlon iu sich scbliessim, 
und ist aurli liei der eigentlichen Rechtspfle{;e heschrftnkt theils durch 
den Aut<.hchlusi> gHwisser Prozesskategorien, theils durch Fixiruug eines 
nicht hoch gegriffenen Maximums des Streitohjects. 

Zur VervollHtändigung deft BildM, das wir hdb von der Hand- a^'^»« 
baboDg der Rechtspflege in dem weiten rOmiacben Reieb sn machen Jummk^ 
haben, ist noch daran so eHnnem, dass dasselbe im Wesentlichen einen 
Complei von Gemeinden bildet nnd dass diejenigen derselben, welche 
das römische BOrgerreeht nicht besitaeo, sowohl die formell antonomen, 
wie die latinischen und die foderirten, wie auch die nur mit geduldeter 
Autonomie ausgestatteten die eigene Rechtspflege behielten, so weit 
beide Parteien ausserhalb des römischen Bürgerverbandes Jtianden, 
während, wo beide Parteien oder auch mir eine derselben xu diesem 
gehörtfii, der Regel nach die vorher genannten römischen (ierichte 
competmt waren. Uetjergritfe der römischen Behörden in diese auto- 
nome Jurisdiction sind, namentlich wo die Autonomie nur geduldet 
war, oft genug, aber doch lediglich als Acte der Willkür vorgekommen. 

Nachdem die bei der Jurisdiction betheiligten Magistraturen dai^ 
gestellt worden sind, ist der Kreis, den die private Rechtspflege nm- 
sehreibt, theils persönlich, theils sachlich abingrenaen. 

Dan die Rechtspflege mnAchst auageht von dem Anssdilnss der ^^^* 
Selbsthttlfe zwischen Börger nnd Börger, drftekt sieh darin ims, dass 
Dir das «rechte Urtheir im strengen Sinn neben den fröher bezeichneten 
Momenten fOr beide Parteien die BflrgerqualitAt gefordert wird, wobei - 
selbst versUliidlich der in Rom beimathberecbtigte Plebejer von jeher 
in den BürgerbegritT eingeschlossen (S. 1^), auch <b r Latiner ohne 
Fia^^e von jeher dem Bürger gleichgeachtet wurden ist (S. tJO). 
Aber auch der einer andern Nation angehörende Ausländer ist, sei es 
auf Grund des mit seiner Heimathgemeinde bestehenden Vertrags- 
rechtes, sei es gemä:>s der den Ausländer wenigstens thatsächlich 
nicht als rechtlos behandelnden römischen Praxis vor dem lömischen 
Gericht rechter Kläger nnd, wenn er dort verweilt, auch nehter Be- 
klagter und ea kann in dieser Weise selbst ein zwischen awei Ans- 
Iftndem schwebender Rechtshandel vor einem römischen Gericht zur 
£utscheidung kommen. In welchem Umfang dies bei dem liberalen 
Verfahren des Staats gegen die Fremden und der Entwicklung seiner 
Machtstellung der Fall gewesen ist, zeigt die Theilung derGescb&fte 
der Pratur in Rom nach dem Personalrccht der rechtssuchenden 
Parteien iTn Anfang des (i. Jh. der Stnit (S. I<j5). Indess sind auch 
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späterhin häufig dem zunächst für die Prozesse zwischen Bürgern be- 
stimm tiMi Prntor die übrigen mit überwiesen und aufiserb&lb Bom eiine 

annlojze Sclieidiinf^ niemals vorgeDommen worden, 
snchthh« Sachlich fällt unter die Kechtspfle'^e zunächst und hauptsächlich 

jrfnicti lief ' " • 

die Rechtsforderung der einen Partei gegen die andere, einerlei ob 
die letztere dieselbe bentreitet, wobei es also zur Klage kommt, oder 
sie eiuräuiut, aber sich ausser Stande erklärt dieselbe zu erfüllen, in 
welkem FtM diese Einräumung gleiche Kraft hat mit dem dem Kläger 
Becht gehenden Urtheil. Eifa Untenehied hinsichtlich des Beehti»- 
gmndes wird- nicht gemacht; die' Bechtslordernng wegen DiehstahU 
SachtieBchidigong, Real- nnd Verbalinjurien wird im Allgemeinen in 
derselben. Wvise geltend gemacht wie diejenige wegen rechtlosen Inne- 
habens einef Sache Oder Nichterfüllung einer Forderung. Diejenigen 
Rechtsverletzungen aber, welche der Magistrat von Rechtswegen zu 
ahnden gehnhen i8t(S. 227), liegen- ausserhalb der privaten Rechtsver- 
folgung. Ausnahmsweise kann, wie weitt^rhin zu erörtern sein wird, 
nn Aiisi ruch der Gemeinde an den Privaten zwisrlien einem Vertreter 
derselheo »und dem Privateu in dieser Form zum Austrag kommen; 
in der Regel aber ist die Forderung der Gemeinde an den Privaten 
und immer die des Privaten an die Gemeinde, da der i'rivatprozess 
in dem staatlichen Schiedsgericht zwischen zwei streitenden Parteien 
besteht, solcher- Behandlung nicht llhig und tritt dafür die in dem 
Abscbnitfc Tom Fidanzwesen au erörternde staatliche Administrativ- 
justiz ein. i. ' • - 

sacMicho Hinsichtlich der Theilung der Rechtspflege nach den verschiedenen 
dar RMbfa.Proces8kategorien unter die Magistrate kennt die ältere Zeit neben 
der allgemeinen Civil Jurisdiction der beiden stnltischen Prätoren als 
geschiedene Competenz nur die ädilicische Marktgerichtsbarkeit. Im 
letzten .Jahrhundert der Republik treten mit den Specialordnungen 
für einzelne qualitieirte Klasirn entsprechende Specialprftturen, ziiui 
Beispiel für Erpressung (rrpctutnku) ein, bis dann in der sullaiu- 
schen Zeit mit der Zweijährigkeit der Trätur die Verwenduug aller 
Prätoren im ersten btadtischen Amt.sjahi für die städtische Kechts- 
pHege und deren Theilung in die beiden generellen Jurisdictionen 
und die Specialkategorien der QuAstionen sich einstellt. In der 
Kaiserzeit Wird auf diesem Wege noch weiter vorgesehritten und die 
Begulirung der Freiheitsprozesse, die Begulirnng und der Vorsitz im 
Centumviralgericht und ähnliches mehr als prfttorische Specialeompe- 
tenz gestaltet. Als die in Bittform ausgesprochenen letztwiUigen Zu* 
Wendungen unter dem Principat aus Gewissens- in Zwangspflichtea 
umgewandelt wurden, geschah dies unter Ausschluss des Geschwomen- 



Dlgitized by Google 



a. Die Beehtipflege. 



248 



Verfahrens im Wege einer anfangs den Consuln, späterhin einem oder 
mehreren Prätoren ilberwieseoeii dem magibtratischen Ermessen Spiel- 
raum bietenden Cognition. . : ' 

Ueber die sebiedsriehterliehe Thfttigkeit bei dem - Frivatstreit 
geht das Eingreifea der Magiatratnr in die privaten Verhältnisse 
insbesdndere in Allerer Zeit nicht hinaas. GharakteriBtisch dafür ist •'■'^^•» 
insbesondere die Behandlung der VormflnderbeBtellung: sie ruht nach 
den.ursprQiiglichen Ordnungen lediglich auf allgemeinen gesetzlichen . 
Normen oder auf dem gesetzgleichen Privattestament. Erst allmäh- 
lich und ergänzend tritt die magistratische Ernennung des Vormundes 
hinzu und keineswegs als Austtuf^s der Jurisdiction, da neben dem 
Prätor auch die Vollst rihnne und untor dem Priucipat anfänglich 
die Coüsuln dabei l>etheilifit sind. Erst unter diesem wird schliess- 
lich die magistratische Thätigkeit bei der Vormundschaft als Neben- 
geschäft der Jurisdiction behandelt und dieselbe, ähuiicli wie daö 
Fideieommissweseu, einem eigenen Prätor übertragen. 

Wenden wir uns weiter zu dem bei der Rechtspflege einge- ▼•rtijv« 
haltenen Verfahren, so nthert sich ^ die Regnlirung des Klagerechtes b«^ 
durch den proaessteitenden Magistrat insofern der gesetagebenden ' 
Gewalt, als derselbe zwar das beetehende Gesetz zu befolgen, aber 
das Recht hat oder sich nimmt dasselbe nähe^ zu bestimmen und wo 
das Gesetz schweigt, von sieh aus Anordnungen zu trefien, wobei die 
VollziehUDg der Rechtsvorschrift in Erweiterung und selbst in Ab- 
änderung derselben umsclilageu kann. Beispielsweise hat im Erbgang PrMorucii» 
der Prätor an sich die landrechtlirlie Ordnung zur Ausführung zuLei^utioB. 
bringen: aber wo nacli dieser Krblosigkeit eintreten würde, lilsst er 
im \Sege des Besitzschutzes gesetzlich zur Erbfolge nicht berufene 
Personen als successionsherechtigt 7.\i und sieht sogar in manchen 
Fällen, wo die laudrechtliche Ordnung zu unbilligen Cousequeiizen 
zu führen schien, nicht bloss bei der Besitzregulirung von derselben 
ab, sondern verwieigert sogar nachher dem 'nach Landrecht besser be- 
rechtigten Erben die Klage. Auch ftusserlich findet dies darin seinen 
Ausdruck, dasa in der sp&teren Republik die Magistrate mit Jurisdic- 
tion, die Frttoren in Rom wie in den Provinzen und die curulischen 
Aedilen bei Antritt ihres Amtes diejenigen Regeln, nach denen sie 
die Rechtspflege auszuüben beabsichtigen, zusammenfassend öffentlich 
bekannt machen ; und diese von Rechts wegen kaum den Ansteller 
und noch weniger den Nachfolger bindenden Normen haben in tliat- 
sächlicher Fixirung allmählich sich zu einer specialisirten Civilprozass- 
Ordnung ausgestaltet. 

Der einzelne Prozess wird immer hervorgerufen durch das An- Klagerecht. 
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rufen der eine Rechtsschftdigung geltend machenden Partei, durch, 
die Klage. Ween dazu principiell nur der Gesehftdigte selbst oder 
dessen rechter Vertreter berechtigt ist, so kann hier abgesehen werden 
Yon der Frage, wer vor Gerieht als rechter Vertreter eines Privaten 
betrachtet wird; staatsrechtlich wichtig dagegen ist es festsostellen^ in 
wie weit die Gemeinde in der Form der Civili^lage vertreten werden 
kann. Im Allgemeinen gehört, wie schon bemerkt ward, der Ansprneb 
Klaff- der Gemeinde an einen Privaten nicht in diesen Kreis; Civilklagen 

ftr*i; dieser Art sind exceptinnell und treten, wie es scheint, nur ein, wo 
entweder ein unter den Privatprozess fallendes Delirt, insbesondere 
Diebj-tahl und Sachbe^'chädigung, t^^yi n die Gt ineinde verübt worden 
ist oder wo ein Specialpiesetz für gewisse Fillie, namentlich für die 
auf diese oder jene Coiitiavtutioii gehetzte feste (ieldstrafe, ein stell- 
vertretendes Klagereclit anordnet. Bei der erstereu Kategorie bclieiiit 
der Regel nach jeder Bürger als klagberecbtigt gegolten zu haben. 
Bei der zweiten ist h&nfig dasselbe geschehen, mm Beispiel jedem 
Borger gestattet die auf OHantlichem Boden su Unrecht vorgenom- 
menen Privatbauten durch Civilklage su beseitigen; nicht selten aber 
werden nur die Magistrate zur Klagerhebung in den Formen des 
Privatreehtee bevollmächtigt, welche Vollmacht auch electiv concur^ 
riren kann mit dem früher (S. 229) erörterten Recht der Auflegung 
einer arbiträren Mult mit Provocation an die Comitien. — Aus dem- 

Kia««r«cht solbeu Gesichtsnuiict des öffentlicben Interesses {"^t dann bei dem 

im ' 

Qi«*«»io««»-Quästionenprfizi des letzten Jahrhunderts der Republik mit weni;,'eo 
Ausnahint-n die K Jjif?evertretung dem Bürger ein für allemal freige- 
gelieii worden. Hochverrath und Mord konnten überhaupt nur unter 
Zulassung der Gemeindevertretung unter dies Klngeverfahi t n gezogen 
werden, und auch die Bestrafung der Erpressung und der meisten 
ftbrigen gleichartig behandelten Verbrechen und Vergehen war in der 
That nicht bloss Sache des zuolcfast Verletzten, sondern lag im Inter- 
esse des Gemeinwesens. Es erwies sich sogar als nothwendig, da der 
PrivatklAger bei allen diesen ebenso nothwendigen wie besehwerlicben 
und gehftssigen Prozessen die Last und die Gefahr des Beweises auf 
sich nahm und die edleren Motive dabei meistentheils versagte, dem 
Klfiger, wie dies bei bloss vermögensrechtlicher Schädigung des Ge- 
meinwesens unbedenklich und seit langem (üblich war, für den Fall 
des Obsiegens politische un i vor allen Dingen materielle Vortheile 
in Aussirht zu stellen, wo d nn freilich ein Hebel das andere ablöste 
oder auch beide sich mit einander verbanden. 

ErthoiioDK Kach Einbringung der Klnge und Anhörung des Beklagten erfolgt 
die magibtratibche Prozessreguiiiung. Sie besteht lu der Bezeichnung 
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•des oder der Gesehwomen und in der Anfstellnng einer schriftliehen 
Instruction (fonmuh^ velehe die Permnen dis Kl&gers, des Beklagten 

ilind des oder der Geschwornen oamhaft macht, den Klagansprach je 
nach der Art des einzelnen Falles feststellt und den oder die Ge- 
schwornen anweist diesen selbst so wie die etwa den Beklagten 
scliützpndfMi Momente in Frwfigung zu ziehen und danach entweder 
den Beklagten zu verurthcilen, welche Verurtheilung an exceptinnRlle 
Bedingungen geknüpft uuil dem Umfiing nach fest odrr maxinjul deter- 
minirt werden kann, oder im entgegengesetzten Fall freizusprechen. 
Auf diese l»edingte Urtheilsiallung Uuift die magistratiiche Instanz des 
Privatprozesses immer im wesentlichen hinaus, wilhrend die Formen, 
in denen dies erreicht wird, sie häufig nur indirect enthalten. 

Die Alteste uod vielleicht ursprünglich aussdiUesallehe Form des l^lL^, 
Privatprozesses knQpft an die Prozesssteuer ud, an die dem im 
Bechtsatreit Unterliegenden zum Besten der Opferlcasse der Gemeinde 
auferlegte Vieh- oder Geldbosse (tocromeiiteiK). Beide Parteien wurden 
vom Magistrat veranlasst diese Busse zu erlegen oder zu versprechen 
unter Vorbehalt der Rücknahme der Leistung oder des Wegfalls der 
Zusage im Fall des Obsiegens. Der Geschworne sprach alsdann 
formell sich nur darüber nus, welche Partei die Busse verwirkt habe. 
Dieses Verfahren ist no("h für den ältesten Erprcssungsprozess in An- 
wendung gekonniieii, aber lu der Folgezeit mit wenigen Ausnahmen 
ausser Kraft getreten. Hitufig aber begegnet ira spilteren Prozess 
die prätorischo Wette, die im Wesentlichen auf dasselbe hinauskommt, 
nur dass die verwettete Summe hier nicht gezahlt, sondern nur durch 
den darauf gestellten Spruch des Geschwornen das Eigenthum oder 
was sonst der Gegenstand des Itechtsstreits ist der einen Partei su- 
gesproehen wird. 

Es kann auch die Entscheidung der Geschwornen wie an die*^'*'"- 

Wette, so an den magistratischen an die Parteien gerichteten Befehl 

.(mtetdictum) anknüpfen. Wenn beispielsweise der Magistrat heide 
Parteien anweist den bestehenden Besitz bis weiter gelten zu lassen 
oder nnch einp derselben den nach der Behauptung der Gegen])artei 
auf incorrectetn Wege gewonnenen Besitz aufzugebrn, so stellt der 
■Geschworne im ersten Fall fest, welche der Parteien thati^Rchlich im 
Besitz ist, im zweiten ob der fehlerhafte Besitz mit Recht oder mit 
Unrecht behauptt t wurde und declarirt also, zu wessen Gunsten der 
Magistratsbefehl entschiede u hat. 

Die magistratische Regulirung des Klagerechts tritt häufig in vor- ^i>^ff«n^|K 
'bereitender Gestalt auf, namentlich in der Weise, dass fttr mehr odra' nu»- 
minder in Aussieht stehende Prosesse die Parteirollen im Voraus ge- 
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ordnet werden. Dies ist insbesondere der Fall bei dem Wechsel des 
Gesammtvermögens hauptsächlich durch den Erbgang und durch den 
' Concurs. Im Sterbefalle gestattet der Magistrat dem Erben, statt sich 
auf eigene Hand in den Besitz des Vermögens zu setzen, seinen Erb- 
BChaftstitel vor (iericlit geltend zu maclien und darauf bin vom Magi- 
strat den Besitz des Vermögens sich znsyirerhen m lassen, wodurch 
fttr den Fall, dass andere Personen dieselbe Erbscbalt iu Anspruch 
nehmen sollten, diese angewiesen sind als Nichtbesitzer aufzutreten. 
Es können auch verschiedene derartige einander ausscliliessende Be- 
sitztitel gegen einander stehmi, in welchem Fall durch Geschwomen- 
spruefa gemäss den von der Magistratur in dieser Hinsicht aufgestellten 
allgemeinen oder besonderen l^ormen dem Bestberechtigten der Besita 
der Erbschalt zugewiesen wird. . Alle diese ReguUrungen, selbst wenn 
Gesehwome dabei mitgewirkt haben, sind insofern provisorisch, ala 
der nach Landrecht besser berechtigte Erbe durch sie keineswegs aus- 
geschlossen, sondern nur in dem darauf hin beginnenden Bechtsstreit 
ihm die Klilgerrolle zugetheilt ist. Aehnlich wird im Concurs verfahren. 
"Wenn* eine rechtlich anerkannte Forderung nicht erfüllt wird und dem 
Gläubiger danach das Kerht zusteht, das Gesammtverniogen des 
Schuldners in Besitz zu nehmen, so hat er dafür bei dem Magistrat 
die Einweisung zu erbitten, wobei ebenfalls Concnrrenz mehrerer 
Personen und lleguliiuug der Besserberechtigung durch Geschworuen- 
spruch eintreten können, die Besitznahme selbst aber eben wie die 
der Erbschaft formell nur den Zweck hat fflr. die etwa eintretende 
Civilklage die Parteirollen zu regeln^ Noch deutlicher tritt die Re- 
gulirung des Ktagerechts durch vorbereitenden Gesehwomensprueh auf 
in dem' sogenannten Praeiudictum: wenn eine Thatfiage^ zum Beispiel 
ob jemand Sohn oder Freigelassener einer bestimmten Person sei, ffir 
einen in Aussicht stehenden Prozess von Belang ist, so kann, schon 
ehe dieser angestellt wird, der Magistrat dieselbe zur Entscheidung 
an Geschworne T^eisen. 
Enuchei- Diese Andeutungen, deren Ausführung im S^tnntsrccht nicht jieijeben 

dnng »Her ^ ^ 

Einwi- werden kann, worden genügen, um einigermassen zur Anschauung zu 

fr»g«n durch o r- o 

oeichworiu. bringen, dass die magistratische Kegulirung des Klagerechts in ihrer 
praktischen üuitliföhrung weit hinausgeht über die unmittelbare Fest- 
setzung der Klagfurmel. Durch diese Ausdehnung wird die Mitwirkung 
der Geschwomen viel mehr .erweitert als beschränkt, insofern jede 
dabei sich heraasstellende awischen den Parteien streitige Frage nicht 
durch magistratisebe Cognition, sondern durch eigenen Geeehwomen- 
Spruch zu orledigen ist Beispielsweise wird, wenn die Parteien sich 
verpflichtet haben an einem bestimmten Termin . vor dem Magistrat 
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xa erscbeinen und für den Fall des Aosbleibens eine Bosse (vadi- 
monium) festgesetzt ist, die Entscheidung darüber, ob diese verwirkt 
ist, nicht vom Magistrat allein gefunflen. sondern wieder von ihm an 
(^pschworiie ^'» wiesen. Dabei hat allcrdinps die dem Magistrat oh- 
liegeiuie Arbeitslast mitgewirkt, welche lür eigene Untersnchuiiu that- 
Bächlicher Fragen geringen Spielraum Hess; aber auch die poliiische 
Tendenz im Privatjirozess durch das private Schwurgericht das magi- 
stratische Imperium möglichst zu binden, tritt deutlich hier zu Tage 
und hat die Schwerfälligkeit der republikanischen Rechtspflege tbat- 
sftchlich zum guten Tbeil vsnelinldet. 

Wenn die Leitung der Beebtspflege der Magistratur susteht, so ^^^^ 
ist sie dagegen von der eigenen Ansflhung derselben ansgeNcblossen. ^Mnn, 
Der Magistrat fohrt den Spruch nohl herbei, dieser selbst aber wird 
von Privaten gefunden. Dies ist die Gescbwomeninstitution , die 
fundamentale Ordnung der Republik, wie die iiiteste so die dauerndste 
Schranke des magistratischen Imperium. Die Einsetzung der Ge- 
schworneu durch König Servius Tullius galt der lU^mf rn als der An- 
fang des sich selbst rotrieroTiden Gemeinwesens; das Eintreten der 
Magistratur iu die Enlscheiduug, die Cognition in ihrem allmählichen 
Umsichgreifen unter dem Priucipat und ihre im dritten JnhrliuiKiert 
n. Chr. feststehende Alleinherrschaft bezeichnet das Ende des Römer- 
staats. 

Die Auswahl das oder der Qesehwomen steht im Allgemeinen „^^^ 
dem Magistrat zu und bildet einen Theil der ihm obliegenden Proiess- «Muns 
regnlimng. Vereinbarung der Parteien mag hÄuiig vorgekommen, kann 
aber sehon darum nicht rechtlich nothwendig gewesen sein, weil die 

Erledigung des Rechtsstreits nicht von dem Belieben einer Partei ab- 
hängig gemacht werden durfte. Der prozessleitende Beamte hat viel- 
leicht ursprünglich bei der Auswahl insofern freie Hand gebäht, als 
jedem römischen Bürger dies Mandat übertragen werden konnte, und 
bei Prozessen, an denen NichtbürsiPr betheiligt waren, mögen selbst 
solche nicht ausgeschlossen gewesen sein. Aber in der uns besser 
bekannten Zeit ist in der Stadt Rom vor der Gracchenzeit Geschwomer 
iiui der Senator, so weit nicht specielle Regulative eingriflFen oder, 
was wohl auch angenonunen werden mu.ss, die Parteien vuu der 
Qualification im einzelnen Fall absahen. Dieses senatorisdie Vor- 
recht, das allerdings weniger in der mgentlieh privaten Rechtf^pfiege 
als in den weiterhin zu erwfthnenden lactiseh mehr oder minder 
criminellen Specialqnästionen auir Anwendung kam, ist. im letzten 
Jahrhundert der Republik der Mittelpunet der Partdkftmpfe gewesen; 
durch G. Gracchus wurde fttr die Oesehwonenemennung di^ «ensorische 
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Ritterliste der Senatsliste mbstituirt, durch Sulla dieser wieder die 
alte Geltung zurttckgegeben, endlicli durch das aurelische Gesetz vom 
J. 684 (70 V. Chr.) eine gemischte Liste aufgestellt, welche aus dem 
Seuat, aus der Ritterschaft und aus den Spitzen der ausserhalh der 
beiden privilegirten 8tän(lt' stehenden Rttrgerschaft durch den Studt- 
priUor zusammen gestellt wurde, l 'nter dem Principat i-t iie gracchische 
Ordnung mit der Einschränkung wieder hergestellt worden, dass nicht 
die gesauimte Ritterschalt dieser Kpoche Geschwuriieiulienst thut, 
sondern der Kaiser aus den Rittern die Geächwornenliste bildet. — 
In dei Provinzen ist wenigstens in republikanischer Zeit für j«de Ge- 
richtsstfttte ein Verseicbniss der sn dieser Function geeigneten Büiger 
aufgestellt worden; weiten Qualification als dts rOmisebe Borgerrecht 
scheint hier nicht verlangt worden sn sein. — Noch weniger kennen 
die hanptstidtiscben Normen auf die manieipale Jurisdiction An- 
wendung gefunden haben, schon darum, weil es in den Municipien eine 
der Ritterschaft ?ergleiclibare Klasse nicht gicbt; Mermuth lieh hat auch 
hier jeder in der Stadt wohnhafte römische BOrger als Geschwomer 
bestellt werden können. — Neben diesen allgemeinen Normen haben 
die ftir die einzelnen Prnzesskategorien aufgestellten Rogiihitive regel- 
milssig die Geschwornenqualification deternimirt ; die emzelueii An- 
ordnungen sind uns sehr unvollständig bekannt und k (Minen, auch 80 
weit sie bekannt sind, hier nur beilftufig berücksichtigt werden. 

Die Geschwomeninstitution tritt in verschiedenen Formen auf 
theils allgemeiner Anwendbarkeit, llieils speciell fUr gewisse Prozess- 
kategorien, welche hier dargelegt werden sollen. 

jMv «MW». 1. Die ilteste und einfachste Form Ist die Rinsetsung des Einsel- 
geschwomen (Strdiw «nws)« sie gilt so sehr als der rechte Ausdru^ 
der Institution, dass ffir den «reehten Prosess* neben der Führung 
▼er einem sttdtisehen Gericht auch die Entscheidung durch den 
Einselgescbwomen gefordert wird. 

R»caper<v 2. Dio tticht untprOugliche, aber sehr alte Ueberweisung der 
UrtheilsfftUung an eine niedrig gehaltene und immer ungleiche Zahl 
von Geschwomen, die recuperatores liegt ihrem Ursprung nach im 
Dunkel. Wahrscheinlich ist sie aus dem internationalen Rechtsverkehr 
hervorgegangen und ursjjrünglich auf die zwischen Bürgern ob^rh welten- 
den RechtshÄndel nicht anwendbar gewesen; wie wir iude.^s die lustrtu- 
tiou kennen, besteht diese bchranke für sie nicht, sondern wird sie auf 
die verschiedensten Prozesskategorien angewandt und scheint es ledig- 
lich von der allgemeinen oder speciellen Anordnung des prozessleiten- 
den Magistrats abzuhängen, ob im einzelnen Fall der Einzelgescbworoe 
oder Recnperatoren entscheiden* Das Urtheil wurde ohne Zweifel 
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durch Abstimmung und Enuittelung der Majorität gefunden. Die 
Leitung, die nicht gefehlt haben kaDD, scheint man der Yereinbariuig 
der berufenen GeschwomeH ttbwhMen zu haben. 

3. Für den Freiheitsprozess, dessen Einleitung vor dem Mafjistrat i>«ow»»iM. 
im Uebrigpn den allgemeinen Ordnungen unterließt, ist, wie d\ü^ hei 

der politi^^rhin \^ iclitigkeit rtes-^elben für die aus der Unfreiheit lu rvor- 
gegangenen Plebejer begreiflich ist, wahrscheinlich seit der Anerkennung 
der Plebs selbst die gewöhnliche Form der Geschwornenernennung 
beseitigt und die Entscheidung einem voji Jahr zu Jahr allgemein 
dafür bestellten Geschworuencollegium von zehn nicht dem Senat au- 
gehörigen Männern, den deeemvki Uiüma wikamdis überwiesen. Ob 
dieselben ursprünglich tod dem Prfttor ernannt oder wie sie sonst 
bestellt norden sind, wissen wir nicht; am Ende der BepuhlilL werden 
sie in Tribnseomitien gewfthlt und fignriren daher unter den Magistraten 
(8. 185). Dass anch andere Privatproiesae an sie kamen, wie man 
ans der Benennung schUessen möchte, ist nicht sn erweisen. Der 
Prozess wird unter Vorsitz, wie es scheint, eines der Zehnminner vor 
diesen insgesammt geführt und daher wie alle Yor grösseren Ge- 
acbwoniencollegten geführten Verhandlungen als quaesiio bezeichnet. 
Ann-ustus hat den Freiheitsprozess auf die Formen des gewöhnlichen 
Pi i\at])rozes8es zurückgefahrt und den Decemvirn eine andere Ver- 
wendung gegeben. 

4. Aehnlich, aber erst in s](at( rer Zeit, sicher erst nach dem (^•a»»«»»»«- 
J. ^)Vi (241 V. Chr.) ist das Erbschaftsgericht geordnet. Auch hier 

tritt an die Stelle der Geschwornenbestelluug für den einzelnen Fall 
das Geschworneugericht der sogenannten Hundertm&nner. Es sind 
deren in repnblikanlseher Zeit eigentlieh 105, und awar drei avi jeder 
der fonfunddreissig Tribas, in der Kaiserzeit 180; Uber die Ernennung 
ist niehts sicheres bekannt, doch sind sie eher Yon den einseinen Tribna 
als yom Piitor crelrt worden. Ueber die Erbsehaftsprozesae hinaus 
seheint ihre Ck»mpetens nicht gegangen zu sein; wihraeheinlieh aber 
haben durch das Specialgesetz, das diese Institution ins Leben rief, 
die Centumvim eine Uber die allgemeine Befugniss der Geschwornen 
hinausgeh de Controle über die Testamente erhalten und kraft der- 
selben unbillige oder sittlich tadelnswerthe Erbeseinsetzungen und 
Enterbungen cassirt. Obwolil sie für den einzelnen Prozess in Ab- 
theilungeu, anfangs vennutlihrli drei von je 35, späterhin vier von je 
45 rieschworTii n geschieden waren und nnr nusnahmsweise, vermuth- 
lich um bei Prozessen gegen mehrere Erben widersprechende Urtheils- 
findung abzuwenden, diese Ahtheilungen conibinirt functionirten, fiel 
dieses Veriaiireu noch mehr als der Freiheitsprozess in den Kreis der 
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qmestio und stand auch, wie eB bei dieser gewöhnlich ut, unter buk 
gistratischeni oder quasimagistratischera Vorsitz, und zwar in re- 
publikanischer Zeit unter der der geweseoen Quästoreu, nach den 
augiistischen Ordruii^ii o unter einem besonders für die Frbsrhafts- 
prozesse bestellten Prator {jtraeioi- hastarius) und neben diesem unter 
den ihrer ursprünglichen Function enthobenen Decemvirn. 

5. Die zunächst für die Aufsicht über die Gefängnisse und für 
die Handhabung der Nachtpolizei creirteu Dieimännei iiaben zugleich 
fQr Diebstahl und analoge unter das CivilTerfahreu fallende Verbrechen 
die UrtheilsfiUlimg (S. 185). £b muw iadess dahingestellt htoiben, 
bis zu welchem Grade die Yorachriften dea Civilrechts Aber die 
KlAgenroUe und das Strafmass bei diesem Verfahren eingehalteii 
worden sind und ob ihre Thätigkeit mehr als die eines Gesehwonen- 
collegiums oder mehr als Handhabung der Polixei au&nfasaen ist; 
theoretisch mag der erste, praktisch der letztere Gtosiehtspunkt Tor- 
gewaltet haben. 

6. Aehnlich wie für den Freiheits- und den Erbschaftsprozess ist 
im Laufe des letzten Jahrhunderts der Keyjuhlik für eine Reihe von 
Reclitshnndeln von politischer "Wichtigkeit (iudicia publica) durch 
Speci algesetze zuweilen für den einzelnen Fall, meistens für eine 
bestimmte Kategorie ein Civil verfahren eingeführt worden, welches 
durch verstärkte Geschwonienzahl bei der Urtheilfindung und durch 
gesetzlich geordneten Vorsitz verschärft ist und das unter dem 
Namen des Quästionenprozesses zu gehen pflegt. Ausgegaugeu ist 
dies Verfahren Ton denjenigen Kategorien der Civilklage, bei denen 
der Staat als solcher interessirt war, znnädist Ton der Beamten- 
erpressung, für welches nach dem römischen System unter die Civil- 
klage des Diebstahls fallende Verbrechen im Jahre 605 (149 t. Chr.) 
die erste derartige Prozessordnung erging« Aehnlich ist alsdann der 
Unterscbleif behandelt worden. Sp&terhin, hauptsftchlich durch Sulla, 
ist diese versebArfte Civilklage angewandt worden auf eine Reibe 
anderer Handlungen, die in der früheren Bechtspflege, SO weit wir 
sie kennen, entweder nicht individuell hervortreten, wie Münz- 
fälschung, Testamentsf^lschung. Vergewaltigung. Ehebruch, AiDts- 
erschloichung. Anmassuug des Bürgerrechts, oder nachweislich wwXvv 
das öfientliche Strafverfahren fallen, wie der Landesverrath (nidti ^^tas) 
und der Mord (quaestio de sicariis et veneftcis). Insoweit also wtrd 
durch diese neue Form das nicht mehr genügend functionirende 
ProvocatiODsverfahren ersetzt und auch sie scheint gleich diesem 
nur gegen römische Bürger zur Anwendung gekommen zu sein; 
-iränn insofsm nach* der heutigen Auffassung des Gegensatzes von 
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: Civil- und Strafrecht des Qunstionenverfahrens dem letzteren anzu- 
-gehören scheint und materiell in der That ihm zugezählt werden 
muss, so kann doch formell dasselbe nur als qualificirter Privatprozess 
aufgefasst werrlon. Diese Qualitication besteht, wie gesagt, wesentlich 
in der verstärkten Mitgliederzahl dies» r Geschwornengerichte .und in 
dem dadurch bedingten schärferen Hervortreten des Vorsitzes. Es 
kann der Vorsitzende ein dem Collegiuni selbst entnommener und 
mitstimuieuder Voruiauu (quaesitor) sein; iu der Regel aber tritt die 
: «iBMlne Quflstion unter magistratiscbe oder quasimagistratische Lei- 
tung, wobei der Vonitzende selber nicbt stimmt Beiepielsweifle wurde 
der Erpreesuugsprozess zuerst unter dem Vorsitz dee bisher für diesen 
Civüfall competenteu Feregrinenpr&tors, seit dem Jahre 631 (128 v. Chr.) 
' unter dem dnes spedell fllr diese Quftstion bestimmten Pr&tors ver- 
handelt» während bei dem Mordprozess der Eq^el nach ein Gerichts- 
•leiter (iudex quaestimis) ädilicischeu Ranges als Vorsitzender functio- 
nirt. ahnlich wie den Erbschaftsprozess die Quftstoren handhaben. Die 
Geschwornen pflegen hier dem Vorsitzenden gegentiber als dessen 
consih'uni bezeichnet zu werden, obwohl diese Bezeichnung streng ge- 
nommen nicht passt (S. 151), da der Vorsitzende an die Majorität der 
Stimmen gebunden ist und gewöhnlich selber nicht mit stimmt. Im 
Uebrigen gilt hinsichtlich der Zusamuiensetzung des Cousiliums im 
Allgemeinen das früher Gesagte, während weiter für jede Quästion 
das Spedalgeaets darüber besondere Anordnungen trifft, nuter denen 
die: wichtigste vermuthlieh die war, dass fQr die einzelnen Kategorien 
aus der allgemeinen eine besondere Gesehwomenliste ausgesondert 
wird, hauptsftehlich rwohl um Collisionen der yerschiedenen prozesa* 
leitenden Behörden in der Auswahl der Urtheilfinder zu verhindern. — 
Wenn diese OrdnuDgen zunächst für die hauptstädtischen Gerichte 
erlassen sind, so mfissen auch für die italischen Municipien ähnliche 
-ergangen sein; wenigstens Mord \nid Amtserschleichung sind, wenn 
; ausserhalb der Stadt Rom verübt, nicht vor die hauptstädtischen Ge- 
richte gezogen wonleu. In den Provinzen iiat ein Quästionenverfahren 
• schwerlich stattfinden können; auf die Handhabung der Criminal- 
. Prozesse daselbst kommen wir weiterhin iu dem Abschnitt vom Pro- 
■ vinzialregiment zurück. > 
Bei dem Verfahren in mdieio ist der Geschwome selbstverständ- 
'lich-an die Instruetidn gebunden, im Uebrigen aber nicht minder Ittr ninraMiii. 
die Beehts- wie- fflr die Thatfragen competent. Formale Vorschriften^ 
abgesehen von -der auch hierbei erforderlichen Oeffiantlichkeiti bestehen 
dafür nicht; es bleibt dem Geschwornen fiberlassen aei es durdi An- 
hörung der Parteien, sei es durch eigene Fragstellung sich diejenige 
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Ueberzeugung zu verschaffen, die seinen Siiruch bedingt. UelM?r deu 
bei grösseren Collegien hinzutretenden Vomtz, wo dann der einzelne 
Geschworne sich schweigend zu verhalten pflegt, ist bereits gesprochen 
worden. 

b^mdum Wie der Spruch des Schwurgerichts durch den Privateu berbei- 
MwiMict. geführt wird, so liegt aaeh. abgesehen von der Einziehung der dem 
Unterliegenden auferlegten Busse an die Oiiferkasse (S. 245), die 
Ezeention des GesdiwomeospruGbs nicht der Gemeinde ob, sondem 
dem obeiegenden Klftger. Dem Umfang wie der Reebtskraft nach 
steht derselbe dem öffentlichen StraferkenntnisB nicht nach, ist ihm 
vielmehr insofern überlegen, als dieses in der Form der Provocation 
eine GnadeninstaDz zulässt, dem obsiegenden KlAger aber auch die 
Gemeinde nicht in den Arm fallen kann, wie denn in Rücksicht darauf 
ausdrücklich ausgesprochen wird, dass nach den römischen Ordnun«;en 
der Erntedieb des Civilrechts einen schwereren Stand hat als dtT Mörder 
des Strafrochts. Wenn bei dem Privatdelict der uns best^er bekaiitilen 
Zeit die adftquate Sühnung zurücktritt, so macht in der früheren 
Epoche diese vielmehr in der Strafbemessung in hervorragender Weise 
sich geltend. Nach Zwölftafel recht wird der auf Diebstahl ergriffene 
Freie nach Ermessen des Prätors gezüchtigt und, wenn er erwaehsen 
ist, dem Beatohlenen zu. vollem Etgenthum eugesproehen, der Unfreie 
bingeriebtet Bei nftcbtUeber Aneignung der Ernte auf oflbnem Feld 
wird sogar der Fteie, wenn er mitndig iat, mit dem Tode bestraft. Die 
ebeofinllB im Ältesten Iiandreeht anerkannte Yergeltung der Körperrer- 
letning durch gleichartige Verstümmelung geht hinaus Ober alle uns 
bekannten Strafendes öffentlichen Criminalrechts; und selbst die Verbal- 
ip{arie wird, wenn durch Absingung vonSpottliedem auf offener Strasse 
TerObt, mit dem Kopfe gesühnt. Mehr noch als die Schwere der Strafen 
verdient es Beachtung, dass deren Vollziehung, wenn sie auch im All- 
gemeinen wohl durch den Verletzten nder dessen Angehörige zu er- 
folgen hat, wie dies von der Körperverstuimnelung ausdrücklich bezeugt 
ist, dennoch wenigstens Mitwirkung des Magistrats erfordert, trotzdem 
das Urtheil ohne sein Zuthun gefiUlt worden ist. Indess ist dieser mit 
der Staatsordnung bchwer vereinbare Ueberrest der alten Selbsthülfe des 
einzelnen Bürgers in historischer Zeit beseitigL Für den gewöhnlichen 
Diebstahl haben sehen die Zwftlitafeln, die ältere Ordnung wahiaebein- 
lieh nach selonisebem Muster mildernd, dem Dieb die LOsnng dnreh 
doppelten Ersatz (poena dupli) freigegeben; allmählieh verschwan- 
den durch Gesetz oder Gewohnheit jene das Leben oder den Körper 
tretenden Privatstrafen simmtlieh und wnrde im Gegensats dasu die 
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Begel anfgestellt, dass jedes privatrechtlich verfolgbare Unrecht dareh 
Geldleistung solle gesühnt werden köuDen. 

Wieder kam man mit diesem Satz, dass im Ptivatprozess über eh^u«» 

im Qotatto- 

Werthersatz uud Geldstrafe hinaus nicht erkannt werden könne, bei n«Bprou«L 
der Hineinziehung der im öffentlichen Interesse verscbfirften Qua^tionen 
ins Oedränge. Zwar bei der ältesten wegen Erpressung besclirftnkte 
der Spmeh sich anfangs auf einfachen und dann auf doppelten 
Schadenersats nnd hielt sich also innerhalb der Schranken des Privat- 
prosesses, wobei bei dem Umfang, den die BeamtenerpreBSttvgen dar 
mala angenommen hatten, eine derartige Verurthellung wohl meistens 
den Concurs nach aich zog. Aber bei Landesverrath und Mord 
reichte die Geldbusse nicht aus; es ist nicht sicher bekannt, welche 
Ahndung die sullanischen Ordnungen dafür festsetzten, doch dürfte 
dies die Verhriniiun^^ nns Ttalieii p^ewesen sein, womit erst der Dictatur 
Caesar den Verlust des Bürgt ru i tits verbunden zu haben sclieiut. 
Auf die durch jyanj^ige Niedrigkeit der im QuÄstionenprozess ein- 
tretenden Strafen uud das gäuzliche Fehlen der Todesstrafe hat die 
dafOr gewählte dem delictischen Thatbestand wenig adäquate privat- 
leehtliche Form wesenUieh eingewirlit 

Wenn die geradesa delietisehe Strafe ans dem Pkivatreeht frah f 
Yersebwand, so hat dagepn die Privatexecntion gegen den nicht 
xahlnngulähigon Schuldner, ohne dass der Reehtsgrund der Schuld 
einen Unterschied macht, nicht bloss von Haus ans einen capitalcn 
Charakter gehabt, sondern diesen auch bis zum Ausgang der Republik 
behalten. Im Eigenthumsprozess kann die Privatexecution dadurch 
vermieden werden, dass der Geschwome Hnp:evviesen wird den be- 
sitzenden und im L'iuerht befundenen Bekia^^tt n irci/uspreclien, wenn 
er auf den Zwischenentscheid hin vor dem endgültigen bpruch die 
Sache zurückstellt; dessgleich» n dadurch, dass die bei der Prozess- 
rcgulirung zum Besitz der Sache zugelassene Partei sich zugleicli für 
deu Fall des Unterliegens nicht dem Sieger, sondern der Gemeinde 
unter BfirBsdhaftsstellung lur Abliefsrung der Saelie verptitehtel 
Aber der Privatexecntion unterliegen nothwendig alle aus einer 
Sehuldforderung oder ttberhaupt einem Gontract resultirendeo so wie 
alle auf Schadenersats oder Geldbusse gerichteten Klagen^ und auch 
die Eigenthumsklage kann zur Privatexecution führen, wenn der su 
Unrecht besitzende Beklagte nicht vor dem S|>ruch die Sache zurfick- 
stellt und demuacb von dem Geschworuen der erhaltenen Anweisung 
gemäss auf deren in Geld angeschlagenen Wertli venirtheüt wird. 
Bei Nichtorffilliini: einer jeden durch Gescliwiinien^ptuch oder das 
diesem gleichstehende Gest&ndniss rechtlich ieät^^eätelUeu Jborderung 
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ist der oltsiegeuile Kläger befugt auf den bchuldner, wo er ihn triflft, 
die iiand zu lehren und nöthigenfalls Gewalt gegen ihn zu gebrau* heu. 
Zwar unterliegt diese rechtmässige Selbsthtilfe wie die Klage .>«lbst 
der magistiatischeu llegulirung. Der Kläger hat deu Verurtheilteo, 
auf den er die Hand gelegt hat, abermals vor den prozessleiteoden 
Magistrat zu fbhren und erst wenn er vor diesem sich aber den Sach- 
verhalt ausgewiesen hatte, ?robei nnter Umständen wieder Geaehwozne 
zugezogen werden mnsaten, und wenn die dem Verurthdlten gesets- 
lich zustehenden Fristen abgelaufen waren, sprach der Magistrat dem 
Klftger den Schuldner so wie dessen Habe einschliesslich der in seiner 
Gewalt stehenden Kinder zum Eigenthum zu. Diesem addicirten 
Manne kam zwar die Begel zu Gute, dass innerhalb Latium kein 
Bürger einer dazu gehörigen Gemeinde unfrei werden kann (S. 25); 
aber der obsiegende GKlubiger war befugt ihn und die Seinitren bis 
weiter als Sclaven zu halten und zu behandeln und zu itdcr Zeit 
durch Verkauf in das Ausland den provisorischen Verlust der Freiheit 
zum dehnitiven zu machen. Insofern ist der römische Privatprozess 
überhaupt bedingt capital und kostet bei Nichterfiillung der zuge- 
sprochenen Forderung dem Verurtheilten die bürgerliche Existeu/. 
Allerdings ist dieses strenge Schuldverfahren, das auch bei den poli- 
tischen Kämpfen eine wichtige Rolle gespielt hat, im Lauf ddr re- 
publikanischen Jahrhunderte wesentlich gemildert worden; aber: die 
Abschaffung desselben und die Beschrankung der bei Zahlungsunftbig- 
keit eintratenden Rechtsfolge auf die Abtretung des Vermögens sind' 
erst das Werk des Dictators Caesar. 
cn(«r|^i>«r Der Fundamentalsatz der republikanischen Rechtspflege, dass der 
•dmmmi- Rechtsspruch durch den Magistrat lierbeigeführt , aber von dem 
" Schwurgericht gefällt wird, bat unter dem Principat sich insoweit be- 
hauptet, dass der (ieschwomeninstitutioTi im Allgemeinen ihre Stellung 
bleibt und die souveränen Gewalten, Consuln und Senat einer- und 
der Kiiiser andrerseits nur insoweit Dir Strafrecht reicht, mit derseiiten 
concurriren. Anstatt des Quästionenprozesses kauu das exceptionelle 
Verfahren vor diesen höchsten Stellen eintreten; einen eigeutlicli 
privaten Rechtshandel können dieselben von Rechtswegen vielleicht 
nicht einmal an sich ziehen, obwohl dies für den Kaiser zweifelhaft 
ist und namenilieh das Eingreifen des Stadtprftfeeten in die civile 
Rechtspflege auch dieses zu fordern scheint, auf keinen Fall den im 
Privatprozess gefUlten Geschwornenspruch cassiren. Dennoch ist schon 
bemerkt worden, dass die Geschwomeninstitution unter dem Principatt 
nicht eigentlich abgeschafit, aber ihr Gebiet allm&hlich verengt worden 
ist und dem ordentlichen Prozess mit magistratischer EinleitiMig. und^ 
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Urtheilsfiodung durch das Sprudigericht das Verfahreu mit rein magi- 
atratischer Entscheidunj; (cof/tiitio) zunächst als ausserordentlicher Pro- 
2688 an die Seite getreten und schliesslich der ordentliche diesem ge- 
Nrichea ist. Bei den erst unter dem Principal, aber bereits in dessen ' 
Anfängen in den Kreis des ilivatrechts gezogeneu Fideicommissen sind 
OMiiialB Geschwoiue verwendet worden» Bei der kaiserlichen Hans» 
verwaltangf die der Sache nach ftberall in die ataatlichen Ordnungen 
eingreift, ist für das Oeechwomenverialiren beneits unter Claudius 'die 
Cognition eingetreten. Diejenigen Reebtshftndel,' welehe ein nnmittel- 
bares Eingreifen der Staatsgewalt eifordem, wib die sinuntliclien 
ittdma publica und weiter der Diebstahl, konnten unter dem strengeren 
Regiment der Monarchie nicht füglich bloss dann gerichtlich verfolgt 
werden, wenn sich ein freiwilliger Staatsanwalt für jene einstellte oder 
bei diesem der Rpstohlene als Privatklager auftrat. Zu der Beseiti- 
gunji des Geschwornruverfalirens im eigentlichen Prtvatpro/ess hat 
auch die Umständlichkeit und Schwerfälligkeif (les8ell)eii -n hei wesent- 
lich beigetragen. In seiner stufenweisen Kiiiwicklung kunaeii wir den 
Wandel der Rechtspflege, welcher ohne Zweifel in den Provinzen sich 
früher vollzogen hat als in Rom und Italien, nicht genügend verfolgen 
und am wenigsten in dieser Uebersieht weiter auf ihn eingehen; am 
Ende des dritten Jahrhunderts ist er vollendet und giebt es keine 
andere Form des Rechtsspruchs als das magistratische Urtheil. 

Aber wie das Eingreifen der mit dem Principat ins Leben treten* a»v«imim 
den Dyarchie das Strafrecht umgestaltet hat (S. 234). macht sich 
im Giviirecht eine gleichartige Einwirkung derselben geltend in der 
Appellation gegen das magistratische Decret. Der republikanischen 
Ordnung ist dieselbe bekannt in dem Verhältnis? des Mandatars zu 
dem Mandanten (S. 150); aber erst seit in f^er neuen Ordnung des 
St^iatswesens zwei höchste souveräne Gewalten. Consulu und Senat 
einer- uuti der Princeps andrerseits zur Geltung gekommen waren, 
wurde daraus die Regel entwickelt, dass von jedem magistratischen 
Decret an eine dereelben odt i au beide appellirt werden kann und 
zwar in dem engeren Machtgebiet, das durch luuserliche Mandatare 
verwaltet wird, lediglieh an den Kaiser, im Vebrigen sowohl an ihn 
wie an Consuln und Senat. Die Annahme der Appellation ist auch 
hier fiacultativ und Iftsst ebenfalls Stellvertretung su. Die Appellation 
an den Senat scheint regelmAssig durch die Consuln allein erledigt 
worden zu sein. Bei derjenigen an den Kaiser ist von jeher Delegation 
in weitem Umfang zu Hülfe genommen worden; doch haben in der 
besseren Zeit des Principats thätige Regenten sieh dabei wesentlich 
auch persönlich betheiligt, woraus sp&terhin die scheinhaft personale. 
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iu (1er That von den Pulastofrizieren pehftijdbabte kaiserliche Immediat- 
jurisdictiou hervorgegangen ist. Hinsichtlicli der dieser Institution 
insbesondere durch kurze Befristung der Äppellationseinleguug und 
* durch Geldstrafen fUr Missbrauch dersellieQ gesetzten Schranken und 
hinsicbtlich ihrer sonstigen Modalitäten muss auf den Givilprozess ver- 
wiesen werden; Mer beben wir nur aoeb benrer, da» die Appellation, 
da sie nur gegen das magietratieebe Decret, nicbt aber gegen den 
Geacbworaenspraeh eingelegt werden kann, die unbedingte Herreebaft 
in dem Gebiet des Privatreebts erst dureb die Beseitigung der Scbwur- 
gerichte gewann. Wenn die Appellation begrOndet enscbeint» so cassiit 
der Consul oder der Kaiser nicht bloss das betre£fende Decret, sondern 
er setzt ein anderes an seine Stelle und wafantcbeinlich ist in dieses 
Falle regelmässig die Sache, auch wenn sie sonst vor Geschwome 
gebört hätte, im Wege der Cognition definitiv entacbieden worden. 
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Bttrgerschaft und Bürgerheer fallen reehtlicb und thatsäcblicli 
zusammen. VTehrpHicht und Stimmrecht sind correlat, Frauen und 
Knaben von beiden gleicliin"l>sii! aiifj^zosrhlossen ; die früher (S. 34) B#giairMf. 
entwickelte Gliederung der Bürgerschaft gilt ursprünglich cjleichniässig 
für den Kriegsdienst wie für die Tagungen der Gemeinde. Auch die 
Stetigkeit ist dem Bürgerheer ebenso eigen wie der Bürgerschaft; 
wenn der Act des „Ermessens", der Census (S. 172), die in längeren 
Zwischenräumen statttindende Feststellung des Personal- und Ver- 
uiögensstandes der Gemeinde oder, wie wir ihn eigentlich ungenau zu 
beieieliiieii pflegen, die SeUtsang kaon mihi im gewitten Slone als 
HeerbUdung aufgefuBt werden, bat aber in der Tbat vielmebr den 
Zweek das bestehende Bürgerbeer an ordnen als ein aolchea zu aebaflini 
und wird nur inaofem ala .Gründung* (JMnm amäikm) beseiebnet, 
ala er die uraprflngUcbe GrOndung der Bttrgeraebaft erneuert Yen 
diesem Act ist hier nuszugehcn, von der Vorbereitung der Einbemlung 
zum Heerdienst durch Feststellung der daftTr in Betracht kommenden 
personalen Qualiflcation. Die Zutheilung dieses Geschäfts an eigene 
bei der Einberufung nicht mitwirkende Beamte, die seit dem Anfang 
de«! 4. Jahrh. d. St. fungirenden Censoren hat diese Vorberpitiirif^^ von 
der Kinberufung selbst scharf gesondert; sicher jim Zusammenhang 
damit erscheint der Census der historischen Zeit nicht so sehr als 
Vorbereitung für die Einbenifung der Dienstpflichtigen denn als poli- 
tisch Verzeichnung der slimiuberechtigten Bürger. Gerichtet sind die 
censorischen Aufnahmen hauptsächlich auf Feststellung der folgenden 
vier Momente für den dnaeinen Bürger. 

1. Das Lebensalter ist für den Kriegsdienst sehlecbtbin bedingend, au«. 
inaofem er vor vollendetem 17. Lebenqabr niebt geleistet werden darf 
und nacb voUendetem 46. wenigstens nicbt im Felde erfordert wird. 

BiBdtBf« HsDOoch. I. Si HvsaafB, IMm 4. Bta. StMinMito. 9. Aai. 17 
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Die Feststellung dieser Altersgrenzen ist, da sie auch das Stimmrecht 
bedingen, stets eine Hauptaufgabe der Schätzung geblieben. 

2. Die körperliche Dienstfähigkeit hat bei der Heitere! beständig 
der censorischen Prüfung unterlegen und dies ohne Zweifel ursprünc- 
lieh ebenfalls auf die zu Fuss dienende Bürgerschaft sich erstreckt. 
Innerhalb gewisser Grenzen mag auch schon bei dem Ccnsus festgestellt 
wurileu sein, welche Personen aus diesem Grunde <ler Einberufung 
Dicht unterliegen. Im Allgemeinen aber ist die erforderliche körperliche 
Pr&fung wobl auf den Act der Einberafung übergegangen, wobei 
namentlich mitgewirkt haben wird, dass die Dienstunfthigkeit wegen 
Altere oder körperlicher Gebrechen die Dienstberechtigitng nnd also 
das poliüBche Stimmrecht nicht aufhebt 

3. Die Vermögenslage kommt für die Dienstpflicht nicht an sich 
in Betracht« sondern nur insofern es sich um die ErfQllung derselben 
mit eigener Wehr handelt. Aber Heerdienst ohne BeechafFung eigener 
Waffen kommt in älterer Zeit ausser bei gewissen Gewerken nur vor 
in der Form der Einberufung für die unbewaffnete Frsatzmannschaft 
oder in besoiiii^^ron NothflUlen; Selbstausiüstuni,' ist durchnns die Regel 
und in diesem ^iime beschrilnkt sich die (•rdeiilliche I »ieiistptiirht m 
Älterer Zeit anf die Grundbesitzer einschliesslich des GesclUechler- und 
später des Asceudentenbesitzes, seit dem 5. Jahrh. d. St. auf die Ver- 
mögenshesitzer überhaupt nach gewissen in der Beschaffenheit der Aus- 
rüstung zum Ausdruck gelangenden Abstufungen, welche bereits in an- 
derer YerbinduDg zur Sprache gekommen rind (8. 85). Insofern, und 
daneben allerdings mit Rücksicht auf die Vermögenssteuer, weiden 
in dem BUrgervetzeichniss die fQr die Modalität der Dienstpflicht maas- 
gebenden Vermögensverhftltnisse aufgeführt. Darum ergeht auch die 
Ladung für den Census zunächst an diejenigen Personen, welche 
selbständiges VermÖgeQ haben oder doch haben können, so dass fQr 
die Kinder in der Gewalt der Vater eintritt. Die Frauen und die 
Unmündigen, so weit sie selbständi^r- Vermögen haben, werden, mit 
Vertretung durch ihre Vormünder, bei der Scliatzung ebenfalls, aber in 
einer Nebeuliste verzeichnet, welche insofern auch militärischen Zwerk 
hat, nh der Kitterpold diese gelegt ist. — Auch nachdem durch 
Zulas'-uii;^ (It h !■ inw illi^n ndienstes ohne solche Qualification dieVer- 
ni<iL;tMiss;U/.L' ihre im i italische Ikdeutunti: verloren hatten, was indess 
i'A-^t im letzten Jahrhundert der P('])ul)lik eintrat, haben im Stimm- 
recht jene Abstufungen und damit die censorischen Vermögeusauf- 
nahmen sich behauptet. 

4. Die Ehrenhaftigkeit kommt ebenfalls nur für die ordentlwbe 
Wehrpflicht in Betracht, insofern es in älterer Zelt an der Schatntng 
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mit c^li^rt aus dem Verieiehniss der m&elist dienstpflichtigen Grnnd» 
besitzer die bescholtenen Personen zu entfernen und sie in das der 
bloss steuerpflichtigen (aeraril) zu übertragen (S. 30. 175), Kachdem 
die ordentliche Dienstpfliclit uiclit mehr am Grundbesitz, sondern am 
Vermögen haftete, ist zwar der Gegensatz der tribuhs und der acrnrii 
beseitigt; iudess gehört es immernoch zu den censorisdien Aufgaben 
bei denjenigen Bürgern , denen das volle Ehrenrecht manjjplt , zum 
Beispiel den Frei gelassene u (S. 52) dies zu constatiren und der Eiu- 
berufuDg derselben zum Dienst nacli Möglichkeit vorzubeugen. 

Aus der Schätzung ist ursprünglich die Bürgerschaft hervor- ua. 

i Tk t / i-i riich« und 

gegangen als geordnetes Bürgerneer {excratus ccntunatus). geschieden ^^iuun 
iu lieiterei und Fussvolk, jene wie dieses gegliedert nach den mili- 
tärischen Abtheilungeu, den Genturien mit Centurionen an ihrer Spitze ; 
auch Waifensehan und Walfenprofang war damit verbanden. Dennoch 
kann die unmittelbare Verwendung dieses Heeres fflr den Dienst nur 
atattgefunden haben unter Hinzutreten gewisser uns nicht fiberlieferter 
Anordnungen hinsichtlich sowohl der nicht diensttauglichen wie der Ober* 
zfthligen Mannschaften; und in historischer Zeit ist auf jeden Fall das 
also in der Schätzung aufgestellte Heer unmittelbar nur für die Ab- 
stimmung verwendet, das Kriegsheer nicht damit identificirt, sondern in 
der weiterhin zu bezeichnenden Weise aus dpni Bürgerheer entwickelt 
worden. Dass die Önlut r des Schatzungsiicon >, nachdem sie eigene 
Beamte gewonien waren , das militärische imiH-riuin nicht mehr Imj- 
sasseu, wird damit in Zusammenhang stehen. Kur bei der Keilerei 
hat das ältere Verfahren Bestand gehabt. 

Neben der Rechtspflege ruht die Magistratur auf dem Haftbefehl ; i>m auii- 
aus beiden zusammen bildet sieh der Begriff des Imperium , der ur- parioi ««d 
sprüngtichen Amtsgewalt und das Gommando haflet noch ausschliess- 
lieher als die Jurisdiction am Oberamt: es giebt kein Oberamt ohne 
Gommando und kein Gommando ohne Oberamt. Dass bei den ver- 
schiedenen Formen desselben das Imperium qualitativ dasselbe Ist, 
tritt namentlich darin zu Tage, dass der höchste formale Ausdruck 
desselben, der Imperatorentitel und die Siegesfeier dem Dictator, dem 
Consul und dem Prätor gleich mässig zugestanden werden. Die für den 
Fall der Collision aufgestellte schon (S. 120) entwifki Ite Regel, dass 
der Priltor dem Consul, der Consul dem Dictator ^veirltt. ist mit der 
Gleichartigkeit ibrer Imperien wohl vereinbar. Allerdmgs aber be- 
steht zwischen dem Dictator und dem späteren Consul einer- und dem 
Prätor andererseits insofern eiu wesentlicher Gegensatz, als jene zu- 
nächst für die militärische Thätigkeit berufen sind, dieser dagegen, so 
weit seine Gompetenz nicht ausserordentlicher Weise anders normirt 

17* 
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wird, zunächst fftr die Hechlipfldge, was insbesondere bei der Heer- 
bildung und bei der Festeetsung des Amtsbereichs weiterhin in 
Betracht kommen wird. 

H Die Einberufimg der Bürger zum Kriegsdienst ist Recht des Magi- 
" strats, wie es Ptiiclit des Bürgers ist ihr Folge zu leisten. Der regel- 
mässig von den einberufenen Bürgern ;uif den Namen des einberufenden 
Magistrats geleistete Treueid, vergleichbar dem der Bürgerschaft bei 
dem Amtsantritt abgeforderte Treuwort (S. 132), begründet nicht erst 
die Pflicht militilrischen Gehorsarns, hcmdrrn hat nur bestärkende Kraft, 
Die Einberufung kann, wo Gefahr im Verzug ist {tuMtdtus)^ von jedem 
Imperienträger in der Weise vorgenommen werden, dass der Bürger, 
dem das Gommaiido siir EeantiiisB kommt, demselben wimittelbar 
Folge zu leisteii hat, so weit er Waffim besitxt oder ihm diese zur 
Yerfoguiig gestellt werden; ja bei elfoitlichem Kothstaod kann sogar 
jeder Private in gleicher Weise die Bftrger unter die Waflfon rufen. 
Die ordentliche Einberufung aber kann nur im stAdtischen Amtsbereich 
und nur durch die Consuln oder den Dictator vorgenommen werden; 
der Prätor ist dazu regelmässig nicht befugt, obwohl unter Umständen 
insbesondere nach Anweisung des Senats auch er dazu schreiten kann. 
Auch diejenigen Truppen, welche, wie dies später vielfach der Fall 
ist , bestimmt sind unter prätorisches Commando gestellt zu werden, 
werden regelmässig von den Consuln einberufen. Die einrufenden Magi- 
strate legen dabei die letzten censorischen Feststellungen zu Grunde, 
haben aber nicht bloss die in der Zwischenzeit eingetretenen Verände- 
rungen zu berücksichtigeu, sondern sind überhaupt nicht von Rechts- 
wegen au diese Verzeichnisse gebunden. Ob die Centurien der fOr 
den Felddienst geeignefem Fnsstmppen in der Form, wie sie ans der 
letzten censorischen Ordnung her?orgiugeo, jemals der unmittelbaren 
Einberufung unterlegen haben, kann besweifelt werden, zumal da der 
Census nicht Jahr fflr Jahr stattfand und die letzte Torllegende Liste 
schon ineofem mehr oder minder der Modifieatlon unterlag. Sicher folgt 
in historischer Zeit auf die an die censorischen Aufnahmen sich an- 
schliessende Einberufung des Fussvolks die „Auswahl* (ddectus), das 
heisst es werden beispielsweise aus den 40 Centurien der jüngeren Mann- 
schaft erster Klasse die für diesmal erforderliche Anzahl von Mannschaften 
durch den Magistrat oHor drssen Benuftragte ausgelesen, wobei sich dann 
die Aussonderung der minder tauglichen Leute von selber ergab, und 
diese Ausgelesenen ohne Rücksicht auf jene politische Geuturiation nach 
militärischer Ordnung centuriirt. Kur die Centurien der ständigen 
Bürgerreiterei hatte der Feldherr so zu verwenden, wie die letzten 
Censoren sie geordnet hatten, und dass diese Ordnung oft eine Reihe 
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von Jahren zurficklag, auch andere als rein militäriselie ROeksichten 
wohl bald in die Reiterwahl bedingend eingriffen, hat vermutblich su 
dem frühen Zurücktreten der Bürgerreiterei in der effectiven Krieg- 
ffihrung seinen Theil beigetragen. Narhdeni die censorische Fest- 
stellung der (>na1ifi( ation mm Militärdienst gefallen war. lag die 
Auswahl für deii Dienst uoheschränkt in der Hand des Feldherrn, was 
iianieutlicli liiusichtlich der Annahme von Frei wiUipjen zur Anwendung 
kam. aber auch bei zwangsweisem Aufgebot nicht anders gehalten ward. 

Die Bezeichnung der Offiziere und der Unteroffiziere ist ein inte- 0«*»- 
.grirender Theil der Einberufung der Bürger zum Heerdienst und liegt 
bei dem Magistrat^ der ne Tornimmt, so weit nielit, wie dies bei den 
Kriegstribunen theilweise der Fall ist (S. 184), ihm seine Gehalfen 
dnrdi die Comitien gesetzt werden. 

Die Auabl der jedeBmnl aufsnbietenden Mannschaften und die ^j^^^^; 
Termine der Einbenifang wie der Entlassung setzt von Rechtswegen ]£\f|*^;; 
allem Anschein narh der einrufsnde Magistrat fest. Der Bürger- f«Mi-' 
Schaft steht darauf keine Einwirkung zu, dem Senat nnr innerhalb 
gewisser Grenzen. Früh scheint als Pflicht und Recht der ordentlichen 
Oberbeamten sich fest^jestellt zu haben, dass, so weit die Umstände 
es gestatteten, jeder Coiisul gehalten war ein ungomessenes Corps 
— nach der spHterhin geltenden Nonn zwei Lei^ionen jede von HM> 
bis 5000 Mann — im Frühling einzuljerufeu und nach vollendeter 
FelddienstObung oder Kriegführung, wie es eben fiel, im Herbst 
wieder zu entlassen; btjiir wahrscheinlich verdankt der Römerstaat 
seine militärischen Erfolge wesentlich dieser Stetigkeit der Einberufung 
der MannsehafUm 2a regelmässig sechsmimatliebem Dienst Anf- 
«tellmig einer grosseren Truppenzahl, sei es durch Einberufung einer 
grosseren Zahl von Dienstpflichtigen, sei es dnreb Erstreekung der 
Dienstseit der früher Einberufenen ist dagegen immer als ausserordent- 
liche Maasregel behandelt worden, auch als sie dies der Sache nach 
lAngst nicht mehr war, und ist als solche von den Beschlüssen des 
Senats mehr oder minder abb&ngig gewesen , bei dessen Competenz 
wir darauf zurückkommen werden. Die Entlassung der Mannschaften 
soll verfassungsmässig von Jahr zu Jahr stattfinden und dies ist bis auf 
Augustus die Nonn fjeblieben; aber der Dienst dauert. i)is der ein- 
berufende Magistrat oAcv sein Nachfolger die '^^f\nnsrhaftpn entlässt. 
Von der hiemit ge^'cJidjen Befugniss den Dienst der unter Waffen 
stehenden Truppen nach Ermessen zu verlängern haben die Magi- 
strate nicht bloss da, wo die Kriegslage dies forderte, sondern auch 
ohne solchen Zwang früh und umfassend Gebrauch gemacht, ohne 
dass jemals darin eine Verletzung der Amtspflicht gefunden worden 
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wäre; und auch der Senat hat hiebei in das Ermessen desFeldheriu 
in minderem Umfang als bei der vermehrten Aushebung eingegriffen. 
Später hat zu der Verlängerung der Dienstzeit das Umsichgreifen des 
Freiwilligendienstes mitgewirkt, da diese Mannschaften nicht wie die 
eigentliche BOrgermiliz die Beendigung der Dienstpflicht zu beschleu- 
nigen bestrebt waren. Die Unregelmftssigkeit der EntkiSBung hftt 
selbstverständlich auf die der Einberufung zurückgewirkt; am Aoflgang 
der Repnblilc erfolgt auch diese schon exceptionelL Ueberhaupt ist 
die Stftndigkeit des bflrgerlichen Kriegsdienstes mit der Fiximng durch- 
gängig zwanzigjähriger Dienstzeit, wie Augustns sie festgestellt hat» 
wohl eine der wichtigsten Neuerungen der beginnenden Monarchie, 
aber doch bereits in republikanischer Zeit vieliach vorbereitet und 
in mancher Hinsicht anticipirt. 
Aiiftmein*. OertHchc Grenzen sind, von der Stadt abgesehen, zunächst dem 
«nd Imperium nicht gesetzt; wenn dvv Consul diese verlassend dasselbe 
•prea(«t. übernommen hat, kann er es ausüben, wo immer sirJi das Bedürfnis?; 
daftir geltend macht. Dies wird allerdings vcr-lunkolt durch die 
Consequenzen der CollegialitÄt fS. 122): sie hat da/u geführt, dass 
die beiden Oberboamten die iiiiliUiiiSche Thätigkeit, die ihnen oblag, 
früh nach örtlichen Grenzen unter sich theilten. Auf die Verabredung 
hat auch der Senat eingewirkt und sie allmählich in eine den Coosuln 
for ihre Amtsführung vom Senat ertheilte Instruction umgewandelt, 
welche dann durch em von C. Gracchus veranlasstes Gesetz fOr die 
Consuln rechtlich verbindlieh gemacht worden ist. Aber feste von 
Rechtswegen gflitige Ortsgrenzen fQr das Conunando sind erst auf- 
gekommen mit den aberseeischen Frittüren. Jedem Statthalter wurde 
neben der in erster Beihe ihm obliegenden Rechtspflege in seinem 
Sprengel und durchaus in gesetzlicher Beschränkung auf diesen auch 
das Commando, je nach Umständen mit oder ohne Truppen, über- 
tragen. Seitdem kam das allgemeine consularisrlic Conunando regel- 
mässig nur zur Anwendung theils in Italien, thtMl> grgen das Ausland; 
bei s^cbwi rcren KrieL'on indess, für welche das eigentlich exceptionelle 
prätuiis(he Commaudo nicht genligte. haben die Consuln dasselbe 
auch in den Provinzen übernoninieu. Ks ist schon aus einander ge- 
setzt worden (S. 198), dass, nachdem Sulla den Gegensatz der von 
Fall zu Fall festgestellten cousularischen Commandokreise und der 
rechtlich festen prätorischen Sprengel beseitigt und auch jene als 
förmliche Sprengel geordnet hatte, das Gommando in dem eigentlichen 
Italien und ftberhaupt das oberste Beiehscommando als ordentliche 
Institution wegfiel, bis dann unter dem Principat ein das gesammte 
l^rovindalgebiet umfassendes militärisches Imperium ins Leben trat 
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und das Sprengelcommando verschwand. Rom und Italien, jetzt in der 
Ausdehnung bis zur Alpengrenze, stehen noch unter dem Principal 
formell ausserhalb des geordneten magistratischen Commandos. 

Es bleibt noch übrig Vuvt m erinnern an die In anderer Ver- 
bi!uluii^' behandelteü in dem Cammando enthaltenen Befugnis&e in 
Bi /i< hung auf die RechtäpÜege, die Geldverwaltung und die Ver- 
hältDisse zum Ausland. 

Bass in dem ("omraando das Zwangs- und Strafrecht enthalten ist Mtuori«^ 
\ind die das städtisclie Imperium fesselnden Provocationsschranken 
den Feldherrn erst in sp.lterer Zeit und in minderem Umläage banden, 
ist in dem betreifenden Abschnitt entwickelt worden (S. 231). Der 
Aoflschlass des Beamten mit zun&chst feldherriichem Imperium von 
der Jarisdietion gilt dagegen auch dann, wenn er im milit&riBdien 
Amtobexirk Terweilt« bo weit nlclit der allerdings dehnbare Begriff der 
Lagenucht daianf erstreckt werden kann (S. 288). 

Die dem Oberamt dadurch geeetite Schranke, dass dessen In- u mtM , 
haber die Gemeindekaaee dnrcb dnen von ihm anlkngs allein, sehr wwMng. 
bald nach Vorachlag der Gomitien ernannten Kassenfflhrer, den 
Quftfitor^ zu verwalten hat, ist im feldherrlichen Imperium zwar 
nicht auf die Dictatur, aber wohl auf Consulat und Prätur erstreckt 
wiorden. Wenn neben der obligatorischen Buchführung über die dem 
Feldherrn für die Kriegsbedürfnisse aus der Gemeindekasse über- 
wiesenen (iclder und der daran hängenden Ptiicht dicsplhpn mit der 
Gemeindekasse zu verrechnen der Qiiästor regelmässig auch als Zweit- 
commandirender im Heer auftriti, so liegt dies nicht unmittelbar in 
der Institution, sondern beruht auf der ständigen Verwendung des 
freien militärischeu Mandirungsrechts zu Gunsteu des einzigeu neben 
dem Feldherm selbst bei dem Heer anwesenden Magistrats. 

Den verbündeten auswärtigeu Staaten gegenüber habeii die Cou- i^iiebaotn 
suln das Recht und die Pflicht die vertragsroässig zugesagte Waffen» 
holfe einzumahnen, deren Umfang im Wesentlichen von ihrem Er- 
messen, wenn auch unter Mitwirkung des Senats abhAogt (S. 58. 67). 
Aber wenn ein solcher Staat den bestehenden Vertrag gebrochen und 
damit den Landesfeinden sich gleichgestellt hat, steht die Kriegs- 
erklärung der Bürgerschaft zu, nicht der Magistratur, obwohl der 
Magistrat in die Lage kommen kann schon vor derselben die Krieg- 
führung zu beginnen. So wenig wie die Auflösung liegt der Abschluss 
eines Vertrags mit einem anderen Staate ausschliesslich in der Hand des 
Magistrats, sondern er bedarf dazu wenigstens nach stronjiein Recht der 
Mitwirkung anderer Factoreu, wie dies in dem betrelieudeu Abschnitt 



Digitized by Google 



264 



Yiertot Buch. Di» nhmliwiii AataAmctionflii. 



weiter entwickelt werden wird. Dagegen steht nach rechtlicher 
Bemkunp'!^ Auffassung dss nicht durch Verfrag verbundene Ausland mit der 
wbftBd«ien ruunschen Gemeinde von Rechtswegen im Kneg und der lobaber 
des Imperium ist demnach selbst ohne besondere Vollmacht befugt 
gegen diese Laudeäfeiude (Höstes popuU liomani) die Walieu zu wenden, 
auch nach Kriegsrecht WafifonstillBtaiid und sonstige militärische Con- 
ventionen zu seMiessen so wie in diesem Ausland den Besits der Ge- 
meinde nach Vermögen zu mehren. Die dem Privatrecbt fremde oder 
doch höchstens darin als Verjfthrnngstitel sngelassene Oeeupation irird 
im öflentlichen Recht auf bewegliches wie unbewegliches Gut besogen. 
Das im rechten Krieg gewonnene Gut, auch das bewegliche, wird 
Eigenthnm der Gemeinde , nicht des Soldaten oder des Feldherra, 
wenn gleich der Feldherr über dieses freier als über sonstiges Ge- 
meindegiit und häufig zu Gunsten der Soldaten verfügt. Fb^nso wenig 
bedarf der siegreiche Feldherr für das Vorschieben der drenze des 
stets nach den Regeln de^ Offer nrciftnivs he}vdr\(\e]tcn Stadtgebiets zu 
Gunsten lionis eines besonderen Auftrags, obwohl das Aufgeben oder 
das definitive Festhalten des gewonnenen Gebiets selbstverständlich 
nicht von dem einzelnen Magistrat abhängt. 

Wenn das Conmiando zum Sieg in einer Feldsehlacht geführt hat, 
so erlangt dadurch der Feldherr das Becht den bisher geführten Amts- 
mit dem Siegertitel tny^endor xu vertauschen (8. und wenn er 
femer nach siegreicher Beendigung eines rechten Krieges — was der 
Bürgerkrieg nicht ist — das Heer in die Stadt zurttckfOhrt, das Recht 
daselbst die Siegesfeier (htumphts) abzuhalten. Titel wie Feier haften 
durchaus an der Magistratur und es ist gleichgültig, ob der militärische 
Erfolg durch den Beamten persönlich oder durch seine Untergebene 
oder Stellvertreter herbei cjefnhrt worden ist; diesen selbst wird, ab- 
gesehen voD der caesarischen und der J i iuiuMral/eit, ^Yeder der Titel 
noch die Feier 'j^est^ttet. Sind bei dem Erfolg mehrere Magistrate 
betheiligt gewesen, so kommt der Triumph nach strengem Recht nur 
dem Ilöchstcommandirenden zu. Desslialb hat niemals ein Reiterführer 
triumphirt; indess ist bereits im ersten punischeu Krieg der neben dem 
Consul commandirende Prätor zum Triumph zugelassen worden. Nach 
Ablauf der Amtzeit kann der Triumph unter der Voraussetsang gefeiert 
werden f dass der Feldherr durdi Ausnahmegesetz für den Tag des 
Triumphs im Stadtgebiet von der Annuit&tsschranke entbunden, der 
Proeonsttl also als Gonsul angesehen wird; auf ausserordentliche mili- 
tärische Imperien aber, die nicht mit der rechten Magistratur begonnen 
haben (S, 187), wurde dies erst in der republikanischen Agonie er- 
streckt und bis auf Pompeius als Vorbedingung für den Triumph 
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dnrebaiis Didfttar, Conmlat oder Pifttar gefordert, selbst dem Comalar- 

tribuD derselbe wohl desswegen versagt, weil diese dem Plebejer sugftng- 
liebe Form des OberamtB nicht als rechte Magistratur angesehen ward 
<S. 87. 161). Ob die gewonnene Schlacht für Annahme des Titels, der er- 
langteKriegserfolgfür die Sipfjpsfeier ausreiche, bestimmt nach formellem 
Recht der Feldherr selbst. Schicklich und üblich war es allerdings den 
Imperatorentitel nicht anders anzunehmen als nnrh dem Zuruf des sieg- 
reichen Heeres auf dem Schlachtfeld selbst oiler auch nach dem Be- 
schluss des Senats ; indess darf beides nicht als Beilegung des Titels 
gefasst werden, sondern als das für den Eutächluss des Feldherm von 
seinem Recht Gebrauch za machen bestimmende Moment. Die fie> 
nntzung dieser für die Annahme &m Imperatorentitels geltenden 
repnblikanischen Normen zur Formnlimng des kaiserlichen Imperiums 
ist bei diesem (S. 194) auseinander gesetit worden. Anch über den 
Triumph bestimmt von Rechtswe^n der Feldherr mit gleicher I^i- 
heit. Wenn er indess auf dem Capitol abgehalten wird, machen da- 
bei, auch abgesehen von dem nach Ablauf der Amtfrist erforderlichen 
Volksschluss, die Schranken der städtischen Amtfühning sich geltend; 
es konnte der Kostenbetrag vom Senat verweigert oder auch die tri- 
bunicische Coercition, die bis zur Verhaftung des Triumithators gehen 
kann, dagegen eingelegt werden; wesshalb in der mittleren Republik 
die Magistrate, welche sich dazu berechtigt hielten, aber Behinderung 
voraumhen, nicht selten die Siegesfeier ausserhalb der Stadt auf den» 
Albanerberge abgehalten haben. Tbatsächlich kam die Entscheidung 
über die Bewilligung oder Versagimg des Triumphs in sp&terer Zeit 
an den Senat, woneben flbrigens mehrfach versucht ward dem ein- 
reissenden Missbrauch der Siegesfeier fftr geringfDgige oder fingirte 
Erfolge durch Regulative des Senats oder Comitialgesetze Einhalt 
zu thun. 
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Wenn die Grundbegriffe des Vermögensrechts gleichmässig auf die 
WaMiad^" Gemeinde wie auf deu einzelnen Bürger bezogen werden, Eigenthum^ 
Jrit»S Forderung, Erbschaft auch auf den Staat Anwendun^^ tinden, 80 steht 
»S^?'^ die positive Ausgestaltung derselben in den l eiden Rechtskreisen fast 
durchgängig mit einander inprincipiellem uii(i praktischem Widerspruche 
Wenigstens einige Grundlinien dieser nicht eigentlich im Staatsrecht 
darzustellenden Gegensätzlichkeit sollen hier gezogen werden. Im 
Eigenthum geht das Privatrecht am von dem Vieh- und dem Sdaven* 
stand und ttberbaupt dem heweglichen Gvt, daa Gemeindeelgenthnm 
umgelcebrt vom Bodenrecht Der EigenthnmawechBel wird im Privat- 
recht haspttf chlieh vennitteU dnieh den materiellen Vecheei des Be- 
sitzes, durch das Zusammenkommen des aus- und des eintretenden 
Eigenthümers an dem Ort, wo die Sache sich befindet ; im Gemeinde- 
recht hauptsächlich durch den einfachen Willensact der Gemeinde oder 
ihrer Auftragnehmer, die weiterhin näher zu erörternde Adsipii^tion. 
Der Erwerbstitel der Orrnpation ist ausschliesslich dem GemeiTidei echt, 
derjenige durch Verjähruugsbcsitz ausschliesslich dem Privatreclit 
Erbberechtigt ist die Gemeinde von jeher, obwohl nach deu ^'ürnleIl 
des Privat rechts ihr /um Erbschaftserwerb die Fähigkeit fehlen würde. 
Im Forderuogsreclit sind die hauptsächlichen Titiü des Gemeiuderechts 
dem Privatrecht fremd: die Frohnden haben in diesem schwerlich je 
eine Rolle gespielt und fOr die staatliche Zwangsanleihe, das heisst 
den tribubtSt fehlt es an jeder privatrecbtlichen Analogie. Die private 
Besitzergreifung von öffentlichem Boden begrQndet fQr die Gemeindo 
eine der späteren Pachtung auf Dauer analoge Forderung, der im Privat- 
recht ebenfalls nichts Aehnliches entsjtricht. Schuld und Forderung 
sind privatrechtlich unübertragbar; im Gemeinderecht ist seit ältester 
Zeit nichts gewöhnlicher iils bei der Gemeindeschuld die Substituirung 
eines anderen Schuldners, die zum Beispiel der ältesten Soldzabluog 
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zu Grunde liegt, bei der Geraeindeforderung die Substituining eines 
anderen Gläubigers, wie sie zum Beispiel bei der Zehntenhebuug üblich 
vr&r. Anstatt des formalen Schuldvertrags des Privatrecht?, des Nexum 
und später (In Stipulation walten im öffentlichen Recht von jeher 
die thatbächlichen Rechtsverhältnisse, beruhend auf Herkommen und 
^guter Treue" (bmia fides). der Kauf, die Pachtung, die Dienstmiethe, 
die Arbeitbübernahme. Kinllicli die personale Executiuu der Privat- 
forderuDg, bei welcher der nicht zahlende Schuldner die Freiheit 
und mit der Freiheit die Habe verliert, ist dem Gemeinderecbt 
fremd. Die Üxecution besehrftnlct sieh b&i^g auf einzelne Theile dea 
YermflgeDB tbeils in der Form des Verfalls des bei dem AbeehlnsB 
lies Vertnigea der Gemeinde gestellten Pfandes (praefv^imm), theils 
in der Form der Abpilndung von Sachen zum Zweck des Verkanft 
(pignan's capto, nicht zu verwechseln mit der S. 220 erwähnten straf- 
reebtlichen). Wo dies nicht der Fall ist« erfasst die £xeeutlon der 
Oemeindeschuld wohl die ganze Habe des Schuldners und seiner 
Borgen (praefnjdes), aber nicht die persönliche Freiheit; Schuldsdaven 
hat. so viel wir wissen, die Gemeinde nie gehabt noch je den zahlungs- 
unlsUiigeii Bürger ins Ausland verkauft. Nach all« n Seiten hin bewegt 
sich das Gemeindevermögenbrecht in denjenigen Formen, welche später- 
hin im Privatverkehr das alte strenge Civilrecht verdrängt haben. 
Eine eigentliche Klage kennt dasselbe als Regel weder activ noch 
passiv. Im Privatverkehr steht die Gemeinde als Schiedsrichter über 
den Parteien; wenn da, wo sie selber Partei ist, ihr Recht ihr von 
dem Privaten nieht wird, bedient sie sieh der Selbsthfilfe; wo der 
Private sich von ihr in seinem Beeht verletst findet, kann er nur bei 
ihr selbst Abhälfe suchen. Darchaus fehlt wie die Sicherheit, so die 
Härte der privaten Ordnung; die Stelle des na und des wdteium des 
Privatrechts nimmt hier von Haus ans die magistratisclie Cogni- 
tion ein. 

Die Fuhrung des Haushalts der rOmischen Gemeinde, welche VfrmOffni 

hier darzustellen ist, scheidet sich in zwei scharf von einander ge-unTiM««- 
sonderte Kreise: die Verwaltung des liep:enden oder beweglichen Guts 
der Gemeinde und die ^'cr';\altung der Kasse dersrll^rn niit Einschluss 
ihrer Geldforderungen umi Geldschulden. Diese J-cheidung. die auch 
der privaten Haushaltfühi ung nicht fremd ist, hat sich in der ( W ineinde- 
ökonomie dadurch mit besonderer Schärfe entwickelt, dubs beide 
Kreise zwar ursprtlnglich in derselben Hand vereinigt sind, aber 
schon in der frttheu Republik unter Zurücktreten in beiden Kreisen 
der oberamtlichen Einwirkung die Haushaltordnung auf die Censoren, 
die Kassenfohntag anf die Quftstoren abergeht. 
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oborsmt In die Verwaltung des Gemeindevennögens eingreifende Acte kann 
jeder Magistrat vornehmen, dessen Geschäfte einen solchen erfordern, 

wnSiSS" zum Beispiel subalterne Gehülfen gegen Lohn annehmen. DieCentral- 
verwaltung des Gemeiudevermögens aber ist ein iutegrirender Theil 
der oberamtlicben Competenz. Indess ist, wie eben bemerkt ward, 
dieperiodisebeRegvlirungdesGemeiDdetaauBlialtB, wahncbeliillcb gleieh 
bei der Eimetzung eigener SebatningBbeaiDteii, dem Oberamt ge* 
nommen and den Ceneoren fibertragen worden. IHes hat mr Folge 
gehabt, das«, wftbrend bei dem Privathaushalt durehglngig die Jahr- 
frist zu Omnde gelegt wird, im GemeiDdehaushalt so weit möglieb 
die Verträge von Schätzung au Sebataung laufen. Diejenigen Ge- 
sehilfte der centralen Vermögensverwaltung, welche nicht' mittelst der 
periodisrhen Regulining erlpdif^t -werden können, sind fftr die zwischen 
den Censuren liegenden Zeiten dem Uberamt verblieben und werden 
durch die Consnln oder, falls diese nicht in der Stadt anwesend sind, 
durch den Stadtprätor geordnet. 

in^uodbiii- Die centrale Regulirung des Gemeindehaushalts umfasst alle Ge- 
Schäfte, welche die Instandhaltung und die Verwerthung des Gemeinde- 
te^' Tennögens, so weit dafloelbe nicht in Geld und GeUfoiderungen beeteht, 
ökonomifleh erfordert. In dieaen Kreis gehören alle Yerfagungen ttber 
die Kntsung des Oemeindebodena unbeschadet des Eigenthnmsrechta, 
insonderheit in Älterer Zeit die Festsetzungen ftber das Triftrecbt auf 
der Gemeindeweide gegen Entgelt und Uber die Zulassong der Oeeu* 
pation des Gemeinlandes gegen Abgabe einer Frachtquote, welche 
beide vom ökonomischen Standpunct nichts sind als modificirte Ver- 
pachtungen. Auch die Hingabe von [Geirieinland an Gläubiger der 
Gemeinde unter Vorbehalt des Eigentbnmsrerbts. ^vohin die sogenannten 
quÄstorischen Verkäufe von öffentliclitMii B(K[eii gehören, ist nirlits als 
eine Fonn der Zinsleistung und also der Verwerthung. üeberwiegend 
liegt in der späteren Republik diese Thütigkeit in der Hand der Cen- 
soren. Ihnen liegt es ob den Bodenbesitz der Gemeinde zu ordnen 
und die Verwendung desselben entweder direct zu öffentlichen Zwecken 
oder zum Besten der Gemeindekasse an legeln. Darauf beruht die een- 
sorisehe Terminirung und das censorisehe Eingreifen bei dem Strassen- 
wesen und den Flussl&ufen, wobei die ffir den privaten Gmndbesiti 
nothwendige Limitation insofern zu Grunde gelegt ward, als danach 
jedes von den Gebietsgrenien umfasste Bodenstfiek, so weit es ausser- 
halb der Limitation stand, von Rechtswegen Gemeindeeigenthum war. 
Dazu gehört weiter die censorisehe Aufsicht Qber das auf Kosten der 
Gemeinde nach der Stadt Rom geleitete Wasser, dessen Verwendung, 
resp. Verkauf in ihre üand gelegt war. Von ihnen hing es weiter ab anf 
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der Öffentlichen Stiaase oder dem öffentlichen Ufer die Errichtung von 
Läden oder sonstigen Anlagen je nach Umständen zu verbieten oder 
unbeschadet des Eif?enthumsrechtF zu gestatten, in wpI che q Zusammen- 
hang die ErrichtuDg und das Abreissen der für die Volksfeste auf- 
geschlagenen SrJiaubuhuen gehört. Von besonderer Wichtigkeit sind 
die auf dem Bodenrecht der Gemeinde ruhenden von Schätzung zu 
Schätzung sich erneuernden Untemehmervertrilge. einerseits zu Lasten 
der Gemeinde iur Uebernahme dei Unterhaltung der öffentlichen 
Baulichkeiten, wodnreh die Frohndenordnung in recht frfiher Zeit 
beseitigt worden ist, andrerseits zum Nntsen der Gemeindekasse fbr 
Gewährung der der Gemeinde anstehenden Bodennutzungm, welche 
auftreten kOnnen in der Form eines bis weiter fixirten und nnmittel- 
bar an die Gemeinde zu entrichtenden Bodenzinses (aolarmn) oder 
Hafengeldes (pariarmm) , gewöhnlich aber als Ueberweisnng der nn^ 
mittelbaren Nutzung oder der von den unmittelbaren Benutiem an 
leistenden Vergütungen an Private bis zur nächsten Schätzung gegen 
entsprechenden Entgelt. Derartige von Schätzung zu Schätzung im 
Wege dpf öffentlicher! I^icitatlou abpeschlossene Unternehmervertnlge, 
in wt lrhe l oriii alliiiiililich die meisten (Hit ioseii wie lucrativenGememde- 
gebchafie gekleidet worden sind, iiabi n m ihrer Kntwickelung die capita- 
listische Grossmachtstellung der ruinischen Bürgerschaft mit begründen 
helfen. Diese ordentlichen Geschäfte der Censur sind wesentlich ge- 
richtet auf Erhaltung des Gemeindegvts in seinem Bestände; Kauf 
und Verkauf sind dabei insoweit ausgeschlossen, als sie nicht, wie 
zum Beispiel bei Ersetzung unbrauchbarer Sdaven und bei Weggabe 
abgingigen Tempelguts, im Kreise der laufenden Verwaltung liegen. 
Zu Handlungen, welche die Gemeinde ohne entsprechenden Ent- 
gelt belasten, sind die Censoren von sich aus nicht competent; wohl 
aber pflegt bei günstigem Stand der Gemeindekasse denselben vom 
Senat eine grössere Summe zur Ausfühning von baulichen Anlagen 
überwiesen zu werden. Denn obwohl der römische Staat zu allen 
Zeiten Werth darauf gelegt hat auch uuvorhergeseheut grossere 
Aus^^al)eu aus Baarmitteln bestreiten zu können, ist er keineswegs 
in unbegrenztes Thesauriren verfallen , sondern hat auf dem bezeich- 
neten Wege die Ueberschüsse verwertiiet. Ueberau aber ist die Be- 
fuguiss der Censoren die Gemeinde zu verpflichten dadurch beschriüikt, 
dass sie nicht, wie früher die Consuln, von sich aus auf die Gemeinde- 
kasse anweisen konnten, sondern dass ihnen von Consnln und Senat 
für die ordentlichen wie eventuell ffir die ausserordentlicben Ver- 
pflichtongen, welche sie fllr die Gemeinde einzugehen beabsichtigten, 
ein fest begrenzter Credit auf die Gemeindekasse bewilligt ward und 
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deren Vorstelier nur innerhalb dieser Grenze auf die censoriscliea 
Anweisungen zahlte. Die technische Bezeichnung' dieser Gelder als 
„freie Verwilligungeu" hebt die Abwesenheit jedes Bechtszwanges 
zu solcherlei Leistungen sUiatsrechtlicli hervor. 

Alle iu deui iiier bezeichneten Kreis sich einstelleudeu Differenzen 
werden, wie schon bemerkt ward, durch magistratische Cognition ent- 
Bchieden und zwar, wenn es Gensoren giebt, doreh diese, sonst dvxeh 
die sie vertretenden Oberbeamten. Eine Klage im Sinne desPrivatp 
reehts kann doreh Substitution herbeigeftllirt werden, wenn zum Bei- 
spiel bei der Steuerpaeht zwei Private sich gegenttber stehen; indess 
wird der Geschworne alsdann vom Censor oder seinem Vertreter er* 
nannt und instruirt. 
vuBui|^r Einer wenigstens andeutenden Erörterung muss weiter die Frage 
iei«iun|«n unterwoffcu werden, wie weit der Kreis der zum Besten der PHvnten 
B«»oi»uk. auf Gemeindekosten herzustellenden Leistungen l»ei den Kuaiern gezogen 
worden ist. Wie der Fortschritt der Civilisation sich überhaupt vorzugs- 
weise in der steigenden Ausdehnung dieses Kreises geltend macht, so 
zeigt sich dies auch in der römischen Entwickelung. Die Republik, 
uutei der diese Leistungen abgesehen von ausserordentlichen Aemtern 
wesentlich durch die Censoren bewirkt worden sind, hat sich in dieser 
BaitaB. Hinsicht fast ausschliesslich auf bauliche Anlagen beschränkt und hierin 
allerdings, namentlich in Strassenbauten wie in Rom und Italien so im 
ganzen Reich und in hauptstAdtischen Wasserleitungen, Grosses ge- 
leistet Zu staatlicher Einwirkung auf den hauptstldtlschen Getreide- 
preis sind in republikanischer Zeit vielfach Anläufe gemadit und schon 
frtth ist in ausserordentlicher Weise bei Theuerungen eingegrÜfen 
worden; im letzten Jahrhundert der Republik wurden sogar regel- 
G«tr«id«. mässig LH-osse Quantitäten Getreides au die hinipt«t;ldtische Bürger- 
schaft unter dem Marktpreis oder umsonst ai>g( i;<*l'en , wobei die 
Leitung wahrscheinlich wie bei dem Marktwesen ülx rhruipt den Aedilen 
und weiter deui (»herauit zustand. Aber zu einer ständigen und all- 
gemeinen Fixirung der Preise des hauptstädtischen Getreidemarktes 
durch Eingreifen des Staats ist es in dieser Epoche nicht gekommen. 
Unter d«« Der Principat ist in dieser Hinsicht weiter gegangen. Zunichst 
f^MtfU' ^fdoQ einschlagenden Zweige der censorischen Thätigkeit, 

die ohne Zweifel von dem Verfall der Censur mit erfasst und in 
Stocken gerathen waren, in der Weise von dem Princeps fibemommen, 
diiSS er für das hauptstädtische Bauwesen, für die hauptstädtischen 
BntoB. Wasserleitungen, für die hauptstädtischen Kloaken und den Tlbersttom 
senatorische Specialämter einrichtete, ebenso die einzelnen grossen 
italischen Chausseen unter eigene von ihm ernannte Cnratoren stellte, 
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und diesen Beamten, vermuthlich aus der Beichebauptkasse durch 

den Senat, die erforderlichen Mittel an'weisen Hesf?. wodurch für diese 
jiemeinnütEigen 'Anstalten, anstatt der bisherigen Yrrnachlässif^niiy: 
lijsi « sondere wÄhreud des Jahrhunderts der Bürgerkriege, eine neue 
£poche anluth. 

In ähnlicher Weise wurde das hauptstädtische Feueiloschwesen, i..»rhwe«B. 
welches bis djihiu deo Aedilen und den .sonstigen zu polizeilicher 
Coercitiou befugten Magistraten auheimgegebeu und mit einer zu der 
Anzahl der daftlr competenteD Beamten im umgekehrten Verhältniss 
stehenden Liederlichkeit behandelt worden war, nnch febigeseblagenen 
Yersnchen civiler Reorganisirung miHtftriBcb geordnet und einer dafQr 
apeciell beBtimmten Truppe unter eigenen Offifieren nherwiesen. 

Koeb eingreifender aber war die staatliehe Anerkennnng dee von oimii*. 
der Demokratie stets verfochtenen Anrechts der hanpCstidtisehen 
Bürgerschaft auf stilndigen Schutz gegen hohe Getreidepreise, obwold 
dieser Schutz nicht bloss überhaupt in solcher Ausdehnung gemdn* 
schädlich, sondern auch namentlich für eine Epoche, in welcher von 
der römischen Staatsbürgerschaft nur pine Minderzahl dpv Hauptstadt 
angehörte, von schreienflrr T^nhilligkeif unr. Dennoch wurde die An- 
forderung von den nur allzusehr auf hauptstädtische Popularität an- 
gewiesenen Kaisern erfüllt durch entsprechenden Getreidebezug und 
Magazinirung unter Ueberweisung der Leitung dieses Geschäfts an 
einen Hausbcamteu (S. 208). Dagegen zeigen die mit Nerva und AUiMoiar. 
Traianus beginnenden kaiserlichen Unterstützungsgelder für die Auf- 
Ziehung ehelicher Kinder in Italien, um auf diesem Wege dem Ver^ 
fall der Ehe und dem Schwinden der Bevölkerung der Halbinsel zu 
steuern, die auch im Sinken nicht TOlIig sich irerleugnende Weisheit 
und Kraft des rdmiiehen Regiments. 

Besondere Erörterung fordert die Yerschenkung des Gemeindeguts €!«.... .<. ] 
an Private. Im Allgemeinen genommen ist die Magistratur dasu nicht, käj^ 
auch unter Mitwirkung des Senats nicht competent ; sie steht zu dem 
Gemeindevermögen ungefähr wie der Vormund zu dem des Pupillen. 
Indess wird diese Vorschrift namentlich Ausländern gegenüber durch 
die Regeln der guten Sitte und des dffentlichen Anstände» ^^in^ie- 
schriinkt . e]>enso wie bei Geschenken an die Gemeinde die Annahme 
die Hegel l)ildet, aber aus ähnlichen Gründen auch Ablehnung ein- 
treten kann. Der Bürgerschaft pegenal»€r waltet iu der bessereu Zeit 
die Ii au »herrliche Strenge; allmählich aber, namentlich in dem Jahr- 
hundert der Revolution, schwindet das Gefühl, dass es unanständig ist 
öffentliches Gut sowohl zu verschenken wie sich schenken zu lassen, wo- 
von die eben erwfthnten immer häufigeren Abgaben von Getreide an die 
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einzelnen Bürger unter dem Marktpreis o der unentgeltlich die namhafteste 
Adi i^j irtiMi Anwendung Bind. Eigenartig aber und vor Allem wichtig ist die Weggabe 
* teadw. des Gemeinlandes unter Aufgabe des eUatUefaeii Bodeneigenthiuiie. Yer- 
kauf TOB QemeindegnudetQeken ist nur beiläufig vorgekommeii und 
dann durch die Gensoren bewirkt worden ; aber die nnentgelüiehe Weg- 
gabe von Gemeinland {äaUo aäsigfMiiUfi ist theoretiaeh wie praktisch der 
Angelpunct des römischen Oemeinwesens, ohne Zweifel znnAehat nicht 
eigentlich als Verschenkung gefasst, sondern als dem Gemeinwesen 
selbst besser als das directe Staatseigenthum frommende Bodennutzung. 
Auf ihr ruht nach der römischen Auffassunfj das private Bodeneigen- 
thum schlechthin; und wenn dieser Satz insofern wohl der Theorie 
angehört. rI^j das Bödeneigenthum des Geschlechts schwerlich aus dem 
staatlK-lieu abgeleitet ist, sondern diesem voraufgeht (S.G), so mag schon 
dessen Aufthcilung unter die Geschlechtsgenossen (S. 29) sich uolu 
unter staatlicher AuLorität vollzogen haben, und sicher triift diese 
Auffassung zu bei dem gesammten zu dem ursprünglichen Gebiet 
hinzugetretenen KeaUwd, indem jedes durch Eroberung oder auf an^ 
dexe Weise in den rOmiseben Staat aufgehende Territorium zuniekat 
diesem erworben wird, um dann, so weit es diesem beliebt. In 
römisches Privateigenthum umgewandelt zu werden, wobei die fse- 
tische Fortdauer älteren Eigenthums selbstverständlich nicht ausge- 
schlossen ist. Wirth schaftlich ist die Umwandelung desjenigen staat- 
lichen Bodeneigenthums, das der privaten Bewirthschaftung fähig ist 
und dessen der Staat nicht für die Interessen der Gesammtheit un- 
mittelbar bedarf, in Privatbesitz «rebotrn , und sie ist dem Senat 
gegenüber von der gracchaniscbcn Oppositionspartei und schliesslich 
dem Principat wenigstens für Italien durchgeführt worden. 
K«ekt In dem Recht zu solcher Weggabe findet ebenso die alte kuiiig- 
adsiJUireD. Uchc Gcwalt ihren Ausdruck (S. 157) wie die spätere Souveränetät 
der ComitJen darin, dass keine ordentliehe Magistratur dazu befugt 
ist, sondern daülr immer Specialbeschluss der Bürgerschaft gefordert 
wird (S. 186), welchen Cardiaalsatz selbst der Senat in der Zeit 
seiner Vollmacht nicht angetastet hat — Prinelpiell wird die Zu- 
stimmung der Gemeinde auch fQr jede Einzelschenkung öffentlichen 
Bodens erfordert, zum Beispiel für die Weggabe eines Bodeastttcks 
zur Errichtung eines Tempels oder eines Grabmals; indess ist die 
Regel dabei nicht immer streng eingehalten worden. Dagegen hat 
mehr oder minder generelle Vergal>ung von Gemeinland in republikani- 
scher ZiMt nie anders stattgefunden als auf Grund eines Specialbe- 
sehlusses der Coiiiitien, in fri^herer Zeit regelmassig nach Yorbeschluss 
des Senats, während der populären Opposition gegen dessen Regiment 
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häufig obDO und gegen dessen Willen. Mit der Ausführung solcher 
Beschlüsse sind in der früheren Republik wahrscheinlich dur(*hKnnp:ig 
die Oberbeamten beauftragt worden; seit der Mitte des fünften Jahr- 
hunderts d. St. forderte da» gesteigerte Machtbewus^^Usein der Bür^'er- 
schaft für die Ausübung dieses ihres Reservat rechts die Bestellung be- 
sonderer Beamten, für die die Modalitäten von Fall zu Fall festgesetzt 
und die u&ch dieser Festsetzung in einem zweiten Comitialact gewählt 
wurden. Die ZnhX ist ungleich; an der Collegialität aber wird fest- 
gehalten, biB in der letsten repnblikaniiehen Epoche Aiieh bierin die 
Mooarebie sieb anlcOiidigt. Die Amtedaner ist ebenfalls angleieh; es 
pflegt, wie bei der Cetisur, neben der Beendigung des Gesehlfts eine 
Maximalgrenze rorgesebrieben so werden. Mit Annuiut, welche für 
diese Specialniandateniehtpasst, ist dies ausserordentliche Amt ein ein- 
siges Mal ausgestattet werden bei dem an Ti. Gracchus und seine Ge- 
nossen ertheilten umfassenden und zeitlich nicht wohl zu befirenzenden 
derartigen Auftnig. Dir Competenz dieser Beamten ist im AlJciPTT^rnnr^n 
der censorischen ^:leu 'narli^' ; es fehlt ihnen das Imperium und üheniaiipt 
die oberamtliche Befugniss; die censorische Judication, das beibst das 
Recht eintretenden Falls zu entsriieifitu, ob das frajrliche Grundstück 
der Gemeiude gehöre und unter das Specialgesetz iHlle, ist diesen 
Beamten bald versagt, bald zugestanden worden. Die zur Auftbeilang 
gelangende Landstreeke so wie die Qualificatien der Empfänger, welche ^ 
ancb latinisebe Bundesgenossen sein kinneD, werden dm Bpecial- 
gesets nonnirt. Je naeh UmsC&nden wird mit der Landessnweisang 
aucb die Grttndong einer Ortsefaaft oder selbst die einer an dem 
latinisehea Stidtebund neu binautretenden selbständigen Gemeinde 
▼erbundeUf in welchem letzteren Fall das fragUehe Territorium aus 
dem römischen Gebiet ausscheidet. Die Nutzung, welche der römische 
Staat von dejn zur Auftheilung gelangenden Territorium bis dahin als 
Grundherr iirzog, fällt durch die Adsignation von Rechtswegen wp^; 
ei-st in dei Spätzeit und nur ausserhalb Italiens sind dergleichen 
Gründungen unter Vorbehalt des staatlichen Bodeneigenthums und 
also unter Auflegung eines Boden/inses geiuachl wonien. Die mit 
solcher Ortscliaft^grüiiduug beauftragten Beamten heissen davon colo- 
moe iOi deäneeiidat, wAhiend die ibrigen sieb beielchnen als agris 
dmdif «idBigiumäk oder, wenn die Jidfeation ibnen eingvrftnmt ist, 
iigm iandU imHemiäk «bynoiiiUi. Die Rflckkebr sur Monarchie 
drückt hinsiefatlieb der Adsignation des Ge meinlandes sieb bH gleicher 
Schärfe aus in den sogenannten Militireolonien der iullanischen und 
eaesarischen Dictatur und des Principals, welcbe niobts sind als difr 
Handhabung jenes alten Königsrechts. 
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oj«#N^ Neben der Repulining des Getueiudehaushalis steht die Verwal- 
v«rw»uung tiinf^ flPT röiiiisclien (lemeindegelder, die Fülirung der Gemeindekasse 
a«iiMiBdft> [airarmm jn)}nili Rnmnni) und die Einziehung der Forderungen der 



Gemeinde so wie die Leistung der ihr obliegenden Ausgaben. Die 
versphiedenen Kassen der luinischen Pries tertbümer, namentlich die 
wichtigste der Pontifices, in welche die Prozessbussen flössen (ä. 93) 
nod aus der die Kosten des regelmlssigen Götterdieoates vorwiegend 
bestritten wurden, können insofern auch ata Qemeindekassen angesehen 
werden, als das Gut der Gemeinde und das Gut der GemeindegOtter 
mehr faetiseh als rechtlich geschieden waren, IsHeii aber nicht unter 
die Verwaltung der Gemeindekas.se, da sie mit dieser nicht in Ver> 
reehnung standen. Dagegen werden die TOn den Districtsrorstehem 
fOr die Sold/ahlung erhobenen Steuergelder so wie die aus dem Ge- 
mein deschatz den Feldherren zur Be*;treitnng ihrer Aufwendungen zur 
Vertilgung gestellten Sumraen wie ül)eiiiaupt alle mit dem Aerariuni 
zu verrechnenden Gehler als demselben zugehörig betrachtet; auch in 
dieser Hinsicht wie Oberhaupt im Vermögensrecht wird die Gemeinde 
einheitlich gefasst. In die ursprüngliche königlich-cousularische Com- 
petenz fällt, wie schon hervorgehoben worden ist, auch dieser Zweig 
der Staatsverwattnng und er ist auch bei der späteren Gestaltung des Ober- 
amts unter Ausschluss der lediglich fttr die Jurisdiction bestimmten Ober- 
beamten den verwaltenden, das heisst im städtischen Amtkreis den 
Constttn oder ihren Vertretern ; im Militftigebiet den daselbst fim- 
girenden IiDperientrigem verblieben. Beschr&nkt worden aber ist die 
oberamUiche Kassenverwaltung nach zwei Richtungen hin, theils durch 
die nothweadige Zuziehung der quästorischen Geholfen, theils durch 
die Trennung der städtischen Kassenverwaltung vom feldherrlichen 
Regiment. 

Qtt4»to- Die mit der Verwaltung der Gemeindekasse ohne Zweifel von 
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KuNen- jeher verbundene uud vermuthlich schon früh regelmässig durch Ge- 
TaJd'ih^ hülfen der OlicrhcHmten beschaffte Buchführung über KmnaSiiiie uud 
w ob*fw Ausgabe ist nach römischer Auiiassuug mit Kiululii uug det Republik 
selbst, sicher in frQh republikanischer Zeit obligatorisch geworden: 
der CoDsul behält wohl freie Verfügung aber die Kasse, aber er kann 
die Ausgabe von Gemeindegeldem nur in der Weise bewirken, dass 
er den buchfflhrenden Gehftlfen, den Quästor, unter Angabe des 
Zweckes ^ anweist Zahlung zu leisten und diese Zahlung als auf 
sein Geheiss geleistet zu verzeichnen. Vom Dictator abgesehen, 
besteht diese Vorschrift auch für die ausserstädtische Kassen- 
fOhrung: sowohl dem ausserhalb Rom amtirenden Consul wie dem 
Provinzialprätor und jedem Inhaber consularischer oder pr&torischer 
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Oewalt ist ein Quästor mit gleicher Competenz fttr die Buchführung 
beigegeben. Bei der Ernennung haben die Cömitien früh mitgewirkt; 
wo iüdess einem derartigen Beamten ein von der Gemeinde bestellter 
Quästor fehlt, fällt die obligatorisclie Stellvertretung bei der Buch- 
fQhrung nicht weg, sondern es ist der ImpenentrAger alsdann ver- 
pÜichtet der ursprünglichen Ordnung entsprechend sich seilier einen 
solchen Gehülfen beizuordnen. Der polilische Zweck der Einrichtung 
ist deutlich : da veraotwortliche Rechnungslegung mit dem ursprüng- 
lichen Wem der Magistratur sich nicht vertrug, wurde die otficielle 
CoDstatimng einer jeden von dem Oberbeamten angeordneten Zahlung 
und damit die Möglichkeit ihn seibat dafttr sur Verantwortung zu 
jsieben auf dem Wege der obligatorisclien Beihülfe Indirect herbei- 
geführt Hinsichtlich der aus der städtiBchen Hauptkasse geleisteten 
Zahlungen ist ohne Zweifel hv\ dem Amtwechsel mit der Uebergabe 
des Kassenbt Standes die Rechnungslegung verbunden gewesen; hin- . 
sichtlich der Zahlungen aus (Inn Feldherrnkassen Initten die be- 
treffenden Buchführer bei der Rückkehr des Magistrats nach Rom 
sich mit der Hauptkasse zu verrechnen. 

Es ist ferner die Verwaltung der hauptstadtischen Centralkasse in 
der uns besser bekannten Zeit bedingt durch die Anwesenheit des 
Oberbeamten in Rom. Noch in der früheren Consularzeit hat dies 
schwerlich gegolten ; in den beschrftnkten Verbftltnissen der beginnenden 
Republik haben die Consnln wohl nicht regelmässig den Sommer aber 
die Stadt verlassen und mag die Stadtkasse zugleich die Kriegs- 
kasse gewesen sein, die Kassenfahrung der beiden QuAstoren also 
sämmtliehe Ausgaben gleichm&ssig umfasst haben. Aber in historischer 
Zeit, namentlich seitdem durch die Verdoppelun<^' der Zahl der Quft* 
stören (S. 180) die Verwaltung der eonsularischen Kriegskasse von 
der städtischen Kassenverwnltung getrennt war, geht, wenn die Consuln 
Rom verlassen, mit den übrigen städtischen Geschäften die Verwaltung 
der Stadtkasse auf ihren Vertreter über. Der ständige Wechsel in der 
oberamtlichen Kasseuleitung und die mindere Machtstellung des ver- 
tretenden rialurs haben dazu beigetragen sowohl den städtischen 
Quästoreu dem Ol>eramt gegenüber grossere Selbständigkeit zu schaffen, 
wie denn die Sehl Ossel des Aerarium bei ihnen und nicht bei dem 
Oberbeamten sich befinden, wie auch den Einfluss des Senats auf die 
Kassenverwaltnng zu steigern, der allerdings in sp&terer Zeit auch 
den anwesenden Consuhi gegeuQber massgebend ist 

Von der Vereinnahmung der OffentlieheD Gelder, welche mit der Umfang der 
Kassenfahrung den Quftstoren obliegt, sind ausgeschlossen theils der gSSSSä. 
Krieg9gewinn» Ober welchen dem Feldherm die Verfügung zusteht, 

18* 
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theils die im comitialen Strafvi'rfaliren von den Magistraten, nnment- 
lich den Aedilen crstritteiien Bu'^'^'^n. Die let7trrpii wcrrlou re'zclinils>ig 
nicht nn das Aerjiriuni abgelietert , sondern von dorn nh>ieueu(ien 
Maüi>iiat nach Ermessen im ötfentliclieD Interesse vcrut inlrt. Dem 
Feldlienn ist es freigestellt entweder ebenso zu vtTtahrtMi oder da& 
Beutegeld und da» soui^tige hewegliciie Beutegut ganz odi-r zum Theil 
an das Aerarium absuliefero, in welchem Fall es d*iu Quästor ob- 
liegt dies Beutfgat flofort in Gelde m maehen. Alle BonHtiiteo For- 
derungen der Gemeinde, Pacht- und sonstige eontractiiehe Zahlungen, 
BQrgerhebungen, Kriegscontributionen, endlich Strafgelder, so weit sie 
nicht im Volksgerieht auferlegt worden sind, fallen in das Aerarium 
und also unter die Competenz der Quflstoren, welche indess weiterer 
Detorminirung bedarf. 
contTMt. Dass bei contractlichen Forderungen die Feststellung den Censoreo 
«tUoaf. oder deren VertrcttTn nMi»'"jt . ist --flion an^ejrebon worden: den 
Quästoren liefzt nur dir Rf i 1 s i iiug der nnhestrittiMien oder in dieser 
Weise liquidirten GeuiemdeiunU'i unu' oh, für deren reolii zeitige Hebung 
die an sie abgelieferten censitrischen Acten die (iruiidlage gaben. Aus- 
nahmsweise können Forderungen der (iemeinde auch ohne Int» rvention 
des AerariuuiS dadurch erledigt werden, dai^s der beikommende Magi- 
strat ffir die Gemeinde einen anderen Gl&ubiger substituirt, zum 
Beispiel der Aedil die von dem Hausbesitser irersänmte Pflasterung 
an einen Unternehmer verdingt und der Unternehmer als Snbstiiut 
der Gemeinde den Betrag von dem Schuldner derselben einäeht und 
eventttell im Privatprosess einklagt 
DwMMia. Die rOmischo Contribution (tributm) ist, wenigstens so weit sie 

den Bürgern insgemein erhoben wird, uicbt eigentlich Steuer, sondern 
vielmehr eine im Notlifall eintretende von der Gemeinde bei der 
Btlrgerschaft gemachte Zwangsanleihe. Die ordentlichen Ausgaben 
der Gemeinde finden ihre rejrelmflssige Drckung in dem FrfnHjr (it>s 
Gem»^indegutes und die ausserordentlichen für Bauten und Kritj^ Mud 
ursprünglich so geordnet, dass sie mehr den einzehien Bürger als die 
Staatskasse belasten. Wenn dennocii in dieser ein Fehlbetrag sich ein- 
stellte, was namentlich seit der Uebernahme der Soldatenlöhnung um 
die Mitte des 4. Jahrb. d. St liftufig der Fall war, wurde daa Deficit auf 
die einselneo Borger nach dem Vermögen repartirtf wofür die censorische 
Aufnahme desselben die Grundlage bildete. Dass die Bürgerschaft ur- 
sprfinglieh eine Bauernschaft war, erkennt man in der ffir denGrundbesitc 
mit seinen Gerechtsamen and seinem Inventar angeordneten besonderen 
Verftusserungsform vor Zeugen, welche keinen anderen Zweck gehabt 
haben kann als die censorische Constatirung des bAuerlichen Eigen- 
thums zu erleichtem, und zweifellos ist dieses auch bei der ConthbutioB 
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^unftchst ios Auge gefasst worden ; aber mit rechtlicher Ausschliesslichkeit 
hnt({ieself>^ so viel wir sehen, nicbtauf dem Grundbesitz gelastet, sondern 
ist wesentlich eine Vermögenssteuer gewesen. Zur Erhebung dersplhpii 
iiarh den an das Aerarium abgelieferten censorischen Verzeidmi^seu 
schreiten die QuA-toren auf Anordnung des Oberauits, wobei regel- 
mässig der Senat mitgewirkt lial)en wird, während die Comitien da- 
für niemals l>efragt wurden sind. Die Forderung ist liquid durch die 
eftfiMiriBclie Aheehftt/ung des Vermögens und die oberamtliche Festsetzung 
der im einseloen Fall sa leiBtenden Quote diMselben; deonocb ent- 
stehende Zweifel eotKeheiden die Quistoren dureh ihre Cognitioo und es 
giebt dagegen kein Rechtsmittel als die Anrufung der sur Intereeesion 
bereehtigten Beamten (S. 124). Die Leistung aber wird als VorsehuBS 
betrachtet und von der Gemeinde zurflckgezahlt , wofür indess der 
Termin von ihr selber bestimmt wird. — Dass neben dieser Gootrihution 
noch eigentliche regelmässige Steuern bestanden haben, namentlich 
dass, so Innpe die bürgerlichen Grundbesitzer allein dienstptlirhtif^ 
waren, die lrttini?chen Grutidlx sit/er und die nicht gruudsässigeu 
ROrgei einer solchen unterworfen worden sind, ist wahrscheinlich, lässt 
sich al>er nicht au>reichend belegen. Sicher süui dagegen sowohl diese 
Steuerijtlicht n, wenn es solche gab, wie auch jene exceptionelle 
Coutrihution nach dem Ende des Ü. Jahrh. d. üt. nicht mehr vorge- 
kommen und ist von da an die von Haus aus in den römischen Ord- 
nungen enthaltene Befreiung des Bürgers von Leistungen an die 
OemeindekaMse zu voller Wirksamkeit gelangt 

Strafgelder, mögen sie aus einem gegen die Gemeinde begangenen ak^^M0u 
DeUet, sum Beispiel aus dem Diebstahl oder der Beschftdigung einer 
-im Eigenthum der Gemeinde stehenden Sache entspringen oder her- 
rfthren aus einer in einem Gesetz für bestimmte Contravention fest* 
gesetzten Geldhusse, bedürfen immer der Fe>tstellung in der gewöhn- 
lichen Fnrm des Priviitpro/.^ses : es muss ein Vertreter der Gemeinde 
-diesen üuen Anspruch vor dem Priltor geltend üuichen und vor Ge- 
Bcbworuen durchführen, worauf dann der Quästor den gerichtlich fest^ 
gestellten Betrag einzieht, so w oi t er nicht als Klagbelohnung dem Vertreter 
der Gemeinde verbleibt. Bei denjenigen Verbrechen, die auch gegen 
Private vertiht werden können, zum Beispiel dem Diebstahl, wird nach 
alter Ordnung jeder Bürger betrachtet als competeot sur Vertretung 
•der Gemeinde; bei den sonstigen GontraTentionen entscheidet das 
Bprcialgeteta, welches häufig die Anstellung solcher PriTatklagcn nur 
Magistraten gestattet. 

Wenn der Gemeinsehuldner nicht /ahlungsffthig ist« so richtet sich, inntim 
irie schon bemerkt ward (S.267X die Execution nicht gegen die Person a«wte«i. 
4e» Schuldners, wohl aber ist seine gesammte Habe damit dem Staat 
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verfallen. Sie wird verwerthet durch Sammtverkauf in der Weise, dass 
der Käufer gegen Uebernahme der sllmintiichen Activen des Schuldners 
sich verpflichtet die Passiven ganz oder zum Theil zu decken; es 
scheint auch nicht, als oh in solchem Fall die Gemeinde ^nh für 
ihre Forderung eine vor den übrigen Gläubigern bevorzugte St» llung 
ausbedungen habe. Auch wenn durch strafrechtliche Confiscatiuii utier 
im Erbschaft«weg das Vermögen des Privaten oder eine Quote dea- 
selbeu der üeiiieinde zululii, wird jenes oder diese in ähnlicher Weise 
zum Besten des Aerars gegen eine fe^^te Summe verkauft 

o^»^«- Bei Gemeiodeseliulden bedarf der Qaflstor für die ZaUmigsIeittiuig 
im Allgemeinen oberamtlicher Autorisation; wenn er der Regel nach 
nnr anf Beseblnss des Senats zahlt, so ist der SenatsbeBcblnae zu- 
gleich ein oberamtliches Deeret und den Quft^tor deckt selbst der 
einseitige consularische Zahlungsbefehl, so dasa die Abh&ngigkeit der 
Quästur vom Consulat unverändert fortbesteht. Anderen als den 
Oberbeamten, zum Beispiel den Censoren zahlt der QuJkstor nur nach 
besonderer oberamtlicher Anordnung. Dass die meisten Zahlungen 
mittelbar geleistet werden , zum Beispiel dem Bauunternehmer von 
den Censoren innerhalb des ihnen hei der Kasse eröffneten Credits sein 
Geld angewiesen, die Soldzahlung fiüher durch die Di st riet Vorsteher, 
spater durch die Feldherren und deren Quastoren beschafft wird, 
ändert rechtlich nichts. In gewissen P'fllkn mag auch dem Quästor 
durch ücsetz ein lur alleiuai Zahlungsbefehl ertheilt worden sein, 
suui Beispiel zur Leistung der Besoldungen der Subalternen in Ge> 
mässheit des you ihrem Vorsteher eingereichten VerzdehniBMS und 
zur Verabreichung der nach festem Satz den Gesandten der befreon- 
deten Gemeinden zukommenden Gastgeschenke. 
D . Der Prineipat brach mit der republikanischen Befreiung de» 

BOrgerguts von ^nanziellen Lasten zwar nicht geradezu, aber doch 

priMip»t. iij^i^^ schon unter Augustus, namentlich durch die in Folge der 
Anneereorganisation angeordnete Erbschaftssteuer. Weiter ist unter 
demselben die kaiserliche Beamtenernennung allmählich auf die- 
Finunzverwaltung der Gemeinde erstrecl<t worden. Den ersten Schritt 
da/u that ebenfalls Augustus, indem er für die Eingflntre aus der 
Kl tischaftssteuer eine zweite Centralka^^se (aerarmm nulitdre) ein- 
richtete und diese unter Vorsteher zwar senaturi>cheü Kanges, alter 
kaiserlicher Ernennung stellte, welche Ol>er diese Steuergelder 
ohne Zweifel lediglich nach kaiserlicher Anweisung verfugten. Mit 
der Leitung der älteren Staatshauptkasse sind unter den juliscb- 
elaudischen Raisem statt der unversuchten und durch das Loos be- 
stimmten Quftstoien theils vom Kaiser ausgew&blte, theils PAtore» 
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"beauftragt worden; der republikanischen Ma^iistrafur erit/c^'en hat 
diese Kasse erst Nero und ^ie gleich der Militilrkasse Beamten vuq 
^eimtorischem Rang, aber kaiserlicher Creirung übertrügen. Die Ver- 
fügung aber wenigstens ii))er die Reicli^hauptkasse haben bis zum 
Eude des Principatb die Cousuln und der Senat behalten und der 
Prioceps nur indirect durch Antragstellimg bei dem Senat darauf 
eiDgewirkt. 

Mehr als durch diese directen Aenderangeo hat das Fioanzwesen K»yw»ch« 
des romischen Staats «Dter dem Principat dadurch eine Umgestaltung 
erfahren, dass die kaiserliche Privatkassa, nach der späteren Bezeich- 
nung der fiscua Caesarig der Sache nach zur Staatskasse ward und 
allmnblich zur Staatshauptkasse erwuchs. Der formale Gegen^tz des 
Gemeindevermögens wie zu dem eines jeden Privaten so auch zu dem 
kaiserlichen ist dabei mit einer Schärfe durchgeführt worden, wie sie in 
einem wirklich monarchisch geordneten Gemeinwesen nicht ausfahrbar 
gewesen wSre, und er erscheint denn auch in der diocletianisehen Staats- 
OTdnung in das directe Gegentheil umgewandelt. Aber die verschleierte 
Monarchie desPrincipats beruht nicht zum wenigsten auf der rechtlichen 
Behandlung aller materiell öffentlichen Finnalnnen und Aufgaben, 
welche der kaiserlichen Verwaltung unteilagtn, als privater, wodurch 
theils jede, auch die indirecte durch die Quästur und durch die 
Senatsverhandlungen herbeigeffthrte Rechnungslegung ausgeschlossen, 
theils dem factischen Hrrrscher eine Stellung im Staate gegeben ward, 
welche ftber die des Öffentliche Gelder verwaltenden Beamten weit 
kinauFging. In welcher Weise dies nach beiden Seiten hin ins Werk 
gesetzt wurde, ist im Wesentlichen bereits in dem Abt^chnitt von der 
kaiserlichen VerniögensverwaltUDg (S. 210) auFgefohrt worden. Alle 
mit den vom Kaiser übernommenen öffentlichen Geschflften verbundenen 
Ausgaben, also insonderheit sAmmtliche Kosten des Heerwesens so 
wie der hauptstädtischen Verpflegung stehen zu Lasten Feiner Privat- 
kasse; andererseits flosst n in dieselbe nicht bloss die Abgaben Aegyp- 
tens, das nicht so sehr der römischen Gemeinde, als den Kachfolgern 
der Ptolemaer erworben worden war, sondern auch ein grosser Theil 
der Steu< rgelder. Der Ertrag der Provinzen, die hauptsächliche Ein- 
liaiiHiequelle der röniischeu Gemeinde, wurde durchaus, wie wir Siihen, 
durch kaiserliche Hausbeamte eingezogen und wenigtitens zu einem 
betr&chtlichen Theil von diesen an die kaiserliche Privatka!>8e ab- 
geführt Ja diejenigen Provinzen, welche unmittelbar der kaiser- 
lichen Verwaltung unterstellt waren, gelten als gewissennassen durch 
privatrecbtlichen Fiduciarvertrag dem Kaiser Qbereignet, so diiss er 
hier die Bodenstener als Grundherr bezieht Die Consequeozen dieser 
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formalen Umwautlluiig des uffentlicheD Vermögens in Privatgut zeigen 
sicii m der Keclitsptlege. Sicherlich ist in Betreff der proviozialen 
Steuern der Princeps niemals einfach als Bodenherr bebandelt worden, 
wie es himdi geschehen httte massen; vielmehr wird die repnblikft- 
nische Ordnnng, dnss bei allen Stonem and ContdbnUonen der HebungB- 
behOrde logleich fflr Streitigkeiten die Cognition susteht, von Hana 
aus auch auf die kaiserlichen Provinrialprocuratoren Anwendung ge- 
funden haben. Wo kaiserliche Vermdgensverwalter andere als steuer- 
liche Forderungen erhoben, konnte allerdings das Geschwornen verfahren 
Platz greifen; aber schon unter Claudius wurde der Ausschluss des- 
selben allgemein verfügt, und wenn Nero diese Streitigkeiten wiederum 
dem ordentlichen Privatprozrss unterwarf, ja sogar dafür einen eigenen 
PriUor bestellte, so ist es mindestens zweifelhaft, ob diese Rückkehr 
zu der alten Rechtsordnung dauernden Bestand gehabt hat. Im Grossen 
und Glänzen genommen hat unter dem Principal die formell private 
Kaisetkasse mehr und mehr die Staatsausgahen wie die Staatsein- 
uahuieu au sich gezogen und dem seines centralen und principalen 
Charakters allmfthlich verlustig gehenden a m w i m t popttU ümmmn 
sich Bttbstitttirt Wenn dies Sjpstem nothwendig dasu gefflhrt bat, 
dasB gewissenlose Her rscber Aber die OifentUchett Mittel sdiiankenlos 
In ihrem Privatinteresse verfiOgten, so ist dasselbe dock weder ca 
dieeem Zwecke.au%BsteUi neeh überwiegend in diesem Sinne gehand* 
habt worden. Nicht bloss ist die subalterne Civillistenwirthschaft dem 
vornehmen Wesen des römischen Regiments fremd geblieben, sondern 
es bat auch bei dem von ihm befolgten Pinanzsystem das Gemein- 
wesen von seinen Herrschern wakraeheinlioh mehr empfangen al« 
ihoen gegeben. 
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Obwohl die bi;iher gegebene Darstellung der inagiBtrtttoclieB 
FttnelioneD sich nicht auf die Stadt Rom beschränkt, sondern den 
ge^'a^lmt^n Umfang des Römerstaats nu Auge gefasst hat, so hat die 
Eiitwirkolung des ReichsregiTnents aus dem Regiment der Stadt noth- 
weudig das Vorwiegen des letzteren GesichtspuQcts zur Folge gehabt. 
Es erscheint daher zweckmässig diejenigen Einrichtungen, nach denen 
Italien und die Pnivm/eii verwaltet worden sind, hier theils rück- 
weisend, theils ergiuiztud übersichtlich zusaniiueu/.ulassen. 

Dass der Kömerstaat im Allgemeinen genommen aufzufassen ist 
^Is Inbegriff efaier Anzahl unter der Vormacht Roms zusammengefasster a « !-— h . 
mehr oder minder selbBt&ndiger Stadtgemeinden, ist in dem Abeehnltt 
vom der stidtiacben Oliedemng dee Rdmerreichs (8. 73) entwickelt 
worden. Awä den ezeepCionell demselben angeschlossenen dynastisch 
geordneten Besirken kommt im Gmoien genommen die gleiche Selb* 
Stftodigkeit zu; nur unter dem Principat und auch unter ihm nur 
annahmsweise sind solche, namentlich das Königreich Aegypten in der 
Weise mit dem Römerstaat vereinigt worden, dass die fortbestehende 
königliche Verwaltung durch die römischen Bp;tniten gehandhahf wird. 
Wie ver>chieden aur,h die staatsrerhtliclie (irunrihige jener inuiiirii>alen 
Selbstverwaltung ist, je nachdem die Gemeinile als aus röniis( lien VoU- 
btirgern bestehend nur exceptioneil über sjch selber verfügen Itaun, oder, 
als mit der römischen rechtlich verbündet, sei es durch das auf nationaler 
Gleichheit beruhende latinische Recht, sei es durch speciellen Staats- 
▼srtrag, umgekehrt nur amihoNweise in ihrer Selbaftferwaltong be- 
sehriokt ist, oder ohne rechtliche Anerkennung der Selbstftndigkeit 
Bur im fitctisefaeo Besiti der Selbstverwaltung helsssen worden ist, 
was von den meisten Provinsialgemeinden gilt, immer und llberall 
bildet diese Autonomie die Grundhige des römischen Regiments. Wenn 
in Rom selbst die stidtisehe Autonomie mit dem Reiehsregiment so 
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zusammenfällt, dass dif» Map:istratur, die Coiuitien, der Senat kaum 
noch als Ormm eines siatitischen Selbbtreßiineiits angeseluii werden 
können, so liat die mehr oder minder besciitankle Selbstverwaltung 
der italischen wie der provinzialeu btadtgemeinden im Gegensatz zu 
den Reidwbebdrden den effeetiven Charakter bewahrt. 
B^|THM^r Die mttuicipale Selbstverwaltung der Gemeioden des ROmerstaats 
' ist nach den versebiedenen Epochon desselben und den versebiedenen 
OertHcbkeiten so manniehraltig gestaltet, dass eine einigennassen 
genügende Darstellung derselben in zusammenfassender Gestalt niefat 
gegeben werden kann. Aber die Grundzn^r dlirfen auch hier Dicht 
fehlen. Dass die Stadt ihre eigenen Magistrate und ihren eigenen 
Gemeinderath hat, auch wenigstens in republikanischer Zeit die BOrger- 
schaft für "Wahlen und Gesetzpebunp zusammentritt, gilt der Repel nach 
für jede Reicli?genieinde. Schlechthin ausgeschlossen aber ist bei dieser 
Autonomie jede Beziehung zu pinem anderen Staat als der röniiscliea 
Centraigemeinde; Rom gestattet lunerhnlh seines Machtgebiets weder 
den enijeren Zusaninieiischluss verscliu dener von ihm abhängiger 
Gemeinden noch irgend welches unmittelbare Rectitsveriiältui&ä eiuer 
solchen zu einem ausserhalb des Reichsverbandes stehenden Staat. 
MOiui^ Die militftriscbe Autonomie ist den latiniscben und den dieeen 
"""^ xecbtlich gleichstehenden italiscben Bundesstaaten in republikanischer 
Zeit insofern geblieben, dass sie eigene Truppen unter eigenen Ofifip 
sieren behalten und diese als Zuzug zu dem rOmisehen Btlrgerheer 
Ton der Centralgewalt verwendet werden. Mit der Ausdehnung des 
römischen Personalrechts auf ganz Italien ist dies beseitigt. Den ausser* 
italischen Gemeinden ist mit wenigen Ausnahmen nicht einmal diese 
beschrankte MilitÄrautonomie zugestanden worden ; doch können die 
Gemeindevorsteher im Nothfall die Bürgerschaft unter die Waffen 
rufen und es i^ull alsdann der Führer dem römischea Kriegstribun 
rechtsgleich sein. 

jvh»- Die Jurisdiction meistens in Verbindung mit dem obrigkeitlichen 

Kingi eifeii m das Yoruiuudschaftswesen ist in der niuuicipalen Autonomie 
immer einbegriffen, wenn gleich bei den Bttrgergemeinden die frQher 
(8. 240) bezeichneten Besehrftnkungen Platz greifen, in den Kicht» 
bürgergemeinden die Prozesse, bei denen rdmische Bürger betheiligi 
sind, mehr oder minder der municipalen Gerichtsbarkeit entzogen sind. 
BMkmtt, Das Strafrecbt ist der untsr römischer Oberhoheit stehenden Ge- 
meinde in republikanischer Zeit nur insoweit beschränkt worden, dass 
die gegen den römischen Staat unmittelbar sich richtenden Verbrecheii 
selbstverständlich der municipalen Competenz nicht unterlagen, sondern 
dagegen von römischer Seite meistens im Administrotivweg eing»> 
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schritten ward. Im Uebrigen ist zum Beisj)iel das Verfahren wegen 
Mord und wegen Walilhestechung den eigenen Beh<^rdrn selbst in 
der Vollbürgergeraeinde i/e^M n den römischen Bürger geblieben. Aber 
ob unter dem Priucipat den Organen der italischen Municipien in der 
Straf rech tspflege mehr als eine Hülfsthätigkeit zugestanden bat, ist 
mindestens zweifelhaft und sicher haben damals sowohl das inmiiDell 
uumittelbare, factisch durch die Garde- und Hofbeamten gt-hand- 
liabte Kaisergericht wie ftueh dasjenige des Stadtprftfeeten sieh auf 
Italien erstreckt , anfangs Wie es scheint mit einander eoneurrirend, 
spftterbin mit getheilter Competens, so dass bis sum hundertsten 
Meilenstein der Stadtprftfect, darüber hinaus das Immediatgerieht die 
Griminaljustiz handhabte. 

Das Sacralwesen steht in jeder Gemeinde znnAcbst unter deren saerti 
Behörden; diese bezeichnen fOreine jede ihre Götter, eroennen deren 
Priester und ordnen finaDziell wie administrativ die Götterverehrung. 
Die Reichsbeamteu greifen dabei nur kraft ihres allgemeinen Anfsicbtfl- 
rechts und hauptsächlich jirohthitiv ein. 

Vor alloin wichtig ist die ei^^ 're Vermögensverwaltung, die Ver- vei 
werthung des ( iriuciiideguts {vectigalia) und die Führung der Gemeinde- 
kasse. Auf lius Gl ijieindegut sind eben wie die Heirhs- so auch die 
muuicipalen Finanzen hauptsächlich angewiesen und das städtische 
Bauwesen nod zum guten Tbeil auch die Veranstaltung der Volks- 
Instbarkeiten in dessen Verwaltung einbegriffen. Obwohl dieselbe der 
Controle in Italien durch Consuln und Senat, in den Provinsen durch 
deren Statthalter von Rechtswegen unterlag, so stand doch thats&ch- 
lieh die Gestion bei dem Gemeinderath und den Gemeindebeamten, 
und wie dies ohne Zweifel wesentlich zur Hebung des munidpalen oft 
ezcentrischen und unverständigen Patriotismus beigetragen hat, so 
zeigen sich auch hauptsächlich auf diesem Gebiet die Uebelstände und 
die Gefahren des ungenügend controlirten städtischen Wirthschaftens 
und im Rückschlag davon die Anfange der Beschränkung der städtischen 
Autonomie durch vom Kaiser ernannte städtische Beamte. Guraloren, 
den bedeutenderen Stäilten vom Kaiser aus angeseh^-nen der Bürger- 
schaft nicht angehörigen Männern zur Controle der Verwaltung des 
Gemeindeverniügcus ge^etz^, i»egegueü seit Traianus, nicht ausschliess- 
lich, aber hauptsächlich in Italien, wo die consularische Oberaufsicht 
laxer war als die statthalterliche in den Provinzen. 

Trotz mancher Anzeichen des nahenden Endes und trotz des all- v«rfkii 
mfthlichen Znsammenschwindens der Bevölkerung (S. 271) und des wahr- ^l^;;^^^ 
nehmbaren Rfiekgaoga der Bildung, für welchen in erster Reihe der^ 
Hiedergaag der häuslichen Zucht und der kriegerischen Stfthlung so wie 
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die mit der Monarchie einreissende politische Apiithie verantwortlich 
zu machen sind, hat der italische Stadteverbanfi im Orossen und (i;inzen 
genommen bis gegen das Ende de^^ 2. Jahrhunderts n. Clir. sich auf- 
recht erhalten . i rst mit den Kriegs- und Pestjahren unter Marcos 
tritt der Verfall sichtbar und in immer steigendem Masse zu Tage 
lind führt im Ausgang des dritten zum völligen Zusammeobruch des 
italischen Wohlstandes und der italischen Civil isatiua. 

MuuaS^ Die Sonderstellung Italiens ist zunftchst militäriflchen Ursprungs. 

iMin*. In vonullaBiseher Zeit bildet Italien mit Einsehluss GallienB bis zt 
den Alpen, wenn den Consnln nicht ansnabmsweise ein anderer ange- 
wiesen wird, den consnlarisehen Commandobesirk, welchen die Cod- 
suln indesB durch Verabredung unter sich xu theilen pflegen. 8eit Sulla 
so wie unter dem Principat gilt Italien , frOher bis sn den FlQSBen 
Macra und Rubieo, seit Caesar bis su der Alpengrenze als dem mili- 
tflrischen Commando entzogen; der altrepu hl ikanisehe Ausschluss der 
feldherrlichen Gewalt aus der Stadt und der Bannmeile wird damit 
auf dii' ^anzp Halbinsel übertragen. — Die Consequenz hiervon, dass 
Italien iu dem t)ezeichneteu Umfang riirbt mit Truppen belebt werden 
kann, ist für die eigentliche Armee, die Legionen und ihre Auxilien, 
im Wesentlichen durchgeführt worden; eine Ausnahme machen indes« 
die kaiserliche Garde (S. H>9. 208) so wie die dazu gehörigen dem Stadt- 
präfecteu unterstellteo Cuhorten (S. 230) und die militärisch urgaoi- 
sirten hauptstldtiachen LösehmannsehafteD (S. 208), ferner die beiden 
Centralatationen der Mittelmeerflotte in II ibenum und Ramnna (8. 190. 
206). Für den inneren Steherheitsdienst sind innerhalb Italiens nur in 
den noch unter der Nachwirkung der Bürgerkriege stehenden Anzings- 
leiten des Prtneipats kleinere Militftrpoaten aui^tellt worden, was 
dann während des Zusammenbrechens der Staatsordnung naeh doa 
Ende der severischen Dynastie wiederum wenigstens versucht ward. 

luiiaiu Eingreifender noch als die Befreiung vom Truppenquartier, welche 
Italien von Rechtswegen zukam, thatsächlich aber seit dem Ende der 
julischen Dynastie alle nicht unter dem unmittelhnren Kaiscrrepimcnt 
stehenden Provinzen mit ihm theilten, ist die Befreiung des italisclieti 
Bodens von der SteuerpHiciit. Die Steuer der republikanischen wie 
der Kaiserzeit, nicht zu verwechseln mit der ehemaligen Contnbiition 
(S. 270), ist nach römischer Auffassung wesentlich die dem Gruiul- 
herm fOr die Bodennutzung zustehende Abgabe, der römische Boden 
also, wenn er im Privateigenthum steht, davon befreit, wenn er der 
Gemeinde gehOrt, steuerfifliclitig. Nun war der italische Beden im 
Laufe der republikaniacben Entwickelung, wie früher geneigt ward 
(S. 871), wesentlich Piivateigenthum geworden; in den übeneeisehen 
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BesitzoDgen Korns dagegen, wenn man absieht von den Territorien 
der formell souveränen mit Rom nur verbündeten Staaten, wurde der 
Boden nicht bloss als Eigenthum der römischen Gemeinde, sondern 
auch dieses als unveräusserlich behandeU , so dass hier römisches 
Privateigenthum nicht entstehen konnte, dei Boden also steuerptiichug 
war und blieb. Die Mod.tliläten dieser Ordnung und die Ausnahmen 
von derselben können hier nicht dargelegt werden; die bevorrechtete 
Stellung Italiens gegenüber den Provinzen beruht in der späteren 
RpptthUk HDd unter dem Principat vor aUem anl dieser Befreiung 
von der Bodenstener. 

Ais CoDtrolbebörde fnngiren fQr Italien die Gonsnln oder deren ^^^^^jl^ 
Vertreter nnd der Senat Dass in ▼orsullaniseber Zeit jene der Regel u-um* 
naeh fflr den Felddienst die Stadt verlass« n und, wenn nicht ander- 
weitig beseb&ftigt. die gute Jahreszeit hindurch mit ihren Qoflstoren 
nnd Truppen in Italien einschliesslich des cisalpinischen Galliens ver- 
weilen, bezweckt ein Eingreifen in die Verwaltung der Halbinsel nicht 
unmittelbar, obwohl es darauf nicht ohne wisentlichen Eintlu-^s fie- 
bliehen sein kann. Geradezu bestimmt dafür, namentlich für die Be- 
aufsichtigung der den italischen Bundesstädten vertragsmässig ob- 
liegenden Stellung von Kriegsschiffen huid die drei seit dem Jahre 487 
(2(j7 V. Chr.) in Ostia, Cales bei Capua und (wahrscheinlich) Ravenna 
residirenden QuästoreUf offenbar in Italien stationirte Unterbeamte 
der jedesmaligen Conanln. Mit dem Verfisll der rOmisehen Kriegsiiotte 
und dem Wegfall der bandesmUaigen Leistongen verloren diese Stel- 
lungen ihren Zweek und sind dann von Kaiser Claudius aufgehoben 
worden. Allem Anschein naeh sind die italischen Städte, nachdem die 
politische Einigung der Halbiaael unter Roms Vormacht unbestritten 
feststand, sowohl unter der Republik wie unter dem Prinoipat wesent- 
lich sich selbst Überlassen gewesen und hat die Umwandlung der for- 
malen Autonomie in die rechtlich abhängigere Vollbürgergemeinde- 
stelhin«; scbwerlich die factische Kinwirkung der Oberbchörde gesteigert. 
Eher durfte das rTCfrentheil der 1 siewesen sein ui)d dasjenige Re- 
giment, welches der Senat der mittleren Republik über Italien aus- 
übte und von dessen ernstlicher und »icher oft drückender Controle 
zum Beispiel der Bucchanalienhandel zeugt, bei Weitem schwerer auf 
Italien gelastet l^abeu als die Herrschaft des Priucipats, wo mit der 
Besorgniss vor der Auflehnung gegen die herrsehende Stadt auch die 
Fürsorge für gutes Municipalregiment der Reichsgewalt abhanden ge- 
kommen war. Die Entbindung tob den Reichsgesetcen» zum Beispiel 
in Betreff der Beschrinkung des Vereinswesens und der Volksfeste 
hatte die Stadt bei dem rtadschen Senat zu erbitten und die Aufsicht- 



Dlgitized by Google 



^6 



Tterle» Buch. Die ainichieB AmtofünctioMa. 



führurg stand Hen römischen Behörden ohne Zweifel zu; aber Consuln 
und Senat baben nach dem Socialkrieg davon geringen Gebrauch ge- 
macht uiid auch die unter dem Principat hinzutretenden K( irhsämter in 
die stÄdti&che Autonouiie Italiens wenig einm griffen. Die ^eit Hadrian 
für die einzelnen italischen Landschaften vom Kaiser ernannten Rechta- 
sprecher {iuridici), insbesondere für Fideicoramisssachen und das Vor- 
muudscliaftswesen bestimmt, beschränken uiclit so st^hr die muuicipale 
JurbdictioD als den ÄmtkreiB der Ins dabin fOr diese Angelegenheiten 
competenten bauptstadtiscben Prttoren. Die Ton A ug ustuB den dnzelnen 
grossen Chausseen ▼oi^esetxten Curatoren können als solche nnr bei- 
läufig mit den Hunicipien zu thun gehabt haben; in höherem Grade 
wird dies der Fall gewesen sein« nachdem die zur Hebung der zurOek- 
gebenden BQrgerzahl von den Kaisern seit Kerva eingerichteten Ali- 
nientarkassen (S. 271) an die Städte angeknüpft und hauptsAchlich 
unter die Leitung jener Strassencuratoren gestellt wurden. Weit fühl- 
barer war das Eingreifen der kaiserlichen Gerichtsliarki it theils in die 
Strafrechtsptirge wahrscheiniicli seit den Anfängen des Principats, 
theils seit dt m Anfang des zweiten Jahrhunderts in die Vermögens- 
verwaltung, welche lieule t)ereits Krwiihnung gefunden haben. 

Di« Im GegtMisatz zu dem der stadtrömischen Rechtspflege unter- 

worfenen lüilien sind die Provinzen die nach Erstreckung des römisciien 
Herrschergebiets über das Festland liiuaus zunächst im überseeischen 
Gebiet eingerichteten abgesonderten Gerichtsbezirfce, zu denen unter 
Sulla an der festländischen Nordgrenze das dsalpinische Gallien hinzu- 
tritt, unter Caesar indess durch dessen Gleiehstellung mit Italien und 
Feststellung der italischen Alpengrenze wieder ausscheidet. 

o«r Der secundäre Geriehtsbezirk, die jprovmcM, steht unter einem 
eigenen Gerichtsherm , welcher ursprünglich ein Prätor oder ein ge- 
wesener Prötor ist, späterhin, als bei allen Oberbeamten das eigent- 
liche Amtjahr der städtischen Function vorbehalten wird und im 
zweiten Amt jähr auch die Consulare Statthalterschaften erhalten 
(S. 2(>2). ein Proprätor orlor ein Proconsul. Auch unter (iein l 't i ucipat 
ist die Statthalterschaft eigentlich nichts als das zweite Aiuijaiir des 
Pr.Uors. iiimnit aber durch die zwischen der PriUur und der Stalt- 
halt^rsch.tit jetzt eintretende niehrjilhrige Intervallirüng so wie durch 
die Krstreckung des Procousultitels auf die in Folge der Praiut ein- 
tretenden Statthalter allmählich den Charakter eines selbständigen 
Amtes an (S. 159. 1G6). Ausgeschlossen aber sind diese Proconsulate 
bei den Provinzen, deren Verwaltung dem Inhaber der allgemeinen 
prOGOnsularischen Gewalt unmittelbar Übertragen worden ist. Die Ver- 
treter des Kaisers in diesen einzelnen Sprengein heissen, wenn sie 
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senatonschen Ranges sind, dessen Adjutanten (legati) und haben ra- 

gleich den Titel der Proprfttor, wenn ritterlichen, Gommando- (proe- 
fecti) oder Geschäftsführer (proeuratores) des Kaisers ohne proprätori- 
schen Titel, jedoch im Wesentlichen m\i der gleichen Befugniss. Die 
Wichtigkeit und das Ansehen dieser Stellungen ist bereits hervor- 
gehoben worden (S. 2o7. 2u8). Ueberbaupt ist bei aller Verschieiieiiiiett 
in der Rangstellung und der Titulntur die Competenz der Vorsteher 
der Provinzen, der praesid^s in icr Hauptsache die gleiche. In 
republikanischer Ztfii, wo die Zahl der secund:1rea Gerichtsbezirke 
h&uiig die der zur Statthalterschaft berufenen Oberbeamten überstieg 
und insbesondere im sechsten Jahrhundert d. 8t die letsteren oftmals 
»nsserordentlicher Weise verwendet wurden, wird die regelmässige 
Ordnung der Statthalterschaften vielfach gestOrt, namentlich durch 
Erstreckung des Amtes über die Jahrfrist hinaus, daneben aber auch 
durch aosserordentliche Verleihung der proprätorischen Gewalt zwar 
nicht an Private, aber doch an die strenggenommen ebenso wenig dafür 
competenten Quästoren. In der Kaiserzeit ist umgekehrt sowohl die 
Zahl der für die eigentliche Statthalterschaft wie auch die der für die 
kaiserli«hen Vertretprstellungen qualificirten Personen immer grösspr 
c'ewe'^fni als die der zu besetzenden Stellen. Erstreckung der Jalirfrist 
kommt daher bei der ersten Kategorie nur noch iiusnahmsweisp vor 
und wird dauu, der Auffassung der Statthalterschait als eines selb- 
ständigen Amtes entsprechend, als Iteration behandelt. Für die kaiser- 
lichen btellvertreler besteht wie für alle ohne Mitwirkung der Comitien 
ernannten Amtsgehaifen die Jahrfrist überhaupt nicht, sondern es 
fungiren dieselben immer so lange es dem Kaiser beliebt, regelmässig 
auf einige Jahre, nicht leicht auf Iftngere Zeit. — Als OehQlfe wird 
dem Vorsteher des secundftren Gerichtsbezirkes snnftchst der QuAstor 
beigegeben theils zur KassenfQbrung (8. 183), theils zur Handhabung 
der ftililicischen Jurisdiction (S. 239)» daneben aber kraft des mit dem 
feldherrlichen Imperium verbundenen freien Mandirungsrechts auch für 
jede andere magistratische Tbittigkeit verwendet (S. 183). Unter dem 
Principat fehlt in den unmittelbaren Kaiserprovinzen wie der eigent- 
liche Statthalter so auch der "Quastor und wird di»8e IlQlfsthfltigkcit 
hier durch die dem Stütth iltcr heigegebenen Offiziere oder seine nicht 
militärischen Beig^ Mt-benen (a(is('<i<^orr<f) geleistet. 

Eingehende Darlegung der provinzialen Gemeindeautou«»iiiie kann i^Timw« 
in diesem Zusammenhang nicht versucht werden ; pnucipiell ist sie theils 
enger, theils weiter als die italische. Enger insofern, als bei bloss tolerirter 
Selbstverwaltung ein Eingriff des Statthalters wohl von der römischen 
Regierung getadelt und von den rihnischen Gerichten bestraft, aber nicht 
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von Seiteu der Gemeinde als formaler Rechtsbruch bezeirlmet werden 
koDute. Weiter nicht bloss insofern, als die niit den födt i n ieti Staaten 
ahKeschlossenen Vertrüge den Statthalter banden, sondern vor alKm 
iusolerü, als wenigstens lange Zeit hindurch die Bevölkerung hier 
Oberwiegend das römische Bürgerrecht entbehrte und lu Betieff der 
I«Iichtbttrger sicher die Gemeindebehörde bei weitem freiere Hand ge- 
habt bat als wo 68 sieh Tonugsweise um Borger handelte. Ine- 
heeondere ist sehr wahrscheinlicji die StrafrecbtspHege ober die 
eigeDon ADgehOrigeo der peregrinischeD Gemeindeti, selbst denen nur 
tolerirter Autonomie, Iftnger und in grösserem Umfang verblieben als 
den Gemeinden römischen Bürgerrechts. 
stiMtantr- Neben und Ober den Gemeinden soll die Statthalterschaft in ihrem 

au» 

ngMj- beschränkten Sprengel dasselbe leisten, \vas in dem Hauptverwaltungsp 
bezirk der htädtischen Magistratur obliegt. Zunächst ist der Vorsteher 
Gerichtsherr und heisst auch so; ihre durclmiis nioniircbische Ge- 
staltung entlehnt die Statthalterschaft der .lunsdiction (S. 104). Der 
Statthalter entscheidet in erster Reihe diejenigen Prozesse, welche in 
Rom vor den Stadtprätor kommen würden, die in die Gompetenz des 
Peregrinenprätors fallenden wenigstens in so weit, als der einet Partei 
das römische Bürgerrecht zusteht. Prozesse unter Nicht bürgern liegen 
der Regel nach ausserhalb seiner Gompetenz; Specialordnungen indess 
haben hierüber öfter abweichend bestimmt und Eingrifledes Stattbalten 
in die Rechtspflege der ProTinsialgemeinden nicht verbriefter Auto- 
nomie können vom formalen Standpunkt aus kaum rechtewidrig genannt 
werden. Fttr die ftdilicische Jurisdiction tritt hier» wie gesagt, der 
Quftstor ein. Dass die Provinzialmagistrate nicht minder als die 
stAdtiflchen durch die GeschworTU Timduung gebunden waren, verstefai 
sich für die römische Bürger betreffende Girilrecbt^^pflege von selbst 
a ta jttiM^ tti» - Für das Gommando ist der Statthalter zunächst nicht be- 
stimmt; jeder also geordnete Sprengel L^ilt als befriedet und almlicb 
wie Italien bürgerlicher Verwaltung fudi^:; bei ernsteren Kriegs- 
fAllen wird einer der Consuln in denselben (ntspndpt (S. 2G2). 
Entzogen ist indess dem ProvinzialprRtor das Connnaudo nicht in 
dem Umfang wie dem stiUltisclien. Die ursprünglichen Ordner der 
wichtigen Institution haben freilich erkannt, welche Gefahr diese 
Nebenfeldherrscbafton für die republikanische Verfassung in sich trugen 
und sicher auch aus diesem Grunde es vermieden die Comitialwahlen 
auf die einaelnen Statthalterschaften nu stellen; indess war es viel^ 
leicht in Sicilien, aber nicht in Sardinien und noch weniger in Spanien 
möglich eine lediglich civile Magistratur an die Spitw der Vei^ 
waltung zu stellen, und dass dem Provinsialprfttor der den Stadt» 
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pittONB fehlende md Ar die FQhrnig der Kriefduwee Miminte 
Qoistor lagegeben wird, beweist lllr die toii Euu ans ib der Pro- 
^Btielprfttur mit enthaltene militftrische BestimmiiQg. Die Cautelen, 
unter welchen die Statthalterschaft in die repablikaniaehe Ordnnng 
eingefügt ward, hahen ihren Zweck erfüllt, so lange das consularische 
Commando in Italien BcstHiKl peTiaht und die Nebencommandanturen 
rerhtlich und factisch tiberwogen hat. Aber nachdem das ei^^entliche 
Italien durch Sulla dem stA(ititsi:heM Friedensregiinent ausgeantwortet 
und die Reichstrui>pen uuter die verschiedenen Statthalterschaften 
vertheilt waren, sind die späteren Bürgerkriege regelmässig sswischen 
den rivalisirenden Statthaltern nicht so sehr mit als um Italien ge- 
führt worden, und aus der ProTinxialstatthalterschaft ist der Sturz 
der Republik, aus dem SeDderauniDiiide des einieliieB Stetthaiters 
das allgemeine proeonsiilarisehe des Imperators hervorgegangen. Die 
Verlegung der Tmppenqnariiere in die Provimen unter Ansschlnss 
Italiens ist unter dün Kaiserregiment beibehalten worden; theils ans 
politischen, thdls ans milit&riseheo Gründen sind dabei weiter alle 
nicht nnmittelbar unter dem Kaiser stehende Provinsen ausgeschlossen 
und vorzugsweise die der Deckung gegen das Ausland bedürftigen 
Grenzdistrikte mit Truppen belegt worden. 

Als Feldherrn kommt dom Statthalter das dem Oberamt bei- 6*nin6it, 
wohneuile Zwanj^^s- und IStrafrecht nicht bloss von Rechtswegen 
ebenso zu wie dem st&dtischen Beamten, sondern es ist in seiner 
Hand ein bei weitem schärferes Werkzeug, schon darum, weil er 
hauptsächlich mit Kichtbürgern zu thun hatte, deren Vergewaliigung 
und lüsshandlung nur als Amtsvergehen einer vornehmlich in re- 
poUihaniadier Zeit hz gehaadhabten strafreehtUdien Yenmtwortung 
unterlag. Auch dem Bürger gegeoftber hemmt in Betraeht» dass das 
Proroeationsreebt lange Zeit hindnieh nur den stidtisehsn Beamten 
band; sp&terhin freilieh war aueh ausserhalb Rom Leib und Leben 
des Bürgers vor der Besmtenwillkflr gesetzlieb gesehtttsl Eigent- 
liches Strafrecht dem Bfiiger gegenüber hat der Statthalter nicht; es 
wird als Begel angenommen werden dürfen, dass er gegen denselben 
wegen nicht militnrischer Verbreeben das Griminal verfahren nur ein- 
zuleiten und denselben erforderlichen Falls zu verhaften und nach 
Rom zu senden hatte. Die Handhabung des Quflstionenverfthrens, 
welches in der späteren Republik und unter dem Principat den Griminal- 
prozess vertritt, liegt nicht in der statthalterlichen Competenz. Wohl 
aber ist bei mehreren Verbrechen, zum Beispiel bei Vergewaltigung 
und Ehebruch, der Statthalter durch Clausein der Special gesetze uud 
in andern Fullen durch kaiserliche Instruction bevoUmftchtigt worden 

SlmilBt. HnOwi. I. St IIommb, Akte i. Btetek« StaatmcMik I; M. 19 
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im Wege der Cognition mit Zuiiehiuig seines CoBBilinm, Aber ohne 
Biodung durch dasselbe, das Urtheil sn Allen. So weit er danndi 

Bp ruchberechtigt ist, kann er nicht bloss auf die alteren minderen 
Sttiifeu erkennen, sondern auch auf die durch Sulla und unter dem 
Priucipat neu hinzutretenden Formen der Freiheitsstrafe, die De- 
portation und die Zwangsarbeit, nicht alier auf die den souveränen 
Gericliten vorbehaltene Todesstrafe. Aber wenigstens im dritten Jahr- 
hundert n. Chr. wird es Regel, dass der Kaiser das Schwertrecht über 
die Personen niederen Standes dciu ÖLatthalter delegirt und nur an- 
gesehenere Kategorien, die Offiziere und die chargirten Gemeinen so 
wie die Mitglieder des Reichs- und der städtischen Senate davon in- 
soweit ausgenommen blieben, daat die Todesstrafe nnr nach Benadi- 
richtigung des Kaisers und mit Einwilligung desselben ToUstreckt 
werden durfte. 

sutttiuu» Die weiteren Schranken des statthalterlichen Regiments mögen 
T«f«taaBc. formell wesentlich dieselben gewesen sein, welche dem consolariscben 

in Italien gesetzt waren ; Qberdies war dasselbe durch die Instructionen 
theils des Senats, theils des Kaisers gebunden. Al>er insbesondere der 
nach der formalen Ordnung rechtlosen Gemeinflo gegenüber hatten 
diese Schranken in der Provinz thatsllchlich wenig zu bedeuten. Schon 
das Wesen des Specialamts. weiter das mit der Jurisdiction über die 
römischen Btlrger verknüpfte Verweilen d^ Stattballtjrs in allen 
grösseren Städten Heines Sprengeis und die ihm obliegende Aufsicht- 
fuhruiig abar säiüLiitliche Proviuzialgemeinden gaben der statLhalier- 
lichen Veiwaltung ein der italischen geradezu entgegengesetztes 
Gepräge, wodurch dieselbe in schlechten Binden und bei lässiger 
Oberanfiiicht zu einer entsetslichea Geissei geworden ist, bei besserer 
Führung und namentlich unter der strengeren Oberleitung des Prin- 
dpats auch vielftltig sich sweckmftssig und suwmlen segensreich er- 
wiesen liat. Bei der geringen StArke der Reichstruppen und dem 
missigen Umfang der sonstigen dflentlichen Aufwendungen Icann bei 
normaler B« srhaffenheit der Reichi^ und der Gemeindeverwaltung der 
Druck der öffentlichen Lasten kein allzu schwerer gewesen sein und 
haben die zahlreichen dem römischen H( rrscher ^gehorchenden Völker 
für die Abendzeit der antiken Gultur unter diesem Hegiment leid- 
lichen Frieden gefunden. 
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Die Beziehungen der römischen Gemeiode zu den wirklich unalh 
hängigen Staaten, in ältester Zeit zu Caere und Capua, späterhin zu 
Karthago und Makedonien, unter dem Princiyiat zu d^n freien Ger- 
manen und dem Partherstaat sind formell nicht liiiiaus^M koiüinen über 
die den Landfremden gegenüber die Kegel bilden Ic 1{( ( htlosiokeit» 
welche am schärfsten sich ausdrückt in dem ursprünglichen Rechtssatz, 
dass mit etruskischen Gemöiuden ewiger Vertrag rechtlich unstatthaft 
ist und thatsächlich dafür Waffenstillstand auf längere Zeit einzutreten 
liat Eine Besehrftnkiuig erleidet diese Rechtlosigkeit nur hinsiclitUcli 
der SpeeialYertTftge des KriegBiechtSf der SatsungeD ober Botsdialteii 
und Waffenstlllatand. Die ewigen Bandnissvertrlge, von welchen 
dem nationalen Städtehnnd Latinms die rdmisehe Eatwiekelung aus- 
geht nnd mittelst deren im Grossen und Gänsen genommen die Stadt 
Rom sich zum römischen Reich entwickelt hat, sind nur nominell inter- 
national, da in der römischen Handhabung mit der Ewigkeit die Ab- 
hängigkeit rechtlich verknüpft ist, der also mit Rom verbündete Staat 
damit dem freien Vertragsrecht entsagt und im Wehrrecht beschrjlnkt 
wird. Diese Verträge haben daher im ersten Buch bei der lieichs- 
eutwickeluug ihre Stelle gefunden. Ein Internationalrecht in dem 
heutigen Sinn, dauernde Festsetzungen nicht kriegsrechtlicher Art 
zwischen zwei Staaten formell gleicher Souveränetät hat die römische 
Staatsordnung nicht entwickelt. Wenn hier von dem Verhältniss der 
römischen Magistratur zu dem Aasland gehandelt wird, so ist dabei 
das Ausland nicht im geschichtlichen Sinn, nicht der Inbegriff der 
Ton Rom politisch unabhängigen Staaten gemeint^ sondeni im staats- 
rechtlichen der Inbegriff der nicht im römischen Gemeinde- oder Frivat- 
eigenthum stehenden Territorien, und soll hier lediglich die Frage 
beantwortet werden, in welcher Form und wie weit die rOmischen 

19* 
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Magistrate mit den in diesem Sinne aiisl&ndisehen Gewalten befugt 

sind Verträge einzugehen. 
««^^ Wie bei den Verträgen der Gemeinde die formalen ])i ivatrecht- 
lirhen Normen überhaupt keine Anwendung finden, sondern sie von 
jeher und durchaus in der Weise des privatrechtlichen Consensual- 
vertrags zu Stande kommen, so ist auch der mit einer anderen Ge- 
meinde von der römischen abgeschlossene Vertrag einer derartigen 
Fixiruug weder bedürftig noch streng genommen ßlhig. Das rechtlich 
entscheidende Moment ist dnrchauB der Wille der vertragsehllessenden 
Gemeinde. An Bich können derartige Vertfftge von jedem Beauf- 
tragten al^geechloBsen werden und es sind solehe von untergeordneter 
Bedeutung b&ufig durch Personen ohne amtliche Stellung und form- 
los eingegangen worden. Wichtigere staatUche Vereinbarungen pflegen 
von den Magistraten mit Imperium in feierlicher Weise abgeschlossen 
zu werden, Bttndnissvertrftge von den n&chst beikommenden Ober- 
beamten, Unterwerfungs- und Friedensverträge überhaupt von dem 
Feldherm, der den Krieg zu Ende geführt hat ; nur einmal, nach dem 
ersten ])unisclieii Krieg, sind für den Friedensschhiss eigene ausser- 
ordentliche Beamte von den Comitien creirt worden. Von der Mit- 
wirkung des Senats bei den Friedensvertragen durch die dem Feld- 
herrn beigegebenen senatorischen Commissionen wird bei dem Senat 
gesprochen werden. 

fonuSr Abschluss des Vertrags erfolgt regelmässig mündlich durch 

Frage und Antwort und wird wie der mnndliche Privatvertrag ge- 
wöhnlieb sofort schriftlich aufgezeichnet. Sollemnisirt vrird der Staats- 
vertrag, wie alle nicht dem Privatprozess unterliegenden und also 
rechtlich nur das Gewissen bindenden Uebereinkfinfte, durch den hin- 
zutretenden Doppeleid (foedug). Jede der eontrahirenden Gemeinden 
obernimmt durch einen ihren Gebräuchen entsprechenden religiösen 
Act die Verpflichtung den Vertrag getreu zu halten und ruft für den 
Fall des Zuwiderhandelns die Verfluchung (execratio) der Götter, bei 
denen geschworen wird, herab auf die Vertragsbrüchige Gemeinde. 
Bei diesem bestärkenden Eidschwiir handelt also jede Gemeinde für 
sich, wahrend der Act, der dadurcli bestJlrkt wird, die Form des Ver- 
trags hat. Gewöhnlich folgt auf diesen Vertrag die öffentliche Auf- 
stellung der entsprechenden Urkunden zu bleibendem Gedächtnis», in 

Kum der Regel nach auf dem Capitol am Tempel der Fides publica 
pqpUU Bcmam, 

Aber der also abgeschlossene Staatsvertrag hat, wie bemerkt, nur 
insoweit Bechtskraft, als die Gemeinde mit demselben einverstaiideB 
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ist. Dies Einverstftndniss ist selbstvwrsttndlich bei allen Offizier»- uad 
FeldbemiTertrftgen, ohne die ein Commando nicht gefQhrt werden kann 

und die der Kriot^sprebrftnch mit sich bringt; nicht minder wo der Ge- 
meiod»' der \ ertrag lediglich zuoi Vorthril f?ereicht, wie zum Beispiel 
bei dtiu Uuterwerfun^vertrag von Seilen der obsic<?endeii Gemeinde. 
Bei Verträgen anderer Art wird dai::» -^^u die Zustimmung der Ge- 
meinde so weit möglich vor dem Abschiuss des Vertrages eingeholt; 
und nach römischem Gebrauch giebt sie dieselbe regelmässig durch 
Ent45t'üduHg zweier dem für den Internationalverkehr eilige richteten 
FetialeDCoUegitun angehOrigeB Priester zur Vollziehung jenes Eid- 
schwurs. Ueber diese Entsendung entscheiden nidit die Gomitien, 
sondern die Centralregierung, der Vorsitzende des Senats im EinYor- 
ständniss nut diesem. Es liat dies in Verbindung mit der die ent- 
wickelte Repttblik beherrschenden Tendenz die auswärtigen Angelegen- 
heiten im Senat zu concentriren dahin geführt, dass in der spftteren 
Zeit die kriegführenden Magistrate in den Verhandlungen mit dem 
Feind sich auf milit&rische Abmachungen bescbrftnkten und so weit 
möglich selbst die Präliminarien nach Rom verwiesen, was allerdings 
unter den erweiterten Verhältnissen, namentlich bei ausFpritalischen 
Krieo^pn nirbt eintrehaUen werden konnte. Der Definitivvertrag bleibt 
immer den römisctieii Behörden. 

Den ohne Vor wissen der Gemeinde für diese von dem Feldherrn Abiahnnng 
abgeschlossenen Vertrag kann die Bürgerschaft als nichtig behandeln, oememde. 
wobei jedoch, iiauieiitlich wenn der Abschiuss in sacraler Form ge- 
schehen ist, alle diejenigen Personen, welche diesen Act vollzogen 
heben, insbesondere der dabei mitwirkende Feldherr als persönlich 
durch jene Exeeration belastet dem Staat, mit dem der Vertrag ab- 
geschlossen ist, gleichsam wie Kriegsgefangene überliefert werden. 

FOr die Aufnahme der Fetischen EriegfQhrung, wo kein Vertrag 
entgegensteht^ bedarf der Feldherr der Zustimmung der Bürgerschaft 
nicht Aber zum Brechen des geschlossenen Staatsvertrags oder auch 
nur zur Constatirung des von Seiten des anderen Contrahenten er- 
folgten Bruches und demnach zur Behandlung desselben als Landes- 
feindes, drt? beisst zur Kriegserklärung ist der Magistrat von sich 
aus nicht Infugt, sondern bat den entsprechenden Antrai; au den 
benat und die Bürgerschaft zu bringen, worüber weiterliin gehandelt 
werden wird. Indess kann bei offeuem Vertragsbruch und insbesondere 
bei Eröffnung der Feindseligkeiten von der andern Seite der Kriegs- 
beginn der Kriegserklärung voraufgelien. 

Zum internationalen Verkehr, wie er namentlich durch Entsendung 
und Empfang von G^eindeboten sich TOlhsieht, ist im Allgemeinen 
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zwar jeder Magistrat befugt; mdess wenigstens in historischer Zeit 
ist diese Befugniss dadurch heschränkt, dass dieser Verkehr, so weit 
die VerhältDisse dies gestatten, im benden wie im Empfangen ia 
der Hauptstadt concentrirt, also dies magistratische Kecht wesent- 
lich nur von den zur Zeit dem Senat Vorsitzenden Oberbeamtea 
ausgeübt wird. . 
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Wenn das rOmiBche G^meinwesea ins Leben getreten ist als fest 

formulirte Monarchie und auch in der republikattittshen OrdnuDg die 
Magistratur auf sich selber ruheod der Bürgerschaft gegenüber 
steht, so ist dennoch die Magistratur rechtlich gebunden sowohl dem 
einzelren Borger gegenOher wie gegenüber dem Rath der Apltpsten 
und der in rechter Forin versammelten Gesammtlieit der Bürger. 
Die dem einzelnen Bürger zustehenden von der magistratischen 
"Willkür nicht abhängigen politischen Hechte, die Fähigkeit zum Ge- 
meindeamt zu gelangen, der Anspruch auf die Wehrgemeinschaft und 
auf die Rechtspflege sind in der Darstellung der magistratischen 
Functionen mit entwickelt worden. £s bleibt noch übrig darzulegen, 
in wie m^t der Hagistrat, ohne den keine Qemeindehandlnng voll* 
sogen werden kann, verpflichtet ist dabei die Hitwirkung der Ge* 
meinde herbeizttfQhien, indem er entweder die Tersammelte Bürger- 
sehaft oder den Rath der Aelteeten um ihre Heinnng befragt Dabei 
liegt nrsprttnglieh das Prineip ni Qmnde, daes die Hagistratur ver- 
pflichtet und berechtigt ist die bestehende Rechtsordnung zu band' 
haben, aber eine Abweichung von derselben im einzelnen Fall, wie sie 
snm Beispiel in der Kriegserklärung und im Testament enthalten ist, 
um so viel mehr also eine allgemeine Abänderung Herseihen die Zu- 
gtimTnnn?? jener Factoreu erfordert. Im Laufe der Ilntwickelung haben 
die Güll seil Uenzen dieses Gruiui^^eilankeiis sich wesentlich verschoben. 
Die Vei s;iiumlung der Bürgerschaft machte sich frei von der Mit- 
wirkung des Raths und wurde, obwohl der Magistratur die Initiative 
blieb und die Coraitien niemals wie die hellenische Ekklesia formale 
Omnipotenz erlaugt haben, dennoch materiell mehr und mehr der 
TrAger der Gemeindesouverftnet&t. Der Rath der Aeltesten in seiner 
uraprQngliehen Gestalt verlor seinen Antheil am Genieinderegiment, 
gewann aber in der erweiterten patricisefa*plebejischeD Form dasselbe 



298 



FttalkM Baeb. Die Oomitimi luid der Beut 



zurürV mittelst der in immer steigendem TTnifanp: sich pinstpllendpp 
Bindung der Magistratur an seine Rathschläge. Endlich unter dem 
PriDcipat hörten die Comitien auf zu functioniren und wurde der 
Senat der rechte Träger der ^ olk^^souveränetät, deren formale Voll- 
endung mit der factischen Zurückführung der Einherrschaft Hand in 
Hand ging. Es sind diese Verhältnisse, welche hier zur Darstellung 
kommeiD« 
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L Befragung der Bürgerschaft. 

Von der rdmiscben Bftrgenclialt'ist im ersten Bneli gehandelt 
worden. In der Ältesten vorhistoriBcben Epoche wird eie durch die 

Gesatnintheit der GeschlechtsgenoSBen, der Patricier gebildet, tu 
historischer Zeit durch die Oesammtheit dieser Patricier und der aus 
der Hörigkeit bervorgegangenen GemeindegeDOsseD, der Plebejer. Eine 
Sondergesamintheit der Patricier giebt es in dieser Epoche im poli- 
tischen Sinne nicht, wohl aber eine Sondergr^aninitheit lU r Plebejer, 
welclie zwar nicht die Bürgerschaft ist, aber in mancher Uiuäicht 
gleich derselben functionirt. 

Eine gewisse allgemeine Mitwirkung der BürgersciiafL bei ***if[it 
Öffentlichen Geschäften ist gegeben m <ier UiUeröagung der Vollziehung 
derselben im privaten Raum; dieser Schranke, deren politische und 
sittliche Bedeutung nicht leicht m hoch angesehlagen werden kann, 
ist die magistratische ThAtigkeit, wo sie mit Privaten in Berührung 
kommt, darehauB, namentlich bei der Bechtspflege und bei der Aus- 
bebung unterworfen worden und unterworfen geblieben. Die Ver^ 
handlung vor dem Umstand (m conventicne oder cmiime) ist der 
Regel nach insoweit formlos; indess kommt sie auch, namentlieh bei 
den Sacralacten der ältesten Zeit, in der Steigerung vor, dass die 
Bürgerschaft nach ihren Abtheilungen gegliedert einem öffentlichen 
Act assistirt. Tn dieser Weise werden die Inauguration des Königs- 
Priesters und der übrigen höchsten Priester der Gemeinde vollzogen 
und wird die Schätzung mit feierlichem Sohnopfer abgcschlosben. 

Die effective Mitwirkung der Bürgerschaft bei einem öffentlichen Giied«r«»f. 
Act, welche die Willensäusserung jedes daran betheiligten üiirgers 
einschliesst, hat zu ihrer nothwendigen Voraussetzung ihr Zusammen- 
treten in Teriaflsangsmassiger Gliederung, die comilta, deren Formen 
im ersten Buch entwickelt woiden sind. Zu Grunde liegt dabei 
die bürgerliche und militärische Doppelibrm; insofern jeder Bürger 
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auch Wehrmann ist, kann die Bürgerschaft entweder nach ihrer 
bürgerlirhen Gliedening zusammentreten, thcils in den nach den 
Geschlechtern geordneten Curien, theils in Hpti in drr Hrii]pts;irhe auf 
dem Wohnsitz ruhenden Tribus, oder nach den militai i-( hen Ab- 
theilungen, den Centuneu» In der patricisch-plebejisclieu Bürgen>chaft 
ist die Curienversammlung zwar für gewisse mit den Geschlechts- 
Verhältnissen sich berührende Privatsachen in Kraft geblieben, aber 
dte Leitung derselben auf den Obcrpontifex Ubergegangen (S. 28) 
«Bd ZU den zwischen dem Magistrat und der Bfirgersehaft zu verein- 
barenden Acten können also die von den Curien beatfttigten f&r die 
republikanisebe Epoche nicht gerechnet werden. Die eigentlich poli- 
tischen Gomitien dieser Zeit treten entweder nach den Tribus oder 
nach den Centurien susammen. Die Plebe, welche als solche keine 
Wehrmannschaft ist, tritt zusammen als ecncümm anftoglich nach den 
Curien, später nach den Tribus. Die militärisch geordneten Comiiien 
sind langwieriger und förmlicher als die der bürgerlichen Ordnung, 
aber auch vornehmer und aristokratischer. Es wird bei der CoiiipptriiT" 
zu zeippfi sein, dass eine Reihe von Beschlossen nur in dieser Form 
gefasst werih n konnte; aber auch umgekehrt ist für andere Acte die 
bürgerliche Form vorgeschrieben worden. Eine allgemeine Abgrenzung 
zwischen den verschiedenen Formen hat wenigstens in der uus besser 
bekannten Epoche nicht bestanden und auch von dem plebejischen 
CondUum gilt fhr die Epoche nach dem AhschlusB der stftndisehen 
Kimpfe den Comitien gegenüber dasselbe. Wo Herkommen oder 
Specialgesets nicht anders bestimmen, hat die Bürgerschaft in jeder 
der drei Formen befragt werden ktanen. 
v«|^^^ru- Die Regel, dass jede Omneindehandlung ein magistratiseher Act 
Bmftaf. ist, gilt anch für die hier in Rede stehenden. Auch sie volliieht 
der Magistrat, aber er vollzieht sie nur nach erlangter Zustimmung 
der Bürgerschaft. Die Berufung derselben zu diesem Zweck ist ohne 
Zweifel nach der patricischen Ordnung Königsrecbt Tn der patricisch- 
plebejisnhen steht die Berufunp: (ier Btirgerschaft, wenn von der in 
dieser Kiiorhe nur für Privat i^MjscIiatte competenten unter der Leitung 
des Oberpontift'x /usamineutret^nden Curienversammlung abgesehen 
wird, bei dem Oberanit, das heisst bei dem Consul, dem luterrox, 
dem Dictator und dem Prätor so wie bei den Ausnahmebeamten 
mit constituirender Gewalt und zwar ohne Unterschied der Fmiu. 
Den Censoren, den enruliaehen Aedilen und dem Oberpontifsx Ist 
ausnahmsweise fbr die von ihnra auferlegten schweren Bussen die 
Berufung der niederen Gomitien eingerftumt Dem Yolkstribnnen steht 
nach Analogie der Consuln, den plebejischen Aedilen nach Analogie 
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der curulischen die Berufung der Plebs zu. Allen übrigen Beamten 
80 wie der PromRtristmtur maDKelt das Recht im eigenen Namen die 
Bürgerschaft zu berufen, je. loch li\sst (h^ Strafverfahren insoweit Ver- 
tretung zu, dasB auf Geheiss eines Oberbeamten der Quftstor, ebenso 
durch Vermittelung eines Oberbeamten der Gemeinde der Volkstribua 
die Bürgerschaft für diesen Zweck zusammenruft. 

Die Modalitäten der Berufung und det Beschlussfassung der Bürger- 
schaft und der Plebs fassen wir hier in der Weise zusammen, dass 
die für die speziellen Formen geltenden Abweichungen, so weit sie 
hier Berficksichtigung finden können, bei den einseinen Stadien ange- 
merkt werden. 

Die Berufung der BOrgenehaft wird immer eingeleitet durch die^^^t^ 
magistratiBcbe Bekanntmachung des Gegenstandes und des Tages der 

Verhandlung. 

Hinsichtlich des Gegenstandes genügt bei Wahlen und Gerichten 
die allgemeine Ankündigung der beabsichtigten Vorlage. Der Gesets- 
entwurf muss nach den Ordnungen der historischen Zeit in seinem 
Wortlaut 'schriftlich ausgehängt werden; Aenderung desselben nach 
dein Ausliaii^: ist unzulässig. Tu der letzten Zeit der Republik ist 
ausserdem ^iiederlegung eiuer Abschrift des Entwurfs im Archiv der 
Gemeinde vorgeschrieben. 

Gesetzlich feste Tage für die Comitien kennt nur die ftltestn ' c^^.^i*" 
Ordnung für die der Curien, welche in jedem Jahr am 24. März uod 
am 24. Mai zusammentreten insbesondere ffir die Gutheissung der 
Testamente. Fftr die Bflrgerversammlung der späteren Zeit setst der 
Magistrat den Tag nach Ermessen an; nur sind davon ausgenommen 
theils die festen Gerichtstage (dte» fiuii)^ theils die Feiertage, mögen 
dieselben kalendarisch fixiert sein (Äes nefatii^ oder ordentlicher oder 
aus.seronjentlicher Weise von der Magistratur angeordnet werden ; ferner 
in der späteren Republik die Anfangstage der durch das Jahr laufenden 
achttägigen Marktwochen. Zwischen dem Tag der Bekanntmachung 
und dem der Verhandlunrj sollen, beide Tage eingerechnet, mindestens 
drei solcher Wochen {trinum nundinuin) liegen; indess haben, wo 
Gefahr iu Verzug war, die Mai'istrate von dieser Fristbestimmung 
sich häufig dispensiren lassen oder sich selber dispeusirt. — Die Ver- 
handluuL' hat bei Tapre stattzufinden un I i)eginnt der Regel nach nrit 
SouneiiaLiigang; vor öuunenaufgang uud nach Sonnenuntergang ist sie 
nicht zulässig. 

Oertlich kann die Bürgerschaft nur unter freiem Himmel zu- 
sammentreten und nur so weit das stftdtische Amtsgebiet (S. 96) \'SSS^ 
leldit. Im Bereich des militftrischen ist in der früheren Republik 
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Abhaltung einer BürgerversammluDg nach Tribus im Lager versaeht, 
aber alsbald untersagt worden und das Beginnen der Pompeianer in 
der Aj^nnie der Republik Centuriatcomitien auf makedoniscbem Boden 
abzuhalten steht gänzlich verehiT-o^t. Tm Besonderen tritt die bürger- 
liehe Versauimluug der Curien immer zusammen innerhalb des Mauer- 
rings, in der Regel auf dem danach beuanuten cnmitium am Markt, 
die üiiliülrische der Centurien immer ausserhalb desselben innerhalb 
des ersten Meilensteins, in der Regel auf dem Marsfeld. Die minder 
streng behandelte Versammlung der Tribus, sowohl die der Bürger- 
Bchaft wie das ConeüiBm der Plebs, kann im Bttdtischen Amtbezirk 
innerhalb wie ausflerhalb der Mauern stattfinden; in der Regel tritt 
sie in früherer Zeit zusammen anf dem Hofe des capitolinischen Jnpiter- 
tempels, späterhin für Gesetse auf dem Ferom, Ittr Wahlen auf 
dem Marsfelde, wo in angustischer Zeit dafür ein eigener Stimm- 
platz (saepta /«{ia) nebst dem AnBEfthlnngsgeb&nde {iBMbUorwm) ein- 
gerichtet wurde. 

iMi^toiide Hinsichtlich der vorbereitenden Discussion gelten verschiedene 
obNOMioii. Ordnungen, je nachdem es sich um eine Wahl, um einen Prozess oder 
um einen (iesetzentwurf handelt Bei den Wahlen scheinen vor- 
bereitendp Krörterungen unter magistratischem Vorsitz sei es durch 
Sitte, sei es durch Gesetz UQtersa<;t gewesen zu sein; die übrigens 
herkömmliche und energisch entwickelte Aemterbewerbung ist allem 
Ansehein nach lediglich auf private Tätigkeit angewiesen gewesen. 
Bei den Gerichtskomitien ist umgekehrt, wie gezeigt ward (S. 3;^2), 
die Torlierige Verbandlung der Sache in drei Terminen vor der Ge- 
meinde dnreli den in erster Instanz entseheidenden Magistrat geeets- 
lich vorgeschrieben. Bei Gesetsentwttrfen ist es nickt nothwendig, 
aber zulftssig und gewöhnlich, dass der Antragsteller und wem es 
sonst von den zu Öffentlicher Rede berechtigten Magistraten beliebt 
sich darüber vor der Bürgerschaft empfehlend (suasimeB) oder ab* 
rathend {dissuasiones) äussert, auch nach Ermessen Privaten das Wort 
darüber verstattet. Diese vorbereitenden Verhandlungen werden immer 
vor der nicht gegliederten Gemeinde der Regel nach nicht an dem 
Abstimmungstag selbst und meistentheils auf Hem Markte abgehalten, 
wo in ziemlicher Entfernung von den gewöhnlichen Abstimraungs- 
stellen sich der regelmässig benutzte Sprechplatz (rofdra) befand. 

An dem Morgen des für die Abstimmung angesetzten Tages 
wird die Bürgerschaft durch Heroldsruf aufgefordert sich zur Ab- 
stimmung an dem vom Magistrat bestimmten Ort einzufinden. 

Gleichzeitig erbittet bei Berufimg der Sammtgemdnde der die 
Gomitien leitende Magistrat die Genehmigung der Götter durch 
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Aiupicatlon (S. 219). Bei den Versammlungen der Plebs fällt diese 
neg. Einspruch kann aber die Gottheit auch nach der Fragebeant- 
wortung und wo die Befraj^ung wegfällt während der Verhandlung jeder- 
zeit thun und es muss in diesem Fall dieselhe abgebrochen werden. Aus 
diesem Grunde ist es üblich bei jeder Versammlung Aufrurn anzuziehen. 

Der Magistrat leitet die Abstimmung sitzend auf einer erhöhten ^Jgjj 
Estrade, auf welcher seine Collegen und die oberen Magistrate über- 
haupt, soweit sie zugegen sind,- ebenfalls Platz nehmen. Nach ver- 
richtetem Gebet richtet er die zur Entscheidung stehende Frage an 
die Tor ihm stehenden Bürger. Er bestimmt sodann, wenigstens bei 
der TribittTersammlung , dureh das Loos, in welcher Abtbeilnng die 
anwesenden stimmberechtigtea, aber keiner Tribns angehörigen Baiger 
der latiniseben Bnndentftdte fikr diesmal ihr Stimmrecht ausmüben 
haben (S. 61). Alsdann weist er die bis dahin ungegliederte Borger- 
Schaft an sich ein jeder in die ihm ankommende Stimmabtheilung zu 
verfügen, wobei die verschiedenen Formen derComitien massgebend sind. 

Die Abtheihingen stimmen nach der bürgerlichen Ordnung simultan, ^d'^Av' 
nach der militärischen succcsiv. Wie die dreissig Curien stimmen die 
allraähüfh von einundzwanzig bis auf fünfunddreissig vennehrtauTribus 
immer, so viel ihrer sind, gleichzeitig. Die Centurien daliegen stimmen 
nach ihrer Gliederung und es hat wie in derCenturiinin;^ selbst fS. 34 fg.) 
so in der Gliederung für die Abstimmung die Ordnung gewechselt. 
Nach der ursprünglichen Stiramurdiiung werden zuerst die Kitter- 
centurien aufgeruteti und zwar in zwei Gliedern, so dass anfänglich 
wahrscheinlich erst die sechs patridschen, dann die zwölf plebejischen, 
späterhin umgekehrt erst diese, dann jene ihre Stimmen abgaben. 
Danach folgten die Centurien des Fussvolks in fanf Gliedern, von 
denen das erste die 81 Centurien der YoUbewaffiieteny die vier 
folgenden die nbrigen 94 Stimmabtheilungen umlasste, wobei indess, 
wenn dnnsh die Stimmen der höhexen Olieder die absolute Majori- 
tät erreicht war, die nachfolgenden ausfielen. Die sp&tere Stimm- 
ordnung ist, wie früher angegeben ward (S. 36), namentlich modificirt 
durch die Reduction der ersten Klasse des Fussvolks von 81 auf 70 
und die Steigerung der vier niederen von 05 auf 105 Stimmen. Die 
siebcn^jliedrige Abstimmung ist geblieben, al er dahin abfreftndert, dass 
das Vorstimnirerht auf eine aus den 7u der ersten Stninnklasse des 
Fussvolks jedesmal ausgelooste Centurie (centuria praerogativa) über- 
tragen ist und die früher vorstimmenden zwölf plebejischen Rittercen- 
turien mit den übrigen 69 der ersten Klasse zusammen in zweiter Reihe 
stimmen, worauf die sechs patricischen Rittercenturien and auf diese 
die vier letzten Stimmglieder folgen. Es wurde auf diese Weise theils 
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das wichtige Yorstiminrecbt den Rittern entzogen, theils die Majorit&t- 
finduDg, welche naeh der alten Ofdnmif sehen dvrch die Abfrtnnmnng 
der ersten Stimmklasse des FuBsrolks erreicht werden konnte, da 
jet2t diese nnd die Bitterschaft zasammea yon den 193 Stimmen nur 
88 inne hatten, in der Weise geordnet, dase anl jeden Fall die sweite 
dieser Stimmklaasen zur effectiven Stimmabgabe gelangte. 
^ffflStiir Abgabe der Stimmen, bei welcher alle Bisenssioii aus- 

geschlossen ist, besteht in der Antwort auf die Frage nnd zwar bei 
dem Gesetz wie bei dem Prozess, das heisst bei den ursprünglichen 
Comitien, schlechthin in dem einfachen Ja oder Nein. Auch von den 
erst später eintretenden Wahlen gilt so lange dasselbe, als dem 
Magistrat dabei der Vorschlag zusteht; (Iber das spätere Wabherfahren 
mit Initiative der abstiiuuienden Bürger wird in dem Abschnitt von 
der Competenz der Comitien g» spi ochen werden. Formell wird die 
AbsiimiHUUg in der Weise vollzogen, dass der einer jeden Stimm- 
abtheilung angewiesene abgegrenzte Raum geschlossen wird und der 
Stimmberechtigte, indem er ans demselben anstritt, dem von dem 
Magistrat der Abtheilnng gesetzten „Frager* (rogaior) mttndlieh die 
Antwort auf die Frage giebt, welche dieser anl der Stimmtafel ver- 
zeicbnet. Im Laufe des letzten Jahrhunderts der Republik ist anstatt 
der mündlichen die schriftliche Abstimmung aufgekommen nnd hat 
schliesslich die ältere Form vollständig ?erdrftngt Für dieses Ver- 
fahren wird am Ausgang des Stimmraumes ein Stimmkasten {cista) 
aufgestellt, in welchen der Abstimmende seine Stimmtafel (iabella) 
wirft, worauf dann dns FrL':ebniss der Abthei Innpswahl durch Aus- 
zähhin]? der Tafeln gefunden wird. Minimalzalileu kennt die römische 
Ordnung bei den Comitien nicht; die im einzelnen Fall erschieneneu 
Stimmberechtigten vertreten immer für jetzt und spcäter die gesammte 
Bürgerschaft. So weit relative Majüriläi vurkuuimen kann, was nur 
bei den späteren Wahlcomitien der Fall ist, genUgt fUr die Abtheilung 
auch diese. 

ifnd K nun? 1^ von der Abtheilung gefondene Ergebniss wird dem vorsttsen- 
£^«bDut^. Magistrat mitgetheilt und, wenn sftmmtliche zugleich stimmende 
Abtheilungen diesen Bericht erstattet haben, das Ergebniss von dem Vor- 
sitzenden verkündigt. FQr das Gesammtergebnis wird die absolute 

Majorität der Abtheilungen erfordert Zu dessen VerkIkndiguDg ist der 
Magistrat bei Gesetz- und Prozesscomitien unbedingt verpflichtet und 
im Allgemeinen auch bei demWahlact, obwohl hier bei dem mit Initiative 

der Bürgerschaft vollzogenen der Beamte in früherer Zeit Öfter mit Erfolg 
das Tlo( ht in Anspruch nahm die Verkündigung des Ergebnisses abzu- 
lehnen. Wird keine Majorität erreicht oder gehingt aus anderen. 
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Orflnden der Act nicht zum Ziel, 80 wird er als nichtig behandelt 
und nicht an einem sp&teren Tag fortgesetzt, wohl aber nach Um- 
atänden wiederholt. 

Den gesammten Act beherrscht die Auffassung, dass die Betheiligung ^'J^jJ'J;^ 
der Btirgerversammlung bei der TVilleosfindung für die Gemeinde wie coniM«. 
formell unentbehrlich, so materiell in drn engsten Grenzen zu halten 
ist. Alles Mitreden und Mitregiereu der Bürger insgemein ist aus- 
geschlossen. Befragung der einzelnen rersoueu und Majoritätfindung 
liegt den beiden correlaten Institutionen der Comitien und des Senats 
gleichmässig zu Grunde; aber im schärfsten Gegensatz antwortet auf 
die magistratische Frage der Bürger mit Ja oder Nein, der Senator 
mit seiner begründeten Meinung. 

Abgesehen Ton der den Act absehliessenden Verkfindigung des ,j^^;^'**J;, 
Ergebnisses durch den vorsitsenden Beamten, ist eine Veröffentlichung 
des Volkssehlnsses zu bleibendem Gedftchtniss im einseinen Falle häufig 
angeordnet, aber allgemein erst eingeführt worden, als es mit der 
Republik zu Ende war, durch Caesar. Für die Consta tirung der be- 
stehenden Gesetze hat es die römische Repuidik an jeder geeigneten 
Fürsorge fehlen lassen und auch die private Thiitigkeit die Lücke 
nur unvollkommen ausgefüllt. Erst unter dem Principat ist hiefür 
wenigstens eiuigermassen das Erforderliche geschehen. 
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Der patn DcF Scuat dOF Tdiiulseheii Gemeinde ist eine Doppelinstitution 
d«r sowohl der Zusammensetzung nach wie nach seiner im vierten Ab- 

•m^Pma* schnitt erörterten Competenz. Neben einander stehen der Senat der 
patricischen Bürgerschaft und derjenige der patricisch - plebejischen 
völlig verschieden in ihrer politischen Geltung. Der patricische 
Senat ist, insofern jedes Mitglied desselben dorn Bpjrrif?e nneb 
König ist und thatsächlich als solcher fungiren kann , der rechte 
Trager der Magistratur, der lebendige Ausdruck des ewigen über der 
Bürgerschaft stehenden Königthums, und zugleich, insofern jeder Schluss 
der Bürgerschaft seiner Bestätigung unterliegt, die Controle und das 
Complement der an der Bflrgerschaft haftenden somrAiien Gemeiiide- 
gewalt Der patrieisch-plebejische Senat ist nicht viel mehr als eine 
stllndig das Oberamt beratbeode Versammlang. Fttr die geschiebt- 
liehe Zeit ist der patridsche Senat eine abgestorbene Institution, der 
patriciseh-plebejische die factische Gemeinderegierung; jener hat die 
Falle der Rechte bei dem Mangel der Macht, dieser die Fflile der 
Macht bei dem Mangel der Rechte. Dennoch sind beide nicht von 
einander zu trennen, insofern der patricische Senat in dem patricisch- 
plebejisehen enthalten und dieser aus jenem erwachsen ist durch Er- 
weiterung des Kreises wie der Functionen, von denen dann die an 
sich schwilchereii die alten verfassungsmnssigen Befugnisse des engeren 
Kreises überwachsen und überdauert haben. 

Ttt«ktor. Die Benennung somtus, der Rath der Aeltesten, ist der Körper- 
schaft als solcher, so viel wir wissen, von jeher eigen gewesen, und 
auch später für sie iu ausschliesslichem Gebrauch geblieben. Aber die 
otficieUe Anrede an den patridsch-plebejischen Senat, patres (et) cm- 
scr^i^ das heisst Patricier und Eingeschriebene soll ohne Zweifel ans- 
drttcken, dass nicht alle Eingeschriebene dem eigentlichen vollberech- 
tigten Fatridersen&t angehören, und wo dieser gemeint ist, werden auch 
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in technischer Rede die patres allein genannt, eigentlich die Patricier, 
in dieser Verwendung, welche erst nach der Aufnahme der dazu den 
Gegensatz bildeiulcn Plebejer aufgekommen sein kann, die yiatricischeu 
Senatoren. Für das einzelne Hathsniitglied fehlt es an einer ofticielleu Be- 
zeichnung; smator. ohne Frage die ursprüngliche Benennung des Mit- 
glieds des engereu Kaths, ist dem Plebejer von Rechtswegen nicht zu- 
gekommen und um den persönlichen Gegensatz zu Terschleiem, aus dem 
officiellenGebraiidi beseitigt, indemgewdbnlielieii abtuivTertllgeiiieiiiert 
worden; aus demselben Grunde hat man es auch vermieden der Sammt* 
bewiehnung patres eonaer^ die Titulatur .des einzelnen Mitglieds zu 
entnehmen. Unter dem Principat wird das Prftdieat vir eUtrisrnm 
zur senatoiischen Titulatur und ist gesetslieh als solche gegen das 
Ende des zweiten Jahrhunderts festgestellt worden. 

Die Mitgliederzahl wird von jeher als eine feste betrachtet und '" 'ffl *^ 
darin zunächst unterscheidet sich der Senat von dem magistratischen 
in beliebiger Anzahl berufenen GeschJ^ftsbeirath, dem consilhwr Als 
nnrninl gilt ft^r die Urgeineinde die Zahl von hundert, also für da - drei- 
eiuiLTf Krim der Titier, Uamner und Lucerer die von dreihundert. In 
historisclier Zeit unterliegt der patricisclie Senat in Hinsicht der Zahl 
keiner gesetzlichen Fixirung, Hagegen wird die Zahl dreihuuU» i t ;(uf 
den patricisch - plebejischen bczogeu und ist für diesen lange Jahr- 
hunderte in Geltung geblieben. Erst als in Folge der ^'euordnung 
des Stnifrerfahrens sich die Kothwendigheit nicht abweisen Hess fbr 
einigermassen genügende Besetzung der grossen Gescbwoniengerichte 
den Senat erheblich m verstärken, hat Sulla die Mitgliederzahl auf 
sechshundert festgestellt und diese hat noch Augustus festgehalten. 
Indess haben die weiterhin zu erwähnenden Momente, an welche 
gesetzlich der Eintritt in den Senat geknttpft ist, eine Ueberschreitung 
der Normalzahlen von drei- oder sechshundert häufig herbeigeführt. 
Die effective Zahl der Senatoren scheint in republikanischer Zeit von 
der normalen sich nicht wesentlich entfernt zu haben ; unter dem 
Principat liat, namentlich in FoIl'p der kaiserlichen den ausserordent- 
lichen F.intritt in den Senat herbeiführenden Anordnungen, die Effectiv- 
zahl sich allmählich in dem Grade erhöht, dass die normale ihre Be- 
deutung verloren hat. 

Eine andere Qualiticatiou für den patricischen Senator als dieses .siirnti^ h« 
älteste Bürgerrecht besteht nur insofern, dass allein senioreSf das uuön. 
heisst Uber 46 Jahre alte und also vom Felddienst befreite Männer 
befugt sind im Ratbe zu sitzen. Dass die Plebejer , so lange ' sie 
bloss Sehutzgenossen waren, dem Senat nicht angehören konnten, ist 
selbstverständlich; dass die Anerkennung ihres activen Bftrgerreehts 

20» 
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eben von ilirer Zulassung zum Senat aiispcp-anfTen ist. sie fiber in 
demselben zunildist eine untergeordnete stt lliiiii; eingenommen und 
nainentlicli nur das Stimm-, nicht das Redereclit erhalten haben, wird 
weiterhin bei der Geschäftsordnung auseinander gesetzt werden. 
verbiUni«« Die Zusammensetzung der ursprünglichen Bürgerschaft aus einer 
^BigbtnB Anzahl geschlossener üeschlechter legt die Frage nahe, ob nicht ur- 
tSiMiikn. sprünglich der einzelne Senator aus dem Gosefaleeht ohne Mitwiikuog 
der Organe der Gemeinde herrorgegangen Ist und der Senat in fleiner 
Gesammtheit weniger eine Gemeinde^ als eine Geschleclitenrertretiing 
gewesen ist Indess die wenn nicht uraprOngliehe, so doch jedmfaUs 
uralte energischeDurchfflhmng der staatlichenEinheit unter Beseitignng 
aller Selbständigkeit der Gemeindetheile hat einer derartigen Ge- 
sehlecbter?ertretung, wenn sie je bestanden hat, in frühester Zeit ein 
Ende gemacht. Die Ueberlieferung , selbst die in den Institutionen 
bewahrte, weiss nichts von einer demrtigen Senate rencreinmg: sie 
kennt, ohne dass in dieser Hinsicht zwischen dem engeren und dem 
weiteren Senat unterschieden wird, nur die drei Perioden der Sena- 
torenbestellung durch oberamtiiche Ernennung in der Königszeit un<i 
der frühen Republik, derjenigen wesentlich durch die Comitien in 
der späteren und derjenigen durch Selbstergäuzung für den souveränen 
Senat des Prineipats. 
KoniRiich. Die Berufung des Bürgers in den Rath ist sonächst ein Attribut 
ri..ho s,M.v des Oberamts» also des KOnigs und spater der Gonauln und es ist dies 
Hecht, wie schon bemerkt, Yon dem Alter und dem VoUbesits der 
bflrgerlichenDhreniechte abgesehen, an Qnalifieationsvonehrilten weiter 
nicht gebunden. Berftcksichtigung der Geschlechter und der danach 
geordneten Curien und Tribus wird zweckmässig ersehienen sein, aber 
von bindenden Normen in dieser Hinsicht ist, wie gesagt, nichts über- 
liefert. Die Annuität der republikanischen Magistratur hat Ruf dipcp 
Institution der Königszeit keine Anwendung gefunden: ii*M Sen iim 
wird immer ohne Zeitgrenze berufen. Allerdings ist in dem freien 
Emennungsrecht des Magistrats auch dasjenige enthalten den Senator 
ohne Angabe von drunden auszuscheiden und die Stelle anderweitig 
zu besetzen ; aber es ist dies Ausnahme und der wesentlichste Gegen- 
satz des Senats zu dem magistratischen Consilium beruht neben der 
fest geschlossenen Zahl darauf, dass jener nicht wie dieses tou Fall 
zu Fall nach Belieben von dem Magistrat zusammengesetzt wird. Die 
factisehe bei allem Wandel der gesetzlichen Bestimmungen für den 
Senat immer festgehaltene Lebendftnglichkeit liegt im Wesen der 
Institution und es ist also, so lange die Senatoroiereirung dem Oher^ 
arot Terblieb, zu derselben nur geschritten worden, wenn ein Platz 
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durch den Tod oder sonst erledigt war. — Eine wesentliche Um- onsori, 
gestaltung erfuhr der Senut, als um das J. 442 (312 t. Chr.) das 

ovinische Plebiscit das Recht den Senator sowohl zu ereiren wie aus- 
zuscheiden von dein Oheramt löste und es auf die Censoren übertnig. 
Dadurch wurde einen»eits der Senat von dem ObtTJimt eniancipirt 
und auch formell politisch selbständig, andererseits der Senatssitz 
damit dem Inhaber zwar nicht auf Lebenszeit, aber bis zum Eintritt 
der nilchsteii Censoren rechtlich gesichert; in den Zwischenzeiten der 
intervulliieuden Magistratur konnten Senatoren weder ernannt noch be- 
seitigt werden. Foigeweise trat au die Stelle der früheren Ernennung 
und Entlassmig von Fall au Fall jetat die mit den — meist vier- bis 
fOnfjährigen — Schataungstermmen verkollpfte periodische Revision 
des SenatoienverzeicbDlsses. Durch jenes ovinische GesetZi das «durch- 
aus die hosten Kanner* in den Gemeinderath zu wählen vorschrieht 
wurde die freie Handhabung des Ausschliessungsrechts den Censoren 
eingeschärft und vielleicht thatsächlich dasBe]!)e dem consularischen 
gegenftber gesteigert Das hohe Ansehen und die politische Macht der 
Censoren bis zum Ausgang der Republik beruht wesentlich auf der 
Erstreckung ihres Ehrengerichts auf den Senatssitz; die regelmässige 
Lebensläuglichkeit desselben blieb dabei unverändert. Das Er- 
nennun^srofht ist den Censoren niemals gesetzlich entrosren . aber 
in der späteren Kepublik durch die gleich zu erwilbriende geseUliche 
Anw artschaft auf diese Stellungen in Verbindung mit der geschlossenen 
Zahl zuerst beschränkt und schliesslich beseitigt worden. 

I>eu Gomitien steht nach der ursprünglichen Verfassung auf die s«nat«- 
Beeetzong der Senatsstellen keinerlei Einwirkung zu und geradesu ist 
ihnen dieselbe auch si^Uer nicht zugewiesen worden. Aber nach Ab- 
schafiung der Lebenslftnglichkeit des Oberamts musste die magistra- 
tische Senatorenemennung sich nothwendig vorzugsweise auf diejenigen 
Bttrger lenken, die das Jahramt in Ehren geführt hatten; es ist sehr 
wahrscheinlich, dass diese, auch wenn sie noch im dienstfähigen Alter 
standen, dennoch in den Senat eintreten oder vielmehr in ihm bleiben 
durften und zweifellos, dass die Zulassung der Plebejer zu vollem 
senatorischem Recht durch ihre Zubi^siing zum Oberamt herbeigeführt 
ward. Demnach hat wolil s( it sehr In ihr Zeit die Consulwaiil zugleich 
als Präsentation für den J^enntssitz functionirt. Dies hat sich iiilmahlich 
weiter entwickelt, theils indem diese r» :)seT)tation für den ernennenden 
Magistrat bindend ward, ja der formaleu Einwahl in den Senat der 
factische Eintritt der „ebenfalls Stimmberechtigten" {quibus in smaiti 
sententiam dicere licet) vorherging, so dass die Censoren einen solchen 
nur in derselben Weise wie den auf der Liste stehenden Senator aus- 
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scheiden dutften, theils indem die Präsentation für den Senat mehr und 
mehr sich vom Consulat auf die unter diesem stehenden Aemter über- 
trug. Noch in der hannilialischen Zeit beschrnnktc sich die gesetzliche 
Anwart'^c1i;ift nif die gewesenen curulischen Beamten, also auf die ge- 
wesenen ( unsuhK Prätoren und curulischen Aedilen. In der Folgezeit 
ist sie weiter erstreckt worden; zuerst auf die gewesenen plebejischen 
Aedilen, dann durch das atinische Gesetz um die Mitte des siebenten 
Jahrhunderts auf die gewesenen Vnlkstribune, endlich durch Sulla auf 
die gewesenen Quästoren. Durch diese gesetzlichen Anwärter und 
deren sofortigen Eintritt in den Senat wurde die NormateaU regel- 
mässig erreicht oder vielmehr abersehritten und warde» wie schon 
gesagt ward, die censorische Senatorenemennung gegenstandslos. In 
der That wAhlt jetzt die Bargerschaft weniger snm Qttftstor als znm 
Senator nnd weiter durch Verleihung der hftheren Aemter zu der mit 
einem jeden derselben verbundenen Hangklasse. Es ruht also der 
Senat in diesem Stadium wesentlich auf dem Princip der souveränen 
Comitialgewalt und trotz der an die Wahl geknöpften Lebenslänglich- 
keit darf der Senat als eine aus der Bargerschaft hervorgegangene 
Volksvertretung bezeichnet werden. 
seiiÄto- Augustus hat, in 'scharfem Oepensatz gegen die von dem Dictator 
coopuition Caesar auf den Senat angewandte monarchische Ernennung, die sulla- 

anter dem 

Prindpat. nisclie ürdnuug im Wesentlichen wiederhergestellt. Tiberius ir>l t iiien 
Schritt weiter gegangen : entsprechend dem weiterhin zu entwickelnden 
Princip der Uebertraguug |dcr souveränen Gemeindegewalt von den 
Comitien auf den Senat hat er diesem die Creirung der republika- 
nischen Gemeindeheamten überwiesen, worin die Verleihung des Sena- 
torenrechts selbst und der senatorisehen Rangklasse so wie nicht minder 
die Verleihung der an diese Rangklasse geknttpften Anwartschaften auf 
die republikanischen Statthalterschaften und die neuen kaiserliehen 
Aemter zugleich enthalten waren. Hinsichtlich der Qualification gilt 
wie in republikanischer Zeit, da der Eintritt in den Senat und dessen 
Klassen an die Magistratur geknüpft bleibt, was über die Qualification 
zur Magistratur und namentlich ttber deren Steigerung durch die fester 
geschlossene Aemterfolge früher (S. Ili3) ausgeführt ^vnrdcn ist. Prin- 
cipiell ward die SouveriUietilt des Senats vollendi t durch diese Er- 
gänzung desselben im Wege der Cooptation. Ernennung des Senators 
durch den Kaiser ist grundsätzlich ausgeschlossen. Indirect allerdings 
grifl derselbe von Anfang au in die Ernennung ein durch die neben 
dem wahlleitenden Beamten ihm eingeräumte Prüfung der Qualification. 
Ausserdem haben die früheren Kaiser nicht als solche, aber als Gen- 
soren, welches Amt sie zuweilen übernahmen, ohne Rücksicht auf die 
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durch die Normalzalil gezogenen Schranken und mit freier Verfügung 
auch übtT die Rancrklassen innerhalb des Senats, die mit der Censur 
verbundene Senatorenerueonung ausgetiht. Indem dann Domitian die 
Censur ein für allemal mit dem Principat verknüpfte, ist die Er- 
nennung zum Senator unter Beilegung einer beliebigen Rangklasse in 
die Rechte der Krone eingefügt wurden. Das unmittelbare Eingreifen 
des Kaisers in die Senatorencreinrng durch HerbeifOhrung einer durch 
den kaiserlichen Willen gebundenen Scbeinwalil, das heisst durch 
Commendation wird weiterhin xur Sprache kommen. Directe Ein- 
wähl in den Senat bat nur Tereinzelt und durch den Senat selbst zn 
Gunsten der Prinzen des Kaiserhauses stattgefunden. — Die Aus- 
schliessung aus dem Senat ist von den Kaisern nur mittelst der Gen* 
Sur gehandhabt worden ; doch kommt daneben in Betracht, dass theils 
unter den gesteigerten Strafen der späteren Republik und der Kaiser- 
zeit der Verlust des Senatssitzos nicht fehlt, theils von Augustus ein 
senatorischer Census eiiiprrfahrt ward und die Handhabung der Aus- 
schliessung wegen gerichtlichen Urtheils oder wegen Verarmung bei 
dem Kaiser lag. 

Eine Gliederung des Senats in dem Sinn, wie die Bürgerschaft 
gegliedert ist, besteht nicht; der Senat functionirt immer als Ge- 
sammtheit. Die Theilung der Senatoren in Decurien, das heisst dem 
Wortsinn nach in Zebnm&nnerscbaften, der Sache nach in zehn an 
Kopfitahl gleiche Abtheilungen kommt nur zur Anwendung, wenn die 
einzelnen Senatoren in fester Reihenfolge functioniren sollen und ist 
politisch ohne Bedeutung. Die bei der Befragung einzuhaltende 
Beihenfolge und die wichtigen daraus sich entwickelnden Rangklassen 
werden bei der Geschäftsordnung zur Sprache kommen. 

Die Comitien der Bürgerschaft und die Versammlung des Senats, cofr«i»t« 
insbesondere des ursprünglichen patricischen sind correlate Institutionen *^Ä"u.J" 
und die Geschäftsordnung für beide deutlich in Beziehung auf einander "sü' 
Tinrinirt, Wir wenden uns dazu die des Senats zu entwickeln ; sie trägt 
durrli.nis, namentlicli in der Gestaltung der Umfrage den Stempel 
ältester der Epoche des patricischen Staats angehdriger Entstehung 
und im Wesentliclien einer Stabilität, die sich uiindestens durch ein 
Jahrtausend erstreckt. 

Wie jeder Bescliluss der Bürgerschaft, so ist auch jeder Beschlus,^ 
des Senats zugleich der Act eines Magistrats; immer ist er es, der ulru^ag. 
bandelt und der Senat hat, wie die Bürgerschaft, nur zuzustimmen 
oder abzulehnen. Das Recht den Senat zu berufen fällt wesentlich 
zusammen mit dem Recht der Berufung der Comitien; regelmftssig 
beruft ihn der Consul oder in dessen Abwesenheit von Rom der 
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Stadtprätor. Die bei den Coiuitieu zugelassene speciale Erstreckuug 
auf die Censoren und die Aedilen und die Zulassung in gewissen Fällen 
der Stellvertretung fallen bei der Senatsberufuiig weg. Deu Volks- 
tribunen fehlt TOn Rechtswegen die Berufung wie der Comitien so des 
Senats; als indeas dem PlebiBcit mit dem wirklichen Bflrgerschafts- 
sehluBS gleiche Kraft beigelegt wurde, konnte ihnen auch das Recht 
nicht vorenthalten werden mit dem Senat zu verhandeln. Indess ist 
die Berufung des Senats durch den Volkstribun immer exceptionell. 
Aber dass ausser den zunächst zur Berufung und Leitung des Senats 
competenten Imperienträgern auch sie denselben versammeln konnten, 
hat dazu beigetragen den Senat von dem Oberamt zu emancipiren und 
die von Reclitswegen ihm zustehende Hnlfsthätigkelt bei demselb^ 
in factisches Gemeinderegiment umzuwandeln. 
. Ab- Die Vrrhandlungsgefjenstiuide brauchen hei dpr Berufung des 

Senats nicht angegeben zu werden. Ueblich ist es ludess l)ei den die 
Verliältnisse des Gemeinwesens allgemein ordnenden Verhandlungen 
(<lr ri j)ublica)y wie sie regelmässig am Anfang jedes Amtjahrs statt- 
zuhndcn pflegten und weiter nach Bedürfuiss angesetzt wurden, dies 
den Mitgliedern vorher zur Keuntniss zu bringen. 
Di« TSC« Gesetzlich bestimmte Tage kennt die Kepublik so wenig far die 
*"t£Sf Sitzungen des Senats wie fOr die Comitien; erst nach einer Anord- 
nung Augusts tritt der Senat in jedem Monat an zwei festen Tagen 
(sauOus l^mus) zusammen. Gleichzeitige Abhaltung der BQrger- 
und der Senatsversammlung ist wohl von jeher als unzulässig er* 
achtet worden, schon weil die Oberbeamten bei beiden gleichmässig 
betheiligt sind. Wenn es wahrscheinlich Qblich war nach dem Schluas 
der Comitien den Senat zu berufen, namentlich wo es sich darum 
handelte für den gefasstcn Beschluss dessen BestiUigung zu erhalten, 
so sind selbständige Senatssi t zun gen wohl immer vorzugsweise an 
den für Comitien nicht geeigneten Tagen (ilirs fasfi und mfasti) al>- 
gehiilteti worden. Das im Jahre »ioo ergangene pupische Gesetz hat 
dies iurmell vorgeschrieben; ausnahmsweise hat aber auch nachher 
der Senat sich zuweilen an deu hiernach ausgeschlosseneu Tagen ver- 
Bamnielt. — Gleich den Comitieu kann der Senat nur von Sonnen- 
aufgang bis Sonnenuntergang sitzen und tritt gewdhnlich mit Tages- 
anbruch zusammen. 

Oertlieh darf auch der Senat nur in der Stadt Rom oder inner- 
iiiagM»rt. ersten Meilensteines verhandeln. Darin stehen Comitien und 

Senat im eorrelaten Gegensatz, dass wie die Bürgerschaft nie, so der 
Senat immer im geschlossenen Räume zusammentritt. Regelmässig 
geschieht dies innerhalb des Mauerrings; von den beiden rdmisehen 
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Rathhllusern liegt das eine, die curia ealahra , nuf dem Capitol, das 
andere, die curia Ho^f 'fUa , später umgebaut curia lulia^ auf dem 
Comitiiim. der ältesten Dingstätte der Cuiieu. Indess kann für die 
Senatsversammlung jedes zur Auspication eingerichtete uud mit dem 
Döthigen Sitzraum verselieue oft'entliche Gebäude benutzt werden; der 
Senat ist liiluHg in den capitolmischen Jupitertempel selbst uud in 
andere städtische Gotteshäuser berufen worden. Ausserhalb des Mauer- 
rings giebt 68 ein festes Rathhaas nicht und der Senat wird audi nur 
auBDahmsweise dahin berufen, inäieBondere um Gesandtsehaften der 
mit Born nicht verbfindeten Staaten zu empfingen; ap&terhin sind 
dafftr in der Begel die vorstftdtischen Tempel des Apollo und der 
Bellona benutzt worden. 

An die Stelle der bei den Comitien erforderlichen Ladung durch stnifaiif. 
Heroldruf tritt bei dem Senat die einfache Ansage, welche der Magi- 
strat sowohl durch Abküudigung wie in jeder anderen ihm beliebigen 
Weise, auch durch Herumschicken in den Wohnungen der einzelnen 
Senatoren bewerkstelligen kann. Um sie zu erleichtern, ist der Senator 
gesetzlich verpflichtet seinen Wohnsitz in Rom zu nehmen. Ausserdem 
lialteu die Senatoren, so weit es möglich und zweckmässig ist, sich 
regelmässig aul dazu bestimmten Versammlungsplätzen {senacula) der 
Ansage zum sofortigen Zusammentreten gewärtig. 

Auch vor der Sitzung des Senats werden die Götter befragt, ob 
der Act ihnen wohlgefUlig sei. Die dafür anfänglich abliche Vogel- 
schau ist spftterhio durch die handlichere der Eingeweide eines Opfer- 
thiers ersetzt worden. 

Wenn in den Comitien die Bürger stehen und nur der Magistrat 
sitzt, so sitzen dagegen in der Scn Usversammlung alle Betheiligten, 
der oder die Vorsitzenden auf erhöhten Sesseln in der Mitte, die 
Senatoren vor ihnen auf Bänken, übrigens ohne festen Platz weder 
für die einzelne Person noch für die vfMschiedeuen Rangklassen. 

Die Reihenfolge der zur Verhandlung gelangenden Gegenstilude 
bestimmt der versitzende Magistrat; indess gehen die sacraien An- 
gelegenheiten immer den übrigen vor. 

Die Verhandlung über jeden Gegenstand z. ilailt in vier Altschuitte: 
die allgemeine Fragestellung des Magistrats; die Aufrufung der einzelnen 
Mitglieder zur Aeusserung ihrer Meinung über die vorliegende Frage 
und deren Antworten; die aus diesen Meinuagen sich entwickelnde 
specielle Fragestellung des Vorsitzenden; endlich die Abstimmung der 
Mitglieder Aber die also gestellte Frage. Der Vorsitzende hat weder 
das Recht seine Meinung zu äussern noch das Recht zu stimmen und 
dasselbe gilt von allen anwesenden Magistraten; dagegen kann er und 
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ebenso mit seiner Einwilligung jeder nnwesende Magistrat zu jeder 
Zeit während der Yerhandhüig das Wort nehmen. 

AUf^wpir.e lu dem ersten Abschnitt stellt der Vorsitzende die Frage zur 
•teiiu^. Verhandlung (cotisulere) uuter Auseinandersetzung der dafür in Be- 
tracht kommenden Verhältnisse (verba facere), welche Auseinander- 
setzung er hilufig durch andere Personen, namentlichPriesterschafti a und 
Gesandtschaften machen lässt. Der Vortrag soll von Rechtswegen nur 
infomatoriseh sein und einen Vorschlag nicht enthalten, obwohl er 
aelbBtverBtAndlieh der Sache nach häufig auf einen solchen hinauskam. 

In der nun folgenden Umfrage hat jedes Mitglied Ober die im 
vorliegenden Fall zweekmftssig erseheinende Massregel seine Meinung 
(saUenUa) zu äussern und nach Ermessen dieselbe zu begründen, 
wobei ilim das Wort weder beschränkt noch entzogen werden kann. 
Biese Umfrage durchläuft von Rechtswegen die ganze Reihe der zu 
dieser Votirung berechtigten Mitglieder, wobei natürlich den später 
aufgerufenen freisteht entweder einen anderen Vorschlag zu machen 
oder sich einem der Vorredner anzuschliessen. Kine eigentliche Debatte 
findet nicht statt, da jeder Votant nur einmal an seinem Platze in 
der Reihe zum Wort kommt. — Falls der Vortrag des Magistr;»ts 
sachlich einen Antrag in sich schliesst und kein Mitglied Widerspruch 
erhebt, kanu die Umfrage wegfallen und sogleich zu der speciellen 
Fragestellung und zur Abstimmung geschritten werden {scnatus coip- 
stUtum per discemonem). 

]toik«iifoig» Auf der bei dieser Umfrage beobachteten Reibenfolge und auf 

tevnftag* Zulassung oder Nichtzulassung zu derselben ruht die ganze Ent- 
Wickelung der Institution und insbesondere die factische Gliederung 
des Senats in Rangklassen. Die Reihenfolge hei dem Aufruf ist fest 

kum«d d«r und für den Vorsitzenden gewohnheitsmässigobligatoriseh. Indempatri- 
cisehen Senat stimmten zuerst die Senatoren der grösseren Geschlechter» 
dann die der minderen, beide in der durch die dreissig Gurion ge- 
gebenen Folge (S. 12); da rerhtlich das später abgegebene Votum 
eben'^n viel wie das an günstigerer Stelle abgegebene galt, so darf 
eine eigentliche Keclitsuugleichheit hierin schwerlich gefunden werden. 
Aber als danu, nach unserer Ueberlieferung mit dem Eintritt der 
Republik, der patricische Senat zum patricisch - plebejischen wurde, 
wurden die plebejischen „Eingeschriebenen'* von der Votirung aus- 
geschlossen; nicht bloss der Name der Senatoren wurde ihnen 
versagt, sondern als .Fussleute* (peäarit) durften sie nur bei dem 
Attseinandertreten zur Abstimmung mitwirken. Das Votimngsrecht 
erhielten die plebejischen Rathsmitglieder erst mit ihrer Zulassung 
zum Consttlat Dass die gewesenen Gonsiiln vor den nicht eonsula- 
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Tischen Senatoren votirten, ist vennttthlieh schon in der Epoche der 
patricisehen Magistratur aufgekoniTnen; nach der Zulassung der Ple- 
bejer zum Oberamt stellte für die Votirung sidi die Regel fest, dass 
zuerst die patrieischeD, dann die plebejischen Con^^iil^ire, beide (iruppen 
nach dem Amtsalter, alsdann die patricischen Senatoren nach der 
Oeschlechtsordnung ihre Voteu abgaben. In der gleichen Tendenz 
hat sich, schwerlich durch Gesetz, sondern zunächst durch das Be- 
lieben 'der Vorsitzenden Magistrate und weiter durch Herkommen, die 
Reihenfolge der Votirung weiter entwickelt: iu Folge des steigenden 
Ansehens der Zensur wurden vor den Consalaren die gewesenen 
Gensoren gefragt, nacli ihnen die gewesenen PrfttoreD, Aedilen, Volles- 
tribnne vnd Qnistoren, in jeder Gruppe wie es seheint« mit Bevor- 
zngung des Patrieiats and in sweiter Reihe des Amtsalters. Die 
Senatsmitglieder ohne Votirnngsreeht, das heisst die nieht durch ein 
Amt, sondern durch freie magistratische Ernennung in den Senat 
aufgenommenen Plehejer, verschwanden, wie früher ausgeführt ward, 
alUnfthlich mit dieser Eintrittsform selbst und die zurücksetzende Be- 
nennung der pedarii übertrug sich im gewöhnlichen Gehrauch auf 
die in der Liste zuletzt stehende und damit vom effectiven Gehrauch 
des Votiruntfs rechts so gut wie ausgeschlossene Anitklasse. Als Vor- 
mann {yntweps) des Senats fungirt hiernach der nach dem Amt- I t^üff / 
Jahr älteste patricische Censor. und so ist es in der That bis zum 
J. Ö4r> (209 V. Ch.) gehalten worden. \ uu (ia an bis aut Sulla haben 
die Gensoren bei ihrer Revision der Senatsliste aus den patricischen 
Censoriem den Yormann nach Ermesssn ausgewihlt. Sulla hat da» 
Vorzugsrecht der gewesenen Gensoren und ebenso die feste Folge far 
die Consulare heseitigt; einen festen Yormann hat der Senat seitdem 
nicht mehr, sondern es werden zuerst die ffir das Folgejahr desig- 
nirten den Consularai gleiehgeachteten künftigen GonsuIn,'wenn es 
solche giebt, alsdann die Consulare in der unter den Consuln für das 
laufende Jahr vereinbarten Folge aufgerufen. 

Die bei der Umfrage vorgebrachten Voi-schläge hat der versitzende ^['^J,!.'* 
Magistrat in zweckmässiger Weise zu ordnen und alternativ oder suc- «t*"«»«- 
cessiv zur Abstimmung zu stellen. Einwirkung auf die Fragestellung 
steht den Mitgliedern nur insoweit zu, dass, wenn der Vorsitzende 
mehrere Vorschläge zusammenfasst, was ihm freisteht und wodurch 
die Verhandlungen sicher bedeutend abgekürzt worden sind, ein Jedes 
Mitglied berechtigt ist Theiluug zu fordern. 

Bei der Abstimmung (eemere), an welcher auch die des Votirungs- ^ibum^. 
rechts entbehrenden Mitglieder sich betbeiligten , ist kein votirendes 
Mitglied an sein Votum gebunden. Far die BeschlussAhigkeit des 
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Senats wird eine Mindestzahl von Stimmen gefordert, die je nach dem 
Gegenstand der Verhandlung verschieden normirt ist; indess wird in re- 
publikanischer Zeit regelmilssig bloss Majorität und Minorität constatirl 
und kommt es zur Fesslellung der Beschlussfähigkeit nur dann, wenn 
ein Mitglied auf Auszählung anträgt. Für die Abstimmung, welche 
immer auf Annehmen oder Ablehnen gestellt wird, ist die regelmässige 
Form der Platzwechsel, so dass die ftlr und die gegen Stimmt iuien 
flieb auf die beiden Hälften des Locals vertheilen, was regelmässig 
schon während der Votirung sich vorbereitet. Geheime Abetimmung 
ist in der Bepublik Oberhaupt nicht, unter dem Prindpat nur aue- 
nabmswmse Torgekommeii. 
fSt^ Au&eichnung der gefassten BesehlOsse sehxtibt die Geschäfte- 
Bmtaum. Ordnung des Senats nicht vor, ja scliliesst sie in officieller Form aus^ 
wenn gleich bei der Unifi:!ege die Voten häufig niedergeschrieben und 
in der Sitzung verlesen und dem Vorsitzenden eingereiht wurden, 
auch dieser vielfach Aufzeichnungen zu jllülfe genommen haben wird. 
Nichts desto weniger ist schon unter der Republik ftlr die uns bekannte 
Epoche die Niederschrift des Senatsschhis.ses ebenso nothwendig wie 
bei dem Gesetz diejenige des Voiksschlusses ^^Ö. 30l). Wie dieser vor, 
wird jener nach der Fassuug aufgezeichnet, regelmässig sofort nach dem 
Schluss der Sitzung durch den Vorsitzenden unter Zuziehung einiger in 
derselben anwesenden Senatoren als Urkundszeugen. Ausserdem muss 
der Beschluas, um rechtliche Gültigkeit zu haben, von dem Vorsitzenden 
bei dem Aerarium der Gemeinde eingereicht und dort in die Bficfaer ein- 
getragen weiden, woneben während der ständischen Streitigkeiten eine 
ähnliche, aber wohl auf gewisse Kategorien beschränkte Einreiehung 
der Senatsschlüsse beiden Aedilen der Plebs in Uebung gewesen ist — 
Die Niederschrift der zur Rechtfertigung der Voten gehaltenen Vorträge 
ist in republikanischer Zeit nur als Pri?atveranstaltung zu politischen 
Zwecken vereinzelt vorgekommen, wogegen sie unter dem Principat 
ständig wird, hauptsächlich um dem in der Regel nicht anwesenden 
Herrscher über die Verhandlungen des Senats vollständige und authen- 
tische Kunde zu verschaffen. 
T«rtff«Bi- Hinsichtlich der Oetfentlichkeit der Verhandlungen gilt im Allge- 



meinen, was auch vuu den Comitieu gesagt werden kann; zugelassen 
wird nur, wer dabei betheiligt ist, uud wenn bei denen der Bürger- 
schaft dieser Kreis ein weiterer ist, so liegt doch auch bei denen des 
Senats Geheimhaltung keineswegs im Wesen der Institution. Ebenso 
aber ist es durch die Verhältnisse gegeben, dass die Publication der 
gefassten Beschlösse, welche bei den Comitlen angesehen werden 
konnte als durch die Fassung selbst bewirkt, bei dem Senat nur 
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aomahmsweise und auf besondere Anordnung stattfand; es gehört za 
den demokratischen Massregeln Caesars, dass er in seinem ersten 
Consnlat durch Anordnung einer solchen ständigen PuMication den 
Senat unter die Controle der Oeffentlichkeit stellte. Augustus hat, 
als er bei seiner Reortrnnisntion dem Senat formell die Herrschaft 
/uri)cki!;ih, diesem System entsprechend die Veröffentlichung der Senats- 
acten unterlagt. 
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3. Competenz der Comitien. 

Heifrifr der Unter der Competenz der Comit ien verstehen wir ihre ca gewissen 
omi i«a. mgg|g(f||^jg(.}jgQj^(.t,gQg|.forderliche Zustimmung. Ausgeseliloseenbldben 
also sowohl diejenigen Comitien, welche, wie bei der Inauguration der 
Priester und der Lustration der Gemeinde, nur einen magistratischen 
Act solleninisiren, wie auch dipjonigeü, in denen der Magistrat nach 
dem Antritt den Bürgern das Treuwort abnimmt (S. 132). Dom Gegoii- 
oeMU-. Stande nach können Gesetz-, Gerichts- und Wahlcomitieu unLerscl»ie<leu 
wijai- ' werden, wobei allerdings die erste Kategorie nicht eigentlich positiv de- 
finirt wird, sondern jeden ^'ülksschluss in sich begreift, welcher weder 
ein Gerichts-, noch ein Wahlact ist. Aeusserlich unterscheiden sich 
die drei Kategorioi dadurch, dass der GomitiAlbeschlass nicht bei 
dem Gericht und bei den Wahlen, aber b^ dem Gesetz nach dem 
Geschlechtsnamen des oder der antragstellenden Magistrate benannt 
wird. Die Gesetz- und Geriehtscomitien dürfen als nrBprfioglich gelten; 
es hat die rOmische BOrgerschaft, so viel wir absehen von jeher, in die 
Lage kommen können einen verurtheilten Verbrecher zu begnadigen 
oder sonst in die best^iende Rechtsordnung abändernd einzugreifen. 
Ob sie dabei von Haus aus als Trägerin der Genieindegewalt gedacht 
ist oder vielmehr die Auffassung zu Grunde liegt, dass die allgemeine 
Verptiichtunir Irr Bürger zum Gehorsam gegen den Beamten auf die 
der Rechtsordnung zuwider laufenden Anordnungen sich nicht erstreckt 
und ihre hierfür besonders eingeholte Zustimmung eine ergänzende 
Verptiichtung in sich schliesst. mag dahin gestellt bleiheu, ühwolil die 
Anlehnung an das Treuwort der letzteren Auffassung günstig ist. Die 
Wahlcomitien , wenn gleich unsere Ueberlieferung auch sie auf die 
Ani&nge znrflckfQhrt, sind wahrscheinlich erst mit oder während der 
Republik Mniugetreten (S. 106). Ueber die Geriehtseomitien, durch 
welche auf Grund der Provocation die magistratisehe Strafsentenz 
aufgehoben werden kann, ist in dem Abeehnitt vom Zwangs- und 



Digitized by Google 



8. Competeiu der Comitien. 



819 



Strafrecht (S. 230), Uber die Wahlcomitien in dem Abschnitt von der 
Creation der Magistrate (S. lOH) gesprochen worden : es wird daher hier 
hauptsächlich von der generellen und prinzipiell wichtigsten Kategorie, 
den Legalcomitien gehandelt. 

Entsprechend der lex ptivata ist die lex jmbiiva die magistnitisclie 
Festsetzung irgend welchen Inhalts, mag dies ein administrativer Act 
sein oder w.ih wir Gesetz nennen, die Feststellung einer von der be- 
stehenden abweichenden Rechtsnorm sei es für einen einzelnen Fall (pri- 
vüegkm^ sei es allgeibein fbr alle znkflnftig eintretenden gleichartigen. 
Der MagiBtrat ist befugt dteee Festsetzung zu treffen entweder kraft seiner 
Amtsgewalt (fex äaia) oder nur nach Befragung und mit Einwilligung ^ 
der Bttrgersdiaft Qex r&gaia). An diesen Yom Magistrate formnlirten 
Vorschlag, der bei den Gerichts- und den Wahlcomitien in gleicher 
Weise nicht vorkommt, knflpfb sich die, wie angegeben, von dem 
Antragsteller entlehnte Benennung. Der die Bürgerschaft also be- 
fragende Magistrat ist demnach immer seinerseits mit dem Antrag 
einverstanden und daher nuch befugt seine Meiimng zu ändern und 
die Befragung in jedem Stadium abzubrechen, damit also den Antrag 
fUr diesmal oder überhaupt zurQckzunehmen. 

Aber auch mit Hinzuziehung der Bürgerschaft hat der Magistrat iUkei"*di'r 
der bestehenden Rechtsordnung gejienüher keineswegs freie Hand. Im 
Gegentheil gilt diese, als nicht (iuich die Comitien geschaifeu, auch 
nicht als von ihrem Belieben abhängig, vielmehr als ewig und unabänder- 
lich. Das Recht des urspranglichen Senats den Comitialact zu best&tigen . 
oder zu cassiren ist ohne Zweilei in diesem Sinne geordnet und 
uispronglich geflbt worden. Die fundamentalen Umgestaltnngen der 
Verfassung sind, Ähnlich wie die Römer die Schöpfung derselben sich 
dachten, dnrch einzelne mit constituirender Gewalt ausgestattete Bürger 
ins Leben gerufen worden; es gilt dies sicher von derjenigen Ver- 
fassungsreform, welche dem Königthum das Consulat substituirt hat 
und innerhalb unserer geschiclitlichen Ueberlieferung von der Zwölf- 
tafelgesetzgebiiTig ebenso wie von der lieaorduuug des Gemeinwesens 
durch Sulla uml durch Augustus. 

Indess wenn die Rechtsordnung ein für allemal feststeht, so 
sind Ausnahmen von den Regeln derselben für den einzelnen Fall 
von jeher zugelassen worden, und hieran knuplt die lex rogaia an. 
Die väterliche Gewalt und die Erbordnung ruhen von Rechtswegen 
auf der Blutsverwandtschaft und dem entsprechend handhabt sie der 
reefatspreefaende Magistrat; die Annahme an Kindesstatt und die 
Vergabung des Vermögens auf den Todesfall in einer von der Norm 
abweiebenden Weise kann er fbr sich allein nicht herbeifahren, 



Digitized by 



320 



FftniteB Buch. Di« Comitieii und der Senat. 



wohl aber mit Gutheissung der Bürgerschaft. Auch die Begnadi- 
frnng des überwiesenen und verurtheilten Verbrechors gehört in 
denselben Anschauungskreis; ohne Zwpifp] ist ursprünglich so erzählt 
worden, dass der König sich niclit befugr n :ichtete den patriotiscbeü 
Schwestermörder von der Strafe zu entbinden, al>er ihm gestattete die 
Begnadigung von der Btirgerschaft zu erbitten. Vor allem dentlich 
offenbart sich diese AuÜassung bei der Kriegserklärung gegen den bis 
dabin verbündeten Staat. Das ursprüngliche Bündniss ruht auf der 
nationalen Gemeinschaft der Latiner und ist nicht abh&ngig von dem 
Gutfinden der römischen Bürgerschaft; aber ob die Praenestiner oder 
die Tuseulaner dasselbe yerletzt haben und also die Waffen gegen sie 
gekehrt werden mOssen, darflber entscheidet sie an! Antrag des Magi- 
strats und unter Vorbehalt der Bestätigung durch den Senat. Durch- 
ans geht die Comitialgesetzgebung, sowohl in den Privatverhftltnissen, 
welche auch in der späteren Zeit den Curien verblieben sind, wie in 
den eigentlich politischen Fragen, aus von dem Ausnahmegesetz, dem 
priri'IcgiKm. 

^islwttbuk. Wenn diese Privilegien so alt sind, wie Rom selbst, so ist mit 
dem Eintreten der repul)likanischen Ordnung und der darin ent- 
haltenen Besehriuikungen der Magistratur, der Kreis der von derselben 
Magistratur unter Mitwirkung der Conntien zu vollziehenden Acte 
einerseits beschränkt, andrerseits avisgedehut worden. 

Die BeschrSnkung ist herbeigeführt durch die Tkvnnung der sa- 
cralen und der bürgerlichen Gewalt: jener sind, wie wir sahen, die auf die 
Geschlechtsordnung bezüglichen Privatacte, wesentlich Adrogation und 
Testament verblieben, wofür die bisherige magistratische Initiative vom 
Künig auf den Oberpontifex übergeht und die für die politischen Ab- 
stimmungen ausser Kraft gesetzte Curienversammlung der Bürgerschaft 
auch femer competent bleibt. Vom Standpuncte des patricischen Ge- 
meinwesens aus sind dies legislatorische Acte; aus der republikanischen 
Legislative scheiden sie aus. 

Andrerseits wird die Competenz der politischen Coniitien der 
Republik wesentlich und nothwendijs: erweitert. Für die Vornabme 
derjenigen öirentlichen Acte, welche wohl in der ursprünglichen 
magistratischen Competenz enthalten, aber keiner ordentlichen Magi- 
stratur der Republik überwiesen sind, bedaii es eines ausserordent- 
lichen Auftrags, und dieser Auftrag kann nur mit Gutheissung der 
Gomitien ertheilt werden, einerlei ob er einem ordentlichen Be- 
amten gegeben oder, was spftter Regel ist, besondere Beamte dafür 
von den Comitien bestellt werden. Dahin gehören namentlich die 
Erhebung der Capitalklage gegen einen Bürger wegen Landesvemith 
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(8. 186), die Uebenahme des bOeihsteD aller Oemeindegellbde, des 
beiligen Lenzes (S. 220) and die unentgeltliche Weggäbe von Gemein- 
Innd dnrch Adsigoation oder Colonisation (S. 272). 

Hieran sehliesst sich weiter die Ahänderuni? (kr bestehenden 
GcmeiodeordnuDg durch Specinigesetz. Die Ewigkeit derselben war 
wie man will ein Ideal oder eine Fiction, in gewissem Sinne principiell 
von vornherein damit aufg jjt^ben, dass Ausnahmen für den einzelnen 
Fall zugelassen wurden. Die praktische Notliwjndi^keit so wie die 
immer steifjende Tendenz die Bürncrversanmilung als die Trägerin 
der GemeiiiiiesouveränetiU zu behandeln führten mehr und mehr da/u 
den Kreis der couiitialen Gcsetzgehuug so zu erweitern, dass zwar die 
generelle nnd fundamentale UmgestaHung au$:gesc]|1e«sen blieb, aber 
jede spectelle Neuerung auf diesem Wege statthaft ersebien* Die dem 
Zw4>lftafelrecht einverleibte Satsnng, dass der spfttere Volkssehloss 
die ältere Ordnung briebt, ist die zu ihrer Zeit ketneswei^ selbst- 
verstftndliche An^eanung dieser eomitialen Sonverftnetftt. In dieser 
Weise ist alsdann in historischer Zeit die comitiale Gesetzgebung ge- 
handhabt worden. Es weiden vor die Comitien gebracht die Ver- 
leihung oder Entziehung des ßfirgerrechts so wie die Erweite- 
rung desselben durch Reilegunp des Stimmrechts; die Einrichtung 
oder Umgrstaltung der Aemter wu der OÜizierstelien, wohin auch 
die Anordnung der Coropetenzerweiterung der ordentlichen sowie der 
GreiruDg ausserordenl lieber Beamten zu zählen ist; die Kormiruug 
der Rechte und der Ptiichten der Bürger, wohin alle Neuerungen in 
Betreff der Dienstpflicht, die Einführung neuer Steuern, die EUegesetz- 
gebung und unzählige andere Kategorien gehören. Nicht minder 
gehört vor sie von Reebtsvregen jede definitive Entbindung von den 
derartigen Ordnungen, sei es für eine Kategorie, sei es fftr Individuen. 
Diese lediglich exeniplificirende Aufzftblung wird den formaler Er» 
Schöpfung unftbigen Kreis di^rComitislgesetigebung In der entwickelten 
Republik wenigstens verdeutlichen. Die Grenzen zwischen der magi- 
stratisch-senatorialen und der roagistratisch comitialen Gompetenz sind 
mehr durch Herkommen als principiell fixirt; es Iftsst sich beispiels- 
weise ernennen, dass religiöse Angelegenheiten nur wo es unum- 
gänglich schien, bei der Einrichtung neuer Priesterschafteu und stiln- 
diger Volksfet^te an die Comiiten gebracht worden sind. Uehrigens 
wird auf die Abgrenzung weiterhin zurückzuk(>nimen sein bei dem 
Uebergreifen des t^pät« ren Senats und des Principats in die comitiale 
Gompetenz namentlich in Betreff der Kutl»induug von dem Gesetz. 

Uebergreifen der Comitien, comitiale Anordnung innerhalb der der der^«|^SiturD 
magfstratischen Action durch die Verfassung angewiesenen Tbättgkeit ' ^^iul^'' 

BimilBf , BtaiNck. I. Si Moaniaa, AMn a. atatackn SlMtmAte. & Aal. 21 GMpMvM. 
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Iftuft der rftmisebeD OrdnuDg zuwider und ist, abgesehen von der darek 
die obligatdrische Provoeation gegebenen Besehrftokung des magistn^ 

tischen Zwangs- und Strafrecbts, darebaos unterblieben. Dies gilt 
nicht bloss für die Rerlitsi liege, sondern ebenso für die VerwaUoDg; 
trotz der oft uoerträglich schweren Belastung durch Aushebungen und 
Contributionrn sind die Comitien nie mit der Frage befasst worden, 
ob und in welchem Umfang diese stattzutindeu hätten. Die im Laufe 
der Zeit sich einstellende Betheiligung der Comitien hei den wichtigsten 
inteniHtiüualen Acten kann nicht als Uebergreilea lie/eichnet werden. 
Den Friedens- und überhaupt den Interuationalvertrag abzuschliessen 
ist der Feldherr wohl an sich berechtigt; aber da dieser Vertrag 
vollständig nur dann bindet, wenn er mit Vorwisseu <ler Gemeinde 
abgeschlossen wird (S. 292), so ist es nur in der Ordnung, dass die 
Comitien dabei späterhin mitgewirkt haben, der erste Friede mit Kar- 
thago unter Vorbehalt der Ratification der Gemeinde geschlossen ist 
und von da an namentlich Bfindniasvertrlige h&ufig an die Comitien 
gebracht worden sind. Wirkliche Verfassungsverletzungen sind die 
Rrscissionen gerichtlicher Erkenntnisse und die Abftnderungen das Ge- 
meinde vermögen betreffender rechtskräftiger Verträge, wie einzelne 
OomitialbesctilQsse aus den Zeiten der republikanischen Agonie sie an- 
geordnet haben. 

Die Rechtskraft des Volksschlusses, mag derselbe Gesetz sein oder 
Krkeiiiitiii?^ im Strflf|>ro/es< o(b^r BeaTntpnwRhl. ist selbstverständlich 
abh.lngiL; von der iMuhaitutig der tur deu.selbeu m Betracht kouimen- 
deu Normeii; aber es ist häutig sehr schwierig zu bestimmen, ob die 
älteren doch auch von der Bürgerschaft aufgestellten Normen den 
späteren Volkssciduss brechen oder durch ihn gebrochen werden. 
Selbstverständlich wird die Bürgerschaft dadurch nicht gebunden, dass 
das filtere Gesetz die Unwiderruflichkeit in Anspruch nimmt; so wenig 
wie die einzelne Person kann die Gemeinde sieh in bindender Weise 
des Rechts der Willensftnderung begeben. Die Clausel ist oft in 
die Gesetze hineingesetzt worden und hat, vor allem wo eidliche 
Verpflichtung der gesammten Borgerschaft bestärkend hinzutrat, mora- 
lische und politische Wirkung gehabt; rechtlich ist sie immer als 
nichtig angesehen worden. Dagegen werden frohere allgemeine Gesetze 
dadurch nicht abrogirt, dass ein spaterer Comitialact dagegen 
verstösst. Kraft der gesetzlichen Untersagung der Zusammenfassung 
disparater Bestininiungen in demselben Hesetz ist jeder derartige Volks- 
schluss ungültig, kraft der gesetzlichen Vorschrift über das Minimal- 
alter für die Anitsbewerbung der dawider verstossende Wahlact nichtig. 
Andererseits kann die gesetzliche Vorschrift, dass Spezialgesetze zum 
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Ifaehtheil einer eioselaen Peraon nicht erlassen werden dftrfen» nieht 
Tiel mehr gewesen sein als eine politische Mahnung an die Bürger- 
schalt ihre Gewalt nicht in dieser Art za inisshrnuchcn. Die Feststellung 
der nothwendig schwankenden Grenze, die Fntitcheidung der schwerwie- 
genden Frage, ob ein Comitialact rechtsgültig sei oder nicht, liat nach 
der ursprOngliclM'Ti Verfassung, wie im foljrenden Al>«rhnitt zu zeigen 
sein wird, rlei patricische Senat. Indess dieses wesentliche Organ der 
Sta:it«^orfinini;j; ist bereits in der frtlheren Republik factlBch ausser 
Function getreten und die Lürke niclit wieder ausgefüllt worden. Von 
allgemeinen Festsetzungen in dieser Hinsicht wissen wir nichts; es 
mu.^s in der späteren Kpoclie dem Erniesseu des Einzelnen an- 
heimgegeben gewesen sein einen Comitialact als nichtig zu be- 
seichnen and mit dieser seiner Ansicht durehzufallen oder durch- 
sudringen. — Nur Ober die Consequenzen religiöser Mängel sind T«it«> 
wir einigermnssen unterrichtet Die in den Volicsscblassen standige 
Clausel, dass ein jeder nur insoweit gelten solle, als er nicht materiell 
gegen die religiösen Normen Terstosse, zeigt mehr die Tendenz der 
Gesetzgebung als eine wesentliche Einschränkung, obwohl zum Bei- 
spiel bei Adsignation von Gemeinland sie wohl praktische Folgen ge- 
habt haben mag. Politisch wichtiger war die Behandlung der bei 
der jeden Comitialact einleitenden Auspication etwa beganp:» nen Ver- 
sehen (vitia). Es ist für die dem politischen Regiment der Römer bei 
aller Gottesfurcht eigene Unabhängigkeit bezeichnend, ilaas dergleichen 
Versehen, selbst wenn sie durch die heikommenden Priester coiistatirt 
sind, vielleicht einstmals den patricischen Senat bestimmt haben koiin* u 
dem Act die Bestätigung zu versagen, aber in historischer Ziit formale 
Rechtsfolge nicht nach sich ziehen. Das in dieser Weise fehlerhaft be- 
schlossene Gesetz und der in dieser Weise fehlerhaft creirte Beamte sind 
nichts desto weniger zu Recht erwählt; allerdings ist es Gewissenspflieht 
einen derartigen Act zu beseitigen, indem das Gesetz aufgehoben wird, 
die Beamten von ihrem Amt zurflcktreten. Dass in der spätesten 
Zeit der Republik der Senat sich das Recht vindicirt hat Gesetze 
wegen eines solchen Fehlers ausser Kraft zu setzen, gehört zu den 
Uebergriffen desselben in den Kreis der an sieh ihm nicht zustehenden 
Legislation. 

Die Stellung der Comitien im römischen Staatswesen ist überwiegend uSh-fök 
formeller Art. Der Magistratur gegenüber haben sie anfänglich nichts als «^^iSL. 
das Recht einen magibtrutischeu Act zu verhindern und wenn bei Pro- 
zessen und Wahlen die Bürgerschatt späterhin freiere Hand gewinnt, 
so hat bei dem Gesetz den Comitien zu aller Zeit der Sache nach nichts 
zugeatanden als das Veto. Sie stehen in der früheren Republik recht- 

81* 
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lieh, in der entwiekeltem thatOehlieh anter der VormundBchaft de» 
Senats; als dessen Regiment zu schwanken beginnt, sind die Comitien 
ein regelmässig willenloses Werkzeug in der Hand desjenigen Partei- 
mannes, der sie zusammenruft und nur zu oft einfach der Hebel des 
persönlichen Ifiteresses einflussreicher Bürger. Ihre Competenz ist 
anfanfzs wohl eingeschränkt, aber insofern effectiv, als hei der liand- 
hahtnig der Geschlechtsorflnung, hei der Ausflhnng des Gnnilciircclitf^s, 
bei dem Kriegsbegiim gegen die !Naclibargeineinde die Selbsll est imuiung 
des einzelnen Bürgers den Ausschlag geben konnte und gigehen 
haben ^vlrd, je mehr sie hich formell erweitert, desto weniger kaim 
der Beschluss der römischen Bürgerschaft als effectiver Willeusausdruck 
derselben angesehen werden; wie es denn dafflr eharskteristiseh ist, dass 
Ablehnung eines an die Comitien gebrachten Antrags ungefllbr so selten 
ist wie heutzutage im eonstitutionellen Staat die Weigerung des Mon- 
arehen das beschloBsene Gesetz zu vollziehen. Die dem streng ein* 
heitlichen Köntgsregiment und den engen VerhiltniBsen einer Land» 
Stadt angepasste rrversammlung erscheint in dem historischen Rom 
als ein ursprflngiiches durch die Macht der Entwicklung verkfimmertes 
Organ, dessen Function, wo sie nicht nominell ist, vom politischen 
Zufall regiert dem Gemeinwesen zuweilen genützt, häufiger geschadet 
hat und dessen bester Vorzug ist nicht m&chtig genug gewesen zu 
sein, um das Regiment an sich zu ziehen. 
• Mit der Republik sind die Comitien nicht forme] I abiicscliatTt 
'* aber beseitigt worden. Das Provocationsverfahren ist im We>eüUichen 
der sullauischen Gerichtsordnung gewichen. Die Beamten wählen gehen 
bei Tiberius Regierungsuntritt von den ComitieD über auf den Senat. 
Die eomitiale Gesetzgebung hat sidi Iftnger behauptet; bei den £he- 
und den Steuergesetzen Augusts hat wenigstens in der ahlebnenden 
Haltung die Bürgerschaft noch einige Selbständigkeit entwickelt und 
nachweisbar ist die eomittale Gesetzgebung bis auf Nerva; ja insofern 
die bei dem Wechsel des Prindpats eintretende Volksbefragung mehr 
ein legislatorischer als ein Wahlact ist, mag sieh dafür die Comitial- 
ordnung noch längere Zeit formell behauptet haben. Der Sache nach 
aber liegt auch die legislative Gewalt seit dem Beginn des Prineipats 
bei dem Senat. 
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Wie der Senat eine DoppeliDfttitntion ist, der engere pAtrieische 

Senat ein anderer ist als der weitere patricisch-plebejiacbe, 80 ist auch 
die Competenz der beiden Körperschaften vollstftndig verschieden, 
wenn gleich, wie der weitere Senat den engeren einschliesst, so 
auch die Competenz des weiteren an die des engeren anknüpft. 

Abgesehen von der früher entwickelten Interregnalfunction, welche aeJ^'y^tric^ 
nicht dem Senat als solcheni, bmnhMn dem einzelnen Senator obliegt 
(S. 103), ftllt die Competenz des ursprünglichen Senats mit der Com- ^Jj, 
petenz der Coinitieu zu>amnien. Bei dem engb) grenzten ursprünglichen 
YolksBchluss, der Abweichung von den bestehenden Ordnungen für 
den einzelnen Feit, der Attsnahme von der Gesehleehtsordnung dttreh 
Adrogation und Testament, Ton den StrafbeBtimmungen durch Be- 
gnadigung, von dem ewigen Bondniss durch Itriegt«erklftrnng, hat 
der Magiatrat den betreffenden Antrag an die ßflrgerschaft zu bringen 
(ferre ad populum) und wenn diese zugestimmt hat, diesen Beschluss 
wf iter (hm Senat vorzulegen (referre ad senainm) und im Wege der 
Umfrage und der Abstimmung dessen Bestätigung zu erwirken. Auch 
als mit der Einfülirunp der obligatorischen Provocation. dem Ueber- 
gang der Beamteneniennung vom Magistrat auf die Bürgerschaft und 
der im vorhergelif n Abschnitt erörterten Erweiterung d<T coniitialen 
Legislation die Competenz der Couiitien grösseren Umfang annahm, ist 
die Bestätigung des Senats allem Anschein nach in gleicher Weise 
ausgedehnt, sicher namentlich auch auf die Wahlen angewandt worden. 

Als zweite Instanz der Legislation wird der Senat nicht aufge- 
fasst werden dfirfen. Die technische Bezeichnung dieser Bestätigung, 
die „Mehrung*, miKAorik»^ deutlich hier staatsrechtlich ebenso ver- 
wendet wie im Privatreeht bei der Vormundechaft, zeigt an, dass die 
BargeracbAft gleich dem Pupillen handelt, der Senat gleich dem 
Tutor die der sicheren HandlungsAhigkeit entbehrende Gemeinde 
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durch V» rsaguüg der Bestilti^ning vor Fe iil schritten bewahrt. Immer 
aber folgt hieraus die ursprüngliche Dreitheiligkeit <ier Gcmeinde- 
gewalt: in letzter lustaiiz tiiulet .sie ihren Ausdruck io dem AaLrHg des 
Magistrats, dem Beschluss der BQrgerschaft und der Bestätigung des 
Senats. 

säkiiiä Allem ADsebein nach liegt dieser BesMtiguDK die PrQfuog des ge- 
„tJSrtiM, ^fts&ten Beschlusses nicht naeh seiner Zweckmässigkeit, sondera nach 
seiner Rechtw^aUigkeit za Grunde. Die Institution ist henrorgegtogen 

aus der ehrfürchtigen Scheu vor der Verletzung göttlicher wie irdischer 
Rechte. Kicbt ob es verständig war dem Cornelier den Fabier zum 
Sohn zu getien oder den Prnenestinem den Krieg zu erklären hatten 
die alten Senatoren zu entscheiden, sondern nur, oh ein solcher Ge- 
schlecbtswecbsel mit dem heiligen Hf-rkomniiü <]r\\ vertrug und ob die 
Bnndesstadt rechten Grund zur Kriegführung^ m f^'t hen liatfe. Diese in 
der Institution selbst gegebenen Schranken hai>eu waiirscheiuiicii auch 
bewirkt, dass in der uns b« kannten repuldikanischen Zeit die In- 
stitution wohl noch aufrecht steht, aber nicht uielir wirksam in die 
politischen Verhältnisse eingreift. Dass seit der Mitte des 5. Jahrb.. 
die Bestätigung dem Comitialact nieht nachfolgte, wie es Ihs dahin 
geschehen war, sondern voraufging, war mit dem Wesen der Imttitutioa 
nicht unvereinbar; die Zulässigkeit eines beabsichtigten Öesetses oder 
einer angemeldeten Wahl konnte auch vorher beanstandet werden 
und es mochte sogar zweckmässig erscheinen, die Bärgerschaft nicht 
nach gefasstem Beschluss zu rectificiren, sondern an der Fassung 
desselben zu verhindern. Aber oiTenbar ruht die Institution auf dem 
ursprünglichen Glauben an die unabänderliche Geltung der römischen 
Ordnungen und der frommm Scheu vor den Folgen der nti recht- 
fertigen Verletzung derselhen. Je mehr diese Grundlage schwand, 
de^to weniger wurde die jiüiitische Vorniundschnft wie von dem Senat 
in den rechten Grenzen gelt istet, so von den Coniilieu in ihrem uiinier 
steigenden Miichtgefülil ertragen; wenn, wie wah^^cheinlich, der Senat 
berechtigt und verptiiciitet war wegen eines Ausptcationsfehlers den 
betreffenden GuoiidMlact zu rassiren, so gab dieser Satz, nach politischem 
Ermessen gehandhabt, allerdings die gesanimte Action der patricisch- 
plebejutehen Bürgemchaft in die keiner Ccmtrole unterliegende Gewalt 
der pntrieiflchen Senatoren. Sei es durch Gesetz, sei es durch Ge- 
wohnheit, das Bestätigungsreeht des patricischen Senats ist in hinto- 
ri scher Zeit wohl noch formell geQbt worden, aberthatsächlichannulUrt, 
der dritte Factor der Gemeindegewalt verschwunden, 
j^sw''?..""« Wie die Competenz des patricischen Senats auf der Mitwirkung 
iStitäi- bei dem vom \ olk bestätigten, so ruht die des patriciseh-plebcyischen 
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auf der Mitwirkung bei dem dieser Bestätigung nicht unteiiiegentlen '^dÜml" 
magistratischen Beeret. Wie in beiden Fftllen die Refichflftliche Form die- 
selbe ist, so mag auch die letztere Thiltigkeit ebenso alt »ein wie die 
entere und detoDacb schon dem patricischen Senat zagestandea haben. 
Personal seheiden de flieh mit dem Eintritt der Plebejer in den Senat, 
indem diese bei der Bestätigung des VoUasehluflaes nicht mitwirken, 
wohl aber, wenn anch anfänglich nur in untergeordneter Weise, bei 
der Fassnng des einfachen magiatratischen Decrete« worin allerdings 
anch sich deutlich zeigt, dasa die letetere Tlifttigkeit ursprOnglich se- 
cnnd&r nnd verfassnngsni&ssig nicht streng nothwendig gewesen ist. 



Aber keineswegs wirkt der Senat nnt bei dem magistratischen 



Decret überhaupt. Im Gegentheil ist diese Mitwirkung bei der ordent- M^irirkunu 
liehen Handhabung der BertintengewaU verfjtssungsrnassig ausgeschlossen. tBt1tch«n 
Das nirigistralische Imperium hat in der ihm angewiesenen Spliäre sich ^«»JjJ^'»- 
selbständig zu bewepen ; die Rechtspflege, die Heerführuiig, die Wahl 
der ständigen Beamten, überhaupt alle Handlungen, welche der Magi- 
strat ptii( htmässig nicht unterlassen kann, dürfen nicht in das Er- 
me8.<:en des Senats gestellt werden. Es steht dem Beamten frei be- 
liebige Kathniänner (consilium) zozuziebeo, nicht aber die die Gemeinde- 
gewalt neben Magistrat nnd Comitien vertretende Körperschaft 

Somit bleiben fflr die Mitwirkung des Senats hei dem magiatratischen 
Decret diejenigen Acte, welche mehr oder minder von dem Ermessen 
des Beamten abhftngen nnd die im Allgemeinen als ausserordentliche 
Amtshandlungen bezeichnet werden hOnnen. Vielleieht ist auch hie- 
fttr der VolksschluFs insofern der Ausgangspunct gewesen, als die An- 
tragsstellung ein derartiges magistrati^ches Decret ist. Es lag zum 
Beispie) l»ei der Kriepserklärung dem Magistrat nahe, eben weil die 
Bestfttipung des Senats erforderlich war, sich vor der Antragstellung 
bei der Gemeinde der Zustimmung des Senat- zu versichern , und die 
den Senat von dem Consilium scharf scheideufieu Formen, die feste 
Zahl der Mitglieder, die thatsftchliche Lebenslanglichkeit der Mitglied- 
schaft, die eiu für allemal normirte GeBchäftsorduung, wie Me iur die 
Bestätigung geordnet waren, übertragen sich damit vottsselbst anch 
auf die Befragung. 

Indes« ist die Befragung des Senate bei der ansnerordentlichen 
magistratischen Amtshandlung nicht', wie der bestfttigende.Act, ver^**"^*^- 
fassungsmftf^ig nothwendig. Der Magistrat hat nach der .uraprOng- 
lichen Aufliuaung in solchem Fall wohl das Recht, aber nicht die 
Pflicht, ehe er seinen Beschluss faaat, den Senat zu frag<n; sein Be- 
scbluss gewinnt an Autorität, wenn die zur Wahrerin der Rechts- 
ordnungen bestellte KörpeiBchaft sich einverstenden erUArt hat, aber 
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von Rechtswegen kann der Beamte auch ohne Rathschlag des Senats, 
und sogar ^e^vn di nselhen beschliessen. Insofern ist der Senat in 
dieser seiner berathenden Tbiitigkeit nur that^ächlich, nicht rechtlich 
mehr als die Tom Beamteo zogezogeneo Beratber, wie er denn auch 
nicht technisch, aher ennntiativ nicht selten als ccmilnmfmbHeim be- 
zeichnet wird. Dieses Berathungsreeht ist es, ant dem das spätere 
, Senatsreginent nnd die Weltstellung Roms beruhen. Der BeMhInss 
des |»atrici8ch-p1ebeij8cben Senats ist ein Ton dem höchsten Re- 
gierungscollegium dem Executivbeamten auf dessen Verlangen 
ertheiltes Gutachten; und die Entwiclcelung der Institution läuft 
wesentlich darauf hinaus, dass die facultative Einholung und die 
fncultative Befolgung dieses Gutachtt ns im Laufe der Zeit mehr oder 
minder obligatorisch werden. Dass der Act eine Vereinbarung des 
Senats mit dem Magistrat in sich schliesst, tritt deutlich hervor iu 
der Bezeicbnurnj desselben in der fllft'st( ii uns erhaltenen derartigen 
Urkunde als emsuits sinatnsqtw scnteiiim^ wogegen allerdings in den 
später übliclien Bezeichnungen die niagistratische Mitwirkung zurücktritt 
und im consulium wie in der scntentia nur die Antwort auf die magi- 
stratisehe Fi-age oder die geftusserte Meinung hervorgehoben «erden. 
Deutlicher noch tritt der ursprünglich facultative Charakter dieser 
Gutachten darin su Tage, dass der Senat niemals dem Beamten gegen- 
über mehr in Anspruch nimmt als die owdorte, was im Gebrauch 
ungefähr unserer »Empfehlung* entspricht, und niemals ihm befiehlt, 
wie dies der Voikshchluss thut, sondern in Wen(!ungen, die das magi- 
stratische Belieben ausdrficiclich wahren, ihn lediglich „ersucht". Aber 
nicht bloss iu der Form, sondern auch der Sache nach halt der Senat 
hiehei eine wes( ntlich'' Schranke ein. Er richtet an den Beamten nur 
sachliche Vor ( hlilge, niemals personale. Er kann den Cousuln ansinnen 
durch Ernennung eines Dictatnrs sich thatsSchlich zu suspendireu, aber 
ihnen nicht den geeigneten Mann bezeiclineu. Er kann die Crcirung ausser- 
ordentlicher Beamten dem Vorsitzenden und in Verlimdung mit ihni den 
Comitien vorschlagen, aher nur iu politisch indifferenten Dingen oder 
in der Epoche der republikanischen Agonie werden die zu creirenden 
Beamten in dem Gesetavorscblag selbst mit Namen genannt Er gut- 
aehtet Aber die Absendnng and die Instruction der Gesandtschaften 
und bestimmt die Gesandtensahl, aber die Auswahl Oherlisst er dem 
Magistrat. Er gntaehtet Über die Febtsftsnng der Oeechftftskreise gleich- 
berechtigter Ctillegea; aber die Vertheünng derselben unter die ein* 
zelneo Personen erfolgt durch Vereinbarung oder durch das Loos. 
Indirect hat der Senat oft genug in Personalf ragen eingegriffen; 
aber in dem wichtigsten Fall, der Prorogation des militArischen 
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"Commandos geht formell der Senatsbesch luss nur auf Widerrathen 
der Ablösung und ruht die Verlängerung des Amtes rechtlich 
auf dem Gesetz. Dirpct personale Vorschlafe macht er nicht 
und fuiiffirt in rrpublikanischer Zeit niemals al< W ihlköipeischaft. 
Diese politisi'h ungemein wirkKame Schranke der seiiatorischen Gom- 
petenz ist zwar nur durch Herkommen gezogen, aber strenger ein- 
gehalten worden, als dies bei gesetsliehen Competensgrenzen der Fall 
Bu eein pflegt. 

Die Unbeetimmtheit der Grensen zwischen dem magistratisehen "if^" 
Imperium nnd der Antorität dee Senats, die sowohl htnaiehtlich der "'^und'"^ 
Nothwendigkeit der Einholung wie hinsichtlich derjenigen der Nach- 
achtung durch die ganze lange republikanische Zeit fortdauernde Ab- 
hängigkeit dieser Abgrenzung von den jedesmaligen politischen und 
personalen VerhiUtnissen gehört zum eigensten Wesen der von formaler 
Normiriing wenig heeiütiussteu und völlig von der Macht der Präce- 
•deufien beherrschten Institution. So wfit es bienach möglich ist, ver- 
sucht die fülirende Darlegung die factisclie (Joiupeteoz des Senats der 
späteren Republik gegenüber der Magi>tratur in ihrer Entwickelung 
und in ihren Schwankungen einigermassen zur Anschauung zu 
bringen, das heisst die allgemeine Regel, dass der zur Berufung 
des Sraats hefngte Magietrat jede von seinem Ermessen abhängende 
FVage vor der Besehlu^sfassung zur Begutachtung des Senats stellen 
kann oder stellen muss, fOr die verschiedenen Kreise der oberamt- 
lichen Thitigkeit zu specialisiren und zu ezempliiiciren. Es wird dabei 
Torzngsweise diejenige Epoche ins Auge gefasst, in der, unter gegen- 
seitiger Observanz der Kechtssphäre , der Senat mit und durch die 
Magistratur den Staat regiert hat ; die Uebergriffe der republikanischen 
Agonie, in welcher im Gegensatz zu der sieh von der Senatsleitung 
emancipirenden Magistraturdie Oligarchie das forinale Uegimentsich vin- 
dicirte, werflen so weit sie überhaupt in dieser Darsti^llung berück- 
sichtigt werden können, zweckmässiger dem foigendeu Al>st'imitt vor- 
behalten, welcher das aus diesem Gontlict hervorgegangene Compro- 
mibsregiment behandelt. 

1. In sacralen Angelegenheiten reicht die freie magistratiscbe ^'^^ 
Festsetzung nur so weit, als es sich entweder um blosse Ausfahrung 
feststehender Normen bandelt» wie bei der Ansetznng der Wandelfesto, 
oder die Notblage sie rechtfertigt» wie bei dem w&hrend der Schlacht 
geleisteten Feldherrngelabde. Dagegen pflegt der Senat gefragt zu 
werden bei Einrichtung neuer Cultst&tten oder Aufnahme neuer Götter 
hl den Öffentlichen Cult; bei der Bezeichnung gewisser Tage als unheil- 
bringend und ungeeignet für religiöse Verrichtungen; bei der Wieder« 
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lioluiig eines religiüseu Acts wogen vorgekommenen Versehens; bei 
der AuorduuDg ausserordentlicher Festlichkeiteu, wobei indess die 
FMtsetzmig des Tages dem Magistrat verbleibt; bei der SOhouiig der 
zur Anzeige gelaogcndeD Zeichen und Wander; bei der BefrainiDg 
iler sibyllinisehen BOeher oder der etraskisehen Opferpriester; endlich 
bei der Uebemahme nagistratiscber Gelübde und der Vomabme von 
Weibungen, namentlich wenn sie die GemeindekasBe belasten oder das 
Gemeindevermögen verringern. Die Priestersebaften fungieren bei diesen 
Geschäften gewissermassen als ständige Commissionen des Senats. Da 
die Comitien bei sacralen Angelegenheiten nicht leicht befragt werden 
(S. so ist der von dem Magistrat und dem Senat in eiuer 

sacralen Angelegenheit gcfasste Beschluss in der Regel detinitiv. 

2. Die Vorl)eratliuiig im Senat des von dem Magistrat an die 
Comitien zu bringenden Gesetzes in dem früher (S. HIP) bezeichneten 
umfassenden römi>cLen Sinne ist von jeher üblich und, wie schon 
bemerkt ward (S. 327), vielleicht der Ausgangspuuct der senatori>chen 
Begutachtung gewesen. Die tiberhaupt notbwendige und namentlich 
bei der von Jahr su Jahr wecbfelnden legislatorischen Initiative nnent- 
bebrliche Diacussion der Gesetzentwürfe, welche durch dieVerkQmmening 
derVorerörternng nnd die Unzulfissiigkeit jedes AbAnderungsvorschlags 
aus dem Comitialverfahren so gut wie ausgeschlossen war, konnte nur 
in dem Senat ihre Stelle fiuden, und wenn dies schon für die ftltest» 
Zeit gilt, so hat die Noth wendigkeit dieser allgemeinen und stetige!» 
Vorberathung sich weiter gesteigert durch die mansslose Vermehrung der 
mit legislatorischer Initiative ausgestatteten Ohetbeamten und die ent- 
sprechende Ausdehnung des Int^ rces>ionsreclits. Daher ist denn die 
fnctische Initiative des Senats auch auf die Beschlüsse der Plebs inso- 
weit erstreckt worden, als diese der Sache nach unter die Gesetze 
eintraten. Gesetzlich notwendig ist allerdiiigs die Vorberathung im 
Senat und dessen Zustimmung lür das Comitialgesetz ui> mals gewesen 
und für das Plebiscit nur theils in der Epoche vor dem hortensischen 
Gesetz, wfthrend welcher die Verbindlichkeit desselben für die Ge> 
meiade an die vorgfingige Einwilligung des Senats gekuftpft war 
(S. 51), theils wieder wfthrend des kurzen Bestehens der sulla* 
nischen diese Ordnung emeuemden Verfassung. Fttr die praktische 
Politik der Republik ist es die Richtschnur, dass jeder vom Senat 
widerratheue oder nicht in ihm vorberathene Gesetzentwurf vereitelt 
wt nien mnss, wozu namentlich die tribunicische Intercession die 
Han<ihabe bot, und dass jeder ge-ien oder ohne den Willen des 
Senats durchgebrachte Bescbluss der Comitien der Gemeinde oder des 
Coucilium der Plebs eine Auflehnung gegen die Staatsregierung in 
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sich schliesst, welche je nach der Parteistell UDg alfi unberechtigt oder 
berechtigt betrachtet wenien iTHKlite. 

3. Wenn die Wahl der stiludigeii Beamten der Vorberathung im 
Senat uicht uuterstellt werden kann, so gilt (ias Gegentheil nicht bloss 
von der ausserordentlichen Beanitencreirunp, die in den Kreis der Ge- 
setzgebung fällt (S. 18(i), soudern es ist auch io Betretf der Creirung 
der ordeatlichen nicht ständigen, der Dictatoren und der Cenaoren, da 
diese allerdings von der WUlkttr des beikoninienden Magistrats abhängt, 
der Senat häufig, fieUeicht sp&terhin regelraftssig befragt worden. Die 
Modalitäten auch der ordentlichen Wahlen, zum Beispiel die Anaetzung 
des Wahltags, kOunen wie jeder von dem Belieben des Magistrats ab- 
hlngige administrative Act im Senat sur Sprache kommen. 

4. Bei der Ausbildung des Zwangs- nnd Strafrechts fällt der Per- ^miml^' 
diio]]i(>n-prozess kraft des dafür erforderlichen legislatorischen Voracts 

(S. 224) in die Comp*'teiiz des Senats. Dagegen hat er in das 
quftstorische Verfahren uai infht eingreifen können, da die Quästoren 
nicht in der Lage Mud den ^tnat zu befragen und dasselbe gilt von 
dem ftdilici^chen Multverfahren und insofern auch von dem tribunici- 
scheu Stralprozesii, als dieser älter ist als das Recht der Tribüne den 
Senat zu berufen. Dagegen babeu die Oberbeamten bei der ihuen ob- 
liegenden allgemeinen Ffirsofge für die Alfontliehe Ruhe und gute 
Ordnung in wichtigeren Fällen namentlich der Sieberhetta- und 
der Religionspolizei ungemein häufig die Autorität des Senats zu 
Hälfe genommen. Der Schrankenlosigkeit dieser magistratischen (Kom- 
petenz entspricht in diesem Kr^se das Fehlen jeder auch nur that- 
Bächliehen Al^renzuug zwischen der freien und der gebundenen msgi- 
«^tischen Action; doch lässt sich erkennen, dass der Senat regel- 
mässig gefragt ward, wo der Magistrat ans Gründen des öffentlichen 
Wohls von der Rechtsordnung abwich. So haben sich die Magistrate 
durch ihn autorisirtn lassen von der VollstrerkTHs«? eines rpchtskräf- 
tigeu Todesurtheils abzusehen und dasselbe dadurch in lebenslängliche 
Haft umzuwaudelu; ferner dem Vi rhrecher aus besonderen Gründen 
Straflosigkeit und freies Geleit zuzusichern. Wo die öffentliche Ord- 
nung gefilhrdet erscheint, also insonderheit bei Bauden- und bei poli- 
tischen Verbrechen wird die eonsularisehe Repression regelmässig ge- 
stutzt durch den Senat; einen authentischen Beleg gewährt der uns 
erhaltene Senatsschluss v. J. 568 (186 Chr.) gegen das gemein- 
gefährliche an den Bacchuscult anknftpfende Sectirerwesen, welcher 
zugleich zeigt, dasa diese eonsularisch-seoatorische Polizeisich aber ganz 
Italien erstreckte und auch die formell freien buudesgenössischen Ge- 
meinden ihr unterlagen, wogegen in den Provinzen die Statthalter mit 
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grösserer SelbsUTidipkcit schalteten als die Consuln im Hauptland. 
Allgewendet auf die l'aiteipolitik erscheint diese senatorische Ober- 
aufsicht- in denoi Gebnmch eine geschehene oder heabHichtigte Hand- 
lung dureh Seoatsbesehluss als „geuieinschädlich" (contra rem publicam) 
zu beseiehDen, das heiaat die Bämmtlichen mit ZwangR- und Strafrecbt 
ausgestatteten Magistrste zur Anwendung dessellien avf den fraglichen 
Fall attfsufordern, was allerdings, nachdem dies Strafrecht durch Sulla 
ebsolet geworden war, in ein blosses politisches TadelsTOtnm sieh 
umsetzte. 

■tMbbpitat». 5. Kein Gebiet der magistratisehenTbfttiglceit bstdersenstorisehen 
Gontrole so wenig unt( rlegen wie die Rechrspflege. Allerdings hing 
die in ausserordentlichen Fällen eintretende Si>tirung der Rech t«pfteg© 
(fmtiimm) lierköninilich vom Senat ab und so lange er Ober die prä- 
torischen Competenzen freie Verfügung behielt (8. 167), konnte er 
von den beiden lürdie hauptsächliche Rechtspflege bestimmten Prfttoren 
den einen aiiflerweitig verwenden ; jiher nicht bloss in die Hnndhabung 
der Jurisdji tiuü lint er nicht eingegriffen, was nur in der Ordnung ist. 
sondern auch wo man sein Mitwirken erwarten sollte, bei der gene- 
rellen Formierung der prätorischen Amtsthätigkeit, den ständigen 
Edicten finden wir nicht, dass die Priltoren ihre häufig der Sache nach 
legitilstortschen Anordnungen auf den Senat gestotzt haben. 

6. In militilrischer Hinsicht niacbt sich der Rinfiuss des Senats nach 
drei Riehtungen hin geltend : bei der Einberufung der Dienstpfiiehtigen; 
bei der Instruction der Ck>mmandotrliger und bei der Kriegführung 
selbst. — Die Einberufung der Dienstpflichtigen ist, da die Ordnungen 
der Republik, abgesehen von der Reiterei, die Ständigkeit des Dienstes 
nicht kennen, als formell ausserordentliche Massregel, wo sie nicht 
durch den Nothfall erfordert wird, wohl von jeher von Rechtswegen 
durch den Senat gegangen. Auch hinsichtlich der Qualihcation der 
Soldaten wie der Offiziere i>-t der Sen^t compet nt und bnt unter 
Umständen die Eiiisleilunu' mcht gedienter Mannschaften untersagt 
und die Ernennung der Olhziere durch die Comitien zu Gunsten 
der Feldherreu eingeschriuikt. Der Sache nach indess gehört in der 
uns historisch bekannten Epoche die jährliche Einberufung der Dienst- 
pflichtigen in der Höhe von etwa 10000 Borgern fftr jeden der Gonsuln 
nebst der entsprechenden der ungefthr gleich starken Bundescontingeute 
(S. 261) zu der ordentlichen Amtsfünetion; wahrscheinlich ist in der das 
Amttijshr eriVffoenden generellen Vereinbsrung hinsichilieh d^ Jahres- 
geschäfte die Bewilligung dieser Einberufungen mit begrifen gewesen 
und wird vom Senat beschlossen worden sein, konnte aber schwerlich 
.von ihm abgelehnt werden. Aber diese Truppenzahl hat schon in der 
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mittleren Republik dem Bedttrfoiss regelmiSBig nicht genügt und 
wegen Ueherschreituiig dieses MinimalflaUes, sei es durch stärkere 
Einberufung, sei es durch Nichteiitlassung der früher eiüherufenen 
Mannschaften ist Jahr für ,Iahr im Senat verhandelt worden. Diese 
senatorischen 1 est^etzuiigen der gewaltigen Rej)ulilik haben lange 
Jahre hindurch, indem sie die militärische Bedürfn issfrage und damit 
Zahl und Vertheilung der Truppeumacbt regeln, sowohl nach aussen 
hin der grossen Politik Regel und Richtschnur gegeben wie in der 
inneren Politik die Abhängigkeit der Magistratur von dem Senat zum 
Aittdmck gebraeht, wobei allerdings atteb die writerhin sn erftrtemde 
üiMDzielle GompeteDS desselben wesentUeh mitgewirkt hat 

Aber nachdem in den gnMf n Kriegen des sechsten Jahrhunderts 
d. St wesentlich dureh das einträchtige Zusammenwirken der Magi- 
stratur und des Senats der Sieg sich für die ROmer eotRchieilen 
und ihre Weltherrschaft sich festgrstellt hatte, kam die Abhängig- 
keit des Provinzialregiments in der Truppen/.ahl von dem Senat ins 
Schwanken. Es beruht dies in erster Reihe darauf, dass die jähr- 
liche Auflösutic; und die jährliche Neubildung des BOrf^eraufgebots 
wohl als Regel im italischen, nicht aber im ProvinziMiregiinent Sich 
durchführen liess und sehr bald, nainenilich in den beulen spanischen 
Provinzen, der Sache nach ersetzt werden musste durch die regel- 
mässige Erstreckuug de^ Dienstes der Trujjpenkörper auf mehrere 
Jahre unter Kachsendung von Krgäuzungsmannschaften , wodurch 
der Statthalter, sumal da auch seine Amtffihrung in gleicher Weise 
regelmässig und aum Theil gesetzlich verlängert ward, von der 
Centralstelle bei weitem unabhängiger wurde als der Consul in seinem 
italischen Commando es gewesen war. Es kam hiniu, dasa bei der 
Steigerung einerseita der Zahl der in den Provinzen wohnhaften 
römischen Borger, andrerseits der Verwendung der Reichsunterthanen 
zu miltt&rischen Zwecken die fräher anch factisch auf Italien be- 
schrftnkte Aufstellung von Truppen mehr und mehr in den Provinzen 
ebenfalls möglich ward und dass die finanzielle Abhängi'^^kfit des Fcld- 
herra von <ler Centralstelle, seitden» die römischen St.iatsemuahmea 
hauptsächlich aus den Provinzen kamen, nicht mimier fQr deren 
Vorsteher sich lockerte. An dieser trotz aller Palliative aus dem 
Provinzialregiment mit Nothwendigkeit sich entwickelnden miliUtru-^ch- 
ünanziellen Emancipation der Statthalter ist das Senatsregiment zu 
Grunde gegangen. 

Wenn dem Wesen der rftmisehen Magtstiatnr nichts schärfer wider* io<{^^ob 
strebt als die BesebräukuDg hinsiehtlicb der ordentliehen Amtügeachäfte ^j^^ 
durch Instructionen des Senats und wenn wie der Prosess so auch 



Digitized by Google 



334 Panftti Bttck. Dia ComitwD nnd dw Senat. 

die KriegfOhrung, wo sie nherhaiipt zulitssif^ sind, beide im Kreisf* 
der ordentlichen Amtfütirung liegen, so hat nichts desto weniger der 
Senat, ohne dieses oberste Priuci]» geradezu zu verletzen, ioimoch früh 
im Wege der Feststellung der Coniniandobezirke den Feldherren die 
allgemeine Instruction ertheilt. Ks i^t kein Raum für dieselbe gegen- 
über dem einheitlichen KöDigscouitnando. und auch die EinfUiuung der 
Zweibemchaft kann daran nicht viel geändert haben, so lange das 
Bürgeraufgebot der Regel naeh einheitlicb blieb und die militäriacb 
unentbehrliche Einheit des Oberbefehls entweder dureh Vereinbarung 
der beiden Consnin oder durch Turnus herbeigefohrt ward (8. 121). 
Aber da die Vereinbarung thatsächlieh die ZurllehBetsnng des einen 
CoUegen in sich schloss und der Tunius wie formell befriedigend, so 
praktisch widersinnig war, Btelite wohl schon vor der eigentlich histo- 
rischen Zeit die Gewohnheit sich fest, dass für das jährliche BOrger- 
aufgebot sowohl die Mannschaften wie d-i-- ^Operationsgebiet zwischen 
den Consuln getheilt wurden, wobei nicht zu übcrseheD ist, dass die 
Autgebute Jahr aus Jahr ein wohl nur ausnahmsweise durch wirk- 
lichen Kriegsfall bedingt, in der Regel als FelddienstQbuug angeordnet 
worden sind. Von Rechtswegen hing die Bildung eines doppelten 
Heeres so wie die getheiltcr Operationsgebiete im italischen Commaudo 
und ebenso die Zutheilung beider an den einen oder den andern 
Consttl von der Vereinbarung der Gollegen ab; aber sehr fr&h muss 
es Regel geworden sein, dass dieselben bei ihrem Amtsantritt das 
Gutachten des Senats hinsichtlieh der für das beginnende Jahr zweck* 
mflssigen Operationsgebiete einforderten, wobei dann bei der £r- 
streckung des römischen Machtgebiets über Italien hinaus selbstver- 
ständlich die Frage mit einbegriffen war, ob ein consularisches Com- 
mando ausserhalb Italiens erforderlich erscheine. Diese senatorischen 
Gutachten über die beiden consularischen Commandos des laufenden 
Jahres, welche auf die personale Theilung der consularischen Compe- 
tenzen sich niemals erstreckten, aber die grosse militflrisch-poHtische 
Directive einschlössen, haben in geschichtlicher Zeit für die Magi- 
stratur thatsächlieh bindende Kraft; formell ist ihnen dieselbe durch 
das Gesetz des C. Gracchus vom J. 631 (123 v. Chr.) beigelegt 
worden, worin aber neben der rechtlichen Steigerung insofern eine 
wesentliche Beschränkung der Befugniss des Senats lag, als dieser 
angewiesen ward die Festsetzung Tor der Wahl der hetreflbnden 
Consuln Torznnehmenp also die bis dahin rechtlich ausgeschlossene, 
factisch regelmässige Rücksichtnahme auf die Personen bei der Fest- 
setzung der Competenzen wesentlich erschwert wurde. Aufgehoben 
wurde die senatorische Direction des militärischen Regiments mit dem 
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eonsuIarisch-italischeD Coinmaodo selbst dorch Sulla, wobei dem Senat 
freilich das Reeht blieb bei eigentlicher Kriegsgefahr eioen mit 
Imperium ausgestatteten Beamten das CoinniaiKlo zu Obertragen. — 

Auf die auRseritalischen prfttorischen Commandos, welche, wie wir 
sahen (S. 28(>), zuDächst der Civilverwaltun^ angehören und nur 
nebenbei als Commandobezirke gelten, hat der Senat von Rechts- 
wepfen keinen Eintluss. Sie sind gesetzlich ein fUr allemal tixirt und 
ihre Statthalter werden durch die Comitien mit Zuhülfenahme des 
Looses bestellt; bleibt es bei der Regel, so wird für sie ein sena- 
torisches Gutachten nicht erfordert Aber in dem Jahrhundert, in 
irelchem diese überseeischen Verwaltungsbezirke aufkamen, i^t die 
Ausnahme fast häufiger als die Regel und jede Abweichung von dieser 
-erfordert die Mitwirkung des Senats. Zunächst hat der Senat die Be- 
fiigniss gehabt oder doch ausgeübt unter die prätorischen CSompetf naen 
neben den gesetzlichen noch ausserordentliche, sum Beispiel das Flotten- 
coinmando aufzunehmevi wodurch dann für die gesetzlich geordneten 
die Beamten fehlten; und als jene Befugntss dem Senat entzogen 
ward, wurde durch die mit der Vermehrung der Provinzen nicht 
Schritt haltende Vermehrung der Zahl der Piätoren l>ei der Besetzung 
■der Statthaltf^r^cbaften ein stünrÜL'es Deficit herbeigeführt, dessen 
Ausfüllung unter Beiseitelassung der Comitien der Senat bewirkte. 
Allerdings Itann derselbe die ausseritalischen Commandos nur ent- 
weder im Wege der Yerlilngerung des be>tehenden oder allenfalls 
durch Besetzung mit einem nicht zum Inij)eriuui berufenen niederen 
Beamten, nicht aber au Private vergelten; nichts desto weniger liegt 
hierin ein dauernder und wesentlicher, der Sache nach regelmässig 
peraonator Eingriff in die verfassungsmässig den Comitien vorbehaltene 
Beamten-Cretrung. Sulla hat, indem er die Zahl der Provinzen und 
die der Prätoren ios Gleichgewicht setzte und das zweite Amtsjahr 
gesetzlich feststellte, der senatorischen Willkür durch strengere Ord- 
nung Schranken gesetzt, wobei der Senat zum Ersatz der ihm ent- 
zogenen Feststellung der consularischen Competenzen das Recht erhielt 
aus s&mmtlichen Provinzen zwei vorzugsweise wichtige den Consaln 
eines jeden Amtjahrs vor deren Wahl zu ai>erweisen; um die übrigen 
loosten alsdann die Prätoren des gleichen Jahres. Unter dem Priniipat 
ist dem Senat auch diese Befugniss entzogen und sind die Provinzen 
sftmmtlich fixirt, so da>s die Consulare um Asia und Africa, die 
Prätoren um die übrigen das Loos zieiieii. 

Das eigentliche Feldherrnrecht, die Handhabung der militärischen nie s«n»t». 
Disciplin, die Führung der Operationen, die Verhandlung und dasriraMdea 
Uebereinkomnien mit dem Feinde unterliegt dem Eingreifen des Senats 
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weniger als die Heerbildung und die militärische Directive, indess macht 
sein Eintluss namentlich in spftterer Zeit auch in der Kriejzführung 
selbst sich geltend. In die Soldatenbelohnungen, sei es mit Khrrn oder 
mit Geschenken, hat der S« nat schwerlich jemals eingegrilieu; wenn es 
bei den Strafen zuweilen geschehen ist, so ist dies wohl häutig iiri 
Interesse, nicht selten vielleicht auf Veranlassung der Feldherm seihst 
gtücheheu. Auch die Belohnungen des Feldherrn selbst, der Imperator- 
titel und der Triumph liegen nach älterem Brauch jener bei der sieg- 
reieben Armee, dieser bei dem Feldherm seihet; spAterhin indees ist 
jener anch Tom Senat decretirt worden (S 265) und hat dieser wenig-- 
stens thatsachlich von ihm abgehangen (S. 264). Bei weitem wichtiger 
ist der Einflnse^ den der Senat auf den Gang der KriegfOhmog und 
vor allem auf die den Krieg abaeblieaeenden Verträge dnreh die von 
ihm zum Heere abgeordneten Gommissarien (legati) ausgetobt bat. 
Botschaften bat die Centralregierung selbstverständlieh von jeher an 
ihre Feldherrn senden können und gesendet; in der spateren Republik 
aber, wir wissen nicht seit wann, besteht rler r.ebrauch, dem Senat 
entnommene Vertrauensmänner deti verschiedenen Commandoiülirern 
mit factischer Ständigkeit beizugehen, welche zwar ofticiell weder 
civile noch militärische Competenz haben, al)er dem Ht i k<nnmen nach 
während des Feldzugs an jedem Kriegsrath theilnehmen und häufig 
als Uuterbefehlshahcr und Oliiziere verwendet werden, auch bei der 
Verwaltung in ähnlicher Weise sich betheiligen, und die oacbber bei 
allen die militärische oder administrative Amtftthrung des Statthalters 
betreffenden Senatsverhandlangea mitsnreden im Stande shid. Diese 
Einrichtung, späterhin, als die Ernennung dieser Gehalfen vom Senat 
an den Feldherm kam, einer der wirksamsten Hebel bei der Herbei- 
ffihrnng des monarcbisehen Regiments (S. 204), ist fär die Controle 
der Statthalter von dem Senat geschaffen und gebraucht worden. In 
weiterer Steigerung tritt diese Senat scontrole auf bei dem Abschluss 
der Friedensverträge, welche durch Zuordnung derartiger Commissionen 
der Senat den Feldherrn aus der Hand genommen hnt : e > wird 
darauf hei der Bebandluiig der auswärtigen AogelegenUeiteu zurück« 
zukommen sein. 

evnieindo- 7. Jjach keiner Seite hin ist das OberiuiiL so früh und so um- 

MHUIMfl' 

fassend an die Zustinunung des S«*nat8 gebunden worden wie hin- 
sichtlich der Verfügung über das Gemeindevermogen und vor allem 
aber die Gemeindekasse. Es beruht dies zunächst darauf, dass diese 
Verfügungen durchgängig ausserordentlicher Art sind. Was von den 
ordentlichen Ausgaben der Gemeinde irgend durch Abgabe von, Ge- 
meindegut oder von Steuererhebungen gedeckt werden kann, wird aus 



Dlgitized by Google 



4 Competenx des Senals. 



337 



(ieni Gemeindehaushalt entfernt; zum Beispiel werden die Kosten des 
(Gottesdienstes durch die pontiticale Prozesssteuer (S. P3) oder durch 
Fun(iirung der Priesterthümer mit f inindhesitz aufgebracht, der Reiter- 
sold auf die Wittwen und Waisen (zelt gt. So lange das öffentliche 
P>auwej>en hauptsächlich durch Prohnden beschafft und dem Soldaten 
der Sold nicht aus der Gemeindekasse gezahlt ward, mtlsseu die 
ordeutlichen Ausgabeu der Gemeindekusse verschwiuiieud gering und 
die Thesaurinrng der Einnahmen die Kegel gewesen sein. Regel- 
m&asig also war die Zahlung aus dem Gemeindeschatz, inaonderbeit 
die th^lweise Ausschottung der Gemeindegelder fflr Banzwecke, eine 
ansBerordentliehe Finanzmassregel und fiel somit in die Competenz 
des Senats. Dasselbe gilt fflr den Fall, dass die Gemeindekasse mit 
ihren Mitteln nieht ausreicht, was, nachdem das Aerarium die Sold- 
zahlung fflr die zu Fuss dienenden Bürger auf sich genommen hatte, 
häufig genug eintrat; die Contribution der Bürgerschaft, auf die als- 
dann recurrirt wird, war immer eine ausserordentliche Aushülfe und 
ist sicher von den Magistraten nicht leicht umgelegt worden ohne 
vorherige Berathung mit dem Senat. Bei den späteren militäri^^^;en 
Bewilligungen mag allerdings für die Summen, welche das regelmässige 
Bllrgeraufgebot erforderte, der Zahlungsbefehl mit bloss formeller Mit- 
wirkung des Senats oder auch von deu Consuln allein ertheilt worden 
sein. Aber hinsichtlich der Militärkosten über diesen Bedarf hinaus 
bat der Senat wohl von jeher um sein Gutachten befragt werden mflssen. 
Wenn also anch die Erhebung von Geldern aus der Staatskasse con- 
sulariscbes Becht war und blieb,- so hat dieses bei Zahlungen von Be- 
lang nicht leicht anders ansgettbt werden können als nach eingeholter 
Zustimmung des Senats, und ist dieser durchaus die eigentliche Stelle fflr 
die Geldbewilligung. Indess hat der Senat diese Befugniss mit weiser 
Selhstheschränkung gehandbabt und die Zweckbestimmung der von 
ihm bewilligten Summen in grosser Weite festgesetzt, insbesondere 
bei Bau- und Kriegsgeldern die specielle Verwendunff den betreffenden 
Beamten anheimstellend. Von der Bedeutung und dem Alter dieser 
Competenz zeugen die dadurch bewirkten Creirungen der Quilstur und 
der Ceusur. Dass die Quflstoren nicht allein, aber wesentlich mit dazu 
geschaffen wordcu sind, um deu Umfang und die ModalKaleM der con- 
sularischen Gelderhebuug officiell zu constatireu und das consularische 
Verfügungsrecht Aber die Gemeindekasse ohne Aenderung desselben 
unter Controle zu nehmen, ist frflber (S. 274) ausgeführt worden; 
ebenso dass das ursprflnglicbe Verfflgungsrecht der Gonsnln Aber die 
Gemeindegelder zu Bauzwecken, indem es auf die Censoren flbertragen 
ward, vielmehr an den Senat kam, da die Censoren nicht, wie die 
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Consuln, von sieh aus Gelder erheben, nicht eutmal, da sie das Reeht 

mit dem Senat zu verhaDdelo nicht erhielten, bei dem Senat einen 
derartigen Antrag selber stellen konnten. 

<äjjjgj«n- 8. Die ausländischen und internationalen Verhandlungen und 
Festsetzungen sind, so wenic der nur in der Stadt fungirende und 
vielköpfige Senat dazu iiecignet erscheint, dennoch in der Zeit der 
Republik in demselben concentrirt worden, wobei unter dem Aii«lnnd 
nicht bloss die reichsfremden, sondern auch die durch foinmieu 
Bündnissvertrag von Rom abhängigen Staaten, ja selbst die nur zu 
factischer Autonomie zugelassenen Unterthanengemeinden mit zu ver- 
stehen sind. Es gilt dies von dem Gesandtschaftsverkehr wie von den 
StaatsYertiftgen. Den Gesandtsehaftsrerkehr finden wir, so weit dies 
irgend mit dem Gommando vereinbar ist, ausscblieeslich verknflplt mit 
dem Vorsitz im Senat Botschaft an einen andern Staat kann, von rein 
militärischen Abmachungen abgesehen, der Feldherr nicht entsenden, 
noch weniger aber von sich ans der städtische Magistrat, sondern sie 
wird vom Senat beschlossen und die Instruction im Senat festgestellt, 
während der Vorsitzende die Personen bezeichnet. Regelmässig erhalten 
die Boten nur den Auftrag die Beschlösse des Senats mitzutheilen und 
die darauf ertheilte Antwort diesem zu berichten, enthalten sich also, 
so weit dies möglich ist, der riL^enen Action und lass. ii die letzte 
Entscheidung dem Senat. Umgekehrt werden die (iesandien fremder 
Staaten durchaus nach Rom gewiesen und verhandeln hier officiell 
nicht anders als mit dem Vorsitzenden Magistrat und dem gesammten 
Senat. Dieser unmittelbare Verkehr der Ceutralregierung mit dem 
abhängigen wie mit dem freien Ausland, bei dem die leitenden Kreise 
des Senats ober die Instruirung wie tbet die Bescbeidmig der Ge- 
sandtschaften bestimmten, bat in den auswärtigen Beziehungen den 
Einfloss der Magistratur frftb Oberwogen und namentlich ftlr diejenigen 
Jahrhunderte, in welchen die römische Republik dem Ausland das 
Gesetz gab, das Schwergewicht der Weltherrschaft und die Borg- 
Schaft ihrer Stabilität in den Senat gelegt. — Schon hiedurch ist 

^iSSiS!*" es gegeben, dass definitive Verträge mit dem Ausland in der späteren 
Republik thatsächlich der Senat abgeschlossen hat, obwohl dem Feld- 
herm die militlrischen Abmachungen mit dem Gegner selbstverständ- 
lich nicht verschränkt wurden, auch der Senat nach ausgebroclionera 
Krieg sich auf Verhandlungen mit dem Gegner nicht anders einliess 
als mit Vorwissen und Zustimmung des gegen ihn im Fehie stehenden 
Magistrats. Allerdings gritf einerseits das roagistratische Recht der 
Gemeindevertretung, andrerseits die souverRne Stellung der Comitieu 
in diese Vertragsschliessung ein. Aber es ist bereits auseinandergesetzt 
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worden (S. 291), dass das Recht der Feldhenen mit Vorwisaen der 
Gemeinde unbedingt und auch ohne solches Vorwissen auf ihre Gefahr 

hin definitive Verträge abzuschliessen im Laufe der Zeit ausser Ge- 
brauch kam und die Verträge von ihnen entweder unter Vorbehalt der 
Ratification des Senats eingegangen oder, was das Gewöhnliche war, 
die Vertreter der andern Macht überhaupt nach Rom gewiesen wurden, 
wo dann der Senat die Verhandlung an sich nahm. Der maeristratische 
Eidschwur. liurch den internationale Verhältnisse stabiiirt werden, 
wird alsdiiuu erst nach der senatorisclien Feststellung derselben ge- 
leistet. Wo, wie dies bei den ausseriulischen Kriegen häutig der Fall 
war, das Friedensgeschäft eine umfassende und örtliche Revision der 
bestehenden Verii&ltBisse nothwendig machte, pflegte diese dem he- 
treffenden Feldherm in der Weise Obertragen zu werden, dass ihm 
dafOr eioe Senatscommission meistens von zehn iiitgliedem augeordnet 
wurde, an deren Zustimmung er gebunden war. — Dass die Gomitien 
nach den ursprünglichen Ordnungen bei dergleichen Verträgen nicht 
mitwirken, aber bei dem Umsiehgreifen ihrer nominellen Souveränetät 
theils die Ratiticatinn ihnen ausdrücklich vorbehalten wird, theils, 
wenigstens nach der Auffassung der demokratischen Partei, die Be- 
stätigung der Staatsvertruge durch den Senat nur vorbereitend ist 
und dies-'elben erst durch die Bürgerschaft definitive Geltung erhalten, 
ist ebenfalls bereits ausgeführt worden (S. 322). Thatsächlich ist ihr 
Eingreifen mehr formaler Art, da es äussersten Falls hinauskommt 
auf das Recht der Bürgerschaft einen vom Senat abgeschlossenen 
Staatsvertrag abzulehnen, wovon praktisch kaum jemals Gebrauch 
gemacht worden ist 
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Es bleibt schliesslich zu entwickeln, wie die in republikanischer 
Zeit den ComitieTi und dm Senat zukommenden Befugnisse durch 
die augustisehe Ordnung und die daran sieb anschliessende monarchische 
Entwickelung umgestaltet worden sind. 

staUniigdM Dass der Princijjat seiner Coiupeteoz nach zunächst sich damit 
'*^'** begnügte die vielgenpaltene mugist rat Ische Competenz der Republik 
zum guten Theil in sich zu vereinigen, namentlich die bisher jedem 
Statthalter zuständige Militärgewalt zu monopolisiren, ist in dem be- 
treffisDden Abschnitt (S. 198) ausgeführt worden. 

steiiuni 4m Die Vorherrschaft, welche der Senat thatsftchlich immer mehr 
und namentlich in dem lotsten Stadium der Republik immer unver- 
bttllter flieh vindieirt hatte, wurde ihm unter dem Prineipat in der 
Weise formell verliehen, dass er seine frohere Hachtatellnng gleieh> 
zeitig verlor. Auf der einen Seite wurde ihm das aus dem Recht 
die magistratischen Anträge zu begutachten entwickelte Gemeinde^ 
regiment nicht gerade aberkannt, wie es auch formell ihm nicht Ober- 
tragen worden war, aber aus der Hand genommen ; andererseits sind 
neben der durch die neue Erblichkeit (S. 14:3) gesteigerten privUrgirten 
Stellung die formalen Souveränotatsrechte, die freie Strafgt walt, die 
Wahlen der Beamten, die Gesetzgebung auf ihn tlbergegaugen, freilich 
nicht ohne dass in jedes derselben die kaiserliche Befugniss übt igrift 
und das principiell hierin ausgesprochene System den Senat zum 
Träger der Gemeindesouveränetät zu machen im Ergebniss mehr oder 
minder eludirte. Also wurde aus dem senaius popuH Bomcmi der 
früheren Republik der senaius populusque Romamts der letzten republi- 
kanischen und der Kaiserzeit und wenn jener mit seinen »Rathschlägeo* 
die Welt regiert hatte, fiel diesem die Rolle zu als Figurant der 
SouverftnetAt das grosse rOmisehe Weltschauspiel zu epilogiren. 



Digitized by Google 



S. Die Djarchte de« Principal». 341 

Das Recht der oberen Magistrate in jedem ausserordentlichen swuite- 

fliitichtow 

Fall da8 Gutachten des Senats einzufordern, die Grundlage des Senats- 
regiments ist formell unter dem Priucipat in Kraft g:ebliehen; aber 
die thatsilchliche, reclitlich freilich uie formuiirte Verwandlung dieses 
Beamtf'nrofhtR in eine Ikvimtenpflicht hat mit dem Eintritt dor Mo- 
narchie ein Knde und darin liegt insüferu ein vollständiger Umschwung 
der Dinge, als die neue Monarchie sich von vorn herein der Bevor- 
mundung durch dcu Senat ernstlich und völlig eutzieht. Militärische 
Angelegenheiten sind grundsätzlich nie vor den Senat des Principats 
gebracht worden, Yeiitandlangeii mit dem Ausland ntir ausnahmsweiBe 
und dann mit decorativem Zweck. Die Angelegenheiten der unter dem 
Kaiser stehenden Provinaen so wie die gesammte kaiserliche formell 
private Finanzrerwaltung werden aussehliesslieh vom Kaiser erledigt. 
In Angelegenheiten Italiens und der nicht dem Kaiser überwiesenen 
Provinzen wird auch jetzt noch der Senat befragt und zum Beispiel 
die Auehebung in Italien regelmässig auf Grund eines Senatsschlusses 
angeordnet, ebenso, wenn beider Besetzung dieser Statthaltfrsduiften 
ausserordentliche Massregeln nöthig werden, diese durch ihn verfügt 
DossL'leiclien belullt er die Verfügung über die allerdings durch die 
Urlii ! Weisungen au den Kaiser sehr geschmälerte Reichshauptkasse. 
Mehr als diese dürftigen L'eberreste des ehemaligen Eeichsregiments 
hat für die politische Machtstellung der Körperschaft die Vertretung 
aniunglich der alten Aristokratie, nach deren Aussterben wenigstens 
des hohen Beamtenadels, die Bewahrung der republikanischen Tra- 
dition und Oppositiou, das Recht der Rede in grossem und thatsftchlich 
öffentlichem Kreise zu bedeuten gehabt und bei jeder politiscHbn Krise, 
namentlich bei dem Regierungswechsel ist der Senat, wenn nicht aus- 
schlaggebend, doch in der Wagschale wiegend. Aber es gehört dies 
mehr der Geschichte an als dem Staatsrecht. 

Unter den erst mit der Monarchie dem Senat erworbenen Rechten crimini- 
ist keines älter und principiell keines bemerkensworther als die schon ^slnais, 
in anderer Verbindung (S. 234) erörterte senatorischc Griminaljustiz. 
Sie lehnt sich zwar an an das alte freie consularische Strafrecbt. ist 
aber in dessen Bindung durch die Zustimmung des Senats vollständig 
neu und allem Anschein nach schon von Augustus eingeführt, offenbar 
zu dem Zweck durch diese Cuocession die Verleiliuug der gleichartigen 
Strafgewalt an den Kaiser eiuigermassen zu neutralisiren, Dass die '^1£J'JJ['" 
gleichzeitig emgef Ohrte Appellation gegen das magistratische Decret 
in Civilsachen ebenfalls auf den Senat erstreckt ward, ist gleichfalls 
schon angegeben worden (S. 255). Politische Wichtigkeit hat von diesen 
formalen Erweiterungen der Senatscompetens nur die erste gehabt und 



Digitized by 



842 



Fttnftes Buch. Die C<nnitieii und d«r Senat. 



auch diese nur insofern, als unter nblem Regiment die mittelbare Des- 
potie noch rücV-«irhts- und srhrrinkenloser gewaltet hat als die directe. 
6«n«torUch« Nicht soloi t mit (it Iii Kinlfitt des Principats. «ondem erst bei dem 
w»u. Regierungsantritt des Tiberius sind die Wahlen der republikanischen 
Beamten und. was damit zusammenfällt, die Ergänzung des Senats 
selbst und das Aufrücken in die höheren Raogklassen desselben von 
deu Comitien auf den henat übertragen worden. Dass dieses Wahl- 
recht durch die unter dem Principal geschärften Komen über die 
WaUqiialifieatioii in enge Grenzen gewieBen war und sowohl der ersta 
Eintritt in den Senat wie das Durehlaiifen der Rangatufoi mehr Ton 
Rechtswegen a)B nach dem Belleben der wahlenden Kftiperechaft sieh 
volbogen, haben wir bereits gesehen (S. 113). Hier bleibt nodi zu 
entwickeln, in welcher Weise in dieses an sich schon Yerkftmmerte 
Wahlrecht die kaiserliche Gewalt eingegriffen hat. Es geschah dies 
theils durch das Commendationsrecht, theils durch die Adlection. 

EftiMTiicb» Analog wie für den Dictator Caesar wurde fUr Augustus, als er 
dkUM. niit der Einführung der neuen Reichsordnurig die bis dabin kraft der 
eoustituirenden Gewalt von ihm geübte Beaiiiteiipnu nnung aus der 
Hand gab. die Festsetzung Ketroffen, dass bei den Beamtenwahlen die 
von ihm den Wählern empfohlenen Personen allein zu berücksichtigen 
seien unter Annullirung der auf andere Caudidaten fallenden Stimmen. 
Wahischeiuiicli hat anfänglich diese Befugniss, welche übrigens den 
Empfohlenen von der Qualification nicht entband, sich auf das Gonsulat 
nicht erstreckt; aber verrnnthlich schon unter Kero, sicher unter 
Vespasian wird sie eben auf dieses in solcher Schftrfe angewandt, 
dass die*bindende Empfehlung hier der Sache nach auf die einfache 
Ernennung hinauskommt, wobei die Willkür in der Creirung nicht 
80 sehr von Gonsulo, als von Gonsularen noch gesteigert wird durch 
das dem Kaiser ebenfalls eingeräumte Recht die Ämtsdauer nach Er- 
messen zu verkQrzen. Bei den unter dem Gonsulat stehenden Aemteru 
ist dagegen, sei es nach rechtlicher Vorschrift, sei es durch Selbst- 
beschränkung, die Commendation imnirr auf eine rrowisse Zahl der 
zu besetzenden teilen, unter Tiberius zum Beispiel auf deu dritten 
Theil der Prätoreu beschränkt worden. 

KmiMiUeiM Von der Adlection war bereits die Rede (S, 310). Sie ruht auf der 
kaiserlichen Censnr in der erweiterten Competenz, mit welcher dieses 
Amt vou einzelnen Kaisern des ersten Jahrhunderts übernummeu und 
in dieser Gestalt dann durch Domitian dem Principat ein für allemal 
einverleibt ward. Sie besteht in der Befugniss dem Senator oder dem 
NichtSenator ein nicht geführtes Amt als geführt beizulegen und ihn in 
die entsprechende Senatsklasse einzuschreiben. Auf das Gonsulat ist 
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die Adlection erst spat und selten angewandt worden, da hiefür die 
dt-üi Kaiser gestattete Veikürzuag dt-r Amtsdauer ausreichte. Hinsicht- 
lich der übrigen Aemter ist, so lange die kaiserlichen Gensuren unstetig 
und exoepUonell blieben, von denelben ein besebeidener Gebraneb ge- 
macbt worden. Erst seit dem Ende des ersten Jahrhunderts haben die 
Kaiser au jeder Zeit und in bedeutendem Um&ng derartige Adlectionen 
vorgenommen und es hat diese Einreihung neuer Leute in den Senat 
dann nicht wenig beigetragen su der Auflösung der geschlossenen 
Beamtenaristokratie der Republik und des früheren Principats. 

Von der Gesetzgebung ist ein wichtiger Theil, die Entbindung senatoriBek* 
von den bestehenden Ordnungen für den einzelnen Fall bereits in g«<bnM nr 

den 

republi'k'fTiischer Zeit auf den Senat Ubergegangen. "Wenn das Privi- BimeiÄU. 
legium nicht minder als das Gesetz selbst ein legislatorischer Act ist, so 
haben doch ^elbstverstÄndlich von je her die Magistrate in dringlichen 
Fällen unter Vorbehalt der rnnntialeu Ratitication &\vh Abweichungen 
von dem Gesetz gestattet und in solchem Fall zur Minderung der 
eigenen Verantwortung, so weit dies möglich war, sich wenigstens der 
ZuätimmuDg des Senats versichert. Mit dem Einholen und selbst mit 
dem Vorbehalten der eomitialen Ratification ist es dann nicht Strang 
genommen und bei der suHanischen Verfassungsrevision dem Senat 
wahrscheinlich ausdrficklicb das Recht eingeräumt worden wenigstens 
gewisse Gesetze Ittr den einzelnen Fall definitiv ausser Anwendung zu 
stellen. Dies ist gdilieheu, und durch die ganze Xaiseraeit hindurch 
werden die Entbindungen von den Gesetzen über die Wablqualification^ 
aber die Rechtsnachtheile der Ehe- und Kinderlosigkeit, über die Be- 
schränkung des Associationsrechts und der Yolkslustbarkeiten bei dem 
Senat nachgesucht. Auch die Bewilligung ausserordentlicher Sieges- 
ehren (S. 2f)r)) und dir Versetzung eines verstorbenen Ilerrschers oder 
Gliedes des Ilerrscherliauses unter die (lottlieiten der Gemeinde werden 
unter dem Principal zwar auf Antrag des Kaisers, aber regelmässig 
vom Senat beschlüssen. 

Weiter ist die gesetzgebende Gewalt lur bestimmte Kreise des J^jfJ^J 
weiten nach der römischen Auffassung dazu gerechneten Gebiets auf'*^^J[j»^^ 
den Monarchen übergegangen. Einmal ist die Ordnung der Be* ^"^^'^ 
Ziehungen zum Ausland, Kriegserkl&rung, Friedensschluss und Bünd- 
niss unter Ausschluss der bisher dafflr beikommenden Organe, der 
Comitien (S. 322) wie des Senats (S. 838) der Entscheidung des 
Prineeps unterstellt worden. Femer werden silmmtliche gesetzliche 
Normirungen, welche nach republikanischem Gebrauch durch Special- 
mandat an einzelne Beamte übertragen werden konnten, ein für alle- 
mal unter die Competenz des Prineeps gewiesen. Darunter fällt die 
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für Ertii«i- bisher in der Regel von den Comitien ausgeübte Verlfihunji des 
Bürger- und röiTiischen Bftrprerrechts. welche anknüpft an die in repuldikanischer 

dM Stadt- 

rechts. Zeit einzelnen l eldlierrn gewährte Befugniss solcher Verleihung: an 
die unter ihnen dienenden Nichtbürger. Von den Kaisern ist dieselbe 
vorzugsweise theils zn dem gleichen Zweck benutzt worden, theils om 
in die aus römischen Bttrgern bestehenden Truppenkftrper Nichtbürger 
einzureiben. Weiter Allt darunter die in republikanischer Zeit häufig 
Spedalcommissarien zugewiesene Ordnung der dem Reiehsverband 
angehörenden städtischen Gemeinwesen; unter dem Prindpat ist der 
Kaiser berechtigt Gemeinden peregrinischen Rechts latinisches oder 
römisches zu verleihen oder neue Gemeinden dieser Art ins Leben 
zu rufen und die Municipalordnungen nach Ermessen zu gestalten. 
Aii««m«in« WpTin durch die Ausscheidung dieser Kateprorien das weite Gebiet 
dercomHi^n ((er T ei ) u 1 ' ] 1 1; a n iscHen Gf^setzgebung aul einen niAssipren alle eigentliche 

linier ii>-m . " 

Principat. politisciie Actiüu uusschliüssenden Umfang zurückgehihrt wird und die 
Gesetzgebung unter dem Principal im wesentlichen auf das Privatrecht 
mit Eiubchluss der Lrnniijalürdnungen beschränkt ist, so ist für diesen 
Kreis die Gesetzgebung unter Fcsthaltuug der Vorberatimug im Senat 
(S. 330) allem Anschein nach von Rechtswegen den Comitien geblieben. 
Augustus hat, nachdem er die constituirende Gewalt abgegeben hatte, 
nur gleich den Magistraten der Republik die legislatorische Initiative 
in Anspruch genommen und seine Gesetzgebung auf Grund der tri- 
bunicischen Gewalt in der Form des Plebiseits ausgebaut Aber seit 
der zweiten Hälfte der Regierung des Tiberius versagt wenigstens 
F.«tiMh« der Sache nach die coraitiale Lei^islative (S. 324) und gebt die Ge- 
S^S^tin setzgebung, so weit sie von Rechts wegen comitial ist, efiectiv Uber 
Mtor^dm auf den Senat. Forniell scheint ihm dieselbe nicht übertragen worden 
plr^pS. zu sein, da die rechtliehe Gültigkeit der die alten Gninitinlgesetze 
ablösenden Senatsconsulte noch in der Mitte des 2. Jaiirli. nicht un- 
angefochten feststand; aber deutlich wird für die bleibenden Normen 
in Civilrecht und Verwaltung jetzt diese Form gebraucht und die 
Kaiser haben dabei, wie früher bei dem Volksschlusse, sich auf die 
Initiative beschränkt. 
Dw Mta. Wenn der Principat die gesetzgebende Gewalt allgemein niemals 
k»iT«riicfa«n geabt noch in Anspruch genommen hat, so hat allerdings dem Kaiser 
idieu uBd ^ magistratische Recht zu edidren, das heisst obrigkeitliche Regu- 
lative zu erlassen, nicht gefehlt und bei der Perpetuittt sdnes Amtes 
war damit die Handhabe gegeben in die Gesetzgebung einzugreifen. 
Er bat davon auch Gebrauch gemacht; das befreite Soldatentestament 
zum jBeiepiel ist auf diesem Wege eingeführt worden. Aber wenn 
es hier auf der Hand liegt, warum diese Neuerung nicht an den 
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Senat gebracht worden ist, so lehrt namentlich die Geschichte des 
Fideieommissea, mit welcher Znrftckhaltung die Kaiser in die eigent- 

liehe Gesetzgebung ein^a iifen. Dass bei der AnhaltUDg des Erben zur 
£rfailung der rechtlich formlosen, aber moralisch verbindlichen Auf- 
lage seines Erblassers Augustus das Geschwornenvei fahren ausschloss 
und die Vorsitzenden des Senats anveies dies durr-ii iuisserordentliche 
Cognition durchzuführen, zeigt deutlich, dass dies nicht so sehr eine 
legislatorische Neuerung war als eine üehertraszung. der (Tewissens- 
ptliclit in die liechtssphäre und dass bei diesem TVherschreitfii der 
strengen Rechtsgrenze die Mitwirkung des Senats nuLliwendig erschien. 
W eiter hat die iu dem einzelnen Fall von dem Kaiser getroffene 
Entscheidung (eons/i7t4/io) rechtliche Gültigkeit auf Grund der in sein 
comitiales Wahl- und VoUmachtgesetz (S. 196) eingerOckten Clansel, 
dass er »das Recht und die Macht haben solle in göttlichen und 
menschlichen, in Oflfenttichen und Privatangelegenheiten zu thnn und 
vorzunehmen, was ihm zum Frommen und zur Ehre des gemeinen 
Wesens zu gereichen seheine.* Aber ein Oesetz ist eine solche 
kaiserliche Verfügung nicht; sie entscheidet die Angelegenheit, fQr 
welche sie ergeht, hat aber weder beständige Dauer noch allgemeine 
Anwendbarkeit. Die darin ausgesprochene Verleihung gilt immer 
nur als gemacht bis weiter, kann also von Rechtswegen von dem vor- 
leihenden Herrscher jederzeit zurückgenommen werden und tritt mit 
seinem Tode von selber ausser Kraft, falls nicht der Nachfolger sie 
erneuert. Der iu einem kaiserlichen Erlass zur Anwendung gebrachte 
oder aucii ausdrücklich ausgesprochene Rechtssatz ist rechtlich nicht 
mehr und will auch in der Regel nicht mehr sein als Präjudicat und 
Interpretation. Nachdem wahrscheinlich seit Hadrian die Kaiser die 
an sie gelangten Eingaben statt durch Privatbeseheidung hAufig im 
Wege des öffentUchen Anschlags beantworteten, gingen diese promul« 
girten Erhisse der Sache nach in die kaiserlichen Edicte Qber und da 
sie grossentheils Beehtsfragen behandelten, wurden sie fttr die spAtere 
Eaiserzeit das rechte Organ der authentischen Interpretation und sind 
auch wohl, wie dies bei aller autoritativen Rechtsanwendung der Fall 
ist, benutzt worden, um in der Form der Erklärung das Eecbt zu 
ändern. Reichsgesetze aber haben sie niemals sein wollen und sind 
auch nie diesen zugezählt worden. 



Die Staatsordnung seit 
Diocletian. 

Die DantellaDg des rtausehen Staatsreebta» welche dieser Abriss ^^^f 
giebt, scblieest 9h mit dem Ende dee 8. Jahrbunderts onseier Zeit- K«~»tj^t. 
leehniiBg. Kaebdem mit dem Tode Alezanders im Jahre 235 das 
severisebe Herrscherhaus erloschen war, braeh das römische Reich zu- 
sammen. Das folgende balbe Jahrhundert ist eine Epoche der Agonie» 
Eine Dynastie giebt es nicht mehr. Unter den TrSgem des Kaiser- 
namens, grnssentheils geborenen Provin/ialen und häutig gewesenen 
Subaltern Offizieren, ist keiner, der auch nur zu Decennalien oi 'jener 
Herrschaft gelangt wäre, keiner, der nicht den Kaiserpurpur mit seinem 
Blut gebüsst hätte, kaum einer, dem das aus einander fallende Keich 
in seiner Gesammtheit botraflssig gewesen wäre. Inländische und aus- 
ländische Barbaren liaudhaUiu, ungefähr wie in Feindesland die Militär- 
commandanten, im Reichsgebiet die Gewalt neben und gegen einander; 
der Antbeil der Aristokratie am Beiehsregiment, die Bildung der 
höheren Klassen, der Wohlstand der Bevdlkerung, die Sieberang der 
Grensen gehen gleiebmassig zu Grunde. Die Bauten, die Mttnaen, 
die Schriftwerke, die Inschriften dieser Epoche reden in ibror ab- 
schreckenden Form wie in ihrem kttmmerlichen Bestand alle dieselbe 
Sprache, das entsetzliche Stammeln der agonisirenden Civil isation. 

Die Ursachen, welche diese Katastrophe herbeigefahrt haben, t*i| |yfcM{' 
dürfen nicht in momentanen Complicationen gesucht werden; wenn 
der morsche Baum zusammenbricht, wirft ihn freilicli der letzte Wind- 
stoss um, aber er filDt durch die innere Krankheit. Mehr noch als 
bei dem einzelnen Menscht ii ist bei dem Volksganzeu von einem sehr 
frühen Stadium an die Entwicklung neben dem Steiuren zugleich ein 
Sinken, und dies gilt vor allem für Rom. Weiiü in der Volker 
gcschichte das schliesslich entscheidende Moment das Mitthuu des 
Bürgers bei dem Thun der Gemeinde ist, wenn Gemeinsinn, Webr- 
baftigkeit, Amtstochtigkeit, Patriotismus jeder Art nichts sind als die 
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schöne BlUthe der bürgerlichen Selbstthätigkeit, so ist schon in der 
späteren Republik diese im SchwinSen. Es beginnt die Umwandlung der 
alten Stadthürgerschaft in f-iii » st:iat«l>nrgerliche Gesammtheit und das 
wesentlich dadurch befiinL'Lc /luucktreteu der Gemeinfreien {jp'jen die 
privilegirten Stiinde. auf dem politischen Gebiet die Vorherrschaft des 
Amtsadels neben der um die Mitherrscliaft ringenden hohen Finanz, 
auf dem militÄrischen die Ersetzung (h-r Bürgerschaft in Waffen durch 
das geworbene Freiwilligenheer, der Eiuberufuag der Ilümer insgemein 
im Fall der Noth durch die dauernden Dienst thuenden Legionen. 
B^fJIt^n. politische L^d und Streben so wie der bflrgerliche Waffen- 

r«Jim«Dt dienst, schon in der letzten republikanischen Epoche beide im Schwanken 

utw dem «: r 

MiidpAt. und Verfallen, sanken weiter untor dem Principat Der Ausschluss der 
nicht den beiden privilegirten Stftnden ungehörigen Bflrger von den 
dffisntlichen Aemtern (S. 48. 115) und die l^eststellung der stund igen 
Armee ohne Reserve (S. 202) sind wohl aus Irr republikanischen 
EntWickelung erwachsen, aber in ihrer Formulirung und Fixirung 
grundlegende Einrichtungen der neu geschaffenen Monarcliie. 

Das Sinken des politischen Lebens war die nothwendige Folge 
des Eintretens der Einlierrschaft; dass das Unkraut des republi- 
kanischen Khigeizes nicht ausgerauft werden konnte, ohne auch die 
edlen Lehenstriebe zu gefährden, hat Augustiis wohl erkannt und 
versucht entgegenzuwirken. Die Uebertragung der furniaieii Gemeindö- 
gewalt auf den Senat (S. 340) hat allerdings praktisch nicht allzuviel 
bedeutet^ obwohl die darin enthaltene ausdrückliche VersichtleiBtuDg 
des neuen Gewalthabers auf die souver&ne Herrscheiigewalt, zumal bei 
der Macht des Rechtsbegriflk in dem rdmischen Gedankenkreis, ebenso- 
wenig gleichgültig ist wie die Consequenzen dieses Senatsregiments^ 
namentlich das festgehaltene communale Selbstregiment Italiens und 
die fortdauernde wie auch immer beschrankte Publicitätder Regierungs- 
acte. • Aber ein effectives Mitregiment wurde der republikanischen 
Aristokratie eingeräumt durch die Tleservirung der wichtigsten Civil- 
und Milit.lrnmfer für die Mitglieder des Sen;U^ (S, 212); diese durch 
alle Krisen mehr als zwei .Jahrhunderte eingehaltene Schmnke hat 
in dem Gomnjando wie in der Verwaltung und der Rechtspflege ein 
Beamtenregiment herb^-igcführt, das ohne die schweren Schäden de? 
rej)ui»iikauischeu dem politischen Charakter dieser Epoche nicht all/u 
fern stand und dem im wesentlichen der Principat sowohl seine Vor- 
sttge verdankt wie seine Dauer. Mit der Monarchie fand diese Aristo- 
kratie insoweit sich ab, dass die retrospeetive Kritik der bestehenden 
Ordnung allmfthlich verstummte und noch weniger an eine Beseitigung 
derselben gedacht ward, wohl aber, wenn der Ausdruck gestattet ist. 
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an eine Constitutionalisirung derselben, wofür namentlich die Versuche 
bezeichnend sind die Criminaljurisdiction Ober die Mitglieder des 
Senats diesem selbst unter Ausschluss des Kaisers zu vindiciren. Das 
Misstraiien {jegen den Senat und die Senatoren, welches in sehr ver- 
schiedenen 1- (innen und Oraden durch das gesammte Kaiserregiment 
sich durchzieht, ist der sicherste Beweis der fortdauernden Macht • 
dieser Aribtokratie und dieser AutagoTu>nias gewisserniasseu die letzte 
Aeusserung der politischen Lebenskraft lioms. Als in der wftsten Mitte 
des 3. Jahrhunderts Kaiser Gullieuus, nicht die uufähigste, aber wohl 
die nichtswürdigste Figur in der langen Reibe dieser monarchischen 
Carieaturon» die Senatoren von den Militftrftmtem ausseldoBS und ea 
aufkam diese fiberwiegend mit gewesenen gemeinen Soldaten an be- 
setzen, machte er damit wohl der Senatsberrschaft ein Ende, aber 
nicht minder der Dyarchie des Principats und damit diesem selbst. 

Was hinsichtlich der Wehrhaftigkeit unter dem Principat ge- ^j^,^^ 
Schah, steht nicht auf der gleichen politischen Höhe wie die allge- fSSaiSt 
meine Führung des Regiments unter demselben. Die Schlagkraft der 
republikanischen Epoche, wie sie noch in den mit der Gründung der 
Monarchie endigenden Bürgerkriegen in nur allzu gev. Itipf^^m Umfang 
sich erwiesen hatte, ist anf den Principat nicht tibergegangen. Die 
durch das Jahrhundert der inneren Kriege in der Bürgerschaft er- 
zeugte Friedenssehnsueht und das Bedürfuiss der neuen Monarchie 
sich durch Volksfreundlichkeit zu legitimiren, dazu das völlige Fehleu 
auch nur einigermassen ebenbürtiger Kachbarstaaten erklftren wohl, 
aber rechtfertigen nicht «Ue sofortige thatsftchliche Beseitigung der 
bürgerlichen Wehrpflicht nnd die Beschränkung der Reichswehr auf 
eine standige Armee, die in der St&rke von etwa 300000 Mann eben 
genügte, um die durch die drei Welttheile sich erstreckenden Grenzen 
des Staats einigermassen zu gamisoniren, welcher aber jeder Rückhalt 
in der Masse der Bevölkerung fehlte. Um auch nur dieses zu er- 
reichen, gab Augustus das Princip der Vertheidigung des Römerreichs 
ausschliesslich durch römische Bürger auf und warf die Tlillfte der 
Rekrutirungslast auf die dem T(< \('\i angehorigen Nichtbürger; auch 
die immerhin durch diese Arnieeorganisation wesentlich gesteigerte 
Finanzlast wurde nicht ohne Scliwierigkeit gedeckt durch die Aufgabe 
der republikanischen Ahgabefreiheit des römischen Bürgers (S. 277) und 
die "Wiedereinführung des altt n Tributum in der Form der fünfprocen- 
tigeu Erbschaftssteuer. Wie ausschliesslich unter dem Principat mili- 
Urisch allein die st&ndigen Truppen in Betracht kamen, zeigt die voll- 
st&ndige Beherrschung und die häufige Vergewaltigung der Hauptstadt 
mit ihrer lAillionenbeTölkerung durch die 10000 Gardesoldaten und 
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zeigt nicht minder die Vergleichung der ungeheuren Truppenniassen 
des letzten re])uhlikanischen Bürgerkriegs imd der gleiciiartiRen nach 
dem Kode der claudischen und dem der auLouiuischen Ihuastie ledig- 
lich zwischen den Corps der stÄndigen Armee geschlageneu Schlachten 
um die Besetzung des erledigten Thrones. Wenn der „römische Erd- 
Icieis" (orbis RomatmsX Ton dem bei der Zersplitteniog der Ydlker- 
sehaften jenseit des Rheines und der Denan und dem tiefen Verfkü des 
ParUierreiclis allerdiDgs mit einigem Recht gesprochen werden dnrfle, 
an irgend einer Grenze die Botm&ssiglEeit versagte oder, was troti 
der vorherrschenden Friedenspolitik nicht ganz ansbli^, die rOmisehe 
Regierung die Annectirung eines barbarischen Naehbargebiets beschloss, 
80 konnte die auf irgend einem Punkt erforderte zeitweilige Vermehrung 
der Streitkräfte nicht anders bewirkt werden als durch entsprechende 
EntMössung eines andern und Verschickung der dort Htehenden Be- 
satzungen in weite Entfern ungpH An diesen mangelhaften Einrichtungen 
Augusts ist dennoch durch du narhsten drei Jahrhunderte im Wesent- 
lichen festgehalten worden. Selbst kriegslustige Herrscher, wie Traianus 
und Severus, hahen an dem System nichts gebessert und auch die 
ständige Armee nur unweseutiich vermehrt. Verschoben hat sich nur 
der Civilstand der Soldaten. Wenn nach den augustischen Ordnungen 
die Armee zur Hftlfte ans römischen Bürgern und insoweit damals vor- 
zugsweise aus Italikem bestand, so wurde zwar für diese HAlfte auch 
später an der Forderung des römischen Staatsbttrgerreehts nominell 
festgehalten; aber da dies Staatsbflrgerrecht in immer steigendem 
Masse auf die Provinzialen erstreckt, auch häufig eben für die Ein- 
reibung in die Legion den desselben ermangelnden Rekruten verliehen 
ward, weiter die Aushebung für die an den Grenzen stehenden Truppen 
allmählich einen örtlichen Charakter annahm, so lieferte Italien bald 
für das Heer nur noch die höheren und theiiweise die niederen Oftiziere 
und die Gardesoldaten. Auch die höher civilisirten Provinzen ver- 
sehwinden allmählich aus dem Kriegsheer und wenn die civilisirte 
Kriegskunst ihr Uebergewicht über die barbarische auch in dieser 
Epuclie durchaus behauptet, so bedient sie sich vorzugsweise der den 
Barbaren nächst verwandten mehr dem Kamen nach als thatsächlich 
römischen Bestandtheile der BeichsbevOlkerung. Dasa dieses Militär- 
system nichtsdestoweniger Jahrhunderte lang die Grenzen des Reichs 
geschützt und hier und da erweitert hat, beruht weniger auf der 
Kraft der Vertheidignng als auf der Schwftche der vereinzelten Angrifle. 
Die lange verzögerte Katastrophe entlud sich, gefördert durch das 
Erstarken (ier Perserherrschaft mit dem Emporkommen der Sassaniden 
und durch den politischen Ver£aU des Regiments der gnllienischen 
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Zeit, in dem zweiten Drittel des dritten Jahrhunderts mit elementarer 
Unwiderstehlichkeit tther das gesammte rOmisdie Reich. Antiochien 
wurde von den Persern vergewaltigt, Ephesos von den Gothen, Tarraco 
von denFrank<in; alle Besitzungen jenseit der Donau und des Rheins 

gingen verloren: in Italien selbst gelangten die Alemannen bis nach 
Kaveuna und noch stehen in Verona die Maiierii. mit denen diese 
Stadt, von dem Reiche keinen Schutz mehr erwartend, sich selber 
diM Germanen erwehrte. Der ferne Westen wie der ferne Osten 
schienen vom Reich sich zu lösen; mit dem Blute des Kaiserenkels 
begründete Postumus in Trier seine Herrschaft tiber den "Westen und 
während Kaiser Valerianus iii persischer KriegsgefaDgeuscliaft sein 
Leben bescUoss, stellte der r&misdie Osten sieh unter den Sehutz 
des Araberfbrsten von Palmyra. 

Das war die Agonie; aber die wunderbaren Geeefaicke Borns ^j^- 
wendeten noch einmal den Tod ab. Es war dem Römerstaat noch ^' 
ein Herbstlrahling beschieden, die schon von Aurelianus angebahnte, 
in dem einundzwanzigjährigen Regiment des Kaisers Diocletianus 
(284 — 305) vollendete Restauration des Reiches. Hier soll versucht 
werden in kurzen Zügen die dabei zu Grunde liegende Reichsordnung 
zu skizziren. Allerdings hat e? ein Staatsrecht in dem Sinn, wie es 
der alteren Epoche beigelejrt v. enh ii darf, in dieser nicht gegeben, 
kein Abwägen der verschiedenen höchsten Gewalten, überhaupt keine 
feste das Regiment selber bindende Ordnung. Aber ein neues Staats- 
wesen wird gebildet, mit hinreichender Bestimmtheit, in mancher 
Hinsicht sicherer und vollständiger als die älteren Festsetzungen, 
far uns zu erkennen. Keu ist darin so zu sagen alles. Es sind 
vielleicht niemals, seit die Welt steht, die bestehenden Einrichtungen 
von oben herab mit solcher Gewalt und mit solcher Vollständigkeit 
und man rauss hinzusetzen mit solcher Einheitliehkeit und Folge- 
richtigkeit umgeworfen worden, wie in diesem wunderbaren den 
Thron, die Religion, die Beamtenschaft, die Rechtspflege und die Ver^ 
waltung, das Heer- und das Steuerwesen gleichmftssig umfassenden 
TrOramerbau und Neubau, für welchen allerdings die voraufgehende 
fünfzigjährige Anarchie wenigstens die Stntte bereitet hatte. 

Des Monarchen unbedingtes und unheschrilnktes Herrenrecht d«« Kaitt»* 

Mwatt. 

über diu Personen wie üher das Gut aller Unterthauen ist die durch 
die Macht der Geschicke oder, wie es bald dafür heisst, durch den 
göttlichen Willen nothwendig gegehene Staatsforra. Die alte Titulatur, 
der Spiegel des aus verschiedenartigen magistratischen Befugnissen zu- 
sammen gefügten Priucipats, weicht der einfachen Kaiserbezeicbuung; 
und nachdem der in diodetianiseher Zeit vorwaltende lebendige Gott, 
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der Kaiser Jupiter und dt r Kaiser Hercules, die Gottersohne und die 
(lötterväter unter der Pünwirkung des ChristenglauUeus zui tirkfzetreteu 
waren , beginnt — iui Gebrauch Dritter schon früher, m eigener 
l'uluuug unter den Söhnen Constanlius I. — die Bezeichnung des 
Herrschers als des Staat£eigeath(lmers (dominus), das unverbaute 
Herrentbiiiii die Titulatur m behemehen. Nicht nach dem Muster 
des bisherigea Priucipats, Bondeni nach dem orientalischen des Bereer- 
Schahs ist dasselbe geordnet worden und auch die üffientliehe Er- 
scheinung des Monarchen, der nach Frauenart geordnete Sehmuek 
mit Perlen und Edelsteinen in der Kopftracht wie in der Beschubong, 
die orientalische Sitte der Rniebeugung, das Eintreten der Eunuchen 
unter die Dieuerschaft weism nach dem Osten. Eine rechtlich feste 
Thronfolge besteht jetzt so wenig wie früher und es würde auch die 
Bindung des iMoDurcheu durch eine Krbordnuug mit der vollent- 
wickelten absoluten (iewalt sicli nicht vertragen. Nehenherrschaft 
bleibt zulässig, giebt aber, wie die Katastroiihe nach dem Tode Con- 
stantins I. dies zeigt, auch jetzt keinen rechtlichen Auspruch auf die 
Nachfolge; die Sammtherrschaft wiegt vor, wird aber jetzt, wie wir 
weiter sehen werden, nicht uothweudig, aber gewöhnlich mit der Reichs- 
theilung verbunden. Der Regel nach creirt der Monarch den Monarchen, 
auch nach der Reichstheilung der Oberlebende Theilhemcher den 
Collegen; bei völliger Erledigung des Thrones, wie sie nach dem Tode 
Constantins I. und dann nach dem Julians und Jovians eintraten, er- 
folgt die Wiederbesetzung desselben ohne Mitwirkung des Senate durch 
einen Wahlact der zur Zeit im kaiserlichen Hauptquartier anwesenden 
OfHziere und Beamten, in dem die ehemalige Imperatorenacclamation 
(S. 194) mit etwas geminderter l^rmlosigkeit sich erneuert. That- 
Bächlich hat das dynastische Element auch dic?o Monarchie beherrscht 
und in dem constantisc]]» !! somip spater indem theodosischen Kaiser- 
haus die iSachfolge des Blutes herbeigeführt; der Cultus des flavischen. 
das heisst des constantischen Hauses eutspricht mit der dieser Epoche 
angemessenen Verrohung der Verehrung des julischen Gestirnes. 

Auch auf dem religiösen Gebiet beginnt ein grundsätzlich aüilei t> 
Begierungssystem und bald weicht wie in der monarchischen Spitze 
so auch im Cultus der occidentalische Götterglaabe der Beligion 
aus dem Osten. An die Stelle der religiösen Toleranz tritt die 
Aufnahme eines formulirten Glaubens unter die von oben herab zu 
eizwingenden Bürgerpflichten. Die Götter der römischen Gemeinde 
sind unter der Republik wie unter dem Principat von Staatswegen und 
auf Staatskosten verehrt worden, aber keinem Staatsbürger war es 
verwehrt andere Götter daneben zu haben und diesen den Vorzug zu 
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geben. Dieses indifferente Verlialten kam unter dem Principat dem 
neuen Christenglauben gegenttber insofern ins Gedränge, als dieser 
Deben dem seinigen einoi andern nicht gelten Hess und den Staats- 
göttem die Verehrung ausdrtlcklich und oft unehrerliietig verweigerte; 
die staatlichen Vcrsucho difse Ehrerbietung zu erzwingen und der 
dadurch hervorgerufene W iderstand führton zudem gefährlichen ConHict 
nicht des Rechts mit dem Unrecht, soudei u der Bürgerpflicht mit der 
de Wissenspflicht. Aber von staatlicher Seite war die^e Aufurderung 
im Allgemeinen mit massigem Nachdruck und vei ständiger Inconsequenz 
geltend gemacht und nie war unter dem Principal auch nur der 
Versuch gemacht worden dem Staatsbürger eine bestiniinte religittae 
Uebeneuguug aufzuzwingen. Diocletinn, entsprungen der von religiöser 
GUnbigkeit versduedenster Art« aber gleiehmassig mftcbtiger Innerlich- 
keit dnrchdrangenen niederen Soldateeca, fanatischer Anh&nger eines 
wenigstens nominell dem alten Götterkreis angehOrigen Glanbens, war 
nicht umsonst ein lebendiger und strafgewaltiger Jupiter; und wo der 
staatskluge Kaiser in seinen kräftigen Jahren bei der Ausführung dieser 
Tendenz Mass gehalten hatte, da setzte dem bejahrten und kranken 
Vater gegenüber und dessen Warnungen zum Trotz Jupiters Sohn, der 
JovierGalerius, hervorgegangen aus dem gleichen rohen Militärkreis, mit 
wilder Unüberlegtheit eine Christenhetze ins Werk von einem Umfang 
und einer (iewaltsanikeit. wie die früheren Jahrhunderte sie nicht 
gesehen iiatten. Mit diesem ernstliciien Einschreiten der Regierung 
für den alten üotterglauben war mit dem alten System der religiösen 
Indifferenz und der praktischen Toleranz gebrochen, und gebrochen 
auf immer. £s wird einer der Fundamentalsätze der neuen 
Monarchie, dass es Pflicht der Regierung ist den religiösen Glauben 
der Staatsbürger zu fixiren und zu uniformireo. Allerdings ist nie 
ein Pfeil Arger auf den Schützen zurackgeprallt als dieser. Was das 
zusammenbrechende Heidenthum gegen den Christenglauben versucht 
hatte, hat das dadurch in seinem Aufstreben nur gekräftigte Christen- 
thum gegen das Heidenthum durchgeführt und durch den Arm der 
Kegierung dasselbe erst geknebelt und dann ausgerottet. Ja folgerichtig 
nahm der Staat weiter es als sein Recht in Anspruch den neuen GhiuhcD 
positiv 711 fürmuliren. Der Cfegensatz der den „allg<'i)ienH'i! (ilauheu" 
bekenueudeu Christen (calhoUci) zu den ..SoiidernRiiK.'üdeu" {Jidf^e- 
tici)^ zuerst unter Constantin I. aufgestellt, um den Kreis der den 
Christen damals ertheilten stnailicheu Trivilegien rechtlich abzugrenzen, 
wird seit Graliau ia ofticiellen Erlassen auf alle Staatsbürger ange- 
wandt und das Requisit der »Rechtgläubigkeit" {prthodoxiä) in ebenso 
unlogischer wie gemeinschädlicher Weise als Bedingung des vollen 

Blad i af . HkUdbndi Z. S; M «mn ■ ta , Abritt 4«t Btoi«eli#B StMttndita. Aafl. 2$ 
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Staatsbüigtiiechtä proclamirt. Es ist die Nemesis dieser Abdication 
des Staats, dass von da an staatlicher Dogmenstreit und staatliche 
Ketiereiermittelung die politische Gesebichte so za sagen verdringen 
und die Historie der Theologie den Platz itumt. 

Die Rdehseinheit, festgehalten wie unter der Republik so unter 
dem Principat, wird aufgegeben und schon dnreh Dioeletian die Sammt- 
herrsebaft als Theilbensdiaft gestaltet (S. 203). Unter der constan- 
tisebeu Dynastie ist freilicb noch mehrmals das gesammte Reich 
unter der Einherrschaft zusammengefasst worden; aber mit dem Er- 
löschen derselben fällt dasselbe definitiv in zwei Hälften ausein* 
ander, deren Scheidung um so schärfer hervortritt, als die im Kömor- 
reich vereinif^te Doppelcivilisation, die helleuisrlie und die lateini<?che, 
io ihr sich ebenfalls scheiden, der griechische Osten und der lateimsclie 
Westen damit politisch sich von einander lösen. Allerdings hel)t diese 
Theiluug die alte Gesaninitheit nicht voUstilndig auf. Das Imperium 
Homanum bleibt nach der ofhcielleu Auifaääung dieser Epoche als 
Einheit besteben und serftllt nur in die ^Theile des Ostens'' {partes 
OrieiUü) und die „Tbeile des Westens* {paHe$ Oeeidmüs}. Von den 
beiden Gonsoln, nach denen immer noch das Jahr officiell benannt 
wird, ernennt zwar den einen die Regierung dee Ostens, den andern 
die des Westens, aber nach beiden susammen wird im gansen Reich 
datirt. Auch die Gesetzgebung bleibt gemeinscbaftlich , nicht bloss 
hinsichtlich der älteren Rechtsnormen, sondern auch für die Anord- 
nungen dieser Epoche, insofern jeder Theilherrscher jedem Erlasse auch 
den Namen des \fitherrschers vorsetzt und jeder Erlass in beiden 
Reichshill ften Geltung hat oder dorh haben soll. Nach Diocietians 
Anordnungen sollte auch dem gesauiuiten Reich die eine Hauptstadt 
bleiben. Wie eiust Italien als Haui)tland neben den Provinzen, so 
steht nach seinen Einriclitungen die Stadt Rom mit Sonderver- 
waltung neben dem soostigeu Reich und seineu Behörden. Freilich 
hat Dioeletian dieselbe zugleich insoweit deeapitalisirt, dass er Ittr sein 
neues Herrenthum die Residenz überhaupt beseitigte und dieselbe 
ersetzte durch das Hauptquartier des neuen örtlicb nidit gebundenen 
Reicbsbeers; und dabei ist es insofern geblieben, als Rom nicht 
wieder Herrschersitz geworden ist, der westliche Herrscher anftnglich 
in Hailand, seit dem Anfang des 5. Jahrhunderts in RaTOnna residiite, 
der östliche seit dem ersten Gonstantin in dem alten Byzantium am 
Hellespont, der nenen Constantinopolis. Diese Stadt wurde nicht 
bloss zur Kniserresidenz umgestaltet, sonder!) rIs das ^neue Rom" zu- 
gleich zur zweiten Hauptstadt des (je^aiiiint i cuhs gemacht, welche 
bald, wie überhaupt in diesen Einrichtungen der Osten vorherrscht. 
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die alte Tiberstadt tiberilQgelt und durch ihre Gleichstellung mit 
dieser vor ;il]pn Dingen dazu beigetragen hat die Reichseinheit so 
gut wie völlig zum leeren Namen zu machen. In der Haaptsache 
ist sie schon von Diocletian Hurrh das Theihemment ersetzt worden: 
jeder Theiiherrscher hat seine eigenen Trupp* u und seine eigenen 
Beamten und soll das Regimeut in Gleichstellung mit dem Col- 
legen, aber mit rechtlicher Selbständigkeit verwalten, welche ideale 
Durchdringung der Sammt- und der Theilherrschatt alleidiugs thai- 
sftehlieh entweder durch Fehde- oder durch AbhängigkeitsTerhältniBse 
«tetig modilieirt wird. 

Wenn das ReichBregiment wie in republikanischer Zeit so unter Jl*"^^^. 
■dem Piincipat auf dem Fundament des einheitlichen Imperium, der ^i^j^ 
tJntrennbarkeit des Commandos von Justiz und Verwaltung geruht 
hatte, 80 übertrug die neue Staatsordnung den Gegensatz des 
Bürgers und des Soldaten in die Magistratur und ordnete diese durch- 
aus mit Scheidung der Civil- und der Militärgewalt, allerdings in 
der bezeichnenden Form, dass die Civilgewalt nominell verschwand 
und das Civilamt rechtlich auf*^efas8t ward als Sohbtendionst (mih'fin) 
ohne Waffen, darum anrh da'« Bandelier des Offiziers (cinf/uluni), 
jetzt von dem Civilbeaniten gleichialls geführt ward. Auch diese durch- 
schlagende Neuerung ruht auf der innerlichen Steigerung der Monarchie. 
Der frohere Statthalter ist innerhalb seines Sprengeis der Träger der 
souveränen Staatsgewalt, auch unter dem Friucipat noch zwar duicli 
den ihm zur Seite gesetzten kaiserlichen Hausbeamten in der Finanz- 
Verwaltung beschrftnkt, aber immer noch mit dem vollen Imperium 
«usgestattet Die diocletianische Monarchie fasst die staatliche Sou- 
verftnetftt in der Person des Herrschers zusammen und verwendet 
neben diesem nur Gehülfen, und indem sie diese sachgemflas nach den 
Geschäftskreisen glied^ fallen das Commando und die Justiz, deren 
Combination schon früher praktisch oft unbequem geworden war, 
selbstverständlich aus einander. Die Durchführung dieser Scheidung 
bis an die Stufen des Thrones selbst ist eines der wesentlichsten 
Elemente der neuen Ordnung. 

Damit in Verbindung steht die Eretreckung der offiziellen Gehülfen- 
Schaft auf dasKeichsregimcnt als solches, die Entwicklung nach modernem 
Ausdruck der Ministei stellung. Wenn die ältere Staatsordnung, von dem 
Princeps selbst abgeselien, allgemeine Ueichsamter nicht, sondern ledig- 
lich Sprengelärater kennt, so entwickelt diediocletianisch-constautinische 
die Reichskauzlerschaft der2)rae/i2c/* j)r(7e<orio und die Reichsfeldherrn- 
schaft der magitiri müttmut allerdings nicht in derjenigen vollen Un- 
bedingtheit, welche diese Beamten zu civilen oder militärischen Reichs- 
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Herren gemacht haben würde, sondern mehr oder minder eingeschränkt, 
durch das Sprengelsystem, immer aber als regelrechte Oberbehördeu 
gestaltet, theils durch den über die eugen Sprengelschraaken der 
filteres Ordnung weit biniusgehenden Umfang des einem solchen Be- 
amten unterstellten Reiehstheils, theils durch die Einrichtimg ihm 
untergeordneter eiviler oder militftriseher Mittel- und Unterämter. 
Diese Hierarchie ist gleichfalls eine Neuerung. Die Ordnung des 
Principats kennt wohl die Berufung von dem Beamten an die souTetftne 
Gewalt, aber einen eigentlichen allgemeinen Instanzenzug hat erst die 
diocletianisclie Monarchie entwickelt und dieser ist das hauptsächliche 
Fundament der diese Staatsordnung völlig beherrschenden Bureau- 
kratie. Dieselbe oflfenbart sich in der strcnceii Schematisirung und 
dem festen Aufrücken sowohl der höheren Beamten selbst wie auch 
des die Amtführung thatsächlich vieltach au sich ziehenden Subalternen- 
persooals {nfficin) und in einer Rangordnung und einem Titelweseu 
von einer Fuiie und Strenge, dass dagegen alle sp|teren Leistungen 
auf diesem Gebiet dürftige Aufängerarbeit sind. 

Die vielgegliederten und häufig wechselnden Formen der Civil- 
und der Militärordnung dieser Epoche können hier nicht eingehend 
entwickelt werden; wir beschränken uns darauf die Grundlinien zu 
bezeichnen. 

Der bürgerliche Oberbeamte, entwickelt aus dem Gardecomman* 
danten des früheren Priudpats (S. 208), aber diesem kaum über den 
Namen hinaus analog, namentlich der früheren CoUegialität und, 
allerdings erst seit Constantin, aller niilitilrischen Competenz entkleidet, 
ist einem Reichstheil vorgesetzt, dessen ürafanp^ öfter wechselt, aber dem 
IlerrschaftSf^ebiet gb^ich ist oder nahe kommt; beispielsweise haben in 
den Jahren, wo Constantius II, die Ost-, Constans die Westhülfte des 
Reiches beherrschte, drei Priifecten neben einander fun^irt. der eine 
für das ganze Ostreich, der zweite für lUyricnim. Italien und Africa, 
der dritte für (iallieu, Spanien und Britanuieu. lu diesen Verwaltungs- 
kreis sind ausser den alten Sprengein kaiserlicher Verwaltung weiter 
mit Ausnahme zweier kleiner den alten Froconsuln von Asia und 
Africa belassener Districte sämmtliche früher dem unmittelbaren Eaiser- 
regiment entzogene Provinzen gezogen und nicht minder Italien unter 
Aufhebung seiner althergebrachten Mutterlandsprivilegien in denselben 
aufgenommen worden. Die bisherige Sonderstellung der Halbinsel 
ward indess, wie wir sahen, nicht völlig aufgehoben, sondern beschränkt 
auf die Stadt Rom. Zwar die Identirtcirung der stadtrömis< lien und 
der Reicbsbeamten w<^b he die Republik entwickelt und der Priucij)at 
tolerirt hatte, wird jetzt auch formeil beseitigt; die Prätoreo und 
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<)ul8torai der Stadt Rom werden aus dem VerzeichniBs der Reichs- 
wQrdentrftger gestrichen und zu den Munidpalbeamten gestellt Aber 
•die Stadt Rom selbst erhftlt an dem Polizeimeister des Principats, dem 
praefectus urhi (S. 236) ein Stadthaupt, welchem alle Reichsbeamten 
mit stadtröraischer Competenz, insonderheit der kaiserliche Getreide- 
Terwalter fS. 211. 271) und der Commandant der stildtischen Lösch- 
mannschaften (S. 208. 271) unterstellt wurden \mi\ der dem Präfecteu 
des Prätorium zwar in der Macht nach iiher im Rang zunächst 
«tand. Nachdem durch Coustantin I, das Keich eine zweite und der 
Osten eine Sünderhauptstadt erhalten hatte, wurde diese Sunder- 
.ßtellung des alten Rom allmählich auch auf das neue ttbertragen. 

Das Amtgebiet der Präfecten des Prätorium wird weiter getheilt 
in anftnglich zwölf, im Laufe der Zeit um einige Stellen vermehrte 
Diöeesen, Ton denen einige durch die Prftfecten unmittelbar, die meisten 
•durch zwar als „Stellyertreter" denelben (vieaHn» praefeetcnm prae- 
4ano) betitelte, aber obligatorische Mittelbeamte verwaltet werden. 
Die Diönese ist ihrem Umfimg nach weit grösser als die alten Stadt- 
halterbezirke; beispielsweise umfasst die Diöcese Gallien die alten 
Provinzen Lugdunensis, Belgica, graische und poeninische Alpen (Sa- 
voyen und Wallis), Untere und den römisch gebliebenen Rest von 
Obergermanien. 

Die Unterbehnrdeu bilden die bisherigen Provinzialstatthalter mit 
durchgängig gegen den früheren Umfang bedeutend eingeschränkten 
Sprengein. so dass zum Beispiel iu der Diözese Gallien aus jenen 
alten luiif Provinzen durch Theihmg dreier derselben acht geworden 
sind, uud mit gcmiudertem Kang, indem den uit^isten derselben statt 
des Legaten oder Proconsuls seuatorischen Ranges nicbtsenatorische 
Statthalter, jyraesides, oder, wie sie in Italien betitelt zu werden 
pflegen, ecirrecUres vorgesetzt werden. 

Die Rechtspflege und die Verwaltung werden durch die genannten 
Ober-, Mittel- und Unterbeamten beschafft v«nr.it«^ 

Die Prozesse, die civilen wie die criminellen so wie alle Vor- 
waltungssachen, welche zu contentiöser Verhandlung fuhren, gehen 
in den beiden Hauptstädten an den Stadtpräfecten, so weit sie nicht 
in die Competenz eines seiner Unterbeamten fallen, im übrigen Reich 
an den Statthalter. engeren Grenzen der Provinzen dieser 

Epoche werden dem Statthalter es möglich gemacht haben die bei 
•den irülieren grossen Bezirken wahrsclieinlicli tlber die Gebühr 
.ausgedehnte Delegation der Prozesse au beliebig ausgewählte Stell- 
vertreter zu beschränken und seiner Amtspflicht der Regel nach 
persönlich zu genügen. — Für die höheren Rangklassen bestehen 
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Einschränkungen dieser Regeln. Der Angehörige eines städtische» 
Gemeinderatbs unterliegt zwar auch in Criminalsaehen dem Statthalter- 
geriebt; aber ein Todesurtheil 1<aDn gegen ihn nur vollstreckt werden 
nach eingeholter kaiserlicher Bestiltigung. Der Angehörige eines der 
beiden Reichsseiiate hat seinen rechten Gerichtsstand nicht vor dera 
Statthalter, somlern vor dem h et reffenden StadfprflfprtPQ und kann, 
wenigstens criminell nur von diesem verurt heilt werden, wobei über- 
dies noch ein aus fünf Männern gleichfalls seiiatorischen Standes gebil- 
detes Gericht zugezogen werden niuss. Die Personen der ersten Rang- 
klasse, das heisst alle mit dem hohen Personaladel des Patriciats 
ausgestatteten so wie alle zum Consulat oder zu einem der höchsten 
BeiehsAmter gelangten, können criminell nur vor dem fiaiser seihst 
und seinem Staatsrath {consistornm saenm) zur Verantwortung ge- 
zogen werden. 

&f pttUatiM. Appellationfgegen das Erkenntnis erster Instanz wird auch jetzt 

noch allgemein hezeichnet als kaiserliche Rectification desselben; indess 
geht sie regelmässig nicht an den Kaiser unmittelbar, sondern an eine der 
diesen vertretenden ^ mit kaiserlicher Gerichtsbarkeit (riccsacra iudicarey 
ausgestatteten" Behörden. Von dem TJntergericht wird entweder an die 
Mittelinstanz, den Vicarius appellirt oder an die Oberinstanz, den Pr.1- 
fecten <les PriUorium, aus einzelnen Provinzen auch statt an diesen 
vielmehr an den Stadt prilfecteu. Au denselben geht die Appellation 
von den hauptstädtischen Untergerichten, so weit es deren giebt. 

Von dem Spruch des Stadtpräfecten kann weiter appellirt werden 
an den Kaiser und ebenso kann von dem Spruch des Vicarius nicht 
an den Präfecten des Prfttorium, wohl aher an den Kaiser Be- 
rufung eingelegt werden. Der Spruch ah»r dieses Prttfocten selbst ist 
nicht appellabel und mit gewissen hier nicht zu erOrtenden Aus- 
nahmen definitiv, wie selbstverständlich immer der kaiserliche seibat. 

stew-^Md Die Hebung der Steuern und die Leistung der dflbntlichen Aus- 
irMM. gaben werden, so weit nicht besondere Anordnungen anders bestimmen, 
im Allgemeinen durch die eben genannten Behörden beschafft. Die- 
Steuerlast selbst wurde nicht bloss auf Italien und in etwas verän- 
derten Formen ebenfalls auf die Hauptstädte erstrenl^t, sondern auch 
in dem übrigen Reich in grösstem Umfang gesteigert und neben dem 
fixirten Betrag je nach Umständen durch mehr oder minder willkür- 
liche Zuschläge erhöht. Der oberste Civilbeamte schreibt Jahr für Jahr 
die Umlage aus uud die Beitreibung derselben liegt in erster Reibe 
dem Statthalter ob. Die proviuzialen Obersteuereinuehmer des früheren 
Principats sind beseitigt und ihre Geschäfte mit denen des Statthalters 
vereinigt — Daneben bestehen zwei besondere Finanzverwaltungen^ 
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beide Beamten der ersten RangUasae flbertragen, die Gnaden- Qargi- 

Hönes sacrae) und die Domanialkasse {res privatae). Der ersteren 
sind die Bergwerke, die Grentzölle, die Münzstätten und die kaiser- 
lichen Fabriken überwiesen und sie ist in erster Reihe bestimmt für 
die Leistung der kaiserlichen Gaben, namentlich der st ii tu! igen Gratiale 
so wie der ausserordentlichen Spenden an 'Bfantte und Soblaten, 
während die immer grössere Ausdehnung aniiehiiieude Verwaltung der 
kaiserlichen Domäueu bei dem anderen Oberamt centraiisirt ist. 

Hinsichtlich der Landesvertheidigung blieb es bei der alten Be- 
schraiikung derselben aul die stehende Armee, wie dies unter den be- 
stehenden Verhältnissen nicht anders sein konnte. Aber die noth- 
wendige Verstärkung der Tmppenzabl — nach den tadelnden Zeit- 
genossen eine Venrierfaebnng — wnrde von Diocletian bewirkt und 
wdter der radicale Fehler des ftlteren Systems das Reich lediglieh 
durch Grenzgamisonen su Tertbeidigen beseitigt. Es wnrde neben 
den stark Termehrten Grenzbesatznngen eine zu Ortlich freier Ver- 
wendung bestimmte Annee gebildet, zunächst gedacht als der Person 
des residenzlosen Kaisers folgend (exerdius praesmtalis), Dass bei 
der Recrutirung der civilisirte Theil der Bevölkerung nicht in Betracht 
kam, vielmehr die Mannschaften um so mehr galten, je roher sie 
waren, kann nicht als Neuerung betrachtet werden, wohl über das 
mehr und mehr sich geltend machende Eindringen in das Keichs- 
heer der eigentlichen Ausländer, der in sesshafter Leibeigenschaft 
innerhalb der römischen Grenzen angesiedelten Barbaren, der kriegs- 
gefangenen oder geworbenen Franken, Sachsen, Vandalen, Perser 
damit also der definitive Verzicht auf die durch das Gesetz der Selbst- 
erbaltung gebotene und auch unter dem verfallenden Principat nicht 
oifen aufgegebene Regel, dass die ReicbsangebOrigen und nur sie das 
Reich zu veriheidigen haben. 

BasB Diocletian den Statthalteni den bisher in den wichtigsten jmSSSL 
Sprengt von ihnen geführten militHriscben Oberbefehl nahm, ist 
schon gesagt worden; um dieselbe Zeit sind die alten Legions- 
commandos aufgelöst worden. An die Stelle der Legionslegaten wie 
der commandirenden Provinzialstatthalter traten die .Grenzfeldherrn*' 
{durrf! ffm!fuff>\ dpreu zum Beispiel ISngs der Donau von der Augs- 
burger (u ^( Ii i zur Mündung acht eingesetzt und denen die Grenz- 
truppen {niibtcs Iniiitanei oder ripaf i'etn'if'!^) unterstellt wurden; diese 
selbst wurden wie es scheint durchgängig in kleinere Corps von 
500—1000 Manu nach der Art der bisherigen Cohorten und Alen auf- 
gelöst und jeder solcher Abtheilung ein Offizier (tribunus oder prae- 
fcdm) vorgesetzt Das Gommando Über das neue Feldheer blieb nach 
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Diocletians Anordnungen dem Kaiser und den zum Nebenrornmando 
berufenen Mitregenten so wie unter ihueu den Präfecteti des Prä- 
JJJgJJl torium. Den letzteren hat dann Constantin die militärische Gompetenz 
genommen und unter gleichzeitiger Verstärkung des Feldheers die 
Bchon erwftbnte Reicbsfeldherrnschaft eingeführt, im Hang den höchsten 
Civil&mtem nachstehend, aber mit ihnen der ersten A^nterldasse 
zugezahlt Zunächst sind fflr das vereinigte Reich oder bei bestehen- 
der Theilung fQr den Reichstheil zwei Reicbsfeldheiren eingesetzt 
worden, der eine für das Fnssvolk (maxister pedikm)^ der andere 
für die Heiterei (magister egwfAim), beide unmittelbar den Feld- 
truppen,' mittelbar durch die ihnen untergeordneten Duoes auch 
den Grenzbesatzungen vorgesetzt. In solcher Ausdehnung war das 
Amt eine Gefahr für die Monarchie und sie steigerte sich, wenn 
das Infanterie- und das Reitercommando mit einander combinirt ward; 
in füpppr Stellung als ninrjhffr utriusque müiiiac hat nach dem Tode 
Theodüsius I. Stilicho, ein Offizier deutscher Herkunft, UH'hr l^ber als 
unter dem Kaiser des Westreichs gestanden und dieser Reichsgeneralissi- 
mat nicht wenig zu dessen rascher Auflösung heigetragen, während 
im Ostreich gemäss den Anordnungen desselben Theedüsius die Reichs- 
feldherrschaft durch Spaltung und Beschränkung mit dem monarchischen 
Regiment TertrAglich gestaltet ward. — Die erimineUe Jurisdiction 
über die Soldaten — die civile ist erst bedeutend später von den 
Civilbehörden auf die milit&rischen flbergegangen ^ steht nach der 
diocletianisch-constantinisehen Ordnung im Allgemeinen bei den Grenz- 
truppen dem Dnx zu, bei dem Feldheer dem Magister; die Appellation 
frelit von beiden an den Kaiser, 
^■/d«' Die unmittelbare Ausübung der souveränen Gewalt hat aus- 
MuSnär. schliesslich der Kaiser. Dass der Senat nicht einmal bei der Be- 
setzung des Thrones gefragt wird, bedauert ein Schriftsteller aus der 
Zeit Constantius II., aber, setzt er hinzu, die Schuld trägt die f;nile 
und feige Aristokratie selber, welcher der Genuss ihrer Keichthümer 
über alles geht und die selber sich und ihren Nachkommen gemeine 
Soldaten und Barbaren zu Herren gesetzt hat. Geblieben ist der 
römische Senat und nach der definitiven Reichstheilung dem constaa- 
tiuopolitanischen die gleiche Stellung im Osten eingeräumt worden; 
aber factisch wie rechtlieh sind die Soiate dieser Epodie nicht 
Tiel mehr als Publikationsstellen fOr die Kaisergesetze; nicht einmal 
fflr die Berathung bedient der Kaiser sich des Senats, sondern 
¥ielmehr des schon mehrfach erwähnten kaiserlichen Gonsistoriums, 
eines durch die eben anwesenden Beamten der ersten Rang- 
klasse und eine Anzahl aus besonderem Vertrauen berufener Personen 
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gebildeten Staatsratha. BeamtenerneDnung wie Gesetzgebung liegt bei 
dem Kaiser, letztere wenigstens seit Constantio I., mit dessen Erlassen 
die unter Theodosius II. veranstaltete Rammhinp- dor Kaisergesetze 
anhebt. Die Form der Erlasse ist insofern gleiciigültig. als (!ft}>ei nur 
interpretatoriscb gefragt wird, ob nach der Absicht des Kaisers die 
Bestimmung als generelle oder als specielie anzusehen ist. Einen 
gewissen Antheil an beiden Attributen der souverftnen Gewalt haben 
die höchsten Civilbeamten insofern, als sie die zu erueuiitüdcu Be- 
amten vorzuschlagen pflegen und ihre allgemeinen Erlasse (formae) 
Atanlieh'wie die kaiaefliclioii gelten* 

Da88 der Herrscher in Rechtspflege, Verwaltung und Commando ue^^^ 
so weit eingreifen kann, wie es in jedem Fall ihm beliebt, folgt ans^ y^j^ , 
dem Wesen der absoluten Monarchie. So nothwendig freilich wie im 
Prindpat (S. 204) ist die eigene Thfttigkeit des Staatsoberhaupts in 
dem neuen Herrenthmn keineswegs. Dasselbe ist darauf eingerichtet 
unfähige und nichtige Inhaber der Monarchie zu ttbertragen. Das neue 
Ministerregiment schliesst die heimliche Mitregierung amtloser und 
unverantwortlicher ludividuen wenigstens einigcrmassen aus und nach- 
dem die Reichskanzlerschaft und weiter die iclisfeldherrnschaft con- 
ßtituirt ist, sind die eigene Kriegführung, du eigene Rechtsprechung, 
die eigene Staatsleitung des Monarchen wohl zulässig, aber nicht mehr 
nothwendig. Bis zu einem gewissen Grade freilicii wird auch liei 
diesem Regiment persönliches Eingreifen des Regenten vorausgesetzt 
und gefordert, indem die wichtigsten Verwaltungshandlungen und nicht 
minder nach dem frQher Gesagten eine gewisse Zahl der Prozesse in 
letzter oder auch in einziger Instanz vor dem Kaiser und dessen 
Staatsrath zur Entscheidung kommen. In wie weit der Monarch in 
diesen Vorsitz das Regiment legen will, hftngt von seiner Persönlich- 
keit ab; das Sinktfn des Systems zeigt sich am deutlichsten iu der 
XJebertragung auch dieser Th&tigkeit auf die RegierungsgehQlfen. Um 
nicht von wichtigeren Arbeiten durch die Staatsrathsgeschäfte abge- 
zogen zu werden, überwies Kaiser Theodosius IL, Kalligraph von Pro- 
fession, die zur Entscheidung des Staatsraths stehenden A])j)ellationen 
•einer aus zwei hoben Beamten gebildeten Gommission, und dabei ist 
es geblieben. 

Die neu»^ Staatsordnung hat das Geschehene nicht ungeschehen <*M»miB*- 
macheu kunnen. Einen nationalen Kern und eine nationale Religion 
konnte keine Regieruugskuust wieder schafleu; als Surrogat für jenen 
musste die hellenisch-lateinische oder vielmehr nach der Reichstheüung 
Im Osten die hellenische, im Westen die lateinische Civilisation dienen, 
lür diese das freilich aller Nationalität principiell absagende Ghristen- 
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tiium. Den Verfall der guten Sitte, der guten Kunst, der guten 
Sprache, insbesondere innerhalb der flacheren CiTilisation der latei- 
nischen Beiclishillfte, bat die Restauration auszugleichen nicht und 
kaum aufzuhalten vermocht. Der römischen Menge, deren politisches 
Bedürfniss in Bettelbrot und Gratissciiauspiel aufging, vermochte sie 
in dem coDstantinopolitanischen einen gleichartigen Pöbel an die Seite 
zu stellen, aber nicht ihn umzuschaffen. Dero einreissenden Verfall 
des Äckerbaues suchte sie zu steuern durch die Beseitigung der Frei- 
zügigkeit der kleinen Leute im Interesse des Grossgrundbesitzes und 
dit) immer weitere Ausdeiiuuüg der uu die Scholle gebundenen Leib- 
eigenschaft, dem wirthschaftlichen Verfall durch die mehr und mehr 
sich ausbreitende Aufhebung der freien Bernfsmihl, den Erfozwang bei 
der Armee, bei den Subalternbeamten, bei den Gemeinderftthen der 
StAdte, bei den Bftckem, den Sehiffiem und zahlreichen anderen fttr 
den Staat unentbehrlichen Gewerben. Die Lieferungen und Steuern, 
welche die Armeeorganisation herbeigef&hrt hat oder die doch im 
Verfolg derselben sich eingestellt haben, fahrten nicht allein, aber 
wesentlich mit zu derjenigen allgemeinen Verarmung, wovon die 
durch üfficielle Actenstücke zahlenmässig beglaubigte erschreckende 
Ausdehnung der in sonst blühenden Landschaften von ihren Besitzern 
verlassenen üedäcker {agri (h'^rrii) ein nur zu beredtes Zeugniss ab- 
legt. Dennoch ist durch die diocletianisch-constantinische Staatsreform 
Grosses erreicht worden. Vor allen Dingen hat die Reorganisation 
der Armee, um wie hohen Preis immer erkauft, dem Römerreich die 
verlorene militärische Spanukrait zurückgegeben. Es wurde nicht alles 
Verlorene wieder gewonnen ; das rechte Rhein- und das linke Donau- 
ufer sind nicht wieder rOmisch geworden und das sichere militftrisehe 
Uebergewicht, wie es das frohere Römerreich unentwegt besessen 
hatte, ist dem restaurirten Staat nicht zurflckgekehrt Aber die £hre 
der römischen Waifen wurde in den Kriegen der diocletianischen Epoche 
im Westen und Osten wieder hergestellt und in diesem sogar die Reichs* 
grenze Ober den Tigris hinaus erstreckt und längere Zeit behauptete 
Auch in dem inneren Regiment ist eine Besserung nicht zu verkennen. 
Der banausische Ausschluss der Aristokratie vom Offiziersdienst ist 
bald geschwunden und das neu geordnete Beanitenthum hat mit den 
der Bureaukratie anhaftenden Mängeln auch Sachkunde, Tüchtigkeit 
und Pflichttreue entwickelt. Selbst in der Fi uanzwirth Schaft zeigt sich 
Avenig>t( n8 intermittirend ernstliches Bestreben die schwere Belastung 
so weit möglich zu erleichtern; die Erbschaftssteuer hat die Re- 
gierung, wahrscheinlich Diocletian selbst, bei der Erstreckung der 
Grundsteuer auf Italien fallen lassen» im Ostreich Anastasius die ver- 
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ba88te und unbillige Gewerbesteuer Ccftry«i#^^ynifi|) anfgeboben; Nieder- 
BcUagDDg der Steuerrficksttnde and Herabeetzung der Steuerbeträge 
sind vielfaeb, vor aUem von Kaiser Jolianus in Beinern nur zu kurzen 

Regiment angeordnet worden. Wenn im Laufe des dritten Jahr- 
hunderts die bimetallistisdie Münzverschlechterung so iroit T<Hrge- 

schritten war. dass Steuern und Besoldungen in Naturalien angesetzt 
wurden und es Geld eigentlich nicht mehr gab, so ist die durch Dio- 
cletian und mehr noch durch Constantin durchgeführte rationelle 
Goldwährung und deren strenge Festhaltuntr in der Folgezeit ein 
glänzendes Zeugniss gesunder Finanzwirt hscluift, wenn gleich die Aus- 
gabe einer der Sache nach dem heutigen Papiergeld gleichartigen 
CreditmUnze mit allen dabei schwer vermeidlichea Missstäudeu da- 
neben herging. 

Die Feuerprobe der Zeit hat das diocletianiscbe Herrenthum nicht 
in dem Grade bestanden wie der augustisehe Principat. Das mili- 
tftrisehe und finanzielle Missregiment hat mehr und mehr darin die 
Oberhand gewonnen; wenn ein Schriftsteller der justinianischen Epoche 

den Sollbestand des Reichsheeres auf 645000 ManUi den effectiven 
auf kaum 150000 angiebt, so ist damit allein hinreichend erkllirt, 
warum von den beiden Beicfasbälften die eine nach kaum zwei Jahr- 
hunderten zusammenbrach, die andere, weniger unmittelbar den 
Stössen der neu emporkommenden Nationen ausgesetzt und geptnt/t 
auf die T'^nverganglichkeit der hellenischen rieistesmacbt, nach nicht 
viel längerer Zeit die beherrschende Stellung einbüsste und ver- 
kümmerte. Zu Grunde gegangen aber ist, wie der Rönierstaat des 
Principats, so auch der restaurirte Diocletians, welcher eben unter 
Justiuiau noch kriegerische Erfolge aufzuweisen hatte, nicht durch 
die Barbaren, sondern an innerer Fäulniss. 
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Abgaben, provinzialc 71. 
Abstimmuag in den Comitien 303; im 

Senat 314 C 
Abseiehen der Beamten 88 f. 187 f.; der 

gPWPserH'Ti Hearnten 1^38; d. Aedilon 

17b i d. (Jciiaoren 174; d. Coasuln 169; 

d. Dtctelort 168} d. Kautn 197; d. 

ROnigs 157; d. Prtton 166; d. Priorter 

88 f.; d. Ritter 46; d. Senatoren 42. 
Adlection, kaiaerl. 'M2 f. 
Admini«trativ7>rozc.s-< n. Civilprnzes3 242. 
Adoption U; Erwerb der (jivität durch 

A. 22. 28; A. ebei Latinei* dnrch 

einen Römer 60; A« bei Plebejern 17. 
Adrogation, Geschlfchtswechscl durch 

A. 8. 320. 325; Verb. ». Civit&t 23} 

bei Plebejern 17. 
adMaioree 287. 
«dtidni 84. 

Adsignation von Gemeindeland 272 if. 
aediles curuics 177; plcbis, plebeü 51. 

177; plebis Cerialos 177. 
Aedilitftt 177 ff. 300. 810. 815; Goerdtion 

d. Aedilcn 225 f.; Jurisdiction 238. 
«erarii 80 ff. 175. 259; = Halbbürger 55. 
Aerarium 316; militare 278; populiRo- 

maui 274. 280. 
agris dandis (iudicandis) adsignandu278. 
Alba u. latin. Städtebund 56 f. 
Alimentargelder 271, 
Alimontarkaflsen 286. 
Alter, Bedeutung f. Kriegsdienst 256 f.; 

s. Amtsalter. 



Aemtcr 153 ff.; patric 39; Üe^. durch 
I Ritter 48 « dateb Senatoren 48; Amts- 
gewalt obne Amt 87; ■. aneh Magi- 

Btratnr. 

Acmterfolge 113. 170. 172. 177. 181. 
Amtöalter 114. 

Amtsantritt 128 ff.; Antrittsampieieii 

131; Formalicn 131. 
1 Amtsbo^nnff 81 ff. 

I Amt«dauer d. Aedilen 178; d. Ceosorea 
173; d. Consnln 189; d. Dictstors 
162 f.; d. Prätora 166; d. Qolstoien 
182; d. TributiH !70. 
' Arntnirist, Berechnung 129. 
Amttifulictiunen 213 — 298. 
AmtBgebfllfo ISO. 
i Amtsbandhmgon, stldt (Uterer Oid* 
nunp) 07. 
Amtsjahr, Fixtrung 13U. 
Amtakreis, örtl., d. Aedilen 178; d. Gen- 
soren 178; d. Consnln 159; d. Dietsp 
tors 162; d. Prfttox« 166; d. Tribnna 
170. 

Amtawobnuiig d. Königs 83. 157. 
Ankflndtgnng d. Comitien 801 ; d. Seaats- 

sitzung 312. 
Anleihe s. tributus. 
Annuität 99. 129. 308 f. 
I Ansftssiglceit als Fundament d. GUede- 

j rung d. Bürgersch. 28. 

Appellation 126. 150. 255 f. 311 f. 358, 
1 Attribute der Kaieergewalt 196. 

auctoritas patrum 325 ff. 328. 
I Anfirendungen f. d. Magistrator 141. 
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Aufzeichnung d. ScnntabeschlÜMe 316; 
d. Volkfibeächlüsse 316. 

augmes 917 IT. 

»Augnstus" 193. 

Aurfli^e^ic? Gesetz 248. 

Aufhebung 91. 281 f. 

Atulmd, Besiehungcü nm A. 291. 
338 f. 

Ausländer 15 f. 62. 

AnspicRtinn ^19. 308. 31:1 

Auäpicia 2! 17 ff. (keine Maudiruug) 181; 
prlesterl. 91; beim Amtamtritt 181. 

Ausscheiden ans d. Geschlecht 9; von 
Ge8ch!"r!iton> nur' <• Staat (5. 

AuMeritaiische Bundesstaaten 66; Herr- 
Mhaftsgebiet 69 ff.; Untetthanen 63. 

AuflaerordeotliebM Itapenma 187. 984. 

Aasaerordcntliche Magistratufen d. Re- 
publik 186 flP. 264. 

Austritt aus d. Gemeinde 26. 

AnawAxtige Angelegenheit«!! SS8f. 841. 

Ausweisung 228. 

Autonomif in H, ^ ifTnofn'lojurlsdietion 
241; militäriHche d. üucdcästaaten 282; 
d. Monieipal-A. 981 fL; städtische 
981 ff.; «. auch Qoaii-A. 

anxiUam 196. 

Bauten 270 f. 

Bauwesen (Aemter s. Kaisenteit) 965. 

Beamte, Creinmg 102 ff.; unter d. Prin- 
cipal 201: Ehrenrechte 137 ff.; Emolu- 
mente 141 ff.; Hechnungalcgung 134 f.; 
yaraatwertlicbkeit 135; Vergütung f. 
d. Dienat 140; a. Amt, Magistratur. 

BonrntfiiPid 133. 

KeamtenerpresBung s. Erpreaaung. 
Beamtenmandat 413 ff. 
BeamtenregimeDt unter d. Principat 

347 f. 

Hpiimtensitz 138. 

Boamtenvergehon, Zuständigkeit 235. 

Befragung d. Bürgerschaft 299; d. Se- 
nates 806 f. 

Beftistung bei Aemtrrn 128 1 

Begnadigung 232. 318. 320. 

Berufung d. Comitieu 300; d. Senates 
318; B. an die Cemitien 980 ff.; a. 
auch Appellation. 



Botagunp bei Acmtern 129. 

Bezirk, politische Verwendung des B.31. 

Bodeneigenthum, Erwerb durch Latinor 

60; d. Auslände r^4 (ü f.; privates 272; 

provinzialf's 70; Verh. z. Geschlecht 6; 

Einfluss auf d. Gliederung d. patr.- 

pleb. Gemeinde 98. 
Bodenreeht d. Gemeinde 966. 969. 979. 
Hodenstoiii^r, Bezog durch d. Kaiser 279.. 
Bodontribus 28. 
Bodenzins 71. 273. 
bona fidea 967. 
Botensendung 208. 
Botschaften, senatorische 4«}. 
Brandstiftung 227. 233. 
Bruttiani 139. 

Bundesstaaten, ansserital. 66. 
Bündni8<:e 'M?*; ewipe 291 : Rpziehungerv 

z. verbünd. Ausland 263; König»- 

bündnissc 67. 
BAndnisaverlrilge, Form d. Abaehlussea 

299. 

Bürgerklaasen, prir. 37; auräcJtgeaetzte- 

I 50. * ■ 

I Bürgerleistungen 33. 
Bürgerrecht, uraprüDgl. 8; Ansscbliesa» 

licbkcit d. löm. B. 5. 25; Scheidung 

von d. CM'S( lilcclitägeno8sen«phaft 5f 
I Verhältuiss z. Patriciat u. Piebität 22; 
I ErtheiluBg des B. 344; Erweis dea- 

B. 24 f.; Erwerb durch Latiner 60; 
i Kennzeichen 24 f. ; Er^Jtrockunp; d. 

röm. B. auf d. gesammten städt. 

Roiebaverband 76 f.; B. und Wfthl- 

barlteit III; Verlust des B. als Straf- 

roittpl 229. 253. 
Bürgerschaft 5. 299 ff. . H. u. d. Koich 

1 — 77; Befragung 2Ö9 ff.; Gliederung 

990; Mitwirkung bei d. Beamten- 

creirnng 106. 
Bussen, Verwendung 276. 

Gapite eenai 34. 

I Capua, Sonderstellung 54 f. 

Censur 172 ff 2^8 ff. 300. 300. 811. 316f 
I Schwinden d.-r C. 176. 

Census 147. 257. 97. 

Ceotralisirung d. Bfii^rsehaft im r6nu 
Einheitsstaat 73^ 
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centumviri 147. 249. 
Clo&taiien, patrieivelie 88» 
Centuiieittotdimng 34 ff.| refoimirte 35 1 

•Civil firntcr !i55. 

Civilprozp'^^ 97. 146. 185. 22H. 2m f. 
237 ti. 2<i. 280.; S«beiduug vom Ad- 
miiiistntivprocess 342. 

<:iviB 5. 21 ; c sine sufFragio 54 f. 

Civitfit 22 ff.; £rwerbang 22 C; Ver- 
last 25). 

filieotes 15. 

OMfdtion 222 ff.; (keiiM liaiidiniiig) 

146; der ausscrord. Beflmten 188; 
p>^en utibotinäösige Priester 220. 
Cognition 2dö. 267. 

CoUegiAlitftt 117 ff. 122. 262; ind.KfiDig8- 

zeit 117; in d. Republik 118; magi- 
stratische 119; im Principat, ungleiche 
(8. auch Mitberrschaft) 201 ff., gleiche 
208; oberamtliolie, ihre vexoeliiedene 
BetünAlnng 90; AnssdiluM bei d. 
Creirung d. Beamten 105; im Priester- 
tham 90; neben gesetzlicher Compe- 
tens 123; Zweck der C. 123. 

OoUision d. Beamten 117; d. yolki> 
Schlüsse 322. 

coloniae i!!5 dcdncendae 278. 

Comitialwahlen , allm&hl. Einführung 
103. 

Conitieo 295 ff.; (keine Maadinuig) 146; 

Abstimmung 303 ff.; Ankündigung 
:M; Berufunp durch d. Magistrat .W; 
Competenz 818 d.; Ucbergriffc in d. 
magistr. Gonpeteas 321 ; Leitung 308 ; 
EinBuss auf d. SenftttbildtiDg 309; 
TagL- ?M; Untergang d. Com. m\\ 
Versammlungsort 301. 97; s. auch 
Qaaeicomitien* 

Oonunando, mUgem. 262 f. 861; luuaerL 
198 ff.; Statthalt4;r-C. 288. 

Commandosprengel 262 f. 

commercium der Latiner 60. 

CSompetens d. Aedilen 178 £; d. Gea^ 
soren 174 f.; d. Comitien 318 ff.; d. 
Con.suhi 160; d. Dictatora 163; kaiser- 
liche m Ü.; d. Prätors 166 £; d. 
Qttletoren 182; Intercession u. G. 125; 
GollegiAlitit neben ge«. Comp. 128. 

Gonpetenstheilung 122. 



concUium 300. 

GoDeo» (P*rtflin>lltti) 246. 

eonailinm IM f. 807 f. 827. (die G«- 

schworenen) '251 ; def? Kaisers 204; 
c. und luterceasion 128; c publicum 
328. 

coBflistorinm saenun 358. 
coiiätituirende Gewalt, Beamte mit c 

0. la^. 

constitutio 345. 

Conaal 164. 859 f. 265. 285. 288. 308. 
814 £ 884 f. 338. 854; «. Gonmlat 

Consularjahr, Theilung 180 f. 

Consulartribunat IGU ff. 

Consulat 15b ff. 124. 155; Uebernahme 
dureh den Kaiser 194. 196. 

Continuität des Oberamtes 102 f. 

Contribtition 276 f. 

Cooperation 121. 

Cooptation in den Senat 809. 

Greimng der Beamten 102 ff. 182. 201. 
3:n. r'.^r, - Coniiu-tenz zur C. lO^v, durch 
den Interrex 104; durch d. Vorbeaintcn 
104. 122; Zeit der C. lOil; C. der 
Aedilen 178; d. Geneoren 172; d. C<m- 
enln 158; d. Dictators Iß2; d. Kriegs- 
tribunen 184; d. Prätors 166; d. 
Priester 216; d. Qu&atoren 181; d. Se- 
natoren 308 ff.; d. Tribun« 169 f. 

Oiminaljttriadietioa 171. 180. 182. 

Criminalprozess 222 ff. 147. 186. 

Criminalrecht s. Strafrecht. 

Curia 11 ff 

Curienordnnng der patrie.>pleb. (3km. 

28. 300 ff. 
Curienstimmrecht der Patricier 87. 
curules roagistratus 87. 

Deeemvizat d. ZwSlftafelgeMtagebttqg 

188. 

decemviri litibu.n iudicandia 185, 
Decurien d. Senates 811. 
dediti 68. 
dediticii 68. 
Dedition 68 f. 
Deportation 290. 
Designation 109. 

Dietator 100 f. 105 £ 109. 265. 800; a. 
Dictetur. 
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Dictatur 162 ff. 124. 126. 128 f. 155. 
Diebstahl 227. 2ö2. 255; gegen eine Ge- 

meiBde M4. 
Dienerschaft, magistaitiiehe 180. 
Dienstfähigkeit 258. 
Dienstpflicht 257 ff.; YorauMetxungen 

357 f.; Dauer 261 f.; Niditl«iftniig229; 

VerhältniMs zur Aemtereri&ngnng 

112 f.: Wehrpflioht 
Dienstzeit 281 f. 

Diocletiaii, ätaatsordnung seit D. 347. 
IMsenirion, vorbereitende t d. Oomitien 

302. 

dominus :^52. 

Dreimänner lüö. 223 f. 25ü. 
Dreiieigeoriengemeiiide 12. 

ducea limitam 359. 

diioviri 18G. 2-21. 

Djrarcbie des Principats 340 ff. 

SdieCe, kaieeflielie 844 ff. 

£he als Vorstufe des röm. Staatiiwesons 
3; Eintritt in d. Geschlecht durch E. 
8; Abhülfe gegen ihren Verfall unter 
d. Principat 271. 

Ehebruch 2:55. 2:iO 

Ehefahigkrit 1 Jlörigon 17. 

Ehrengericht, censoriaches 175. 

Ehrenhaftigkeit^ Einfluss auf d. Dieust- 
pflidit 258 f. 

Ehrenreelite der Beamten 137 ff.; d. ge- 
wesenen Beamten 138; d Aedilen 
178; d. Censoren 174; d. Consoln 159; 
d. Dietetore 168; d, Kaisers 198; d. 
KSugS 157; d. Prätors 166; d. Quä- 
storen fkt^ino) 182 : d. Siegfrs 204 f. 

Ehrnnäcliinälcrung, Disqualification für 
ein Amt 112. 

Eid, s. BeamtMieid. 

Binberaftuig d. Dieastpfliehtigeii 980 ff. 

332 

Einheitsstaat, städt. Gliederung 72 ff.} 

Btldtebimd a. Eiiib. 72. 
Emelomaite d. Beamten 141 £ 
Eponymie, mfingclndc im Pijndpat 198. 
Erbschaftsgerichtu 249 f. 
Erbschaftsprozess 250; (Parteirollen) 246. 
Erlaase, kaiserl. 844 t 
EniemraiiKd.Offisiere261 d.Prieiter90. 



I Erpressung 250. 253. 
Ezecntion im Gemeindevermögensrecht 

267. 277 t\ d. pönalen Zwangs» o. 

Btrafmittel 230; beim Privatdelict 252; 

im Quästionenproaess 255; int Sebald« 

verfahren 253. 
exilinm 96. 

' Fasces 137 f. 
Feldherr 228. 263 f. 359; Auswahl der 
Krieger 261; Beuteverwaltung 276; 
Kasse 275. 149; Provinaiabregfanent 
69; Rechtspflege 150; Reichsfeldherm» 
Schaft 855 f.; Stellvertretung 148; 
Verhiltniss z. Senat (Instruction f. d. 
Kriegftbmng) 883 ff. 
FeuerlOscbwesen 271. 
1 Finnnzbrnmtp, kaiserl. 210 ff. 
I Finanzwesen 362; Gemeindefinanzen 
336 f. 
Fisena 210. 279. 

Formalien des Amtsantrittes 181; des 

Rücktrittes 133 f. 
Formula. Ertheilung der F. 244 & 
Fragestdlung des Magiätrata in den 

Com. 808 f.; im Senat 818; speeielle 

:'.15 f. 

Frau, ihre ursprÜDglicbe Stellung im 
Geschlecht 3. 4; in d. Gemeinde 4 f.; 
Verseicbnang der Franen beim eensns 
258; Anaschlius vom FroToeations> 

recht 231. 

Freigelassene 52 ff. ; Dienstpflicht 259. 
Freiheitsprosess, Zostiadiglceit 349. 

Freilassung, Wirkungen 16. 18; Ein- 
fluss auf Erlangung der Civittt 98. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 238. 
Friedensverträge 292. 
Frobnden 88. 

Gabinisches GcBetz 151. 
Geburt, Eintritt ins Geschlecbt 7 ff.; 
Brweib der CMULt 22. 

Gefängniss 228 f. 

Gehülfen il. oberamtl. Strafrfchtes 223. 
Geldbussp zwecks Ooercition 2iOi Gtold» 

strafen ». Vermögenastrafen. 
Gemeinde, Auflebnung gegen die G. 

987 • s. perdudlio; Sehidigong der 
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Gemeinde 227; Ungehorsam gegen 
die Q. 227. 
G«meindefiii«iuen 274 f. 978. 836 1 

Gemeiadescbenkungen 271. 
Gemeindesouver&nit&t unter dem Frin- 
cipat 201. 

Gemeinderertretang 81 f.; raagistrati- 

Bche 82. 

Gemeindevennögfn 266 fi. Gogensatz 
zum Privatverm. 2Ö6 ff.; Vennögene- 
▼erweltung u. Kaasenführung 267; 
Inetandbeltoiig u. Venrenduiig 968; 
Ausschluss der Klage im OenL-Veim.- 
Rccbt u. Verfahren 269. 

GemeindewUle 292. 

Gtttteiikleiid, Adaignetion 272 £ 

gentea minores 12. 

gentiles 77. 

Gerichtscomitien 230. 319. 

Gerichtsverweser 156, 185. 

Gtesandtaehaftflverkehr S98. 

Geschlecht S; als Vorstufe der röm. 
Staatsbildung 3; das G. im Privat- 
recht 6; £intritt in^ G. 7 f.; Aus- 
adieiden ans dem G. 9; Zahl der 6. 
7; Senat u. Oeachlechter 308. 

Gefcblechtsf^enossenacliaft , Scheidung 
des Hürgerrecbtes von der G. o. 

GescUechtaordnung d. putr.-pleb. Gem. 
88. 

Geschlechtsrecht, Erwerb deeselben 7; 

Dlrbf-ii-^rbps 9. 
Gescliworciie ff.: Enieiioung 247; 

Beroncugung d. Senatorm als G. 48; 

Verfahren 247. 251 ff., dessen Unter- 
gang 2.'y4 f. 
Geachworenenspruch, Ausschl. d. Inter- 

eession 126. 
Gesets, fehlerhaft beschlossenes 323; 

bindende Gewalt für den Kaiser 192. 
Oppptzpscomttipn 318. 
Gesetzentwürfe 3u2. 
Gesetsgebnng , Einfluss der Com. 818; 

Einfluss des Senates 880; kaiserliche 

:343 ff.; s. auch lex. 
Getreidepreis, Schutz gegen hohen G. 

270 f. 

Glted»iing der Abstimmnng 808; der 
Bfifgerschaft 209; der patrie. Ge- 



meinde 11 ff.; d. patric-plebejiflcheo 
Gem. 28 ff. 
GOtteneiehen 817; erbetene 918; Y€K^ 

fehlung gegen die G. 219. 
Göttlicher Einspruch 217 f. 
Grenzen d. Rechtspflege, personale 241 ; 

sadüiehe 848. 
Gataehten des Senats 84L 

Halbbfirger 55 f. 

Handlungsfaliigkeit der Gesrhlechter 5. 

Handlungsfähiglteit, mangelnde d. Ge- 
meindetheils 14. 

Hauptstädtische Yerwaltong unter dem 
Principat 205. 

Hausherrlichkeit im ältesten Kecht 4. 

Hanarerwalter, kaiseil. 204 ff. 

Heer, das eensorisehe n. das ntiUt 2&9, 

Heerbildung 147. 

Heerwesen 257 ff. 

Heimathsrecht 75. 

Herrschaftsgebiet, attseeritaL 66 ff. 
: Hochverrath 186. 294. 227. 858. 381. 
^ hoiiorcri 8:1 86. 

Hörige, ihr N'erh. zur curia 12. 
, Hörigkeit, Begriff' 15, polit. Stellung 20, 
{ privatreehtl. Stellung 18 f., Proaess- 
schutz 19: Eeclitsgründe der H. 15; 

Si-li winden der H. 21. 
I Hortensisches Gesetz 171. 
I bestes populi Bonani 68. 964. 
I Hfilfstbfttigkeit niederer Oiyene unter 

dem Principat 209. 

Imperator 85. 264. 336. 

Imperator deus 191 f.; Imperator domi- 
nne 198. 

imperiom 85. 187. 199. 259. 

Iiniicrium u. Jurisdiction 287 f. 

imperium domi u. militiae 96; Ab- 
stufungen des milit. I. 259. 

infiunia, DisqnaUfle. t d. Staatsamt 119. 

iniurla 227. 252. 
I luf«ignien s. Abdeichen. 

Instruction für die Kriegsführuug ff. 

Intercesaion 99 f. 124. 238; L beschränkt 
im Kriegsregiroent 125; bei nngleieher 
Gewalt 194; tribunicisehe 185. 170 1; 
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(IntereeMioii) u. Competeu 125; Sebnm- 

ken der Intcrc. 125: Wirkung; dor 
Interc 127 { Zwangarecbt der Interc. 
127. 

Intaidietam 245. 

Internationale Verhältnisse Ol f. 291 ff. 

Intprrepnalordnung 108 f. 
Intervallirung der Aemter s. Zwiscbeu- 

Mit 
ItaUei (Jjl. 

Italien, Militarstellung 284; Rctchabe- 
hörden 285; Steuerfreiheit 2H'k 

Italische Gerichtsverweser Ifrü. 

Italisch« YetwOtnng snr Kiiaersflit 206. 
281. 

IttTJltion 113. 

Iudex uaus 147. 248-, Beiziehung von 
fiathmftuneni 151; >. auch GMcbwo- 
ma« 

in iudicio, Vt rf. 251 f. 
udicium logitimum 2S6. 

Judicatur der aosserord. Beamten 188; 
der Aedilen 179; der Oonsuln 190} 
der Frltoren 167; dor Quästoren 183; 
der Tribüne 171; des Zehnmänner- 
coUegiums 185; s. auch iudex u. Qe- 
•ehvorene. 

in inre» Verf, 247. 

iuridici 286. 

Jurisdiction 164. 18ö.222f 2'M f. 2H9. 2w ff.; 

municipale Gerichtsb. 262; d. Priester- 

ubaft 220; ftber die Soldaten 268. S80; 

9. aacb Judicatur. 
ins gentium, Entwi« kluiiLT ü'-'. t'..;; all- 

mähl. Aeuderuug des Begr. 65. 
ins pontifidum 94 f.; ins dvile 95. 
Jnatis e. Judicatur, BechtapAeg«^ CivU- 

prozeas, Strafreeht 

Kaiser (s. kaiserlich, Priucipat, impera- 
tor) Bindung durch die Geaetae 192; 

Einfluss auf die Scnatorcreirung 811; 

RiH^ierungsthätigkeit 361. 
Kaisergericht 234 f. 283. 
Kaiserliche Ediete u. Erlasse 844 f.; 

Finanz bcamte 210; Gesetzgebung 
843 fl; Kass.- 279; S.'lli.str.--u.rnng 
204 f.; ünterbeamte u. Hausverwalter 
204 ff.; Vermögensverwaltung 210. 
BiadiBf, Hudtadk I. Zt X«mn>«B, äM» 



I Kasse 188. 14& 182. 188. 206. 274. 888; 

! Geroeindekasse 267; kaiserliehe 279; 

Kripgskasse 268. 275. 149. 
Klagerecht 248 1. ; im QuäsUonenprozesa 
244. 

Klagevertretung für die Gemeinde 244. 
Kolonien, röm. BQrgerkolonien 74. 
König 808. 820; Leitung der Rechts- 

ptlegc 288. 
Königsbflndnisse 67. 
Königsgesetze 94. 

Königthum 157 ff. ; könip^l VollgewaU83. 

Körperl. ZQchtigung 22ti. 252. 

Körperbesehidigung 227. 252. 
' Kriegsbeginn 293. 

Kriegserklärung 268. 29:?. 320. 825. 

Kriegsfall in der Stadt lüO. 

Kri^gsf&brang 293; Instruction 888 ft 

Kriegegefangenscfaaft 25. 62; ISnfluse 
auf d. Bürgerrecht 25. 

Kriegsrecht, Verlust .seitens der lat. 
Städte 58, der ausseritai. Bundes- 
staaten 67. 

Kriegsregiment 96 ff.; pon. Combin. 
I mit dem städt. 100. 

Kriegstribnn 124. 156. 184. 

Kiiogsyertriigi' 291. 

Ländliche Trilnn 29. 
Latinische Nation 56 S.; iut. Hecht, 
1 Umfang 57 j lat. Städtebund 56 ff. 
( Latinm und Born 66. 
Lebenslänglichkoit des Amtes 128; des 

Priesterthums 89; des Principates 197; 

der Senatur 308. 
Lebensstrafe 228. 252. 
Legalcomiticn 318 ff. 
legnti 207 f. 287. H;5G; inagistratische 

206; nichtmagistratische 207. 
Legis actio sacramento 245. 
Legislation d. Comitien 844; kaiserl. 

848 f.; d. Senats m 
Leitung d. Comitien 308; d. Senatsyers. 

813 f. 

Lex 819 f.; data 819; prlvata 819; pub- 
lica 319; rogata 819 f. 
liberi, aU Begriff für die Bürger 21. 
Licinisches Ges. 122. 123. 164 f. 
1 lictorea 187. 

>4.lttaiKhraflta»t«wbt». ^AxdL. 24 
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Looäuag 121. 

LMnreien s. F6ii«rlOiebw«Mn. 

mnp-i' trr '^S: m. populi 162. 

Magistrate, Kategorien 86 f.; f. Rechts- 
pflege 23Ö fl'.; Einflusä d. I>euate8 auf 
<L Antaihitigkeit $86 ff.; a. Magi- 
stratur. 

Magistrati^che Gemfindevertretung 82. 
Magistratsgeschäfte sacralc 216 ff. 
Magistratur 81 — 158; Yeriu an den 

Comitien 82 ; Uebemahme 82 f. ; Qaa- 

lificatlon zur M. 111 ff.; M. der Patri- 
eier, allmähl. Znlam4ung der i'lebejor 
dd; Besetzuog mit Kitteru 48; mit 

Senatonn 48; H. und Priaaterthnin 

88; sacrales RegiiDent 290; a» auch 

Qiiftsi-MagiHtratnr. 
magistratus Bö; m. curules87; maiores, 

minor«« 86; patricii, plebeü 8A, 
iDigiatri militDm 855. 960. 

maior potestas 120. 

Mandtrung im Amt 143 f.; im st&dt 

Begiment 145. 
Maadiningarfleht tS40. SSB7. 
HArktpoltzei 179. 

Militärämter, Treminng von den GiTil> 

ämtern döb. 
Militlriacbe Autonomie dw Bnndoa» 

Staaten 282; nülit. Juriadietion 268; 

Kasscnverwaltung 263. 
Militärwesen 355. 859. 363. 
minor poteataa 120; minores gentes 12. 
Iffithamehaft Im Prineipttt 201. 

Mitwirkung des patr. Senates bei dem 

Vnlkf<'<chluss 825; de.s weiteren Se- 
nates bei dem magistr. Decret 326 f. 
Mord 227. 288. 850 f. 253. 

munera 8;_i. 

Municipaljurisdiction 240 f. 
Municipalrecht, Inhalt dess. 75 f. 
Mnoieipalverfssaung, ihre Entstehung 
74. 

Municipalrenralttmg 2811t; dezeii Ver- 
fall 28:3. 

municipium civiuro Romanorum 61; m. 

Lfttimtm 61. 
Münzpr&gmg, Beamte für die Mfinapr. 

185. 



Münzweaen 363. 
Matteneebt 8. 

]f ledere Aemtcr «. Unteramt. 
Nobilität 41 ff. 
Domeu Latinum 56. 
nomen Latinum *c soeii 64. 
Nothatandacpmmando 102. 

Oberamt, sacrale Competenz 220; 
Zwangs- o. Strafteeht 228; GebftUiBa 
im oberamtl. Zwange- u. Strafr. 223; 

Continiiltät 102. 10:^ nllmäbl. Ei». 

führung d. Comitiaiwahieu 107. 
OberamtlicheVermüguDsverwaltuug 26ö. 
Oberpontifei 80a 820; Kaiaer als O. 

194. 196; B. Oberpontificat. 
Oberpontificat 91; Einheitlichkeit des 

0. 118. 
Oceupaiion 264. 266. 
Oeffcntliebkeit der Amtatbitigkeit 299. 
ofGcia 856. 
Offizierdienst 47. 

Oftiziere von Kitterrang zur Kaiserzeit 
207. 

Offiziersemennung 261. 
Opfer, magistrat. 216. 
Orbis Bomanus 350. 

Ort der Abhaltung d. ComitieD 801; d. 

Senates 312 f. 
Oertliche Grenzen d. Imperiums 262 , 

5rtl. Scheidung durch d. pomerium 96. 
Ovinisches Plebiacit 309. 

Pftderastie 228. | 
par potestas 120. 

Parteirollen, Regulierung 245 f. | 

patres 5; p. conaeripti 806. 

Patriciat als Erbadel 37 ft; Teileihung \ 

in d. Raiseneit 7. | 
patricii 5. j 
Patricier und Senat 806. 807. 814 81& i 
P«lridsoh>pleb(aiacbe Gemeinde, ihre I 

Gliederung 28 ff. { 
Patronat 17. 

Patronatspflichten, Verletzung 228. ( 
pedarii 314. 

perduellio 186. 224. 227. 244. 
per«grinns 62. 65. 
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Peregrinitfit der spät. Republik 71 f. 

Pfändung !?29; im OeTnoinderccht 267. 

Piacularverfahren, pontificales 94. 

Plebejer 50 £; PL n. SaMt 808. 
SO». 314. 815} ZnUflamg zur Magi- 
stratur 39. 

plebeii 15. 21. 

plebcyüches Geechlechtsrecht 9; Quasi- 
magiatrate 51; Quaflieoinitian 51; 
OUedernng dar patrie;> plebejischen 

Gemeinde 28 fF. 

Politiscber Wert der Comitien 323 f. 
Poüaat 179. 822. 226. 288. 250. 831; Aw- 
gestaltmig der baaptatidt P. aor 

Kaisorzeit 205. 
pomerium 96 f. 

Ponüfices 13; u. auch Oberpontifex u. 
sacral. 

Pontificales Piacularverfahren 94» 
Pontificale Rechtweiaung 95. 
popnluB 12. 21—56; Gregenaatz zu 
tribuB 12. 

poteataa 85; par p. 120; maior «. minor 

p. 120. 

praefeeti: pr. iure dicundo 2:^"^ 240: pr. 

praetorio 20b. 355 f. i praeiectua urbi 

lU. 235 f. 856. 
praeaideB 287. 857. 

praetor 164 ff. 259 f. 265. 286. 315. 834. 
335; Jurisdiction 238 f.; Qiiasilcgis*- 
lation 243; pmetor hastarius 250; 
peregrinus 165; urbanus 164. 167; b. 
Frttar. 

Plritar 164 ff. 124; Verhältniss a. Con- 

Bulat 164 ff.; s. auch praetor, 
prensio 229. • 

Priester, ihre Ernennung 90. 
Priestercollegien: Ck>llegiaUtit 117. 

Priesterliche Ausptcien 91. 

PricHtcrliches Impprium 91. 

Prieaterächaft, Jurisdictiou 220 f. 

Prieaterthnm 88 ff.; in d. Mmiicipien 
283; Personale Oleichbehandiung mit 
der Magistratur 89; Priestorthiimer 
d. Ritter 4Ö; d. Senatoren 43; patri- 
ciache 38 f.; s. auch sacrales Kegi- 
ment, ,^oBtifical*. 



princeps 198; pr. aeoatiu 815; a. Prin- 

cipat. 

Principat 190 ff. 340; Entstehung lyO; 

ala bleibeiide InititatioD 190 f.; ob 

Magistratur? 191. 192. 
Privatexecution 253. 
Privatrecbt u. Prozefls (s. auch Civil- 

prosess) Qegenaata aim Straüradit 

222. 233. 

privatrpchtl. Stellung der Hdrigen 18. 
Privilegien der Italiker 65. 
Privilegirte Bürgerklabsen 37. 
Privilegium 819 f. 

pro (pro mag! 8 1 rata, pro eonanle) 87* 

proeonsul 159. 286 t 
Propr&tor 286 f. 
proeoiaior Angoati 211. 
I proMarti 84 

j profjuRstor 149. 
Provmzen 69. 66. 286 ff. 2öl ff. 279. 
Troviuzialen , ihre Keichsangehörigkeit 
71. 

Provinziale Abgaben 71. 

ProTinziales Bodeneigentum 70. 

Prorinzialregiment, feldherrlichea 69. 

ProTinsialstatdialter, Jurisdiction 289 f. 
B. Statthalter. 

Provinzial verwaltTUig der Raiserzeit 206. 

Provocationsprozess, »recht 98 f. 2dOC 
1 250. 252. 

Preaesa, «rtl. Beaehr. 97; Stelltuig d. 
I Latiner im Fkoaes» 80; s. aneb CiTÜpr,, 
Straft-, 

Prozessaobuta der Hörigen 19. 
Pupisches Qeseta 812. 
Publication 305; a. Verifümtliehnng. 
Porpw der Beaanten 1S& 

^uaestio 249. 

Qnlator 80 ff. 124. 155. 268. 287. 288. 

300 310. 315 ; Kaasenführung der Qu. 
268. 274 f. 278; straft-. Thatigkeit 
223 f. 226. 228; quaeatores Augnsti 
204; parriddii 188. 224; oxbani 181. 
Qufistionenprozess 234 f. 250 f.; Klage- 

retlit 244; Exec. 253. 
Qualificatiou für die Geschworenen 247; 
I für die Magistratur III ff.; für die 
I Aedititit 177; Ar die Cenanr 172; 

24» 
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(Qualificatioii) für das CoiLsulat ITiS; für 
die Dictatur 162; für die Prätur 166; 
für die Quästur 181 ; für den Militär» 
dienst 2Sflft.;fht das SUtetpliBid 44; 
für den Principat 197; z. Senator 
307 f. 310; der kaiserl. Amt«g«biUfen 

QQasi> Autonomie, pror. in den Pro- 
vinzen 69. 70, 

Quasilegislation prät. 243. 

Quasi-Magistrate der FreigeUwsenen 53; 
der Plebejer 51. 

Quasi -Patrieiat der pleb. Notabüitit 
41. 48. 

qniris 5. 21. 

RangstcUung der AedUen 176; derCon- 

soren 172; des Dictators 162; dee 

Quitstora 181; des Tribuns 170. 
Jiatlmiänner 113 ff. 
Kcciinungslegung der Beamten 134 f. 
Beefatflgemeinsehaft der Latiner und 

Römer 00 ff. 
BcchtBpflege 287 ff. mi. .%1; Einüass 

des Senate« 332; Grenzen, sachl. u. 

persSnL 242 f. ; Magistrate f. d. R. 

238 ff.; militfir. K. 263; Oeffcntlich- 

keit d. R TheiLung d. B. 242; 

Verfahren 243. 
recuperatores 147. 151. 248 f. 
Begietungsthitigkeit des Kaisers 961. 
Regiment , sacrales 88 ff. 280; 8. auch 

Sacralwesen. 
Regiment, städt. u. Kriegsreg. 96 ff.; 

personale Combination lOOi 
Reich u. Bürger. schaft 1—77. 
RetchsaagehOrigkeit der Provinaialen 

71. 

Reichskanzlerschaft 355 f. 
Reidistiieilung 354. 

Religion n. Staatsgewalt seit Dlodettan 

352 ff.; 8. auch sacral. 

RcnuntiatioD des Abstimmungsergeb- 
nisses 804. 816. 

Republik 83. 

ro.s publica 84. 
Richtherren 184. 

Ritterrang, 0£ßzierc von Ritterrang zur 
Kaiseneit 207. 



Ritterschaft 44 ff. ; Abzeichen 46 ; Aomter 

d. R. 48; milit. Formirang46; Quali- 

fication 44 f. 
Rogation» Initiation bei dw B. bei der 

Aemterbestellung 108 f. 
Rücktritt vom Amt 128 ff.; Einflusa auf 

die Gültigkeit der Amtshandlungen 

184; Formen dees. 188. 

SktchbeschädiguQg 227; gagun eine Qo- 

meinde 244 
Sacralacte, Oeffentlicbkeit 299. 
Sacralaogelegenheiten 813. 

Sacrale CoUegien, Eintritt des Kaisers 
197; sacr. Finanzironp 93; sacr. Ge- 
walt 320; Sacralhandlnngen 92 f.; 
sacr. HagistratsgescUlfte 216 ff.; 

Sacralordnungon 92; sacr. Regiment 
S8 ff. (fi. auch Priestertluim), der Magi- 
strate 219 f.; sacr. Strafrecht 94; 
Sacralwesen in d. Munidpien 283, 
Einflttss d. Senats 889. 

sacramentum 03. Üi.*). 

Sammtherrschaft 2ij:i .S54. 

Schädigung der Gemeinde 227. 

Sebatsung 97. 

Schau (speetio) 218. 

Schau])irit^e, bevorzugte der Senatoren 

Aü; di'.r Ritter 47. 
Schulden der Gemeinde 278. 
Selaven, ibre Verwendung im ttffisntL 

Dienst 139. 
scribae 140. 

Selbsthülfe 236. 252. 254; der Gemeinde 
867. 

Senat 285. 205. 146; BeamteavaU 106; 
Competenz 325 ff. ; Einfluss auf d. 
Magistr. 326 ff.; facultative Zosiehung 

d. S. 327. 

Senat u. kaisert. Staatsiaih 860; Ißt- 

glicdcrzaiil 307; Patric. u. pleb. Senat 
'.m. 40. 41; Qualificntion z. Senator 
307. 308. 310; Stellung im Principat 
840 ff.; Titulatur 306: Veibilt s. d. 
Geschl. 308; Vetsammlungsort 97} 
Wahl 308 f. 
Seuatorcnstand 42 ff. : Abzeichen 42 f. ; 
Competenz über die Seu. 358; Ent- 
lassung d. Ben. 808. 809; Klassen d. 
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Senatoren SI4 f.; Lt^bensliingl. ;{08; 
Quaiiäcation ^7. mS. Uli); Zahl der 
Sen. 807; Tltulatitr d«s einaelnen 
Senator» 307; Wmhl a06f.| Zftkl der 

Sen. 307. 

SeoaUbeschlius, Interceasionarecht 126. 
^iiat«g«richt vatm d. Ptincipat 234 1 
8enategataeliteii 341. 

seniorfs ^07. 
Siepprohren 'J64 f. 
Sitzreeht 138. 170. 
«ocü 64. 69. 
flolarium 269. 
Sol.izahlunK 32. 

äouyeränität der Gemeinde unter dem 

Prindpat 901. 
^QTwinititereobte der IaÜb. Oemein- ' 

d>^n 59: d. aifscrital. Bundesstaaten 67. 

Spaltung der urgprungL einheitl. Magi- 
stratur 155. 

speetio 218. 

StaatabQrgcrrecht 75. 

StM'itsordnunf,', T^nabAndMlichkdt S19. 

iStaatsrath 360. 3ti2. 

Stuttrerträgc 292. :i3ä; Ablehnung 
dncs St. durch die Gera. 293. 

Stadt, Kriegsfall in der St. 100. 
Städtebund, italischer 6a ff. i latiniMher 
56 ff. 

Stidtieehe Autonomie 281 1 
8t&dtt9che Gliedeiung dea ESnheilt- 

Staates 73 ff. 
'fitidtisches u. Kriegsregiment 96 ff.; 

ihre personale Combination 100. 
StSdtaaehe Tribus 29. 
Stadfpr^fect^ Qeriehtsbarkeit^nwfeetQs 

urbi) 

Statthalter 286 ff. 262. m m 336; 

Rechtspflege 288; Commando 288; 

Verwaltung 290; s. auch legati. 
Stellenzahl der A»'mt»>r 119 f.; bei Aedi- 

lität 176; Ceusur 172; Consulat V)S] 

Prätur 164 ; Quästur 180 f.; Tribunat 169. 
SteUvertreter im Amt 100. 148 IT. 
Steiieru c'^en U. 20. 32. 285. 358. 862 f. 
Stimmordnung 14. 

Stimmrecht 21. 36. 37. 43. 52 f. 54 f. 
61 f. 74 f. ; Entsi^iuig dnrdi d. Ceneor 
175. 



stipondinm 71. 

Strafgelder, Einziehung 227; Verwen- 
dung 27& 277. 

Strnfuuttel 228 ff 252. 26. 27. 

Strafirecht u. Sf rafirechtspflege 26 f. 
222 ff. 98. 146. 282. 288. 290 £ 831. 
341. 367 f. 

Strafrarfahn» gegen den Kmaer 192. 

Strasspiijxdizfti 179. 

Stra$«i^<>nr* iiiigung, Beamte daf&r 185. 

Stuprum 22ö. 

Sneeession, mangelnde in dem Prinei" 

pat 195 f. 
»affragiam, ciyee sine anffira^o 54 £ 

Tage der Comitien :K)1; der Senats- 

sitsung 312. 
Theilung der dvil- uad UUitarimter 

355. 

Theilung des jßeichs 354. 

Thenenmgen, Einwirkung gegen die« 
s<'Iben 270 f. 

Titulatur df>s Kaiaeia 192 f.; des Se- 
nates 3U6. 

Todestlnife 890. 

toga praetexta 138. 

Traiisitoriscbes Amt 128 f. 

Trennung der Civil- und Militirimter 
355. 

tres viri noctnmi 147. 
Treoeid der ei über. fiOiger 260. 132. 
Treu wort der IMr^^f^rsehaft beim Amts- 
antritt 128. 132 f. 260. 
Tribnle« 30 f. 259. 

Tflibunen 16i ff. 310. 315. 359; BemAtng 

der Plebs 300 f.; des Senates 312. 
Tribunicische Gewalt, Uoberii. durch 

den Kaiser 196; Inhalt der tribun. 

Gew. des Kaisers 200. 
Tribunicisches Zwangs» Und Stmfrecht 

t!*21 f. 2'2Ik 
tribunus celerum, Vcrh. z. d. Tribus 13. 
tribunus militum; Yerh. an den Tribus 

13. 

tribunus plebis 51. 

Tribus, Arten: Bodentribns 2H; ländl. 
Tribus 29; die vier städt. Tribus 29; 
Qegensata au popatas 12; Organi- 
sation 13. 31; Uebertiagung aiJ die 
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Person 30; Uebertragang auf die 
nicbtansässigen Bärger 30; VerL zur 
Wehr-, Steuer- «. Stimmoid. 14. 

Tributuß 38. 

Triumphus 264. 336. 

Triumvirat nach der Ennord. Caeaars 
188. 190. 

Trinmviin s. DronnSaner. 

Tnippeu, AiifftoUang der Tr. 838. 

Tainns 121. 

VebergrifFe der Comitieu in die magi- 

»mtiselie Oompetens 888. 
Uebwnahme eines Amtes 82; des Im- 

ppriiiTTTi durch den Kaiser 194; der 

tribunicischen Gewalt durch ihn 196. 
Ueberaiedelung, £iuflusa auf den £r- 

werb der a^itlt 88. 
ümfnse im Senftt 814 f. 
Umlag.? t^'i. 

Unabänderlichkeit der bestehenden 

Staatsordnung 319. 
Unfreiheit, rOm. 85. 
Ungebonem, Thatbestend 887; Folgen 

229. 

Unteramt, allmäbl. Entw. der Comit.- 

Wahlen 108; Spaltung der Aemter in 

Ober- u. ünteremt 158. 
Unterbearnte, kidaerl. 804 ff*; CSoemtUm 

der U. 22.1 
Unterstützuugsgelder für die Auferz. 

eheL Kinder 271. 
UnTerletilicbkeit d. Kaisen 187. 800. 

Teetigd 71. 

Verantwortlichkeit der Beamten 135. 
Verfahren bei der Eechtspfl. 243. 
Vergtttnng des Gemeindedieuites 140 f. 

Verhaftung 229. 

Verhältnis^ de« Magiatmtee n. des JSe- 

nates 829. 
Verleihung des Bürgerrechtes 23; des 

Plebe}ates 88. 
Verlust der Civitit 85. 
Vermr^ppn, Einflusa auf die Modalität 

der Dienstpflicht 2ö8; s. auch Oe- 

meinderenndgen. 
Yennögenestcafen 828. 



Vermögensverwaltung in den Mnm- 

cipien 283; kaiaerl 210. 
VerOtatliehnnf der TolksscUfiase 806 ; 

der Senntsbesehlfisae 818. 

VerpflegungswesenderHattpletidtinder 

Kaiserzeit 2Ö.'j. 

Versammiuiigsort der Comit. 301; des 

Senates 312 f. 
Verachmefaning, militliiseh-politiaclie 
der TribQs 14. 

Vertragsformen 292. 

Vertragsrecht , Verlunt de»gelb. seitens 

der ausserital. Bundesstaaten 67; der 

lAt Stidte 5& 
Tertretnng der Ckmeinde 81 £ 
Verwaltung Italiens u. der Provinzen 

281 ff.; n. auch S. 857. 861 u. Ver> 

mögensverwaltung. 
Yenicbt «af dts Bftigerrecht, tmwirk. 

SMtt87. 
vicarii 357. 

Villiachos Aemtergeset» 112. 

vir clarissimus 307. 

Titia 898. 828. 

Vogelfahrer s. angures. 

Vogelschaa s. auppiciu. 

Volksfeste, Aufsichtsführung durch d. 
Aedilen 179; ab Mittel im Wett- 
bewerb um die Aemter 141; Uebev- 
Weisung an die Magistratur 216 f. 

Volksschhiss, Collision der Volks- 
schlüsse 322; Mitwirkung des Senat«» 
884; Titiöfler 885. 

Vollbürgeirecbt, Mangel des V. als 
Auaschliiss von der W&lilbarkeit III. 

Vormundschaft 4. 243. 

Wiblbari^eit, AnsseUoss tod derselbeii 
III; Besehrinlning unter d. Prinetpat 

115. 

Wahlen, Compctenz des Senats 331; 
Wahl der Senatoren 308 f.; Comitial- 
wähl 108; senatorisehe BeamtenwaU 

108. 

' Wahlcomitien 106. 818. 
Wahlrecht 36. 

Wehrgemeinsehaft mit den anasaxitaL 
Bundesstaaten 87. 
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WehrordnitaS 949. 869; VetfaUtote s. 

curia u. z. d. Tribus 14. 

Wehrpflicht 30 f. 34; der Freigel. 52; 
bändische d. Itoliker 64} d. Latiner 
64; der «OMeriteL ÜnterÜiBn«ii 71. 

Wacher 228. 

Äahlangcn der Hui^sen 27'j; contrHctl. 

27t); d. GemeindeachuideQ 278; d. 

Stxs%ald«r 276. 
Zehmnfaiiereollegitiin ftr d. EVdhdte- 

prozpss 185. 
Zehnzahi, als Gmndzahl der Volks» 



ZSlla 68. 72. 850; Befftutigiiiigttii der 

Italiker 65. 
Zur htirrung 228. 252. 
Zuruckgesetste Bürgerklassea 51. 
Zuetiaiinung der Oemeinde suai Steate- 

vertrag SM. 
Zutret« II von G^eschl echtem i. Staat 6. 

Zwangsarbeit 290. 

Zwaugsmittel 22Ö f. 

Zwangnreeht a. Ooerdtfon. 

Zweimänner 186. 224. 

Zwi.HcbenfrLst der ErUngttng von 

Aemtcra 113. 
ZwieebenktaigUmm 128. 129. 167. 
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